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Erstes  Kapitel 

Allgemeines  über  Finanzstatistik 

Die  Finanzstatistik  ist  ein  Teil  der  Verwaltungsstatistik  im  en- 
geren Sinne.  Merkmale,  Methode  und  Darstellungsform  hat  die  Fi- 
nanzstatistik mit  den  übrigen  Zweigen  der  Statistik  gemeinsam.  Ins- 
besondere werden  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Statistik,  wie  die 
statistische  Methodenlehre  und  die  Lehre  von  der  statistischen  Technik, 
auch  in  der  Finanzstatistik  Anw^endung  finden  müssen.  .Nach  von 
Heckei  verstehen  wir  unter  Finanzstatistik  „die  Ermittlung  und  Dar- 
stellung der  Tatsachen  der  Finanzwirtschaft  in  nach  Maß  oder  Zahl 
erkennbarer  und  vergleichbarer  Forrn''.^)  Während  es  sich  aber  bei  an- 
dern Zw^eigen  der  Statistik,  wie  bei  der  Bevölkerungs-  oder  der  Wirt- 
schaftstatistik, um  die  Beobachtung  von  Massenerscheinungen  handelt, 
beruht  die  Aufgabe  der  Finanzstatistik  in  der  Ermittlung  und  Dar- 
legung der  charakteristischen  Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  in 
der  Gestaltung  des  öffentlichen  Finanzwesens,  um  dessen  Zustand  und 
Entwicklung  zu  erkennen.  Sodann  bildet  einen  wichtigen  Bestandteil 
der  Finanzstatistik  die  Feststellung  der  Geldmittel,  welche  zur  Er- 
füllung der  Aufgaben  der  öffentlichen  Körperschaften  nötig  sind.  Der 
Finanzstatistik  wird  man  also  eine  doppelte  Funktion  zuerteilen  müs- 
sen : einerseits  soll  sie  Antw'ort  geben  auf  die  sozialen  und  politischen 
Fragen  in  Staat  und  Gemeinde,  soweit  diese  eben  finanzwirtschaft- 
lichen Charakters  sind,  anderseits  soll  sie  die  verschiedenen  Verwal- 
tungszw^eige  der  öffentlichen  Körperschaften  hinsichtlich  ihrer  finan- 
ziellen Verhältnisse  beleuchten.  Das  Urmaterial  der  Finanzstatistik 
bieten  demnach  die  Aufzeichnungen  der  öffentlichen  Finanzverwal- 
tungen über  Einnahmen  und  Ausgaben,  Vermögen  und  Schulden.  Vor- 
aussetzung für  die  Beobachtung  dieser  finanzstatistischen  Daten  ist 
freilich  die  Publizität  der  Finanzangelegenheiten,  wie  wir  sie  in  un- 
sern  modernen  Verfassungsstaaten  in  der  Regel  finden,  was  aber  in 
den  Zeiten  der  absoluten  Monarchie  keineswegs  immer  der  Fall  war. 
Heute  ist  durch  die  Finanzkontrolle  der  Volksvertretung  in  Staat  und 
Gemeinde  eine  bessere  Ausnutzung  dieses  Materials  ermöglicht.  Als 
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Grundlage  kann  dabei  entweder  der  Haushaltplan  oder  nach  Ablauf 
der  Finanzpenode  die  Schlußrechnung  vom  Finanzstatistiker  benutzt 
werden.  Jedoch  wird  man  sich,  um  zu  gleichartigen  Kesultaten  zu  ge- 
langen, stets  vorher  zu  vergewissern  haben,  welche  der  beiden  genannten 
Unterlagen  zur  Gewinnung  des  Zahlenmaterials  verwendet  worden  ist, 
und  die  Zahlen  der  Schlußrechnung  werden  denen  der  Voranschläge 
stets  vorzuziehen  sein,  da  ja  an  den  Voransi'hlägen  des  Staates  sowohl 
als  auch  an  den  Haushaltplänen  der  Städte  jederzeit  — natürlich  im 
ersten  Falle  mit  Zustimmung  der  Stände,  im  zweiten  nur  unter  Ge- 
nehmigung der  Stadtverordneten  oder  des  dem  Stadtrate  sonst  bei- 
gegebenen und  mitberatenden  Organs  und  der  2V uf Sichtsbehörde 
Änderungen  vorgenommen  werden  können.  Endlich  wird  es  noch  als 
Aufgabe  der  Finanzstatistik  angesehen  werden  müssen,  daß  bei  den 
einzelnen  Ergebnissen  soweit  möglich  eine  U ntersuchung  über  die  Ent- 
stehung der  Ziffern  geboten  wird,  so  daß  man  nicht  nur  die  bloßen 
Resultate  erhält,  sondern  auch  Angaben  darüber,  warum  dieselben  diese 
oder  jene  Form  angenommen  haben.  Erst  wenn  beides,  Zusammen- 
stellung des  Zahlenmaterials  und  Charakterisierung  der  Quellen  des- 
selben, vereint  wird,  erhält  man  ein  ungetrübtes  Bild  der  jeweiligen 
Verhältnisse. 

Von  nicht  geringer  Bedeutung  sind  auch  in  der  Finanzstatistik 
vergleichende  Darstellungen.  Zeitlich  oder  örtlich  können  solche  Ver- 
gleichungen vorgenommen  werden,  indem  entweder  die  Finanzen  des- 
selben Gemeinwesens  zu  verschiedenen  Zeitpunkten  oder  die  finanz- 
statistischen Ergebnisse  mehrerer  öffentlicher  Körperschaften  zu  der- 
selben Zeit  oder  in  verschiedenen  Zeitabschnitten  einander  gegenüber- 
gestellt werden,  um  dabei  Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  im  Fi- 
nanzwesen festzustellen.  Hierbei  ist  es  freilich  von  Bedeutung,  darauf 
zu  achten,  daß  die  einzelnen  Ergebnisse  auch  wirklich  vergleichbar 
sind.  Nach  Befinden  müssen  sie  erst  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  besonders  dann  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  wenn 
es  sich  um  Vergleichungen  internationaler  Verhältnisse  handelt.  Schon 
die  Verschiedenheit  der  Etatsansätze  stellt  einer  Vergleichung  der  Er- 
gebnisse große  Schwierigkeiten  entgegen,  denn  während  in  den  Brutto- 
etats bei  den  Einnahmen  die  Ausgaben  für  Betrieb,  Gewinnung  und 
Erhebung  inbegriffen  sind,  werden  letztere  in  den  Nettoetats  in  Abzug 
gestellt.  Ferner  sind  die  Nettoetats  oft  deshalb  schwer  miteinander 
vergleichbar,  weil  in  den  verschiedenen  Gemeinwesen  die  Kosten  für 
Betrieb  der  Unternehmungen,  Erhebung  der  Steuern  und  ähnliches 
nie  in  ganz  gleicher  Weise  berechnet  und  berücksichtigt  werden.  Auch 
wird  vielfach  das  Prinzip  der  sogenannten  fiskalischen  Kasseneinheit 
nicht  gewahrt,  sondern  Spezialetats  Averden  hier  und  da  für  einzelne 
Verwaltungszweige  aus  dem  Hauptfinanzetat  ausgeschieden.  Alle  diese 
Umstände  können  leicht  dazu  führen,  bei  Vergleichungen  ein  nicht 
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der  Wirklichkeit  entsprechendes  Bild  zu  bekommen.  Zu  berücksich- 
tigen sind  sodann  bei  finanzstatistischen  Vergleichungen  die  „durch- 
laufenden Posten",  worunter  man  jene  Zu-  und  Abgänge  zu  verstehen 
hat,  welche  die  Gestaltung  der  finanzstatistischen  Ergebnisse  nmht  be- 
einflussen können,  da  sie  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  sind.  In 
erster  Linie  werden  hierher  zu  rechnen  sein  die  Ausgaben,  welche  ent- 
stehen aus  dem  Betriebe  von  Unternehmungen  und  Anstalten,  ferner 
die  Erhebungskosten  für  Staatseinnahmen,  etwaige  Kautionen  und 
ähnliches.  Auch  ist  bei  Vergleichung  der  Finanzverhältnisse  einzelner 
öffentlicher  Körperschaften  — seien  dies  nun  Staaten  oder  Städte 
d.arauf  zu  achten,  daß  man  nicht  die  Finanzen  von  GemeiiiAV esen  sehr 
ungleicher  Größe  zueinander  ins  Verhältnis  setzt,  denn  das  eine  der 
beiden  Gemeinwesen  kann  dabei  dem  andern  gegenüber  in  zu  günstigem 
oder  ungünstigem  Lichte  erscheinen,  da  einerseits  ein  kleiner  Verwal- 
tungskörper in  der  Regel  einheitlicher  entwickelt  sein  würd  als  ein 
großer,  anderseits  ein  größeres  Gemeinwesen  bessere  Bedingungen  für 
Beschaffung  der  nötigen  Mittel  durch  Einkauf  im  großen  oder  durch 
Kredit  erreichen  kann  als  ein  kleines.  Schließlich  muß  bei  interna- 
tionalen statistischen  Vergleichen  die  verschiedenartige  Verteilung 
der  öffentlichen  Aufgaben  auf  Staat  und  Selbstverwaltungskörper  in 
Betracht  gezogen  werden,  denn  in  Ländern,  wo  der  Staat  den  unter 
ihm  stehenden  Selbstverwaltungskörpern  viele  Aufgaben  überträgt,  die 
er  in  andern  Ländern  selbst  übernommen  hat,  werden  durch  Verglei- 
chungen der  Finanzen  der  Staaten  oder  der  Selbstverwaltungskörper 
leicht  weit  voneinander  abAveichende  Ergebnisse  zustande  kommen,  die 
eben  nicht  miteinander  verglichen  Averden  können. 

Um  nun  in  der  Finanzstatistik  zu  möglichst  vergleichbaren  Da- 
ten zu  gelangen,  hat  man  zu  der  AnAvendung  A'on  Reduktionsmitteln 
gegriffen.  Hierbei  sind  insbesondere  von  Bedeutung  die  Kopfquoten, 
die  Prozentanteile  und  die  Umrechnungen  der  Zahlen  auf  eine  ein- 
heitliche Münze.  Während  es  sich  nun  bei  den  Kopfquoten  darum 
handelt,  zu  berechnen,  Avieviel  von  einer  bestimmten  Ziffer  des  Bud- 
gets, etAva  des  Steuerertrags  oder  der  Staats-  und  Gemeindeschulden, 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfällt,  sollen  die  Prozentanteile  dar- 
stellen, wie  sich  die  Zahlenangaben  der  einzelnen  Posten  auf  die  Ge- 
samtsumme des  bestimmten  Kontos  A'erteilen.  Sie  haben  eine  erheb- 
lichere Bedeutung  als  die  Kopfquoten  und  sind  besonders  dann  mit 
Vorteil  zu  verAvenden,  Aveim  die  Ergebnisse  der  Finanzvcrwaltung  des- 
selben Staates  oder  der  gleichen  Gemeinde  zu  verschiedenen  Zeitpunk- 
ten verglichen  werden  sollen,  Avobei  freilich  auch  darauf  zu  achten 
ist,  ob  niebt  in  der  Finanzvei’Avaltung  inzAvischen  Avesentliche  Verän- 
derungen vorgekommen  sind.  Bei  internationalen  Vergleichungen  ist 
außerdem  vor  der  Bei’echnung  und  Vergleichung  der  Prozentziffem 
noch  erforderlich,  daß  die  verschiedenen  Finanzrechnungen,  deren  Ver- 
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gleichung  stattfinden  soll,  auf  eine  einheitliche  Form  gebracht  werden, 
welche  insbesondere  abweichende  Einrichtungen  gleichmäßig  in  Grup- 
pen zusammenfaßt.  Was  endlich  die  Umrechnungen  der  Zahlen  auf 
eine  einheitliche  Münze  betrifft,  wodurch  man  die  Ziffern  unmittelbar 
vergleichbar  zu  machen  sucht,  so  stellen  sich  auch  hierbei  allerlei 
Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Denn  wenn  man,  wie  dies  meist  ge- 
schehen wird,  bei  dieser  Umrechnung  das  Münzsystem  des  eigenen 
Landes  als  Grundlage  wählt,  so  bleibt  immer  noch  zu  erwägen,  nach 
welchen  Grundsätzen  die  Umrechnung  erfolgen  soll. 

Schließlich  kommen  auch  graphische  Darstellungen  in  der  Finanz- 
statistik mit  Erfolg  zur  Verwendung;  insbesondere  sind  Diagramme, 
welche  das  Anwachsen  der  (städtischen)  Schulden,  die  Zunahme  der 
(kommunalen)  Steuerlast  und  ähnliches  darstellen,  von  Bedeutung.  Um 
also  in  der  Finanzstatistik  brauchbare  Ergebnisse  zu  erzielen,  ist  bei 
allen  den  erwähnten  Schwierigkeiten  zunächst  eine  sachgemäße  Be- 
schränkung erforderlich.  Annähernd  gute  Resultate  wird  man  erhalten, 
wenn  man  die  Finanzverhältnisse  desselben  Gemeinwesens  zu  verschie- 
denen Zeitpunkten  vergleicht.  Aber  auch  hier  darf  man  nicht  zu  weit 
gehen  und  nicht  zu  viel  vergleichen  wollen.  Bei  der  internationalen 
Finanzstatistik  jedoch  sind  Vergleichungen  nur  dann  möglich,  wenn 
alle  die  genannten  Bedingungen  erfüllt  sind,  welche  zur  Erzielung 
wirklich  vergleichbarer  Resultate  nötig  sind. 

Um  endlich  die  methodologische  Seite  der  Finanzstastitik  hervor- 
zuheben, sei  noch  erwähnt,  daß  bei  ihr  ebenso  wie  in  den  meisten 
übrigen  Zweigen  der  Verwaltungsstatistik  die  Selbstbeobachtung  eine 
große  Rolle  spielt.  Es  werden  dabei  alle  wichtigen  Vorgänge  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung  — was  die  Finanzstatistik  anlangt,  speziell 
der  Finanzverwaltung  — genau  von  den  betreffenden  Verwaltungs- 
behörden registriert  und  dann  von  der  beigeordneten,  bisweilen  auch 
über  den  einzelnen  Verwaltungsbehörden  stechenden  statistischen  Zen- 
tralstelle einheitlich  bearbeitet. 

Zweites  Kapitel 

Finanzstatistik  Deutschlands  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung Sachsens 

Was  die  Finanzstatistik  in  Deutschland  betrifft,  so  haben  wir 
eine  gewisse  Dreiteilung  zu  beachten,  und  zwar  können  wir  je  nach 
den  verschiedenen  statistischen  Ämtern,  welche  Finanzstatistik  trei- 
ben, unterscheiden:  1.  die  Reichsfinanzstatistik,  welche  veröffentlicht 
wird  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  zu  Berlin,  2.  die  Finanz- 
statistik der  Bundesstaaten,  welche  teilweise  zusammengestellt  wird  in 
den  statistischen  Ämtern  derselben,  teilweise  aber  auch  vom  statisti- 
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sehen  Reichsamte  direkt  bearbeitet  wird,  und  3.  die  kommunale  Fi- 
nanzstatistik, welche  entweder  in  den  einzelnen  städtischen  statistischen 
Ämtern  oder  in  den  Landesämtern  der  betreffenden  Bundesstaaten, 
bisweilen  auch  im  Reichsamte  selbst  ihre  Bearbeitung  findet. 


1.  Das  Reich 

Im  Deutschen  Reiche  wurde  am  23.  Juli  1872  an  Stelle  des 
Zentralbureaus  des  Zollvereins  eine  statistische  Reichsbehörde,  das 
,, Kaiserliche  Statistische  Amt“  ins  Leben  gerufen.  Nach  der  vom 
Reichskanzler  aufgestellten,  heute  noch  in  Geltung  befindlichen  Ge- 
schäftsordnung hat  das  Amt  die  Aufgabe : 

1.  das  auf  Grund  von  Gesetzen  oder  auf  Anordnung  des  Reichs- 
kanzlers für  die  Reichstatistik  zu  liefernde  Material  zu  sammeln,  zu 
prüfen,  technisch  und  wissenschaftlich  zu  bearbeiten  und  die  Ergeb- 
nisse geeignetenfalls  zu  veröffentlichen, 

2.  auf  Anordnung  des  Reichskanzlers  statistische  Nachweisungen 
aufzustellen  und  über  statistische  Fragen  gutachtlich  zu  berichten. 

War  auch  das  Arbeitsgebiet  des  Amtes  in  der  ersten  Zeit  noch 
ziemlich  eng  begrenzt,  so  spielte  doch  die  Finanzstatistik  schon  am 
Anfänge  eine  große  Rolle.  Besonders  gingen  fortgesetzt  Nachweise 
über  die  Ergebnisse  der  Steuer-  und  Zollverwaltung  ein.  So  finden 
w'ir  noch  heute  in  den  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Statistischen 
Amtes  — ,, Statistik  des  Deutschen  Reiches“,  ,, Vierteljahrshefte  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reiches“,  ,, Statistisches  Jahrbuch  für  das 
Deutsche  Reich“  und  „Statistisches  Handbuch  für  das  Deutsche  Reich“ 
— Angaben  aus  den  verschiedensten  Zweigen  der  Finanzverwaltung, 
so  besonders  über  Zoll-  und  Steuerwesen  des  Reiches,  über  das  Reichs- 
schulden- und  -anleihewesen  sowie  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Reiches.  Doch  beziehen  siöh  diese  finanzstatistischen  Veröffent- 
lichungen des  Reichsamts  nicht  nur  auf  die  Finanzen  des  Reiches, 
sondern  auch  auf  diejenigen  der  Bundesstaaten  und  Städte. 


2.  Die  Bundesstaaten,  insbesondere  Sachsen 

In  den  deutschen  Bundesstaaten,  wo  es  zum  Teil  selbständige  sta- 
tistische Ämter  gibt,  zum  Teil  aber  auch  die  Statistik  in  unausgelöster 
Weise  durch  die  betreffenden  Landesregierungen  oder  von  einem  benach- 
barten staatlichen  statistischen  Amte  betrieben  wird  (für  Waldeck  be- 
sorgt z.  B.  Preußen  die  Statistik),  finden  wir  ebenfalls  eine  teilweise 
reich  entwickelte  Finanzstatistik.  Als  besonders  vorbildlich  sind  hier 
Preußen,  Bayern,  Württemberg  und  Sachsen  zu  nennen.  In  dem  letz- 
teren Staate  wurde  bereits  1850  ein  statistisches  Bureau  errichtet,  wel- 
ches bald  nach  seiner  Begründung  die  Finanzstatistik  mit  in  das  Gebiet 
seiner  Tätigkeit  zog,  und  die  Veröffentlichungen  dieses  Amtes  — Jahr- 
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bucli  und  Zeitschrift  — enthalten  fast  in  allen  Jahrgängen  Zusammen- 
stellungen und  Aufsätze  finanzstatistischen  Inhalts.  Besonders  die  Ein- 
kommens- und  Vermögensstatistik  sowie  die  Statistik  des  Steuerwesens 
haben  im  sächsischen  statistischen  Landesamte  eine  reiche  Bearbeitung 
gefunden.  Teilweise  liefern  die  Bundesstaaten  ihr  finanzstatistisches 
Material  unmittelbar  an  das  ßeichsamt  ab,  wo  es  in  einheitlicher  Weise 
zusammengestellt  und  bearbeitet  wird. 

3.  Die  Städte 

Neben  dieser  finanzstatistischen  Tätigkeit  des  Reiches  und  der 
Bundesstaaten  beginnen  neuerdings  auch  die  Städte  der  Finanzstatistik 
mehr  und  mehr  Interesse  entgegenzubringen.  Waren  sie  schon  früher 
angehalten,  an  das  statistische  Amt  des  Bandesstaates,  dem  sie  an- 
gehörten, oder  auch  unmittelbar  an  das  Reichsamt  statistisches  Alaterial 
über  ihre  Finanzwirtschaft  einzureichen,  um  es  dort  mit  den  Angaben 
andrer  Gemeinden  einheitlich  zusammenstellon  und  bearbeiten  zu  lassen, 
so  werden  jetzt  die  Städte  mehr  und  mehr  des  Wertes  der  Finanzstati- 
stik, besonders  der  vergleichenden,  sich  bewußt,  und  viele  Städte  haben 
in  den  letzten  Jahren  selbständige  statistisc  he  Ämter  gegründet  oder 
wenigstens  ihrem  Verwaltungsapparate  eine  statistische  Abteilung  an- 
gegliedert. Wir  haben  gegenwärtig  in  Deutschland,  abgesehen  von  den 
statistischen  Ämtern  der  Hansestädte,  rund  vierzig  städtische  stati- 
stische Ämter,  davon  vier  in  Sachsen:  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig 
und  Plauen  i.V.  In  dem  von  Prof.  Dr.  Neef e,  Direktor  des  Statistischen 
Amts  der  Stadt  Breslau,  gemeinsam  mit  andern  deutschen  Städtestati- 
stikern herausgegebenen  ,, Statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte 
wird  neben  andern  Gebieten  der  Statistik  die  kommunale  Finanzstati- 
stik mehr  und  mehr  gepflegt. 


Drittes  Kapitel 

Gremeindelinaiizstatistik  in  Dentscliland,  namentlich  in 

Sachsen 

1.  Allgemeines 

Gehen  wir  nun  zur  Gemeindefinanzstatistik  selbst  über,  so  sollen 
zunächst  der  Begriff,  das  Wesen,  die  Bedeutung  und  die  Schwierig- 
keiten derselben  klargelegt  werden.  Gemeindefinanzstatistik  sagt 
Most  in  seiner  Schrift  über  Gemeindefinanzen  2.  Band,  II.  Teil  ,,Die 
Gemeindefinanzstatistik  in  Deutschland“  — ist  Statistik  desGemeinde- 
finanzwesens,  wobei  er  unter  Gemeindefinauzwesen  versteht  ,,den  In- 
begriff aller  Tatsachen,  die  sich  auf  die  Einnahme-  und  Ausgabewirt- 
schaft, auf  das  Vermögens-  und  Schuldenwesen  im  weitern  Sinne  der 
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Hauptaufgabe,  Bedeutung  und  Zweck 

Gemeinden  schlechthin,  im  engem  Sinne  der  politischen  Gemeinden 
insbesondere  beziehen“.  Die  Hauptaufgabe  der  Gemeindefinanzstati- 
stik besteht  in  der  Darstellung  und  Erläuterung  der  charakteristischen 
Eigentümlichkeiten,  der  Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  in  der  Ge- 
staltung des  gemeindlichen  Finanzwesens,  um  dessen  Zustand  und  Ent- 
wicklung genauer  kennen  zu  lernen.  Sowohl  für  die  Wissenschaft  als 
auch  für  die  Praxis  sind  die  Ergebnisse  der  Gemeindefinanzstatistik 
von  großer  Bedeutung.  Trefflich  gekennzeichnet  hat  den  W ert  nicht 
nur  der  Gemeindefinanzstatistik,  sondern  auch  der  Finanzstatistik  im 
allgemeinen  von  Riecke  in  seinem  Berichte  an  die  permanente  Kom- 
mission des  internationalen  statistischen  Kongresses  von  1876,  w^o  er 
sagt:  ,,Ohne  Finanzstatistik  hätten  wir  kaum  eine  Finanzwissenschaft, 
gibt  doch  erst  die  positive  statistisch  erfaßte  Zahl  einen  Maßstab  für 
die  jew''eilige  Bedeutung,  sowohl  für  die  Gesamtheit,  wie  für  die  Ein 
zelheiten  der  kommunalen  Finanzgebahrung.“  Aber  auch  für  die  Pra- 
xis hat  die  Gemeindefinanzstatistik  erhebliche  Bedeutung,  und  zw^ar  in 
doppelter  Beziehung : Zweifellos  hat  einerseits  die  Gesamtheit  der  Ge- 
meindemitglieder, die  durch  Abgaben  den  größten  Teil  der  zur  Durch- 
führung der  kommunalen  Aufgaben  nötigen  Mittel  direkt  oder  in- 
direkt aufbringen  müssen,  das  Recht,  nähere  Angaben  über  die  Ver- 
w’^endung  dieser  Gelder  zu  erhalten.  Anderseits  hat  auch  die  Gemeinde- 
verwaltung selbst  Vorteile  von  einer  gut  durchgeführten  Gemeinde- 
finanzstatistik; läßt  sich  doch  aus  ihr  erkennen,  ob  ein  bestimmtes 
finanzielles  Unternehmen  jenen  Verlauf  genommen  hat,  wie  man  einst 
bei  seiner  Errichtung  gewünscht  hatte.  Unmittelbar  praktischen  Vei- 
waltungszw'ecken  aber  kann  die  Gemeindefinanzstatistik  dadurch  die- 
nen, daß  man  durch  sie  Urteile  gewinnt  über  finanzielle  Momente  und 
Zustände  auf  dem  Gebiete  des  Geineindewesens.  Bei  Aufstellung  der 
Haushaltpläne  w^erden  die  künftigen  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
betreffenden  öffentlichen  Körperschaften  um  so  sicherer  und  genauer 
geschätzt  w^erden  können,  je  mehr  man  sich  dabei  auf  die  finanzsta- 
tistischen Angaben  aus  früheren  Zeiten  oder  auf  solche  von  andern 
ähnlich  zusammengesetzten  öffentlichen  Gemein  wiesen  stützen  kann. 
Dasselbe  gilt  für  die  Berechnung  des  zukünftigen  Vermögens-  und 
Schuldenstandes.  Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  daß  auch  für  den 
Staat  als  beaufsichtigendes  Organ  der  gesamten  Gemeindepolitik  eine 
exakt  durchgebildete  Gemeindefinanzstatistik  von  großer  Wichtigkeit 
ist.  Bei  Gemeindeverfassungsreformen,  besonders  solchen  finanzwürt- 
schaftlichen  Charakters,  ist  man  vor  störendem  Experimentieren  ge- 
schützt, wenn  zu  deren  Beratung  und  Festsetzung  die  Gemeinde- 
finanzstatistik hinzugezogen  würd.  Namentlich  aber  beim  Aufsichts- 
rechte des  Staates,  welches  dieser  den  Gemeinden  gegenüber  auf  vielen 
Gebieten,  in  erster  Linie  bezüglich  des  kommunalen  Finanzw  esens  aus- 
übt, kann  diese  Aufgabe  der  betreffenden  Behörde  bedeutend  erleicli- 
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lert  werden,  wenn  die  Gemeinden  über  eine  gute  Gemeindefinanz- 
statistik verfügen.  Was  die  Schwierigkeiten  der  Gemeindefinanzsta- 
tistik, besonders  der  vergleichenden,  anlangt,  so  sind  dies  dieselben, 
die  schon  im  ersten  Abschnitte  hinsichtlich  der  allgemeinen  Finanzsta- 
tistik gezeigt  worden  sind.  Zusammenstellung  und  Vergleichung  nur 
wirklich  vergleichbarer  Zahlen  wird  auch  in  der  Gemeindefinanzsta- 
tistik als  oberster  Grundsatz  gelten  müssen. 

2.  Sisherige  Leistungen 

Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  die  bisherigen  Leistungen  der 
Gemeindefinanzstatistik  in  Deutschland,  so  können  wir  diese  in  vier 
große  Gruppen  teilen:  1.  Leistungen  des  Keiches,  2.  solche  der  Bundes- 
staaten, 3.  solche  der  Städte  und  4.  solche  von  Privaten.  Was  die  Ge- 
meindefinanzstatistik des  Eeiches  hetrifft,  so  haben  wir  nur  eine,  aller- 
dings sehr  umfangreiche  Erhebung  des  Gemeindefinanzwesens,  welche 
im  Jahre  1908  von  dem  zur  Vorbereitung  der  Eeichsfinanzreform  ins 
Leben  gerufenen  volkswirtschaftlichen  Bureau  des  Reichsschatzamts 
durchgeführt  wurde,  um  dadurch  Stoff  für  die  Darstellung  des  öffent- 
lichen Finanzwesens  zu  gewinnen.  Niedergelegt  worden  sind  diese 
Erhebungsergebnisse  in  dem  umfangreichen  ,, Denkschriftenbande  zur 
Begründung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  betreffend  Änderungen  im 
Finanzwesen“.!)  Leider  ist  diese  außerordentlich  vielseitige  Darstel- 
lung teilweise  mißlungen,  besonders  deshalb,  weil  ungeachtet  der  gro- 
ßen methodischen  Schwierigkeiten  einer  guten  Finanzstatistik  diese 
Erhebung  überstürzt  durchgeführt  und  nicht  kritisch  verarbeitet  wor- 
den ist.  Die  Finanzen  sämtlicher  deutscher  Städte  und  Landgemein- 
den mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  umfaßte  die  genannte  stati- 
stische Aufnahme.  Man  begnügte  sich  auch  nicht  nur  mit  einem  Stich- 
jahre, sondern  suchte  die  gesamte  Entwicklung  des  Gemeindefinanz- 
wesens im  Deutschen  Reiche  seit  1881  zu  erfassen.  Obwohl  es  hierbei 
dringend  notwendig  gewesen  wäre,  das  eingegangene  Material  kritisch 
zu  betrachten  und  einer  genauen  Prüfung  zu  unterziehen  — denn  es 
war  z.  B.  jeder  Gemeinde  überlassen,  ob  sie  den  Brutto-  oder  den  Netto- 
etat ihren  Angaben  zugrunde  legen  wollte,  ob  sie  Ordinarium  und  Ex- 
traordinarium  miteinander  vermischen  mochte  oder  nicht  — , wurde 
doch  trotz  dieser  mangelhaften,  rein  formellen  und  kritiklosen  Zusam- 
menstellung der  Zahlen,  wie  in  der  Denkschrift  besonders  hervorge- 
hoben wird,  von  einer  Nachprüfung  mangels  ausreichender  Zeit  und 
wegen  ungenügender  Kontrollmittel  grundsätzlich  Abstand  genommen. 
So  sind  denn  hierbei  die  Angaben  für  die  einzelnen  Gemeinden  nicht 
untereinander  vergleichbar,  was  als  ein  großer  Mangel  der  gesamten 
Erhebung  zu  betrachten  ist. 


1)  Reichstagsdruckaache,  12.  Legislaturperiode,  1.  Session  1907/09,  Nr.  1035. 
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Was  sodann  die  kommunalfinanzstatistischcn  Versuche  der  Lan- 
desstatistik in  den  einzelnen  Bundesstaaten  betrifft,  so  reichen  diese 
bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jalirhunderts  zurück  und  haben  teilweise 
rcobt  gute  Ergebnisse  geliefert.  In  Sachsen  hatten  die  Städte  bereits 
nach  § 35  der  Städteordnung  vom  2.  Februar  1832  die  Pflicht,  „jähr- 
lich eine  Abschrift  des  auf  übersichtliche  Art  zu  fertigenden  Rech- 
nungsauszuges über  das  Stadtvermögen  und  des  städtischen  Haushalt- 
planes zur  Nachricht  einzusenden,  um  die  Regierungsbehörde  in  der 
zur  Oberaufsicht  notwendigen  ununterbrochenen  Kenntnis  des  Ver- 
mögenszustandes jeder  ihr  untergebenen  Stadtgemeinde  zu  erhalten“. 
Diese  Bestimmung  ist  jedoch  in  die  Revidierte  Städteordnung  und  in 
die  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine  Städte  vom  24.  April  1873 
nicht  aufgenommen  worden,  so  daß  heute  auf  Grund  eines  ,, Gesetzes“ 
keine  alljährliche  Einreichung  der  Haushaltpläne  an  die  Vorgesetzte 
Aufsichtsbehörde  stattfindet,  sondern  lediglich  auf  Grund  von  General- 
verordnungen der  letzteren.  Dagegen  wurde  durch  Ministerialverord- 
nung  vom  2.  Januar  1851  die  heute  noch  in  Geltung  befindliche 
Vorschrift  erlassen,  daß  von  jeder  Stadt  (späterhin  auch  von  jeder 
Landgemeinde  mit  mehr  als  2000  Einwohnern)  für  ausgesprochen 
statistische  Zwecke  eine  ,,Verfassungs-  und  Verniögensübersicht“  nach 
vorgeschriebenem  Formular  einzureichen  sei.  Freilich  ist  sowohl  das 
Material  aus  den  gemäß  der  Städteordnung  gelieferten  Übersichten  als 
auch  dasjenige  der  erwähnten  Verfassungs-  und  Vermögensübersichten 
nur  spärlich,  zuin  Teil  gar  nicht  verarbeitet  worden.  Erst  1 863  er- 
folgte zum  ersten  Male  eine  Verwertung  dieses  statistischen  Materials 
unter  Zugrundelegung  der  Zahlen  von  1847  und  1859.!)  \ber  trotz 
anerkennenswerter  kritischer  Stellung  in  der  textlichen  Bearbeitung 
war  das  Ergebnis  nicht  recht  befriedigend  infolge  der  verschiedenen 
Auslegung,  welche  das  betreffende  Schema  gefunden  hatte.  Eine  zweite 
Bearbeitung  der  so  gestalteten  Jahresübersichten  für  das  Jahr  1865, 
die  im  Jahre  1868  veröffentlicht  wurdet),  litt  an  denselben  Mängeln. 
Nach  mannigfachen  Bearbeitungen  der  ,, Verfassungs-  und  Vermögens- 
übersichten“ seitens  des  Statistischen  Bureaus  (seit  1876),  welche  be- 
sonders wegen  des  inzwischen  unzulänglich  gewordenen  und  längst  ver- 
alteten Formulars  der  statistischen  Genauigkeit  entbehrten  und  daher 
keine  guten  Ergebnisse  erzielen  konnten,  gelang  es  erst  im  Jahre  1894 
den  Bemühungen  des  Königlichen  Statistischen  Bureaus,  durch  Ver- 
ordnung des  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  Januar  1894  ein  neues 
Formular  für  die  alljährlich  einzureichenden  Übersichten  der  städti- 


1)  Zeitschr.  der  Königl.  Sachs.  Stat.  Bureaus  1863:  Weinlich,  Beitr.  zur 
Kenntnis  der  Vermögensverhältnisse  u.  d.  Haushaltes  der  Städte  des  Königreichs 
Sachsen. 

2)  Zeitschr.  der  Königl.  Sächs.  Stat.  Bureaus  1868:  Petermann,  Gemeinde- 
vermögen und  Gemeindehaushalt  der  Städte  des  Königr.  Sachsen  im  Jahre  1865. 
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sehen  Verfassungs-  und  Vermögensverhältnisst?  zur  Einführung  zu  hriu- 
geu.  Ein  großer  Vorzug  dieses  neuen  Vordrucks  lag  darin,  daß  ihm 
eine  sorgfältig  ausgearbeitete  Anleitung  und  eine  gute  Probeausfül- 
lung beigegeben  wurde.  Freilich  aber  waren  Ordinarium  und  Extra- 
ordbarium  weder  in  Einnahme  noch  in  Ausgabe  geschieden.  Ebenso 
fehlte  eine  Vorschrift  für  die  Behandlung  der  durchlaufenden  Posten 
und  eine  solche  für  die  Berechnung  des  Wertes  von  Immobilien.  Die 
Bearbeitung  des  Zahlenmaterials  dieser  Jahresübersichten  erfolgte  erst- 
malig für  das  Jahr  1893  durch  Rudolf  Martin,  der  freilich  nach  der 
Ansicht  von  Most  dem  Material  mit  etwas  wenig  Kritik  gegenüber- 
stand.i)  Die  nächstfolgende  Ausnutzung  der  Übersichten  für  1896 
beschränkte  sich  lediglich  auf  die  Vermögensverhältnisse  der  Städte 
und  gab  fast  nur  Ziffern,  ohne  daß  diese  in  einem  beigegebenen  Texte 
kritisch  besprochen  worden  wären.  Im  Hinblicke  auf  die  geplante 
Geraeindesteuerreform  des  Jahres  1904  wurde  sodann  eine  Sondei- 
erhebung  über  die  Gemeindesteuern  sowie  über  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  der  Städte  und  66  als  typisch  ausgewählter  Landgemeinden 
mit  mehr  als  2000  Einwohnern  veröffentlicht.  Dieser  Erhebung  wur- 
den die  Jahre  1899-1901  zugrunde  gelegt.  Aber  bei  der  sich  wie- 
derum geltend  machenden  Verschiedenheit  des  Gemeinderechnungswe- 
sens konnten  auch  die  Ergebnisse  dieser  letzteren  Erhebung  keine  ge 
nügende  Grundlage  für  eine  allgemein  vergleichende  Statistik  bieten.D 
Immerhin  konnten  einige  wertvolle  Übersichten  über  den  Betrag,  aller- 
dings in  nicht  ganz  vollständiger  Weise,  und  die  Verw'endung  der  Ge- 
meindeschulden, ferner  über  die  Überschüsse  und  Zuschüsse  der  ge- 
meindlichen Gewerbebetriebe  sowde  schließlich  über  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Armenkasse  auf  gestellt  und  veröffentlicht  w'erden.  ) 
Seitdem  sind,  abgesehen  von  einigen  knappen,  lediglich  tabellarischen 
Übersichten*),  die  gelegentlich  und  nur  beiläufig  veröffentlicht  wui- 
den,  von  dem  steuerstatistischen  Material,  das  sich  mehrfach  in  den 
Drucksachen  des  Landtags  findet^),  keine  weitern  Veröffentlichungen 

1)  Zeitschr.  der  König).  Sachs.  Stat.  Bureaus  1897,  Beil,  zu  Heft  3 und  4. 
Martin,  Geiueindevermögen  und  Gemeindehaushalt  der  Städte  Sachsens. 

2)  Zeitschr.  d.  König).  Sachs.  Statist.  Bureaus  1903:  Oppe,  Die  Gemeinde- 
steuern im  Königreich  Sachsen  1899 — 1901. 

3)  Zeitschr.  d.  König).  Sachs.  Stat.  Bureaus  1904:  Oppe,  Aus  dem  Finanz- 
wesen der  sächsischen  Gemeinden. 

4)  Zeitschr  d.  König).  Sachs.  Stat.  Bureaus  1902:  Wächter,  Die  sächsischen 
Städte  im  19.  Jahrhundert,  bes.  Tabelle  „über  die  Vermögens  Verhältnisse  der  Städte 
in  den  Jahren  1847,  18.ö9  und  1900“.  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Königr.  Sachsen  1901,  vgl. 
Stat.  der  Stadt-  und  größeren  Landgemeinden.  Ebenda  1905:  Gemeindesteuern 

im  Jahre  1901.  ^ , j j 

5)  Landtagsakten  1901/02,  Bd.  3.  Denkschr  , die  Regelung  des  Vjemeinde- 

steuerwesens  betr.  Ebenda  Bd.  3.  Bericht  der  Gesetzgebungsdeputation  der 
2.  Kammer  über  das  König!.  Dekret  Nr.  29,  die  Neuordnung  des  Gemeindesteuer- 
wesens betr.  Ebenda  1903/04,  Bd.  3.  Denkschr.,  das  Gemeindeabgabewesen  betr. 
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des  Statistischen  Landesamts  über  das  sächsische  Gemeindefinanzwesen 
erfolo-t.  Erwähnenswert  ist  nur  noch,  daß  1908  eine  Neuredigierung 
der  Vordrucke,  welche  gegenwärtig  den  Titel  „Vermögens-  und  Rech- 
nungsübersicliten“  tragen,  stattgefunden  hat.  Diese  neuen  Vordrucke 
zeichnen  sich  vor  allem  durch  gutgefaßte  Erläuterungen  und  Muster- 
einträge aus.  Für  die  politische  Gemeinde,  den  Ortsarmenverband  und 
die  Schulgemeinde  — Organisationen,  die  in  Sachsen  ja  scharf  von- 
einander geschieden  sind  — wird  je  eine  Vermögensübersicht  sowohl 
des  Aktiv-  als  auch  des  Passivvermögens  sowie  je  eine  Übersicht  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  verlangt.  Die  Spezialisierung  geht  dabei 
ziemlich  weit,  was  besonders  für  die  Gewinnung  vergleichbarer  Zif- 
fern von  Vorteil  ist.  Ganz  einwandfrei  sind  freilich  diese  Vordrucke 
noch  nicht.  Eine  besonders  schwache  Seite  derselben  zeigt  sich  hin- 
sichtlich der  Erhebung  des  Aktivvermögens.  Zwar  hat  man  zum  Teil 
Bew'crtungsmaßstäbe  festgelegt,  leider  fehlen  aber  solche  bisweilen  noch 
gänzlich,  so  z.  B.  hinsichtlich  des  Immobiliarvermögens.  Die  Frage,  ob 
alle  festgestezten  Bewertungsmaßstäbe  den  Anforderungen  einer  guten 
Finanzstatistik  entsprechen,  ist  vielleicht  auch  nicht  ohne  weiteres  zu 
bejahen.  Es  sollen  z.  B.  für  Gebäude  die  Brandversicherungssummon 
als  Maßstab  der  Einschätzung  gelten,  dieselben  werden  aber  kaum 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  immer  entsprechen.  Auch  die  Aktiv- 
und  Passivvermögensnachweisungen  sind  nicht  recht  vergleichbai , da 
zw'ar  Einnahmereste  als  Vermögensteile  mitgeführt  werden,  Ausgabe- 
reste dagegen  nicht.  Hinsichtlich  des  Vordrucks,  betreffend  die  Lin 
nahmen  und  Ausgaben,  ist  anzuerkennen,  daß  jetzt  darin  die  sogenann- 
ten , (durchlaufenden  Posten“  genau  festgestellt  werden,  da,  w^enii  dies 
nicht  geschieht,  „der  wirkliche  Umfang  des  Haushaltes  im  ganzen 
und  bei  den  einzelnen  Gegenständen  nicht  erkannt  werden  kann  , wie 
es  in  den  Erläuterungen  za  den  Vordrucken  sehr  richtig  heißt. 
Eine  Scheidung  in  ordentliche  und  außerordentliche  Einnahmen  und 
Ausgaben  findet  zweckmäßigerweise  statt.  Werden  also  die  w’enigen 
angedeuteten  Mängel  noch  beseitigt  und  wird  dann  der  Etoff  mit 
gleicher  Sorgfalt  bearbeitet,  wie  dies  bisher  schon  geschehen  ist,  so 
werden  von  der  sächsischen  Gemeindefinanzstatistik  Erfolge  zu  ei- 
hoffen  sein,  wie  sie  noch  von  keinem  andern  deutschen  Bundesstaat(3 

erreicht  worden  sind. 

Was  die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  betrifft,  so  haben  außer 
Sachsen  nur  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Oldenburg,  Hessen,  Sach- 
sen-Weimar-Eisenach,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Gotha  und  Elsaß- 
Lothringen  regelmäßig  wiederkehrende  Erhebungen  durchgeführt.  Be- 
merkenswert ist,  daß  unser  größter  deutscher  Bundesstaat  Preußen  es 
noch  nicht  zu  regelmäßigen  Aufnahmen  des  Gemeindefinanzwesens 
gebracht  hat,  sondern  daß  wir  hier  nur  einzelne  Erhebungen  vorfinden, 
wenn  diese  auch  bisw'eilen  ganz  ansehnliche  Leistungen  darstellen,  was 
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insbesondere  der  unermüdlichen  Tätigkeit  Herrfurths  zu  danken  ist. 
Am  weitesten  reicht  die  kommunale  Finanzstatistik  in  Württemberg 
(1816)  und  Bayern  (1818)  zurück,  in  welchen  beiden  Staaten  schon 
im  zweiten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  Ansätze  zu  sich  regel- 
mäßig wiederholenden  statistischen  Aufnahmen  des  Gemeindefinanz- 
wesens sich  finden.  Erlitten  diese  Erhehungen  auch  zeitweise  in  beiden 
Staaten  erhebliche  Unterbrechungen,  so  sind  sie  doch  immer  wieder 
von  neuem  auf  genommen  worden  und  gehören  jetzt  mit  zu  den  an- 
sehnlichsten Leistungen  auf  diesem  Gebiete.  Aber  während  in  Bayern 
Georg  von  Mayr  dafür  sorgte,  daß  der  ersten  dortigen  gemeindefinanz- 
statistischen  Aufnahme  immer  neue  folgten,  besitzt  Württemberg 
eigentlich  nur  eine  eingehende  gemeindefinanzstatistische  Arbeit,  und 
diese  ist  längst  veraltet,  da  sie  bereits  im  Jahre  1870  erschienen  ist.  Die 
übrigen  württembergischen  Veröffentlichungen,  welche  die  Gemeinde- 
finanzstatistik hetreffen,  sind  wesentlich  geringeren  Umfangs  und  be- 
fassen sich  in  der  Hauptsache  nur  mit  steuerlichen  Verhältnissen.  In 
Baden  wurden  die  Bemühungen  zur  Erreichung  einer  vergleichenden 
Gemeindefinanzstatistik  ähnlich  wie  in  Bayern  dadurch  erleichtert, 
daß  schon  frühe  genaue  Bestimmungen  über  die  Bewertungsmethoclcn 
für  die  einzelnen  Vermögensgegenstände  der  Gemeinden  ergangen  sind, 
die  freilich  teilweise  auch  noch  manches  zu  wünschen  übrig  lassen, 
.ihnlich'wie  in  Bavern  und  Baden  ist  die  Gemeindefinanzstatistik  in 
Oldenburg  beschaffen.  Schon  seit  Gründung  des  dortigen  landessta- 
tistischen Bureaus  (1854)  besteht  die  Verpflichtung  der  Gemeinden, 
der  Staatsregierung  alljährlich  nach  vorgeschriehenem  Formular  Rech- 
nungsauszüge einzureichen,  seit  1870  außerdem  noch  jedes  fünfte  Jahr 
Nachweise  über  Vermögen  und  Schulden.  Hier  in  Oldenburg  haben  wir 
eine  der  bemerkenswertesten  Arbeiten  der  deutschen  Gemeindefinanz- 
statistik, nämlich  die  Bearbeitung  der  kommunalfinanzstatistischen 
Jahresnachweisungen  für  1873 — 1882  in  dem  großen  Werke  Koll- 
inanns,  das  sich  ebenso  durch  Umfänglichkeit  des  Planes  als  durch 
gründliche  Durcharbeitung  des  Materials  auszeichnet.^)  Außerdem  fin- 
den wir  in  den  vom  gleichen  Verfasser  herausgegebenen  statistischen 
Beschreibungen  der  Gemeinden  des  Großherzogtums  Oldenburg  finanz- 
statistische Ergebnisse  veröffentlicht.  Im  Großherzogtume  Hessen 
iiaben  wir  seit  1869  gemeindefinanzstatistische  Erhebungen  über  den 
Schulden-  und  Vermögensstand  der  Gemeinden,  seit  1875  auch  solche 
über  Gemeindesteuern.  Nachdem  anfänglich  die  Ziffern  nur  für  Kreise, 
Provinzen  und  das  gesamte  Großherzogtum  zusammengestellt  worden 
svaren,  finden  sich  jetzt  auch  Einzelangaben  für  die  fünf  größern 
Städte:  Darmstadt,  Offenfach,  Gießen,  Mainz  und  Worms.  In  Sach- 

i;  Kollmann,  Das  Finanzwesen  der  oldenburgischen  Kommunalverbände 
n den  Jahren  1873—1882.  Stat.  Nachrichten  über  das  Großherzogtum  Oldenburg, 
50.  Heft,  Oldenburg  1886. 
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sen-Weiiuar- Eisenach  gehört  die  Finanzstatistik  lediglich  der  Ge- 
schichte an.  Nachdem  für  die  Jahre  1859,  1861  und  1864  die  Vei 
inögeiisverhältnisse  sowie  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  großher 
zoglich  sächsischen  Gemeinden  bearbeitet  worden  waren,  was  aber  nicht 
recht  vollständig  gelang,  ist  das  gemeindefinanzstatistische  Interesse 
hier  völlig  versiegt.  Vielleicht  mag  dies  damit  Zusammenhängen,  daß, 
während  früher  im  großherzoglichen  Staatsministerium  selbst  spezi- 
fisch statistische  Arbeiten  gepflegt  und  auch  Veröffentlich migen  ver- 
anlaßt wurden,  in  der  neuern  Zeit  beides  dem  Statistischen  Bureau 
Vereinigter  Thüringischer  Staaten  völlig  überlassen  worden  ist,  das 
aber  bisher  auf  dem  Gebiete  der  Gemeindefinanzstatistik  noch  nichts 
in  Angriff  genommen  hat.  In  Elsaß-Lothringen  haben  wdr  seit  1870 
finanzstatistische  Erhebungen  besonders  über  das  Schuldenw^esen  so- 
wie über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  dortigen  Gemeinden.  Doch 
sind  diese  Angaben  äußerst  summarisch,  da  abgesehen  von  den  Stadt- 
kreisen Straßhurg  und  Metz  eine  Hervorhebung  der  einzelnen  Ge- 
meinden nicht  stattfindet,  so  sehr  sich  dies  auch,  w'enigstens  für  die 

größern  Städte,  empfehlen  möchte. 

Unter  den  noch  nicht  erwähnten  Bundesstaaten  steht  an  erster 
Stelle  das  Herzogtum  Sachsen-iMeiningen,  w’o  schon  seit  1865  in  fast 
unveränderter  Form  alljährlich  in  der  ,, Statistik  des  Herzogtums  Sach- 
sen-Meiningen“, die  als  Beilage  zum  Regierungsblatte  erscheint,  für 
die  Städte  einzeln,  für  die  Landgemeinden  dagegen  nach  Kreisen  zu- 
sammengefaßt finanzstatistische  Mitteilungen  gemacht  werden.  Most 
behauptet  freilich,  daß  diese  in  keiner  Weise  ausreichten,  um  ein  voll- 
ständiges Bild  des  dortigen  Gemeindefinanzwesens  zu  erlangen.  Etwas 
eingehender  ist  die  jährliche  ,, Nachweisung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Gemeinden  des  Großherzogtums  Sachsen-Gotha  nach  den 
Gomeinderechnungen“.  Doch  enthalten  diese  Veröffentlichungen  rein 
tabellarisches  Zahlenmaterial  ohne  jeden  erläuternden  Text. 

Auch  im  Herzogtum  Sachsen- Koburg  sind  über  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Gemeinden  Zusammenstellungen  beim  Statistischen 
Bureau  des  herzoglichen  Staatsministeriums  vorhanden,  bis  jetzt  aber 
noch  nicht  veröffentlicht  worden.  Nur  geringe  Ausbeute  bieten  die 
Herzogtümer  Sachsen- Altenburg  und  Braunschweig.  Im  erstem  Staate 
ist  nur  einmal  der  Totalbestand  der  Schulden  der  Gemeinden  am 
Schlüsse  der  beiden  Jahre  1877  und  1878  zusammengestellt  w'orden, 
und  in  Braunschweig  liegt  lediglich  eine  Monographie  vom  Jahre  1885 
vor,  die  das  Finanzwesen  der  Landgemeinden  des  Kreises  Holzminden 
in  den  Jahren  1876—1880  behandelt.  Die  übrigen  Bundesstaaten 
— abgesehen  von  den  Hansastädten,  die  wegen  ihrer  eigenartigen  Ver- 
fassungsorganisation für  diesen  Zweig  der  Kommunalstatistik  nicht 
in  Betracht  kommen  — w'eisen  keinerlei  gemeindefinanzstatistischa 
Versuche  auf;  es  sind  dies  die  Großherzogtümer  Mecklenburg-Schwerin 
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und  Mecklenburg-Strelitz,  das  Herzogtum  Anhalt  und  die  sieben  Für- 
stentümer. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  Gemeindefinanzstatistik  in  den 
26  deutschen  Bundesstaaten  kurz  zusammen,  so  haben,  wenn  man  von 
den  Fürstentümern  und  den  Hansestädten  absieht,  von  den  verbleiben- 
den 16  deutschen  Bundesstaaten  einschließlich  des  Reichslandes  nicht 
weniger  als  13  gemeindefinanzstatistische  Leistungen  aufzuweisen,  dar- 
unter neun  mit  noch  heute  regelmäßig  wiederkehrenden  Erhebungen. 
Freilich  befinden  sich  unter  diesen  13  Staaten  auch  einige,  bei  denen 
nach  dem  Urteile  Mosts  die  gemeindefinanzslatistische  Produktion  le- 
diglich vergangnen  Zeiten  angehört  oder  doch  nur  höchst  spärliche 
Früchte  hervorgebracht  hat.  Jedenfalls  ist  aber  in  den  bestehenden 
Ergebnissen  trotz  aller  nötigen  Kritik  doch  eine  brauchbare  Unter- 
lage gegeben  für  den  Weiterbau  einer  vergleichenden  Gemeindefinanz- 
statistik. 

Was  ferner  die  Leistungen  einzelner  Städte  auf  dem  Gebiete  der  kom- 
munalen Finanzstatistik  betrifft,  so  sind  selbstverständlich  die  gemeind- 
lichen statistischen  Ämter  als  die  berufensten  Träger  der  von  den  Städten 
selbst  betriebenen  Statistik  anzusehen  und  in  den  Vordergrund  getreten. 
Es  ist  ja  auch  nicht  zu  verwundern,  daß  gerade  von  dieser  Seite  her  der 
statistischen  Erfassung  des  kommunalen  Finanzwesens  stets  besonders 
großes  Interesse  entgegengebracht  worden  ist.  Freilich  ist  es  unan- 
gängig, alle  diese  Leistungen  hier  einzeln  aucli  nur  auf  zählen  zu  wollen, 
sondern  nur  ein  Teil  kommt  für  uns  in  Betracht.  Enthalten  doch  alle 
die  städtischen  jährlichen  Verwaltungsberichte,  ebenso  die  neuerdings 
vielfach  in  iVufnahnie  gekommenen  städtischen  statistischen  .Jahr- 
bücher eine  Fülle  finanzstatistischen  Stoffes.  Indessen  haben  diese 
kommunalfinanzstatistischen  Zusammenstellungen  meist  nur  eine  ein- 
zige Stadt  im  Auge  und  verzichten  auf  eine  interlokale  Vergleichung, 
was  allerdings  auch  nicht  als  unmittelbare  Äufgabe  dieser  Veröffent- 
lichungen angesehen  werden  kann.  Mehr  schon  ist  zu  erwarten  von  den 
Veröffentlichungen  einzelner  Städte,  welche  Rechenschaftsberichte  über 
einen  größeren  Zeitraum  hinaus  enthalten.  So  haben  Altona,  Breslau, 
Elberfeld  und  Essen  neben  noch  manchen  andern  auf  einen  längem 
Zeitraum  sicJi  erstreckenden  Finanzberichten  besonders  wertvolle  der- 
artige Zusammenstellungen  gemacht.  Ferner  sind  noch  die  Arbeiten 
von  Leipzig  (Hasse),  Wiesbaden  (Rahlson)  und  Linden  (Seutemann) 
zu  nennen  als  Versuche,  das  Gesamtgefüge  der  gemeindlichen  Finanzen 
oder  doch  wenigstens  der  Einnahmen  und  Ausgaben  in  bestimmten 
Zeitabschnitten  darzustellen.  Endlich  ist  eine  der  besten  kommunal- 
finanzstatistischen Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Sta- 
tistik die  Publikation:  ,, Beiträge  zur  Finanzstatistik  der  Stadt  Berlin 
und  der  benachbarten  Gemeinden“,  die  das  statistische  Amt  der  Reichs- 
hauptstadt im  Jahre  1906  herausgegeben  hat.  Was  nun  unsre  säch- 
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sischen  Städte  betrifft,  so  sind  hier  Leipzig  und  Dresden  zu  nennen. 
Finanzstatistische  Erörterungen  für  Leipzig  befinden  sich  m dem  aus 
dem  Jahre  1886  stammenden  Berichte  des  frühem  Oberbürgermeistere 
Georcri  „Die  Aufnahme  der  Vorstadtdörfer  in  den  Stadtbezirk  Leipzig 
betreffend“.  Dieser  Bericht  enthält  eine  Vergleichung  der  Haushalt- 
pläne von  27  Gemeinden.  Ferner  hat  Ernst  Hasse,  der  langjährige 
Leiter  des  Leipziger  statistischen  Amts,  auf  Grund  eingehender  Ver- 
gleichung der  Bevölkerung  sowie  der  Staats-  und  Gemeindesteuerver- 
hältnisse ein  scharfes  Bild  der  Steuerkraft  einerseits  Leipzigs  selbst, 
andrerseits  der  in  vier  konzentrische  Kreise  gruppierten  V ororte  ge- 
geben Für  Dresden  sind  auf  unserm  Gebiete  besonders  wichüg  die 
\rbeiten  von  Jannasch  und  Edelmann.^)  Der  letztere  zeigt  besonders 
an  der  Hand  eines  reichen  Tabellenmaterials  die  Unterschiede  in  den 
Wirkungen  der  1886  in  Dresden  eingeführten  Gemeindeeinkommen- 
steuer gegenüber  der  gleichzeitig  teilweise  beseitigten  Grund-  und  Miet- 
steuer auf  den  Haushalt  der  verschiedenen  nach  Einkommenklassen 
Gruppierten  Steuerzahler.  Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  sich  ver- 
gleichende Zusammenstellungen  für  das  Gemeindesteuerwesen  außer- 
ordentlich häufig  finden.  In  Dortmund,  Elberfeld,  Freiburg  i.  B., 
München  und  Posen  gehören  solche  Arbeiten  seit  einigen  Jahren  zu 
den  regelmäßigen  Veröffentlichungen  der  dortigen  statistischen  Ämter. 
Bisweilen  sind  auch  einzelne  Zweige  des  Gemeindewesens,  wie  Ge- 
meindebetriebe, Anleihen  und  ähnliches,  finanzstatistisch  erfaßt  wor- 
den. In  neuerer  Zeit  haben  sich  vielfach  Gemeinden  zu  größern  Ver- 
bänden, sogenannten  „Städtetagen“,  zusammengeschlossen,  um  gemein- 
sam auch  die  Bearbeitung  des  finanzstatistischen  Materials  vorzu- 
nehmen, was  besonders  für  die  vergleichende  Gemeindefinanzstatistik 
von  Wichtigkeit  ist.  Namentlich  ist  hier  zu  nennen  der  Verband  Deut- 
scher Städtestatistiker,  der  in  seinem  von  Neefe  herausgegebenen  ,, Sta- 
tistischen Jahrbuch  Deutscher  Städte“  alljährlich  auch  einzelne  Zweige 
des  Gemeindefinanzwesens  statistisch  beleuchtet. 

Endlich  sind  an  vierter  Stelle  noch  zu  nennen  die  zahlreichen 
Untersuchungen  über  das  Finanzwesen  einzelner  oder  mehrerer  Städte, 
welche  von  Privaten  veröffentlicht  worden  sind.  Selbst  wenn  man  \on 
den  Zeitschriften,  welche  des  öftern  Abhandlungen  über  diese  Fragen 
bringen  (Kommunale  Praxis,  Kommunale  Rundschau,  Die  Koniniuiial- 
finanzen,  Finanzarchiv,  Deutsches  Statistisches  Zentralblatt  usw.), 
ganz  absehen  wollte,  wäre  es  doch  noch  unmöglich,  alle  diese  Publi- 
kationen auch  nur  aufzuzählen,  geschweige  denn  zu  besprechen , nur  die 

1)  Mitteil,  des  Stat.  Bureaus  der  Stadt  Dresden  1876,  Heft  1:  Jannasch, 
Die  indirekten  Steuern  der  Stadt  Dresden.  — Edelmann,  Denkschrift  über  den 
Einfluß  der  Eiukommensteuererhehung  auf  die  Verteilung  der  Abgaben  last  in 
Dresden,  Dresden  1889.  Zur  Statistik  der  Einkommensteuer,  Mitteilungen  des 
Stat.  Amtes  der  Stadt  Dresden,  4.  Jahrg. , 1894. 
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lauptsächlichston  sollen  daher  hier  kurz  erwähnt  werden.  An  erster 
Stelle  ist  zu  nennen  die  vortreffliche,  allerdings  keine  deutsche  Stadt 
Jetreffende  Darstellung  von  ,,Basels  Staatseinnahmen  und  Steuer- 
/erteilung  1878 — 1888“  von  Bücher;  sodann  kommen  die  zahlreichen 
Schriften  von  Most,  so  ,,Die  Anleiheaufnahme  der  großem  deutschen 
Städte  im  Jahrzehnt  1897 — 1907“,  ,,Die  Geineindebetriebe  der  Stadt 
Düsseldorf“  und  „Die  Schuldenwirtschaft  deutscher  Städte“,  in  Be- 
racht.  Ferner  sei  gleich  an  dieser  Stelle  der  zahlreichen  Artikel  über 
jem eindebetriebe  einzelner  Städte  und  Einzelfragen  der  gemeindlichen 
Finanzpolitik  gedacht,  welche  in  den  , »Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
jolitik“  enthalten  sind.  Am  Schlüsse  sei  noch  erwähnt  das  grundlegende 
kVerk  über  „Die  Kommunalfinanzen“,  welches  von  Kaufmann  heraus- 
jegeben  hat  und  das  in  zw'ei  Bänden  die  kommunalen  Finanzverhält- 
lissc  Großbritanniens,  Frankreichs  und  Preußens  darstellt. 


Viertes  Kapitel 

Besprechung  der  neusten  Ergebnisse  an  der  Hand  der 

Tabellen 

Allgemeine  Einleitung 

a)  Über  die  Organisation  der  sächsischen  Oemeinden 

Die  Anfänge  der  gesetzlichen  Grundlagen,  auf  denen  gegenwärtig 
lie  Verfassung  der  sächsischen  Gemeinden,  insbesondere  der  Stadt- 
jemeinden  beruht,  reichen  etwa  in  das  Jahr  1830  zurück.  In  diesem 
lahre  stellte  im  Landtage  ein  Mitglied  der  liitterschaft,  der  nach- 
naligo  Minister  von  Wietersheim,  den  Antrag  auf  Erlaß  einer  allge- 
neinen Städteordnung.  Nach  mannigfachen  Koinmissionsverhandlun- 
jen  und  Beratungen  von  Vertretern  einzelner  Städte  wurde  am  l.März 
1831  den  Ständen  neben  den  Gesetzentwürfen  für  eine  Verfassungs- 
irkunde  und  ein  Ablösungsgesetz  auch  ein  solcher  für  eine  Städte- 
irdnung  vorgelegt.  Trotz  des  Widerstandes  der  Deputierten  der  Stadt- 
■äte  gelangte  diese  Städteordnung  zur  Annahme.  Das  Gesetz,  die  Publi- 
cation  und  Einführung  der  Allgemeinen  Städteordnung  betreffend, 
mm  2.  Februar  1832  bezeichnete  als  Zweck  der  Städteordnung,  das 
jesamte  sächsische  Städtejvesen  „zu  einer  solchen  Selbständigkeit  und 
.unliebsten  Gleichförmigkeit  hinzuführen,  vermöge  welcher  die  Stadt- 
jemeinden  und  die  ihnen  Vorgesetzten  städtischen  Obrigkeiten  in  den 
5tand  gesetzt  werden  sollten,  ohne  ein  häufiges  und  zu  sehr  in  das  Ein- 
:elnc  gehende  Einschreiten  der  höhern  Behörden  die  besondern  An- 
jelegenheiten  ihrer  Kommunen  in  einem  durch  das  Gesetz  selbst  ge- 
egelten  Geschäftsgänge  zu  besorgen  und  ihr  eignes  Gemeinwohl  zu- 
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gleich  inr  Sinne  des  gesamten  Staatszweckes  und  im  Einklänge  mit 
dem  letztem  zu  fördern.  Der  Regierung  verbleibt  nach  dem  Geiste  und 
Zwecke  dieser  Städteordnung  das  Recht  der  Oberaufsicht,  um  die  Stadt- 
gemeinde selbst,  ihre  Mitglieder  und  Angehörigen  gegen  die  Nachteile 
einer  mißbräuchlichen  Verwaltung  des  Gemeindegutes  sicherzustellen, 
und  das  Recht  der  obersten  Leitung  der  städtischen  Angelegenheiten  im 
allgemeinen,  um,  wo  es  die  Verfassung  gebietet,  in  Übereinstimmung 
mit  der  Landesversammlung  auch  gleichzeitig  dahin  zu  wirken,  daß 
die  von  den  Stadtgemeinden  und  ihren  Vertretern  verfolgten  Zwecke 
mit  dem  allgemeinen  Interesse  des  Staates  und  der  Staatsbürger  nicht 
in  Widerspruch  geraten,  vielmehr  jederzeit  mit  demselben  in  Überein- 
siimmung  und,  wo  nötig,  demselben  untergeordnet  erhalten  werden.“ 
Dabei  wurde  den  kleinern  Städten,  , .deren  Verhältnisse  eine  Anwendung 
aller  Bestimmungen  der  Städteordnung  nicht  wohl  zulasse“,  gestattet, 
mit  Genehmigung  der  Regierung  ihre  bisherige  Verfassung  bis  zum 
Erscheinen  der  künftig  zu  erlassenden  Landgemeindeordnung  beizube- 
halten. Nachdem  am  7.  November  1838  die  in  Aussicht  gestellte  Land- 
gemeindeordnung gegeben  worden  w’ar,  wmrde  durch  ein  Gesetz  von 
demselben  Tage  den  kleinern  Städten  aufgegeben,  sich  binnen  bestimm- 
ter Frist  darüber  zu  erklären,  ob  sie  statt  der  Städteordnung  die  Land- 
gemeindeordnung annehmen  wollten.  Bis  zu  ihrer  allgemeinen  Revision 
im  Jahre  1873  hat  diese  Städteordnung  Geltung  gehabt  und  sich  vor- 
trefflich bewährt.  Durch  die  im  Laufe  der  Zeit  immer  unabweislicher 
gewordene  Weiterbildung  der  gesamten  Verwaltungsorganisation  der 
Gemeinden  hatten  sich  aber  verschiedene  Mängel  herausgestellt,  und 
man  ging  an  eine  Revision  der  Gemeindeordnungen.  Die  Regierung 
legte  daher  bereits  im  Jahre  1872  dem  Landtage  drei  Gesetzentwürfe 
vor,  nämlich  eine  revidierte  Städteordnung,  eine  Städteordnung  für 
mittlere  und  kleine  Städte  und  eine  revidierte  Landgenieindeordnung, 
die  nach  Vornahme  verschiedener  Abänderungen  die  Genehmigung  von 
seiten  der  Kammern  der  Ständevei-sammlung  fanden  und  — sämtlich 
vom  24.  April  1873  datiert  — am  15.  Oktober  1874  in  Kraft  traten. 
Sowohl  die  Revidierte  Städteordnung  als  auch  die  Revidierte  Land- 
gemeindeordnung stellen  sich,  wJe  schon  die  Namen  bekunden,  ledig- 
lich als  Fortbildung  der  bisherigen  Gemeindeordnungen  dar.  Die  neu- 
hinzugetretene  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine  Städte  baut  deren 
Verfassung  auf  den  Bestimmungen  der  Revidierten  Städtordnung  auf, 
was  gleich  im  Artikel  I der  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine 
Städte  zum  Ausdrucke  gebracht  ward  durch  die  Bestimmung,  daß  auf 
die  mittleren  und  kleinen  Städte  die  Revidierte  Städteordnung  „zwar 
gleichfalls,  jedoch  mit  nachstehenden  Beschränkungen  Anwendung  zu 
leiden  habe“.  Daß  die  beiden  Städteordnungen  und  auch  die  Land- 
gemeindeordnung ihren  Aufgaben  bisher  vollkommen  gerecht  geworden 
sind,  kann  wohl  in  ereter  Linie  daraus  ersehen  worden,  daß  sieh  trotz 
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ler  Schnellebigkeit  unsrer  Zeit  und  trotz  der  vielfachen  Umwälzungen 
ind  Neubildungen,  die  die  letzten  30  Jahre  auf  fast  allen  Gebieten  des 
Rechts  gebracht  haben,  die  Revidierte  Städteordnung  nur  drei  gering- 
fügige Änderungen  erfahren  hat,  während  die  StäJteordnuiig  für  mittlere 
ind  kleine  Städte  bisher  nur  eine  Ergänzung  erhalten  hat.  Die  Frage 
lach  dem  Geltungsgebiete  jeder  der  beiden  Städteordnungen  beantwor- 
et  § 1 der  Revidierten  Städteordnung  daliin,  daß  jede  Stadt,  deren  Ein- 
wohnerzahl bei  der  letzten  Volkszählung  nicht  6000  betragen  habe, 
ncli  durch  ihre  gesetzlichen  Vertreter  bis  zum  1.  Oktober  1873  darüber 
erklären  sollte,  auf  Grund  welcher  der  beiden  Ordnungen  sie  ihre  Ver- 
fassung neu  regeln  wolle,  daß  dagegen  bei  Städten  mit  6000  und  mehr 
Einwohnern  in  Ermanglung  einer  entgegenstehenden  Erklärung  an- 
genommen werde,  daß  auf  sie  die  Revidierte  Städteordnung  Anwen- 
dung^ zu  finden  habe.  Unter  den  Städten  mit  der  Revidierten  Stäxite- 

O 

Ordnung  nehmen  die  sogenannten  fünf  „exeniten“  Städte  (Dresden, 
Leipzig,  Chemnitz,  Plauen  i.V.  und  Zwickau)  eine  besondere  Stellung 
ein,  insofern  sie  von  der  Zuständigkeit  der  Amtshauptmannschaften 
aussrenommen  sind  und  nicht  den  sie  umgebenden  Bezrirksverbänden 
anzugehören  haben, 

Was  sodann  die  rechtliche  Natur  der  Gemeinden  anlangt,  so  sind 
alle  politischen  Gemeinden  des  Königreichs  Sachsen  juristische  Per- 
sonen, und  zwar  Körperschaften  des  öffentlichen  Hechts.  Ihre  \ er- 
fassungen  sind  die  Städte  verpflichtet  zu  regeln  durch  ,, Ortsstatute“, 
welche  natürlich  mit  den  Städteordnungenn  nicht  in  Widerspruch  stehen 
dürfen.  Alle  diese  ortsstatutarischen  Bestimmungen  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern;  nur  bei 
den  auf  Grund  reichsgesetzlicher  Vorschriften  zu  errichtenden  Orts- 
statuten tritt  an  die  Stelle  der  ministeriellen  Bestätigung  die  Genehmi- 
gung der  Kreishauptmannschaft  als  ,, höherer  Verwaltungsbehörde“.  An 
diese  Behörde  haben  die  Städte  mit  Revidierter  Städteordnung  für 
diejenigen,  welche  die  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine  Stä-dte 
angenommen  haben,  und  für  die  Landgemeinden  gilt  dasselbe  hinsicht- 
lich der  Anitshauptmannschaft  — alljährlich  ihre  Voranschläge  zur 
Genehmigung  einzureichen.  Während  nach  der  alten  Städteordnung 
vom  2.  Februar  1832  in  § 35  den  Städten  diese  Pflicht  auferlegt  wor- 
den war,  ist  in  die  Revidierte  Städteordnung  und  auch  in  die  Städte- 
ordnung für  mittlere  und  kleine  Städte  vom  24.  April  1873  diese  Vor- 
schrift nicht  aufgenommen  worden,  so  daß  heute  auf  Grund  eines  ,,Ge- 
setzes“  eine  alljährliche  Einreichung  der  Haushaltpläne  an  die  Auf- 
sichtsbehörde nicht  mehr  stattfindet,  sondern  lediglich  auf  Grund  einer 

1)  Während  der  Fertigstellung  dieser  Arbeit  ist  Freiberg  ebenfalls  aus  dem 
dortigen  Bezirksverbande  entlassen  worden,  und  die  Stadt  Zittau  hat  bei  ihrer 
Vorgesetzten  Behörde  um  die  Eigenschaft  als  „exemte  Stadt“  nachgesucht,  doch 
ist  diese  Frage  für  Zittau  noch  nicht  entschieden. 
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General  Verordnung.  Fenier  ist  die  Aufsichtsbehörde  nach  § 133  der 
Revidierten  Städtoordnung  befugt,  „zur  Ausübung  ihres  Aufsichts- 
rechtes jederzeit  über  die  Vermögensverhältnisse  der  Gemeinde  sowie 
über  die  Erfüllung  der  Gemeindeobliegenheiten  und  die  Geschäfts- 
führung der  Gemeindeorgane  Auskunft  und  Nachweisungen  zu  ver- 
langen, auch  an  Ort  und  Stelle  die  nötigen  Erörterungen  zu  veranstal- 
ten, nicht  minder  die  Mitglieder  des  Stadtrats,  welche  ihre  Pflichten 

verletzen,  mit  Ordnungsstrafen  zu  belegen“. 

Die  Stadtverwaltung  liegt  in  den  Städten  mit  Revidiertci  Städte- 
ordnung zwei  getrennten  Kollegien  ob,  dem  Stadtrate  und  dem  Stadt- 
verordnetenkollegium.  Während  dem  Stadtrate  die  \ ertietung  der  Ge 
meindo  gegenüber  den  einzelnen  Gemeindemitgliedern  sowie  nach 
außen,  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenhcitcn  und  dm  obiig- 
keitliche  Gewalt  im  Gemeindebezirke  zusteht,  haben  es  die  Stadtver- 
ordneten mit  der  Vertretung  der  Stadtgemeinde  gegenüber  dem  Stadt- 
rate und  mit  einer  gewissen  Teilnahme  an  der  Gemeindeverwaltung  zu 
tun.  In  den  Städten  mit  der  Städtcordnung  für  mittlere  und^  kleine 
Städte  — und  durch  besonderes  Ortsstatut  kann  dies  auch  in  Städten 
mit  Revidierter  Städteordnung  geschehen  — sind  Stadtrat  und  Stadt- 
verordnete in  eins  verschmolzen  und  führen  in  dieser  \ erbindung  den 
Namen  Stadtgemeiiiderat.  Zum  W irkungskreise  dieses  Stadtgemeinde- 
rates gehört  alles  das,  was  in  denjenigen  Städten,  in  welchen  Stadtrat 
und  StadWerordnete  nicht  verschmolzen  sind,  der  Reschlußfasbung  dei 
Stadtverordneten  unterliegt. 

Ferner  sei  noch  erwähnt,  daß  sich  in  Sachsen  durch  die  gesamte 
städtische  Verwaltung  eine  Dreigliederung  hindurchzieht,  indem  näm- 
lich politische  Gemeinde,  Ortsarmenverband  und  Schulgemeinde  hin- 
sichtlich ihrer  Verwaltung  vollkommen  getrennt  sind.  Die  drei  ge- 
nannten Körperschaften  sind  an&usehen  als  mit  eignem  Vermögen  aus- 
gestattetc  juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts.  Ihr  Vermögen 
und  ihre  Schulden,  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  werden  in  der  Regel 
streng  gesondert  v'oneinander  gehalten.  Auf  alle  drei  Körperschaften 
aber  erstreckt  sich  die  schon  erwähnte  Oberaufsicht  des  Staates,  welche 
besonders  darauf  zu  richten  ist,  daß  die  Befugnisse  der  (jremeinden 
nicht  überschritten  werden,  das  Stammvermögen  erhalten  und  sein  Er- 
trag zum  Besten  der  Gemeinde  verwendet  wird,  ungerechtfertigte  Be- 
lastung der  Gemeinden  mit  Schulden  vermieden  wird,  die  vorhandenen 
Schulden  planmäßig  getilgt  werden  und  die  Genehmigung  in  allen 
Fällen  eingeholt  wird,  in  denen  sie  nach  § 135  der  Revidierten  Städte- 
ordnung und  § 79  der  Revidierten  Landgemeindeordnung  vorgeschrie- 
ben ist. 

Endlich  sind  als  weitere  kommunale  Verwaltungskörper  noch  die 
Kirchengemeinden  zu  nennen.  Unter  einer  evangelischen  Kirchen- 
gemeindo  ist  zu  verstehen  „die  Vereinigung  einer  Mehrzahl  evangeli- 
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scher  Christen  eines  bestimmten,  regelmäßig  örtlichen,  ausnahmsweise 
auch  persönlichen  Kreises,  für  welchen  die  prinzipiell  allen  Christen 
zustehende  priesterliche  Befugnis  durch  einen  oder  mehrere  ordnungs- 
mäßig bestellte  Geistliche  (Pastor)  ausgeübt  wird.“i)  Die  Kirchen- 
gemeinden sind  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts.  An  der  bpitze 
jeder  Kirchengemeinde  steht  ein  Kirchenvorstand,  der  sie  nach  außen 
zu  vertreten  und  zur  Förderung  ihrer  Zwecke  und  Ausübung  der  den 
Kirchengenieinden  zustehenden  Rechte  die  nötigen  Schritte  zu  tun  hat. 
Den  Vorsitz  im  Kirchenvorstande  führt  der  Pfarrer;  wählbar  sind  alle 
stimmberechtigten  Gemcindemitglicder,  die  das  30.  Lebensjahr  voll- 
endet haben.  Die  Kirchengemeinden  sind  befugt,  Statuten  zu  errichten, 
die  jedoch  zu  den  wesentlichen  Grundsätzen  der  Kirchenverfassuiig 
nicht  im  W'iderspruch  stehen  dürfen  und  die  der  Anerkennung  der- 
jenigen höhern  Selbstverwaltungskörper  bedürfen,  denen  auch  die  Ge- 
nehmigung der  sonstigen  Ortsstatute  zusteht.  Eine  Kirehengemeinde 
kann  sich  über  eine  oder  mehrere  politische  Gemeinden  oder  Teile  von 
solchen  erstrecken.  Sie  ist  berechtigt,  Kirchenanlagen  zu  erheben,  und 
zwar  haben  dazu  alle  Mitglieder  der  Kirehengemeinde,  insbesondere 
aber  die  Grundbesitzer  hinsichtlich  ihres  Grundvermögens,  verhältnis- 
mäßig beizutragen.  In  den  Städten  mit  Revidierter  Städteordiiung  Aver- 
den  die  Kirehenanlagen  nach  dem  Steuerfuße  der  Gemeindeanlagen 
erhoben;  in  den  Städten  mit  der  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine 
Städte  und  in  den  Landgemeinden  sind  die  Kirchenanlagen  zur  Hälfte 
auf  alle  Einwohner,  welche  das  14.  Lebensjahr  erreicht  haben,  nach 
der  Kopfzahl,  zur  andern  Hälfte  unter  die  Angesessenen  nach  Verhält- 
nis der  Grundsteuereinheiten  zu  verteilen.  Abweichungen  von  diesen 
Normen  bedürfen  sowohl  bei  den  erstgenannten  als  auch  bei  den 
letztem  Gemeinden  der  Genehmigung  des  Landeskonsistoriums.  Es 
ist  jedoch  zulässig,  nicht  nur  diejenigen,  Avelche  im  Gemeindebezirke 
einen  festen  Wohnsitz  oder  eine  dauernde  g(!werbliche  Niederlassung 
haben,  sondern  auch  nur  vorübergehend  sich  auf  haltende  Personen  in 
dem  Umfange  heranzuziehen,  wie  dies  bei  den  sonstigen  Gemeinde- 
abgaben der  Fall  ist.  Diese  Kirchenanlagen  sollen  aber  nur  in  der  Höhe 
erhoben  werden,  als  die  laufenden  Einnahmen  der  Parochie  (Zinsen 
vom  Stammvermögen  der  Kii’chengemeinden,  Gebühren,  Anteil  an  den 
Besitzwechselabgaben)  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  die  kirchlichen 
Bedürfnisse  nicht  ausreichen.  Endlich  ist  noch  zu  betonen,  daß  viel- 
fach die  politischen  Gemeinden  das  Patronat-  und  Kollaturrecht  über 
die  in  ihrem  Bezirke  gelegenen  Kirchen  übernommen  haben.  Als  Pa- 
trone der  Kirche  haben  die  politischen  Gemeinden  die  Berechtigung, 
eine  Vertretung  in  die  Kirchenvorstandssitzuagen  abzusenden,  von  der 
Verwaltung  des  Kirchenvorstandes  jederzeit  Kenntnis  zu  nehmen  und 


1)  Friedberg,  Kirchenrecht. 
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gegen  bedenklich  erscheinende  Beschlüsse  desselben  Einspruch  zu  er- 
heben. Vielfach  ist  mit  dem  Patronat  auch  ein  Vorschlagsrecht  bei 
Besetzung  erledigter  geistlicher  Stellen,  also  das  Kollaturrecht,  ver- 
bunden. In  den  Städten  mit  Revidierter  Städteordnung  werden  Patro- 


nat und  Kollatur  in  der  Regel  durch  den  Stadtrat  ausgeübt.  Sind  Stadt- 
rat und  Stadtverordnete  zu  einer  Körperschaft  (Stadtgemeinderat)  ver- 
bunden, so  stehen  meistens  diesem  die  Patronats-  und  Kollaturreehte 
zu.  Das  letztere  gilt  auch  für  die  Städte  mit  der  Städteordnung  für 
mittlere  und  kleine  Städte. 


Die  Duell-  und  Reeliiiuiigsfülirimg 


der  säehsiselien  Städte 


Die  im  vorigen  Abschnitte  gezeigte  Dreigliedernng  in  der  städti- 
schen Verwaltung  macht  sich  auch  in  der  Rechnungslegung  und  Buch- 
haltung der  Städte  geltend.  Meist  findet  man,  daß  jene  drei  Körper- 
schaften völlig  getrennt  ihre  Haushaltpläne  aufstellen  und  am  Schlüsse 
des  Rechnungsjahres  vollkommen  unabhängig  voneinander  ihre  Ab- 
rechnung vornehmen.  Selbst  der  Umstand,  daß  die  Veröffentlichungen 
der  Haushaltpläne  und  der  Rechenschaftsberichte  der  politischen  Ge- 
meinde, des  Ortsarmenverbands  und  der  Schulgemeinde  für  dieselbe 
Stadt  in  der  Regel  gleichzeitig  und  in  einem  einzigen  Bande  erfolgen, 
bietet  keine  GeAvähr  dafür,  daß  innerhalb  der  gleichen  Stadt  bei  Fest- 
setzung des  Voranschlags  oder  bei  Aufstellung  der  Jahresschlußrech- 
nung nach  einheitlichen  Grundsätzen  verfahren  wird.  Noch  weniger 
freilich  geschieht  dies  hinsichtlich  der  Inventarisierung  des  Vermögens. 
Besonders  schwierig  aber  Avird  die  Vergleichung,  Avenn  man  ver- 
schiedene Städte  hinsichtlich  ihrer  Einnahmen  und  Ausgaben,  ihres 
Vermögens  und  ilirer  Schulden  ins  Auge  fassen  aauLI,  Avie  schon  im 
ersten  Kapitel  gezeigt  AA’orden  ist.  ZAvar  haben  einzelne  Städte  unter 
der  Bezeichnung  ,, Kassen-  und  Rechnungsvorschriften“  oder  unter  ähn- 
lichem Namen  Bestimmungen  erlassen,  AA'elche  sich  auf  das  städtische 
KassenAvesen  beziehen,  doch  sind  diese  ganz  überAviegend  formaler 
Natur.  Sie  geben  z.  B.  an,  Avie  groß  die  Höchstbestände  der  A'erschie- 
denen  Teilkassen  sein  dürfen  und  daß  Beträge  darüber  hinaus  an  die 
Hauptkasse  abzuliefern  sind,  daß  innerhalb  geAvisser  Zeiträume  (meist 
jährlich)  Kassenrevisionen  stattzufinden  haben,  Avio  die  StelHertretung 
der  Kassenbeamten  geordnet  ist,  enthalten  aber  keine  Normen  für  die 
Buch-  und  Rechnungsführung  der  verschiedenen  Kassen,  sondern  diese 
ist  gänzlich  in  das  Ermessen  der  betreffenden  Beamten  gestellt,  die 
sich  natürlich  in  den  Grundzügen  an  die  in  den  Haushaltplänen  und 
Rechenschaftsberichten  gegebenen  Richtlinien  halten  müssen.  Was  für 
ScliAvierigkeiten  durch  diese  verschiedenen  Grundsätze  hinsichtlich  der 
Buchführung  der  Städte  für  die  Aergleichende  Finanzstatistik  ent- 
stehen, soll  im  folgenden  an  der  Hand  von  praktischen  Beispielen 
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kurz  dargestellt  werden,  wobei  auf  die  Verhältnisse  der  vier  sächsi' 
sehen  Großstädte  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig  und  Plauen  näher  ein- 
gegangen  werden  soll.  V/as  zunächst  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
Ltrifft,  so  pflegen  die  Städte  hierbei  sogenannte  Konten  oder  Posi- 
tionen zu  bilden  und  von  diesen  wieder  die  gleichartigen  zu  Gruppen 
oder  Abteilungen  zusammenzufassen.  Hierzu  sei  bemerkt,  daß  Diesden 
die  Überschuß-  und  die  Zuschußkonten  getrennt  nachweist.  Die  50 
verschiedenen  Positionen  werden  dabei  zu  dreizehn  Abteilungen  zu- 
sammengefaßt. Leipzig  teilt  seine  jährlich  erscheinende  Hauptrech- 
nung in  47  Konten  ein,  welche  wieder  in  Unterabteilungen  zerfallen, 
die  nach  den  Nummern  der  Positionen  im  Haushaltplane  gekenn- 
zeichnet sind.  In  den  Chemnitzer  Rechnungsübersichten  werden  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  in  50  verschiedenen  Abschnitten  nachge- 
wiesen, und  in  Plauen  gliedern  sich  die  sogenannten  ,, Rechnungen  der 
Stadtgemeinde**  in  15  verschiedene  Posten,  welche  iviedei  in  Abteilun- 
gen, Kapitel  und  Positionen  eingeteilt  sind.  Doch  sind  die  zahlen- 
mäßigen Ergebnisse  der  Rechnungsabschlüsse  verschiedener  Städte 
weder  von  gleichbenannten  Konten  (z.  B.  ,,ldektrizitätswerk  , ,,iief- 
bauamt**)  noch  von  unter  derselben  Bezeichnung  erscheinenden  großem 
Gruppen  oder  Abteilungen  von  Einnahme-  oder  Ausgabekonten  (z.  B. 
„Polizeiwesen**,  „Verkehr**)  direkt  miteinander  vergleichbar,  denn  unter 
diesen  oft  völlig  gleichlautenden  oder  wenigstens  mit  unkiitischeiu 
Auo-e  angesehen  — scheinbar  dieselbe  Materie  umfassenden  Benemiun- 
geii” finden  sich  bisweilen,  namentlich  hinsichtlich  des  Umfangs  eines 
solchen  Begriffs,  Unterschiede  von  nicht  geringer  Bedeutung,  so  daß 
bei  nicht  genügender  Betonung  jener  leicht  ein  Zerrbild  der  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  entstehen  kann.  Folgende  Beispiele  jede  ein- 
zelne Abweichung  hier  besonders  aufzuführen,  würde  zu  weit  gehen 
mögen  dies  verdeutlichen ; Jede  der  vier  Großstädte  hat  in  ihrer  Kassen- 
verwaltung ein  Konto  für  den  allgemeinen  Verwaltungsaufwand,  meist 
unter  der  Bezeichnung  ,, allgemeine  Genieindoverwaltung  , nur  Leipzig 
betitelt  es  einem  alten  Brauche  folgend  mit  ,, Ratsstube  . Zu  diesem 
Auf  wände  für  allgemeine  Verwaltung  gehören  in  Dresden  die  Ausgaben 
für  Besoldung  der  Bürgermeister,  der  Ratsinitglieder,  der  sonstigen 
Ratsbeamten  und  dos  niedern  im  Rathause  beschäftigten  Dienstper- 
sonals, wie  Aufwärter,  Hausmeister  usw.,  ferner  der  gesamte  Kanzlei- 
aufwand des  Rates  sowie  die  Kosten  für  Reinigung,  Heizung,  Beleuch- 
tung und  Miete  der  Amtsräume.  Ferner  sind  inbegriffen  die  Aus- 
gaben, welche  das  Stadtverordnetenkollegium  verursacht,  weiter  die- 
jenigen, welche  sonstige  städtische  Ämter  und  Geschäftsstellen  (Rech- 
nungsamt,  statistisches  Amt,  Gewerbeamt,  Steueramt  usw.)  verursachen, 
die  nicht  in  einem  besonderen  Konto  nachgewiesen  werden  und  auoh 
nicht  einer  Spezialabteilung,  etwa  derjenigen  für  Verkehr  oder  für 
Polizei,  unterstehen,  endlich  der  Aufwand  für  Pensionen  und  Warte- 
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^ gelder  sowie  für  vermischte  Ausgaben,  welche  entstehen  durch  Fest- 

lichkeiten, Unterstützungen  an  Vereine  und  ähnliches.  Alle  die  ge- 
nannten Posten  erscheinen  auch  in  Leipzig  unter  dem  den  allgemeinen 
Verwaltungsaufwand  umfassenden  Konto  ,, Ratsstube  , jedoch  tieten 
in  dieser  Stadt  zu  jener  Summe  noch  hinzu  die  Ausgaben  für  das  ge- 

tsamte  Bauwesen,  da  sowohl  das  Hochbauamt  als  auch  das  Tiefbauamt 
in  Leipzig  mit  aus  der  Kasse  für  den  allgemeinen  Verwaltungsaufwand 
gespeist  werden,  während  in  Dresden  Ausgaben  für  Bauzwecke  auf  dem 
Konto  „Verkehr**  erscheinen  und  dort  mit  andern  Ausgaben  für  Ver- 
•<  kehrszw'ecke,  wie  öffentliche  Beleuchtung  und  Straßenreinigung,  ver- 

schmolzen werden.  Während  sodann  Chemnitz  den  Begriff  ,, allgemeine 
Gemeindeverwaltung**  wieder  enger  faßt,  etwa  wie  Leipzig,  sind  in 
Plauen  sogar  die  gesamten  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Polizei- 
amtes darin  inbegriffen,  wofür  die  andern  drei  Großstädte  besondere 
Rechnungsnachweise  haben.  Selbst  die  städtischen  Betriebe,  wie  z.  B. 
I die  Wasserwerke,  sind  hinsichtlich  ihrer  Rechnungsergebnisse  nicht 

' ohne  weiteres  vergleichbar,  denn  während  in  einigen  Städten  wie  Dres- 

den, Chemnitz  und  Plauen  nur  das  Stadtgebiet  im  engsten  Sinne  vom 
städtischen  Wasserwerke  versorgt  wird,  hat  Leipzig  auch  für  zahl- 
reiche  nicht  einverleibte  Vororte  die  Wasserversorgung  übernommen, 
und  das  städtische  Wasserwerk  hat  daher  hier  weit  höhere  Einnahmen 
als  in  den  andern  Großstädten. 


1.  Die  politischen  Gemeinden 

Yorbemerkuu^ 

Die  politischen  Gemeinden,  deren  Organe,  soweit  nicht  für  ein- 
zelne Verwaltungszweige  besondere  Behörden  bestehen,  als  örtliche  Ver- 
^ waltungsorgane  des  Reiches,  des  Staates  und  Bezirks  dienen,  sind  kraft 

öffentlichen  Rechts  zur  Beschaffung  des  hierzu  erforderlichen  Perso- 
nals sowie  der  nötigen  Einrichtungen  und  Naturalleistungen  verpflich- 
tet. Hierzu  gehört 

a)  die  Anstellung  und,  soweit  nicht  einzelne  Ämter  als  unent- 
geltliche Ehrenämter  zu  verwalten  sind,  auch  die  Besoldung  der  er- 

^ forderlichen  Beamten,  ferner  die  Pensionierung  der  berufsmäßigen  Ge- 

V ineindebeamten,  die  Herstellung  und  Instandhaltung  der  öffentlichen 

^ Wege  nebst  Brücken  und  sonstigen  Zubehörungen,  wo  nötig  die  Ein- 

^ richtung  eines  geordneten  Wasserwehrdienstes  und  Hilfeleistung  an 

' von  Hochwasser  bedrängte  Nachbargemeinden; 

b)  die  Unterhaltung  der  Standesämter,  die  Gewährung  von  Lei- 
stungen für  die  bewaffnete  Macht  im  Kriege,  der  Aufwand  für  die 
regelmäßigen  Impfungen  und  der  Verwaltungsaufwand  der  Geineiude- 

! krankenversicherung; 

c)  die  anteilige  Entrichtung  etwaiger  Bezirkssteuer. 
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Alle  diese  Leistungsverbindlichkeiten  sind  öffentlich-rechtlicher 
i'l’atur,  und  zwar  bestehen  die  unter  a)  genannten  dem  Staate,  die  unter 
i»)  genannten  dem  Eeiche  und  die  unter  c)  genannten  dem  Bezirksver- 
»aiide  gegenüber,  unbeschadet  etwa  konkurrierender  persönlicher  An- 
i prüche,  z.  B.  des  Anspruchs  eines  Gemeindebeamten  wider  die  Ge- 
meinde auf  Gehalt  oder  Pension.  Wenn  daher  eine  Gemeinde  die  ihr 
( bliegenden  Leistungen  und  Einrichtungen,  insbesondere  auch  die  Be- 
tchaffung  der  dazu  erforderlichen  Mittel  unterläßt,  so  kann  die  Auf- 
i ichtsbehörde  sie  im  reinen  Verwaltungsverfahren  zur  Vorkehrung  des 
.Erforderlichen  anhalten,  auch,  wenn  die  deshalb  erlassenen  Anord- 
)iungen  ohne  Erfolg  bleiben,  das  Nötige  auf  Kosten  der  Gemeinde  aus- 
i ühren  und  die  dazu  erforderlichen  Mittel  nötigenfalls  durch  Aus- 
fchreiben  und  Einziehen  von  Gemeindeanlagen  auf  bringen,  oder,  so- 
’ iel  die  Städte  anlangt,  die  erforderlichen  IMittel  als  Ausgaben  in  den 
Haushaltplan  eintragen  und  deren  Aufbringung  anordnen  und  voll- 
5 iehen  lassen. 

Bei  der  nun  folgenden  Betrachtung  der  zahlenmäßigen  Ergebnisse 
( er  Ausgaben  und  der  Einnahmen,  der  Schuhlen  und  des  Vermögens 
( er  politischen  Gemeinden  soll  als  Beispiel  — und  dasselbe  gilt  auch 
J üf  die  später  zu  betrachtenden  Finanzverhältnisse  der  Ortsarmenver- 
l ände  und  der  Schulgemeinden  — immer  das  Zahlenmaterial  der  Rech- 
3 ungsabschlüsse  auf  das  Jahr  1906  herangezogen  werden,  wobei  die 
sächsischen  Kreis-  und  Großstädte  Bautzen,  Chemnitz,  Dresden,  Leip- 
: ig,  Zwickau  und  Plauen  i.  V.  neben  den  Ergebnissen  der  Landes-  und 
Kreissuminen  sämtlicher  Städte  besondere  Berücksichtigung  finden 
sollen.  Sodann  sei  noch  hervorgehoben,  daß  die  in  den  nächsten  Ab- 
schnitten mitgeteilten  Zahlen  nur  die  vorläufigen  Ergebnisse  der 
Erhebung  von  1906  wiedergeben,  daß  also  im  Statistischen  Landes- 
j mte,  welches  diese  Erhebung  durchgeführt  hat,  eine  nochmalige  Prü- 
i ung  des  Zahlenmaterials  noch  nicht  stattgefunden  hat. 


A.  Ausgaben 

1.  Allgemeines 

Was  die  Ausgaben  der  Gemeinden  im  allgemeinen  anlangt,  so 
1 aben  wür  hier  zwei  Hauptgruppen  zu  unterscheiden : Pflichtausgaben 
i nd  freiwillige  Ausgaben,  je  nachdem  der  Wirkungskreis  der  Ge- 
1 leindc,  welchem  die  Ausgaben  entspringen,  vom  Staate  vorgeschrieben 
(der  der  freiwilligen  Tätigkeit  der  Gemeinden  erwachsen  ist.  Freilich 
ist  diese  Unterscheidung  zwischen  obligatorischen  und  fakultativen 
.iLUSgabeii  eine  mehr  begriffliche  als  eine  tatsächliche  Unterscheidung, 
( enn  nirgends  finden  wir  gesetzliche  Vorschriften  darüber,  was  zu  den 
] ’flichtaufgaben  und  was  zum  freiwilligen  Wirkungskreise  der  Ge- 
meinden zu  rechnen  ist;  auch  unter  den  sogenannten  fakultativen  Aus- 
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V gabe3i  der  Gemeinden  befinden  sich  viele,  die  von  jeher  von  diesen  er- 

wartet werden,  die  sie  machen  müssen,  wenn  anders  sie  den  modernen 
Anforderungen  genügen  wollen,  so  die  Ausgaben  für  Beleuchtung, 
Kanalisierung,  Wasserversorgung  und  ähnliches.  Nur  das  Mehr  oder 
Weniger  würcl  Gegenstand  der  Kontroverse  in  den  gemeindlichen  Ver- 
tretungen sein  können.  Die  Grenze  ist  auch  insofern  schwankend,  als 
*■  die  obligatorischen  Aufgaben  nicht  ein  für  allemal  festgelegt  sind, 

sondern  im  Fortschreiten  des  politischen  und  wirtschaftlichen  Lebens 
immer  neue  Aufgaben  entstehen,  zu  deren  Erfüllung  der  Staat  die 
»*  kommunalen  Körper  heranzuziehen  sich  veranlaßt  sieht.  Wie  der 

Staat  die  Gemeinden  zur  Einstellung  ihrer  Pflichtausgaben,  deren 
Zwmcko  meist  lokaler  Natur  sein  werden,  in  den  Haushaltplan  zwingen 
kann,  ist  bereits  in  der  Vorbemerkung  zu  diesem  Abschnitte  gezeigt 
worden.  Zu  den  freiwilligen  Ausgaben  zählen  diejenigen,  welche  über 
' das  vom  Staate  geforderte  Mindestmaß  hinausgehen,  was  in  doppelter 

I Weise  möglich  ist : entweder  so,  daß  die  Selbstverwaltungskörper  ihre 

Tätigkeit  bei  den  Pflichtausgaben  über  die  in  der  Regel  vorgesehene 
Mindestleistung  hinauserstrecken,  oder  so,  daß  sie  andere  vom  Staate 
nicht  vorgeschriebene  Aufgaben  übernehmen.  Allerdings  wird  der  Staat 
ly,  auch  diesem  freiwilligen  Wirkungskreise  der  Gemeinden  nicht  ganz 

gleichgültig  gegenüberstehen.  Der  Staat  wird  es  nicht  dulden  dürfen, 
daß  die  Erfüllung  der  obligatorischen  Aufgaben  der  Kommunalkörper 
durch  eine  allzu  reichliche  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  freiwilligen 
Wirkungskreises  beeinträchtigt  oder  daß  die  Leistlings-,  insbesondere 
die  Steuerfähigkeit  der  einzelnen  durch  die  Kommunalkörper  für  deren 
fakultative  Aufgaben  in  einem  den  Staatszweck  gefährdenden  Maße 
in  Anspruch  genommen  wird. 

Von  grundlegender  Bedeutung  ist  sodann,  ähnlich  wie  bei  den 
' Staatsausgaben,  die  Unterscheidung  von  ordentlichen  und  außerordent- 

lichen Ausgaben.  Der  Unterschied  beruht  darauf,  ob  die  einzelnen  Aus- 
gaben integrierende  Bestandteile  der  sich  mit  jeder  Finanzperiode  er- 
neuernden Finanzwirtschaft  und  in  diesem  Sinne  das  mehr  oder  w^e- 
niger  ständige  Element  des  Voranschlages  und  des  Rechnungsab- 
schlusses darstellen  oder  erst  in  größern  eine  Reihe  von  Finanzjahren 
^ umfassenden  Perioden  sich  wiederholen.  Während  die  ordentlichen 

Ausgaben  regelmäßig  in  den  Einnahmen  der  betreffenden  Finanz- 
periode ihre  volle  Deckung  finden  müssen,  kann  je  nach  der  besondern 
^ Natur  der  außerordentlichen  Ausgaben  deren  Deckung  auch  in  ein- 

zelnen  sich  hierzu  eignenden  Arten  außerordentlicher  Einnahmen  ge- 
' sucht  w^erden  und  sich  auf  mehrere  Finanzperioden  erstrecken.  Freilich 
zeigen  sich  bei  diesem  Verfahren  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
welche  dadurch  entstehen,  daß  sowohl  die  Theorie  als  auch  die  Praxis 
die  wünschenswerte  Einheitlichkeit  vermissen  lassen.  Man  ward  viel- 
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der  Praxis  am  nächsten  kommen,  wenn  man  als  außerordentliche  Aus- 
gaben für  die  statistische  Erhebung  bindend  solche  bezeichnet,  die 
eine  Verminderung  des  Gemeindevermögens  unmittelbar  nach  sich 
ziehen. 

Endlich  läßt  sich  noch  eine  wichtige  Spezialisierung  der  Aus- 
gaben nach  den  verschiedenen  Verwaltungszweigen  vornehmen.  Der 
Wert  solcher  Spezialisierung  liegt  nicht  so  sehr  in  der  Charakterisierung 
der  einzelnen  VerAvaltungszweige,  sondern  in  erster  Linie  eben  in  der 
Herausarbeitung  eines  Gesamtbildes  der  Gemeindewirtschaften  in  ihren 
charakteristischen  Zügen. 

2.  Betrachtung  der  verschiedenen  Ausgabearten 

Unter  den  ordentlichen  Ausgaben  der  politischen  Gemeinden 
lassen  sich  13  Hauptgruppen  unterscheiden,  nämlich  1.  Unternehmun- 
gen und  Anstalten,  2.  Grundbesitz,  3.  Kapitalien,  4.  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Schulden,  5.  Allgemeiner  Verwaltungsaufwand,  6.  Polizei- 
aufwand, 7.  Gemeinnützige  und  Wohlfahrt  Seinrichtungen,  8.  Feuer- 
löschwesen, 9.  Straßen,  Plätze  und  Brücken,  10.  Höhere  und  Fach- 
schulen, 11.  Brunnen,  Denkmäler  usw.,  12.  Gemeindesteuern  und 
13.  Sonstige.  Es  sollen  nun  im  wesentlichen  — und  dasselbe  gilt  für 
die  spätere  Betrachtung  der  städtischen  Einnahmen  — an  dieser  Stelle 
nur  die  Relativzahlen  angegeben  werden,  da  aus  ihnen  in  erster  Linie 
ein  zutreffendes  Bild  über  die  Verteilung  der  Ausgaben  und  Einnahmen 
auf  die  verschiedenen  Gebiete  der  kommunalen  Verwaltung  gewonnen 
werden  kann;  die  absoluten  Ziffern  sind  aus  den  Tabellen  zu  er- 
sehen. Obenan  stehen  die  Ausgaben  der  städtischen  Unternehmungen 
und  Anstalten,  welche  1906  im  Königreiche  Sachsen  257648  004  M. 
betrugen,  was  74,4^0  der  gesamten  Ausgaben  sämtlicher  Städte  aus- 
rnacht.  Betrachten  wir  die  einzelnen  Gemerndebetriebe  näher,  so  ent- 
fallen die  meisten  Ausgaben  (57,9  o/o  der  gesamten  städtischen  Aus- 
gaben im  Lande)  auf  die  Sparkassen,  welche  allerdings  auch  ganz  er- 
hebliche Einnahmen  diesen  hohen  Ausgaben  gegenüberzustellen  haben. 
Von  den  übrigen  Unternehmungen  und  Anstalten  haben  die  größten 
Ausgaben  aufzuweisen,  nach  der  Höhe  der  letztem  geordnet,  die  Gas- 
werke (5,70/0),  die  städtischen  Straßenbahnen  (2,7o/o),  die  Wasser- 
werke (1,90/0),  die  Krankenhäuser  (1,9 o/o),  die  Elektrizitätswerke 
(1,8 o/o)  und  die  sonstigen  städtischen  Betriebe,  die  nicht  namentlich 
aufgeführt  worden  sind  (],0o/o).  Von  geringerer  Bedeutung  schon 
unter  lo/o  der  gesamten  städtischen  Ausgaben  — sind  diejenigen  der 
Vieh-  und  Schlachthöfe  (Ü,7o/o),  der  Markthallen  (0,2 o/o),  der  Leih- 
anstalten, der  Bäder,  der  Museen,  der  Theater,  der  Marst-älle,  der  im 
Besitze  von  Städten  befindlichen  Steinbrüche  (je  0,1  o/o).  Unter  0,1  o/o 
endlich  bewegen  sich  die  Ausgaben  der  Beerdigungsanstalten,  der  Ab- 
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deckereieu,  der  Grubeuräumung  und  der  städtischen  Bibliotheken,  Fa- 
briken und  Ziegeleien.  ? -i 

Werfen  wir  noch  einen  kurzen  Blick  auf  die  örtliche  Verteilung 

der  städtischen  Unternehmungen  und  Anstalten,  so  finden  wir,  daß  in 
den  als  Beispiele  gewählten  Städten  folgende  Unternehmungen  durch- 
gängig in  den  Besitz  der  Städte  übergegangen  sind : die  Sparkassen, 
die  Gaswerke,  die  Wasserwerke,  die  Bäder  und  die  Bibliotheken.  ie 
im  ganzen  die  Besitzverhältnisse  der  hier  zu  betrachtenden  Städte  hin- 
sichtlich der  Unternehmungen  und  Anstalten  liegen,  möge  folgende 
Übersicht  kurz  darstellen: 
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Diese  Übersicht  ist  aufgestellt  nach  dem  Stande  von  Ende  1906.  -j-  be- 

deutet das  Vorhandensein  der  betretfenden  Unternehmung  oder  Anstalt,  — das 
Gegenteil. 


Diese  Zusammenstellung  zeigt,  daß  neben  den  schon  genannten 
Unternehmungen,  welche  sich  durchgängig  im  Besitze  der  fetädte  be- 
finden, am  häufigsten  noch  die  Elektrizitätswerke,  die  Krankenhäuser 
und  die  Museen  (in  5 von  den  6 zu  betrachtenden  Städten),  ferner 
dio  Theater  (in  4 Städten),  endlich  die  Vieh-  und  Schlachthöfe,  die 
Leihanstalten,  die  Markthallen,  die  Abdeckereien  und  die  Steinbrüche 
(je  in  3 Städten)  als  städtische  Unternehmungen  bezeichnet  werden 
können.  Außerdem  haben  Chemnitz  und  Dresden  noch  je  eine  städtische 
Straßenbahn  sowie  einen  Marstall,  und  Bautzen  und  Dresden  je  eine 
städtische  Beerdigungsanstalt.  Bergwerke,  Fabriken  und  Ziegeleien 
sitzt  keine  der  fraglichen  6 Städte,  ebensowenig  hat  eine  derselben  die 
Grubenräumung  in  städtische  Regie  genommen,  was  aber  in  andern 
Städten  Sachsens,  besonders  in  solchen  der  Kreishauptmaunschaften 
Bautzen,  Chemnitz  und  Leipzig  des  öftern  der  Fall  ist.  In  Bautzen, 
Chemnitz,  Dresden  und  Leipzig  finden  wir  noch  Unternehmungen 
und  Anstalten  von  geringerer  Bedeutung,  welche  nicht  einzeln  auf- 
geführt, sondern  unter  ,, Sonstige“  summarisch  abgehandelt  worden  sind. 

Nächst  den  Unternehmungen  und  Anstalten  beanspruchen  pro- 
zentual die  meisten  Ausgaben  die  städtischen  Schulden,  zu  deren  \ er- 
zinsung  und  Tilgung  6,4 o/o  der  gesamten  städtischen  Ausgaben  er- 
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Forderlich  sind;  davon  entfallen  4,6o/o  auf  die  Verzinsung  und  l,8o/o 
Ulf  die  Tilgung  der  Schulden.  Am  höchsten  sind  die  Ausgaben  für  den 
Schuldendienst  in  der  Kreishauptmaunschaft  Dresden  (5  794395  M. 
jährlich).  Es  folgt  dann  die  Kreishauptmannschaft  Leipzig  mit 
5 135  780  M.,  ferner  Chemnitz  und  Zwickau  (die  erstere  Kreis- 
aauptmannschaft  mit  2 219  670  M.,  die  letztere  mit  2210  834  M.), 
mdlich  die  Kreishauptmannschaft  Bautzen  mit  558318  M.  Auf  die 
Ausgaben  der  Unternehmungen  und  Anstalten  sowie  der  städtischen 
Schulden  folgen  der  Höhe  nach  geordnet  diejenigen  für  allgemeinen 
V'erwaltungsaufwand  (4,7%  der  gesamten  städtischen  Ausgaben),  für 
Straßen,  Plätze  und  Brücken  (4,3%),  für  Gemeindesteuern  (3,4%), 
lavon  für  die  direkten  3,1%,  was  zum  größten  Teile  die  Erhebungs- 
losten  der  Steuern  sein  werden.  Noch  über  1 Vo  aller  städtischen  Aus- 
gaben nehmen  diejenigen  für  Polizeiaufwaml  (1,9%),  davon  1,5% 
‘ür  Sicherheitspolizei,  für  höhere  und  Fachschulen  (1,7%),  für  Grund- 
lesitz  und  für  gemeinnützige  und  Wohlfahrtsrinrichtungen  (je  1,3%) 
n Anspruch.  Zwischen  0%  und  1%  bewegen  sich,  abgesehen  von 
len  schon  genannten  Ausgaben  einzelner  Unternehmungen  und  An- 
halten, die  Ausgaben  für  Feuerlöschwesen  (0,5%),  für  Wohlfahrts- 
lolizei  (0,4%),  für  indirekte  Gemeindesteuein  (0,3%)  und  für  Ka- 
litalien  (0,1%).  Unter  0,1%  endlieh  stehen  die  Ausgaben  für  Brunnen 
ind  Denkmäler  und  für  etwaige  sonstige  Zwecke  der  politischen  Ge- 
. nein  den. 

Was  die  außerordentlichen  Ausgaben  der  Städte  betrifft,  so  spielen 
iiuch  diese  eine  ganz  erhebliche  Rolle  im  kommunalen  Finanzwesen, 
ilhne  nähere  Charakteristik  derselben  ist  bereits  im  vorigen  Abschnitte 
gegeben  worden.  Die  Unternehmungen  und  Anstalten  nehmen  dabei 
vieder  eine  bedeutende  Stelle  ein,  wenn  sie  hier  auch  nicht  in  dem  Maße 
liervortreteu  wie  bei  den  ordentlichen  Ausgaben.  Zu  Neuherstellung 
und  Erweiterung  von  Unternehmungen  wurden  von  den  außerordent- 
lichen Ausgaben  13  040  076  M.  verwendet,  was  29,3o/o  aller  außer- 
( rdentliehen  Ausgaben  gleichkommt.  Die  Summe  dieser  Ausgaben  be- 
lief sich  im  Jahre  1906  auf  44472449  M.,  das  sind  11,4  o/o  der 
gesamten  städtischen  Ausgaben  überhaupt.  Die  Mittel  zu  solchen 
i ußerordentlichen  Ausgaben  werden  in  den  meisten  Fällen  Anleihen 
( ntnommen,  vielfach  auch  den  Überschüssen  andrer  Konten,  insbe- 
fondere  den  Überschüssen  der  kommunalen  Betriebe;  bisweilen  wird 
i uch  die  Steuerkraft  der  Bürger  in  Anspruch  genommen,  indem  die 
]jast  auf  eine  kürzere  oder  längere  Reihe  von  Finanzjahren  verteilt 
i/ird.  Um  aber  beim  Fehlen  irgendwelcher  verfügbaren  Mittel  ausÜber- 
f chußkonten  die  Steuerkraft  der  Bürger  nicht  unverhältnismäßig  stark 
] lötzlich  anspannen  zu  müssen,  haben  viele  Städte  sogenannte  Fonds 
«rrichtet,  welche  unter  verschiedenen  Namen,  wie  Dispositionsfonds, 
Reservefonds,  Pflasterungsfonds,  Wasserwerkfonds,  Betriebsfonds,  Er- 
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neuerungsfonds,  erscheinen  und  welche  die  Aufgabe  haben,  unvorhei- 
cresehenc  Ausgaben  zu  decken.  Übrigens  empfiehlt  sich  die  Ansamm- 
funo-  von  Fonds  nicht  nur  bei  außerordentlichen  Ausgaben,  sondeni 
auch  für  eine  Reihe  von  Zwecken,  die  hei  näherer  Betrachtung  sich  als 
regelmäßig  wicHerkehrend  erweisen.  Eine  solche  Fondsansammlung, 
welche  die  Einstellung  einer  der  Leistungsfähigkeit  und  den  besondern 
Bedürfnissen  der  Gemeinde  angemessenen  Summe  in  den  jährlichen 
Etat  bedingt,  ist  freilich  nur  unter  Mitinanspruchnahme  der  Steuer- 
crträgnissc  durchführbar.  Wenn  auch  die  Erhebung  von  Steuern  sich 
grundsätzlich  auf  den  notwendigen  Bedarf  beschränken  und  nicht  zur 
Ansammlung  von  Gemeindevermögen  dienen  soll,  so  hindert  diese  Regel 
nicht,  daß  im  Interesse  einer  gesunden  vorsichtigen  I inanzwdrtschaft 
Fonds  für  bestimmte  Zwecke  (Schulbauten,  Pflasterung  usw.),  deren 
Beschaffung  auf  einmal  den  Steuerpflichtigen  zu  schwer  fallen  oder 
eine  neue  Anleihe  nötig  machen  wmrde,  im  Laufe  der  Jahre  allmählich 
angesammelt  werden  und  daher  Steuern  über  den  laufenden  Jahres- 
betrag hinaus  zur  Erhebung  gelangen. 

Endlich  soll  noch  ein  Vergleich  der  ordentlichen  und  außeiwdent- 
lichcn  Ausgaben  der  Gemeinden  mit  denjenigen  des  sächsischen  Staates 
vorgenommen  werden,  wobei  wir,  um  zu  möglichst  vergleichbaren  Zif- 
fern zu  gelangen,  für  das  Königreich  Sachsen  die  Ergebnisse  der  Fi- 
nanzperiode 1906/07  in  Betracht  ziehen  wollen. 

In  dem  erwähnten  Zeitabschnitte  betrugen  die  ordentlichen^  Aus- 
gaben des  Staates  rund  642  217  231  IM. , und  diejenigen  aller  Städte 
im  Laude  beliefen  sich  im  Jahre  1906  auf  346492132  M.  Die 
außerordentlichen  Ausgaben  aber  erreichten  in  der  Finanzpeiiode 
1906  07  im  Königreiche  Sachsen  eine  Höhe  von  rund  41  3i9  <25  M., 
während  sie  im  Jahre  1906  für  sämtliche  Städte  des  Königsreichs 
44472  449  M.  betrugen.  Hierbei  ist  aber  zu  beachten,  daß  die 
sächsische  Etatperiode  2 Jahre,  in  uiiserm  Falle  die  beiden  Jahre 
1906  07  umfaßt,  während  die  obengenannten  Ziffern  über  die  städti- 
schen Ausgaben  nur  für  1 Jahr,  nämlich  für  1906  berechnet  sind.  Um 
also  w’irklieh  vergleichbare  Resultate  zu  erhalten,  müssen  wii  die  Er- 
gebnisse der  Etatperiode  1906  07  halbieren  und  so  die  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Ausgaben  eines  Jahres,  nämlich  nur  von  1906, 
wenigstens  annähernd  ermitteln.  Tun  wir  dies,  so  betrugen  beim  säch- 
sischen Staate  im  Jahrel906  die  ordentlichen  Ausgaben  321  108615,50, 
die  außerordentlichen  20  689  862,50  M.  Diese  Ziffern  zeigen,  daß 
die  ordentlichen  Ausgaben  sämtlicher  städtischen  politischen  Gemein- 
den die]enigen  des  gesamten  Königreichs  Sachsen  um  rund  25  000  000 
Mark  übersteigen,  die  außerordentlichen  Ausgaben  der  ersteren  aber 
mehr  als  doppelt  so  groß  sind  wie  diejenigen  des  Staates. 
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B.  Elunahmen 
1.  Allgemeines 

Die  Einnahmen  der  politischen  Gemeinden  sind  entweder  eigne 
nder  abgeleitete.  Die  ersteren  sind  solche,  welche  aus  der  eignen  Wirt- 
I chaft  der  Gemeinden  gewonnen  werden,  also  aus  ihrem  Vermögen 
: ließen  oder  durch  Abgaben  ihrer  Mitglieder  aufgebracht  werden.  Die 
.etztern  dagegen  gehen  aus  andern  öffentlichen  Haushalten  hervor, 
t ind  Überweisungen  (Dotationen  und  Subventionen)  des  Staates  oder 
löherei'  IvommunalköriDer  an  die  Gemeinden.  Die  eignen  Einnahmen 
der  Gemeinden  sind  wie  die  des  Staates  teils  Erwerbseinkünfte,  teils 
«d’fentlich  rechtlicher  Natur.  Die  letztem  wieder  sind  entweder  Steuern 
ider  Präzipualbeiträge  (Gebühren,  Interessentcnbeiträge)  einzelner  Pri- 
' atwirtschaften,  die  durch  außergewöhnliche  Inanspruchnahme  der  Ge- 
meindeverwaltung besondere  Kosten  verursachen  oder  sich  besondrer 
Vorteile  aus  gemeindlichen  Wranstaltungen  erfreuen. 

Wie  das  Ausgabewesen  so  ist  auch  die  Einnahmewirtschaft  der 
Gemeinden,  und  zwar  aus  den  gleichen  Gründen,  der  Beaufsichtigung 
I les  Staates  unterworfen.  Hat  doch  der  Staat  das  größte  Interesse  an 
der  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinden;  er  muß  Vor- 
]:ehrungen  treffen,  daß  diese  nicht  durch  kurzsichtige  Politik  gc- 
ichmälert  oder  untergraben  werde.  Am  meisten  tritt  die  Abhängigkeit' 
der  kommunalen  Einnahmewirtschaft  vom  Staate  auf  dem  Gebiete 
der  Besteuerung  hervor,  da  ja  Staat  und  Gemeinde  auf  dieselben  Quel- 
.en,  das  Einkommen  und  das  Vermögen,  zurückgreifen  müssen.  Aber 
i.uch  das  Gebühren-  und  Beitragswesen  wird  der  Staat  den  Gemeinden 
licht  gänzlich  zur  Regelung  in  eigner  Zuständigkeit  überlassen  dürfen, 
denn  auch  hier  liegt  nach  der  Zusammensetzung  der  Gemeindevertre- 
ung  die  Gefahr  nahe,  daß  entweder  durch  mächtige  Interessenten- 
. 'nippen  die  durch  diese  verursachten  oder  in  deren  Nutzen  gemachten 
Aufwendungen  allen  Steuerzahlern  aufgebürdet  oder  umgekehrt  Ver- 
I uche  gemacht  werden,  die  Kosten  von  Einrichtungen  allgemeiner  Art 
luf  einzelne  abzuwälzen.  Ebenso  wird  die  Veräußerung  von  Bestand- 
eilen des  Gemeindevermögens  sowie  die  Errichtung  oder  Übernahme 
'on  Erwerbsbetrieben  von  der  Genehmigung  fler  staatlichen  Behörden 
ibhängen  müssen.  Das  letztere  wird  insbesondere  dann  erforderlich 
;ein,  wenn  die  Gemeindegliedor  durch  Ortsstatut  gezwungen  werden 
.ollen,  an  solchen  gemeindlichen  Einrichtungen  sich  zu  beteiligen. 

Wie  bei  den  Ausgaben  so  kann  man  ferner  auch  bei  den  Ein- 
lahnien  zwischen  ordentlichen  und  außerordentlichen  unterscheiden, 
, e nachdem  sie  in  jeder  Finanzperiode  regelniäßig  wiedorkchren  oder 
lur  einmal  in  der  städtischen  Finanzvcrwaltung  erscheinen,  um  dann 
’ür  immei  oder  wenigstens  auf  lange  Zeit  aus  ilir  zu  verschwinden. 
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Schließlich  ist  auch  bei  den  Einnahmen  eine  Spezialisierung  nach 
den  verschiednen  Verwaltungszweigen  möglich,  wobei  unter  Gegenüber- 
stellung der  Ausgaben  und  Einnahmen  des  betreffenden  Zweiges  der 
Verwaltung  sich  Schlüsse  ziehen  lassen  auf  die  Rentabilität  der  Unter- 
nehmungen und  Anstalten,  den  wirklichen  Ertrag  einzelner  Steuern, 
den  erforderlichen  Aufwand  dieses  oder  jenes  Verwaltungsaktes  und 

älinliches. 

Die  GeJ5chichte  des  kommunalen  Einnahniewesens  weist  eine  dem 
staatlichen  ähnliche  Entwicklung  auf.  Solange  die  Gemeinde  Rechts- 
und Interessengemeinschaft  war,  flössen  die  zur  Erfüllung  ihrer  nur 
gering  bemessenen  Aufgaben  erforderlichen  Mittel  aus  dem  ursprüng- 
lichen Gemeindevermögen.  Während  dieser  Zustand  bei  den  ländlichen 
Gemeinden  teilweise  bis  in  die  Gegenwart  hineinreicht  und  auch  nach 
Auflösung  der  alten  Gemeinschaft  in  den  meisten  Gemeinden  noch  ein 
großes  rentables  Gemeindeeigentum,  namentlich  an  Wäldern,  bestehen 
blieb  und  die  Ausgaben  decken  half,  haben  die  großem  zahlreichen 
Bedürfnisse  namentlich  der  städtischen  Gemeinden,  selbst  wo  ein  grö- 
ßeres Gemeindeeigentum  vorhanden  war,  schon  frühzeitig  auf  die  Ge- 
winnung und  Erwerbung  neuer  Einnahmequellen  hingewiesen.  So 
ließen  im  11.  und  12.  Jahrhundert  die  sich  entwickelnden  Städte  von 
ihren  Landesherren  Markt-  und  Münzrechte,  Zoll-  und  Brückengelder 
sich  verleihen  und  erzielten  bedeutende  Einnahmen  daraus.  Mit  dem 
13.  Jahrhundert  finden  wir  sodann  in  den  Städten  die  ersten  Versuche 
einer  Besteuerung.  Die  Avachsenden,  zumeist  freilich  durch  Kriege, 
Bauten  und  andere  äußere  Veranlassungen  hervorgerufenen  Ausgaben 
drängten  auf  die  Erschließung  neuer  Einnahmequellen.  Daher  konnte 
in  den  Städten  das  Steuerwesen  zuerst  Fuß  fassen.  Insbesondere  aber 
sind  in  letzter  Zeit,  namentlich  den  großen  städtischen  Gemeindeiij 
neue  Einnahmequellen  aus  dem  Betriebe  von  Unternehmungen  und  An- 
stalten erschlossen  w'orden. 


2.  Betrachtung  der  verschiedenen  Einnahmearten 
a)  Unternehmungen  und  Anstalten 

Wie  die  Ausgaben  so  lassen  sich  auch  die  Einnahmen  der  politi- 
schen Gemeinden  in  die  oben  bei  Betrachtung  der  Ausgaben  genannten 
13  Hauptgruppen  einteilen.  Auch  hier  stehen,  was  die  Höhe  der  Ein- 
nahmen anlangt,  an  erster  Stelle  die  städtischen  Unternehmungen  und 
Anstalten.  Unter  ihnen  wieder  haben  die  höchsten  Einnahmen  die 
städtischen  Sparkassen  zu  verzeichnen.  Im  Jahre  1906  betrugen  die 
ordentlichen  Einnahmen  der  städtischen  Unternehmungen  und  Anstal- 
ten Sachsens  260  410201  M.,  das  sind  74,9 o/o  aller  Einnahmen  der 
politischen  Gemeind.en.  Vergleichen  wür  zunächst  die  Einnahmen  und 
die  Ausgaben  der  sämtlichen  städtischen  Betriebe  Sachsens  mitein- 
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ander,  so  finden  "wir,  daß  letztere  im  Jahre  1906  mit  einem  Überschuß 
von  2 762197  M.  ahgeschnitten  haben.  Die  städtischen  Betriebe 
folgen  hinsichtlich  der  Höhe  ihrer  Einnahmen  folgendermaßen  auf- 
einander, wobei  die  angegebenen  Prozentziffern  auf  die  Gesamtsumme 
der  Einnahmen  der  politischen  Gemeinden  Sachsens  bezogen  sind : 
Sparkassen  (55,7 o/o),  Gaswerke  (7,8o/o),  Straßenbahnen  (2,8o/o),  Elek- 
trizitätswerke (2,50/0),  Wasserwerke  (2,3o/o),  Krankenhäuser  (l,5o/o). 
lo/o  aller  Einnahmen  erwuchsen  den  Städten  aus  den  weniger  bedeuten- 
den, unter  ,, Sonstige“  zusammengefaßten  Unternehmungen.  UntcT 
1,0  0/0  bewegen  sieh  die  Einnahmen  aus  den  Vieh-  und  Schlachthöfen 
(0,70/0),  den  Markthallen  (0,2o/o),  den  Bädern,  Leihanstalten,  Stein- 
brüchen und  Marställen  (je  0,1  0/0),  und  darunter  endlich  stehen  die- 
jenigen der  Beerdigungsanstalten,  Abdeckereien,  Theater,  iMuseen, 
Bibliotheken,  Fabriken,  Ziegeleien  und  Grubenräumungsarbeiten. 


b)  Steuern 

a)  Gegenwärtiger  Zustand 

Was  die  gesetzliche  liegelung  des  Gemeindesteuerwesens  in  Deutsch- 
land betrifft,  so  steht  unter  den  deutschen  Biindesstaaten  Preußen  an 
erster  Steile,  ln  seinem  Kommunalabgabengi'setze  vom  14.  Juli  1893 
hat  es  das  Gemeindeabgabcuiwesen  gleichmäßig  und  einheitlich  ge- 
regelt, und  dieses  Gesetz  ist  bis  heute  noch  von  keinem  andern  Staate 
übertroffen  worden,  nachdem  in  Hessen  der  im  Jahre  1904  den  Kam- 
mern vorgelegte  Entwurf  trotz  seiner  großen  Vorzüge,  die  er  selbst  vor 
dem  preußischen  Gesetze  hatte,  gescheitert  ist.  Auch  in  Bayern,  Würt- 
temberg und  Baden  sind  verschiedentlich  Versuche  gemacht  w'orden, 
das  kommunale  Abgabenwesen  einheitlich  zu  regeln,  ohne  jedoch  zu 
einem  solchen  Erfolge  zu  gelangen  wie  in  Preußen.  In  demselben 
Jahre,  in  welchem  Hessen  versuchte,  sein  Gemeindesteuerwesen  gesetz- 
lich zu  regeln,  hat  auch  in  Sachsen  den  Ständen  eine  Denkschrift,  das 
Gemeindeabgabenwesen  betreffend,  sowie  ein  Entwurf  eines  Gemeinde- 
steuergesetzes zur  verfassungsmäßigen  Beratung  Vorgelegen.  Der  Ge- 
setzentwurf fand  jedoch  nicht  die  Billigung  des  Landtags,  und  erst  in 
der  gegenwärtigen  Session  ist  den  Ständen  ein  neuer  Entwurf  eines 
Gemeindesteuergesetzes  zugegangen,  der  später  noch  näher  btrachtet 
werden  soll.  Vorläufig  wird  das  Abgabenwesen  der  politischen  Ge- 
meinden noch  in  den  Abschnitten  der  Gemeindeordnung  von  1873  über 
Gemeindcleistungen  geregelt.  Jedoch  finden  wir  auch  hier  nur  wenige 
feste  Bestimmungen,  und  diese  sind  ganz  überwiegend  formaler  Natur 
oder,  soweit  sie  materielles  Kecht  enthalten,  verneinend.  Die  städtischen 
Steuerordnungen  müssen  durch  die  Aussichtsbehörden,  bei  indirekten 
Abgaben  dui’ch  das  Ministerium  des  Innern  genehmigt  werden.  Ferner 
sind  gewisse  sachliche  und  persönliche  Befreiungen  von  Gemeinde- 
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leistungen  darin  geordnet.  Positiv  materiell  rechtlich  ist  in  den  Ge- 
meindcordnungen  in  der  Hauptsache  nur  ganz  allgemein  verfügt,  daß 
jedcjs  Gemeindemitglied  zu  den  Gemeindelasten  „verhältnismäßig“  bei- 
zutragen hat,  und  daß  ein  Gew'erbebetrieb,  der  ständig  an  mehreren 
Ortschaften  stattfindet,  in  jedem  dieser  Orte  ,, verhältnismäßig“  heran- 
gezogen werden  kann.  Endlich  ordnet  die  Landgemeindeordnung  an, 
daß  bei  Geldanlagen  sowohl  das  Einkommen  vom  Grundbesitz  als 
auch  das  aus  andern  Quellen  in  ,, angemessener  Weise“  zu  berücksich- 
tigen ist. 

Wie  nun  gegenwärtig  die  Steuerverhältnisse  in  den  6 in  nähere 
Betrachtung  gezogenen  Städten  liegen,  möge  zunächst  folgende  tabel- 
larische Übersicht  kurz  darstellen : 
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-(-  bedeutet  das  Vorhandensein  der  betreffenden  Steuer,  — das  Gegenteil. 


Aus  vorstehendem  sehen  wir,  daß  Einkommensteuern,  Hunde- 
steuern, Nachtigallensteuern,  Wanderlagersteuern,  Fischkartenabgabeu, 
Lustbarkeitssteuern,  Besitzveränderungsabgaben,  Wertzuwachssteuern, 
Schulanlagen  und  Kirchensteuern  in  jeder  dieser  6 Städte  erhoben  wer- 
den. Besonders  durch  die  Wertzuwachssteuer,  von  welcher  das  Eeich 
den  Gemeinden  einen  beträchtlichen  Teil,  nämlich  40 0/0  des  Ertrags, 
überläßt  und  zu  welcher  es  noch  durch  Landesgesetzgebung  Zuschläge 
^ gestattet  (vgl.  Reichsges.  vom  14.  Febr.  1911  und  sächs.  Ausführung.s- 

I verordn,  vom  29.  März  1911),  entstehen  den  Städten  Einnahmen  von 

nicht  geringer  Bedeutung.  Grundsteuern  finden  wir  in  Bautzen,  Chem- 
^ nitz,  Dresden,  Leipzig  und  Zwickau.  Biersteuern  erheben  Bautzen, 
Chemnitz,  Dresden,  Plauen  und  Leipzig,  letztere  erst  seit  1.  April 
1912.  Ferner  haben  Dresden  und  Zwickau  eine  Bürger-  und  Ein- 
wohnersteuer. Chemnitz  und  Dresden  erheben  Steuern  auf  den  Ge- 
werbebetrieb im  Umherfahren,  Bautzen  und  Zwickau  eine  Gastwirt- 
schafts- oder  Schankgewerbesteuer,  und  in  Bautzen  und  Dresden  finden 
^ wir  Verbrauchssteuern  auf  das  Fleisch  von  Wild,  Geflügel  und  Fischen. 

Liebera:  Die  Finanzen  3 
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Endlich  hat  Dresden  neben  seiner  schon  erwidinten  Lustbarkeitssteuer 
noch  eine  besondere  Billettsteuer,  und  in  Bautzen  wird  ein  Eingangszoll 
von  Stein-,  Braun-  und  Pi-eßkohle  erhoben. 

Betrachten  wir  nun  den  gegeiiAvärtigen  Zustand,  insbesondere  die 
einzelnen  Steuerarten  etwas  näher,  so  ist  an  erster  Stelle  die  Ge- 
meindoeinkommensteuer  zu  nennen.  Sie  Avird  in  sämtlichen 
Städten  Sachsens  erhoben.  Von  den  rund  3200  politischen  Gemeinden 
Sachsens  (Stadt-  und  Landgemeinden  zusammen)  haben  rund  2100  die 
Einkommensteuer  eingeführt.  Darunter  sind  freilich  immer  noch  etwa 
300  Gemeinden,  welche  die  Einkommensteuer  nach  Beitragseinheiteii 
oder  nach  Einheitssätzen  oder  Simplen  erheben.  Diese  Ausdrücke  be- 
dürfen vielleicht  einer  kurzen  Erläuterung : Bei  den  Beitragseinheiten 
ist  der  Grundbetrag  der  zu  entrichtenden  Steuer  für  alle  Steuerklassen 
gleich  hoch  festgesetzt,  und  es  wird  diese  Beitragseinheit  in  den  ein- 
zelnen Steuerklassen  je  nach  Bedarf  verschieden  oft  im  Jahre  erhoben. 
Beim  Simplum  oder  Einheitssätze  aber  wird  der  zu  entrichtende  Steuer- 
satz für  die  einzelnen  Steuerklassen  verschieden  hoch  festgesetzt,  und 
der  Einheitssatz  wird  in  allen  Klassen  gleich  oft  erhoben.  Die  .Er- 
hebung nach  Beitragseinheiten  findet  sich  in  Sachsen  nur  noch  in 
wenigen  Landgemeinden,  nach  EinheitssätZ(Ui  oder  Simplen  dagegen 
wird  auch  in  Städten  vielfach  noch  die  Einkommensteuer  erhoben. 
Welche  Kreis-  und  Großstädte  hierbei  in  Frage  kommen,  wird  im 
folgenden  gezeigt  Averden.  BisAveilen  erheben  die  Gemeinden  die  Ein- 
kommensteuer als  prozentuale  Zuschläge  zur  staatlichen.  Mehr  und 
mehr  sind  sie,  besonders  in  letzter  Zeit,  dazu  übergegangen,  ihre  Ein- 
kommensteuerordnungen dem Staatseinkomincnsteuergesctze  anzupassen 
und  namentlich  die  Klasseneinteilung  daraus  zu  entnehmen.  Auch  das 
Einschätzungsergebnis  der  Siaatseinkommensteuer  AAurd  A'on  einer  gro- 
ßen Anzahl  A'on  Gemeinden  benutzt.  Was  die  Kreis-  und  Großstädte 
betrifft,  so  finden  Avir,  daß  in  Bautzen,  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig 


und  ZAviekau  sich  die 


städtischen  .Steuertarife  hinsichtlich  der 


Klasseneinteilung  im  Avesentlichen  an  den  Staatssteuertarif  an- 
schließen. Bei  Bautzen,  Dresden,  Leipzig  und  ZAvickau  bestehen 
nur  geringe  AbAveichungen : Bautzen  nämlich  erklärt  auch  schon  die 
Einkommen  von  300 — 400  M.,  Avelche  der  Staat  noch  nicht  zur 
Steuer  heranzieht,  als  steuerpflichtig  und  stellt  deshalb  den  staatlichen 
Steuerklassen  noch  eine  als  laa  bezeichnete  Klasse  A'oran,  Avelche  eben 
jene  Einkommen  A’on  300^ — 400  M.  in  sich  schließt.  Leipzig  und 
ZAvickau  lassen  das  steuerpflichtige  Einkommen  erst  bei  500  M.  be- 
ginnen, die  Klasse  la  des  Staatssteuertarifs  fällt  also  hier  Aveg.  Dresden 
läßt  sogar  alle  Personen,  deren  Jahreseinkommen  den  Betrag  von 
600  M.  nicht  übersteigt,  von  der  Einkommensteuer  frei,  so  daß  also 
sowohl  die  Einkommen  der  Klasse  la  als  auch  diejenigen  der  Klasse  1 
des  staatlichen  Einkommensteuertarifs  steuerfrei  bleiben.  Plauen  da- 


Gemeindeeinkommensteaer 
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gegen  hat  eine  selbständige,  von  der  staatlichen  völlig  abAveichend-e 
Klasseneinteilung  für  seine  Einkommensteuer  festgesetzt.  Die  Steuer- 
klassen steigen  hier  von  400—6000  M.  um  je  100  M.,  so  daß  die 
untersten  vier  Steuerklassen  des  dortigen  Tarifs  mit  denen  des  staat- 
lichen Steuertarifs  übereinstimmen  und  mit  Steuerklasse  5 die  Ände- 
rung einsetzt.  Von  6000  M.  an  steigen  die  Klassen  dann  regelmäßig 
um  200  M. 

Was  die  Steuersätze  anlangt,  so  Aveichen  diese  meist  ganz  erheb- 
lich von  denen  des  Staatseinkommensteuertarifs  ab,  auch  in  denjenigen 
Städten,  Avelche  die  Klasseneinteilung  aus  dem  Staatstarife  übernommen 
haben.  Hier  alle  die  Verschiedenheiten  einzeln  aufzuführen,  Avürde  zu 
Aveit  gehen,  nur  die  Verhältnisse  der  Kreis-  und  Großstädte  sollen  einer 
kurzen  Betrachtung  untei'Avorfen  Averden,  Bautzen  hat  einen  Einheits- 
satz für  jede  Steuerklasse  aufgestellt,  und  durch  Beschluß  von  Rat  und 
Stadtverordneten  Avird  bestimmt,  Avievielmal  im  Jahre  der  Einheitssatz 
zur  Erhebung  gelangen  soll.  Ähnlich  liegen  die  \'  erhältnisse  in  Chem- 
nitz, Avo  ebenfalls  ein  Steuertarif  mit  Einheitssätzen  aufgestellt  ist  und 
nach  Vollendung  des  Einschätzungsgeschäfts  und  Feststellung  des 
Haushaltplans  alljährlich  der  Rat  bestimmt,  Avieviel  Hundertteile  der 
Einheitssätze  zu  erheben  sind,  um  den  durch  die  Gemeindesteuern  auf- 
zubringenden Bedarf  zu  decken.  Dazu  ist  noch  die  folgende  Bestim- 
mung von  Wichtigkeit: 

,, Natürliche  und  juristische  Personen,  die  das  stehende  GeAA'erbe 
des  Klein- (Detail-)  Handels  mit  Waren  aus  mehr  als  einer  der  folgen- 
den \der  Warengruppen  betreiben: 

a)  Material-  und  Koloniahvaren,  Eß-  und  TrinkAvaren  und  Ge- 
nußmittel, Tabak  und  Tabakfabrikate  (auch  Rauchutensilien), 
Apothekerwaren,  FarbAvaren,  Drogen  und  Parfümerien; 

b)  Garne  und  Zwirne,  PosamentierAA'aren,  Schnitt-,  Manufaktur- 
und  Modewaren,  gewebte,  gestrickte,  geAvalkte  und  gestickte 
Waren,  Bekleidungsgegenstände  (Konfektion,  Pelzwaren), 
Wäsche  jeder  Art,  Betten  und  Möhel  jeder  Art,  Vorhänge, 
Teppiche,  Möbelstoffe  und  die  zu  deren  Verarbeitung  dienende 
Anfertigung  von  Zimmerdekorationen ; 

c)  Haus-,  Küchen-  und  Gartengerätschaften,  Öfen,  Glas-,  Porzellan-, 
Steingut-  und  TonAA-aren,  Möbel  jeder  Art  und  die  dazu  dienen- 
den Möbelstoffe,  Vorhänge  und  Teppiche; 

d)  Gold-,  Silber-  und  sonstige  Juwelierwaren,  Kunst-,  Luxus-, 
GalanterieAvaren,  Papp-  und  PapierAvaren,  Bücher  und  Musi- 
kalien, Waffen,  Fahrräder,  Fahr-,  Reit-  und  Jagdutensilien, 
sonstige  Sportartikel,  Nähmaschinen,  Spiehvaren,  optische,  phy- 
sikalische, medizinische  und  musikalische  Instrumente  und 
Apparate 
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und  einen  Jahresumsatz  von  200  OOü  M.  oder  mehr  erzielen,  oder 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Umsatzes  diejenigen,  die  in  Chem- 
nitz im  kleinen  Waren  auch  nur  einer  der  genannten  Warengruppen 
von  mehr  als  einer  Verkaufsstätto  aus  oder  in  einer  Niederlassung  eines 
auswärtigen  gewerbliclien  oder  landwirtschaftlichen  Unternehmens  feil- 
bieten, haben,  auch  wenn  ihr  tatsächlicher  Reingewinn  geringer  ist, 
mindestens  10  o/o  des  in  diesen  Waren  erreichten  Jahresumsatzes  als 
Einkommen  nach  dieser  Steuerordnung  zu  versteuern. 


Teilhaber  von  die  juristische  Persönlichkeit  nicht  besitzenden  Er- 
werbsgcsellschaften  fallen  unter  diese  Bestimmung  schon  dann,  wenn 
der  entsprechende  Umsatz  der  ganzen  Gesellschaft  200  000  M. 
oder  mehr  beträgt.  Das  nacli  dem  Umsätze  zu  berechnende  Einkommen 
ist  den  Teilhabern  im  Verhältnis  ihres  Anteils  am  Reingewinne  zu- 
zurechnen. 

Maßgebend  ist  der  durchschnittliche  Jahresumsatz  der  zur  Zeit 
der  Einschätzung  abgelaufenen  3 Geschäftsjahre  oder,  dafern  die  be- 
sondere vorstehend  geregelte  Stcuerpf licht  noch  nicht  3 Jahre  lang 
besteht,  der  nach  dem  bisherigen  Ergebnis  oder,  falls  auch  dies  keinen 
Anhalt  bietet,  nach  dem  Stand  zur  Zeit  der  Einschätzung  frei  zu 
schätzende  Jahresumsatz,  Wird  daneben  der  Verkauf  im  großen  be- 
trieben, so  ist  der  vom  Steuerpflichtigen  nachzuweisende  und  nach  den 
Bestimmungen  dieser  Steuerordnung  festzustellende  Reingewinn  aus 
dem  Großhandel  dem  nach  den  vorhergehenden  Sätzen  ermittelten  Ein- 
kommen hinzuzurechnen;  ebenso  ist  das  übrige,  insbesondere  das  aus 
andern  Quellen  erzielte,  nach  den  Grundsätzen  dieser  Steuerordnung 
festzustellende  Reineinkommen  hinzuzuschlagen.“ 

Man  wird  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  in  dieser  besondern  Art 
Einkommensteuer  eine  Gewerbesteuer  bzw.  eine  Steuer  auf  besonders 
leistungsfähige  Handelsbetriebe  sieht. 

Die  Stadt  Dresden  hat  für  die  einzelnen  Klassen  die  Steuersätze 
der  Staatseinkommensteuer  als  Normalsätze  bestimmt,  und  nach  der 
Höhe  des  durch  die  Einkommensteuer  zu  deckenden  Bedarfs  wird  all- 
jährlich vom  Rate  unter  Zustimmung  der  Stadtverordneten  das  Ver- 
hältnis zum  vollen  Steuersoll  festgesetzt,  nach  Avelchem  auf  das  be- 
treffende Steuerjahr  die  Einkommensteuer  für  die  Stadtgemeinde  zu 
erheben  ist.  Leipzig  aber  hat  bei  seiner  Einkommensteuer  für  alle 
Steuerklassen  feststehende  Steuersätze  eingeführt,  die  alljährlich  ein- 
mal erhoben  werden.  Zwickau  erhebt  seine  städtische  Einkommen- 
steuer in  prozentualen  Zuschlägen  zur  staatlichen.  Es  wird  hier  jähr- 
lich ein  Anlagenkataster  aufgestellt,  das  die  Summe  des  durch  die  Ein- 
kommensteuer zu  deckenden  Bedarfs  anzugeben  hat.  Es  ist  festgesetzt, 
daß  lOoo  des  Steuerbedarfs  durch  Grmidsf euern,  OO^/o  durch  Ein- 
kommensteuern aufzubringen  sind.  Der  Anteil  nun,  welcher  von  den 
einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  den  städtischen  Anlagen  aufgebracht 
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werden  muß.  wird  berechnet  auf  Grund  des  Betrages,  der  an  staatlicher 
Einkommensteuer  von  den  Betreffenden  zu  entrichten  ist.  Auf  jede 
Mark  staatliche  Einkommensteuer  ist  also  von  den  betreffenden  anlage- 
pflichtigen  Personen  ein  gleichmäßig  hoher  Betrag  als  Anlage  vom 
Einkommen  beizusteuern.  Es  muß  dalier  im  erwähnten  Anlagekataster 
nocli  angegeben  sein,  1.  nach  wieviel  Mark  staatlicher  Einkommen- 
steuer der  aufzubringende  Geldbedarf  unter  die  gesamten  Anlagepflich- 
tigen zu  verteilen  ist,  2.  wieviel  hiernach  jeder  Anlagepflichtige  auf 
jode  Mark  ordentlicher  Einkommensteuer  an  Anlagen  vom  Einkommen 
zu  dem  betreffenden  Geldbedarfe  beizusteuern  bat,  3.  wieviel  auf  jede 
Mark  ordentlicher  Einkommensteuer  an  Anlagen  vom  Einkommen  ent- 
fällt, 4.  wieviel  jeder  Anlagepflichtige  an  Anlagen  vom  Einkommen 
zu  entrichten  hat.  Es  besteht  noch  die  Bestimmung,  daß  der  Stadtrat 
nach  Abschluß  des  Anlagenkatasters  durch  sein  Amtsblatt  öffentlich 
bekanntzugeben  hat,  wieviel  auf  jede  Mark  staatliche  Einkommen- 
steuer zu  entrichten  ist,  sowie  in  wieviel  Terminen  und  in  welchen 
Raten  die  Anlagen  an  das  Stadtsteueramt  zu  zahlen  sind.  Außerdem 
finden  sich  hier  noch  ähnliche  Bestimmungen  wie  in  Chemnitz  hin- 
sichtlich der  Besteuerung  des  Einkommens  besonders  leistungsfähiger 
Gewerbe-  und  Plandelsbetriebe.  Die  Stadt  Plauen  endlich  hat  analog 
wie  Leipzig  für  die  Klassen  ihres  Steuertarifs  eigne  Steuersätze  auf- 
gestellt, welche  auch  in  den  untersten  4 Steuerklassen,  die  mit  denen 
des  staatlichen  Tarifs  übereinstimmen,  gänzlich  von  den  staatlichen 
Einkommensteuersätzen  abweichen.  Ferner  werden  auch  hier  gewisse 

O 

Gewerbebetriebe  der  Einkommenbesteuerung  unterworfen,  und  zwar 
nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  in  Chemnitz  und  Zwickau.  In  den 
beiden  Städten  Leipzig  und  Plauen,  welche  feste  Steuersätze  für  die 
verschiedenen  Einkommenklassen  aufgestellt  haben,  besteht  noch  die 
Bestimmung,  daß,  falls  die  Erhebung  des  festgesetzten  Normalsteuer- 
satzes zur  Deckung  des  Fehlbetrages  nicht  ausreicht,  gleichmäßige  Zu- 
schläge zu  allen  Klassen  zu  veranschlagen  und  zu  erheben  sind.  Tritt 
das  Umgekehrte  ein,  nämlich  daß  das  zu  veranschlagende  Ergebnis  des 
Normalsteuersatzes  den  Fehlbetrag  übersteigt,  so  kann  durch  überein- 
stimmenden Beschluß  von  Rat  und  Stadtverordneten  ein  auf  alle 
Klassen  gleichmäßig  zu  verteilender  Nachlaß  gewährt  werden. 

Sodann  erheben  sämtliche  sächsischen  Kreis-  und  Großstädte 
außer  Plauen  eine  Grundsteuer.  Ihr  unterliegen  — die  betreffen- 
den Ortsstatute  drücken  sich  hier  ziemlich  übereinstimmend  aus 
in  der  Regel  „alle  innerhalb  des  Stadtbezirkes  gelegenen  bebauten  und 
unbebauten  Grundstücke“.  In  Bautzen  beträgt  diese  Grundsteuer  jähr- 
lich lo/o  des  Nutzertrages  des  Gebäudes  bzw.  des  Grundstücks  oder 
der  Berechtigung.  Der  Nutzertrag  wird  nach  den  Anzeigen  des  Be- 
sitzers und  gleichzeitig  durch  Abschätzung  durch  einen  für  diesen 
Zweck  eingesetzten  städtischen  Ausschuß  festgestellt.  Für  Grund- 
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stücke,  für  welche  ein  oi’tsüblicher  Pacht  oder  Mietwert  nicht  zu  er- 
mitteln ist,  wird  der  Nutzertrag  nach  der  Einschätzung  bestimmt,  der 
dieselben  für  die  Landesbrandkasse  unterlegen  haben.  Chemnitz  be- 
steuert die  bebauten  Grundstücke  nach  ihrer  Ertragsfähigkeit  auf 
Grund  festgesetzter  Klassen  und  Einheitssätze,  unbebaute  Grund- 
stücke aber  nach  ihrem  gemeinen  Werte  und  ebenfalls  nach  feststehen- 
den Klassen  und  Einheitssätzen.  Es  besteht  dabei  noch  die  Vorschrift, 
daß  von  dem  gesamten  Bedarf  an  Gemeindesteuern  ein  Zehntel  durch 
die  Grundsteuer  vom  bebauten  Grundbesitze,  neun  Zehntel  durch  die 
Grundsteuer  vom  unbebauten  Grundbesitze  und  durch  die  Einkom- 
mensteuer aufzubringen  sind.  Dresden  behandelt  hinsichtlich  der  Bc- 
steueruno-  den  bebauten  und  den  unbebauten  (drundbesitz  gleich,  indem 
es  Grundsteuern  in  Höhe  von  4^/0  des  gemeinen  Wertes  erhebt.  In  Leip- 
zisr  wird  die  Grundsteuer  bemessen  nach  dem  Grundwerte,  welcher  or- 
mittelt  wird  nach  den  wirklichen  oder  geschätzten  Nutzerträgen,  und 
zwar  durch  Kapitalisierung  der  Durchschnittsnutzung  der  vorange- 
gangeneri  drei  Jahre  mit  dem  15  fachen  Betrage.  Die  Steuer  beträgt 
2 o/o  des  ermittelten  und  im  Grundsteuerbuche  eingestellten  Grund- 
wertes und  wird  in  zwei  Terminen  alljährlich  erhoben,  Zwickau  erhebt 
seine  Grundsteuer  nach  Steuereinheiten,  wobei  die  Bestimmung  maß- 
gebend ist,  daß  10  o/o  des  aufzubringenden  Steuerbedarfs  der  Grund- 
besitz zu  tragen  hat,  während  die  übrigen  90 o/o  durch  Einkommen- 
steuern zu  decken  sind.  Verpflichtet  zur  Entrichtung  der  Steuer  und 
für  dieselbe  haftbar  ist  nach  den  meisten  Gemeindeordnungen  der  zur 
Zeit  der  Fälligkeit  eines  Grundsteuerbetrages  irn  Grundbuche  einge- 
tragene Eigentümer.  Miteigentümer  haften  als  Gesamtschuldner. 

Dresden  und  Zwickau  haben  außerdem  eine  Bürger  - und  Ein- 
wohnersteuer eingeführt.  Wer  das  Bürg'irrecht  der  Stadt  Dresden 
erworben  hat,  hat  eine  Bürgersteuer  von  jährlich  4 M.  als  persönliche 
Abgabe  zu  zahlen.  Wer,  ohne  Dresdner  Biirger  zu  sein,  in  Dresden 
einen  Wohnsitz  hat  oder  über  3 Monate  sich  aufhält,  hat,  dafern  er  in 
Sachsen  zur  Staatseinkominensteuer  oder  in  Dresden  zur  Gemeinde- 
einkommensteuer beitragspflichtig  ist,  Einwohnersteuer  zu  entrichten. 
Diese  Einwohnersteuer  beträgt  in  Dresden  jährlich  den  fünften  Teil 
der  von  dem  Steuerpflichtigen  gemäß  des  Einkommensteuergesetzes  zu 
zahlenden  Staatseinkommensteuer  und,  dafern  der  Steuerpflichtige  in 
Dresden  Staatseinkommensteuer  nicht  zu  entrichten  hat,  den  fünften 
Teil  desjenigen  Betrages,  welcher  von  ihm  als  Gemeindeeinkommen- 
steuer zu  entrichten  sein  würde,  wenn  letztere  in  Höhe  von  100  0;o  der 
Staatseinkommensteuer  erhoben  würde,  darf  jedoch  den  Betrag  von 
20  M.  jährlich  nicht  übersteigen.  Die  Bürger-  und  die  Einwohner- 
steuer ist  in  zwei  Raten  je  zur  Hälfte  gleichzeitig  mit  der  Staatsein- 
kommensteuer an  den  Rat  zu  bezahlen,  Zwickau  bestimmt  hinsichtlich 
dieser  Bürger-  und  Einwohnersteuer,  daß  die  daselbst  unter  dem  Namen 


Bürsrer-  und  Einwohnersteuer:  Zuwachssteuer 
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„Geschoß“  herkömmliche  jährliche  Gemeindeabgabe  von  jedem  Bürger 
und  jeder  Bürgerin  mit  3 M.  und  von  jedem  sonstigen  Gemeindemit- 
sliede  mit  1,50  Al.  in  den  vom  Stadtrate  unter  Zustimmung  der  Stadt- 
verordneten zu  bestimmenden  Baten  und  Terminen  zu  entrichten  ist. 

Von  Wichtigkeit  sind  für  die  Städte  sodann  die  Zuwachs- 
steuern. Sie  werden  von  den  Städten  im  Aufträge  des  Reiches  und 
auf  Grund  des  Reichszuwachssteuergesetzes  vom  14.  Februar  1911  er- 
hoben. Die  sächsischen  Ausführungsbestiinmungen  dazu  sind  am 
29.  Alärz  desselben  Jahres  erlassen  worden.  Die  Zuwachssteuern  wer- 
den erhoben  beim  Übergänge  des  Eigentums  an  inländischen  Grund- 
stücken von  dem  Wertzu\\  achse,  der  ohne  Zutun  des  Eigentümers  ent- 
standen ist.  Dabei  sind  ähnlich  wie  bei  der  Besitzwechselahgabe  gewisse 
Ausnahmen  von  dieser  Vorschrift  (Erwerb  von  Todes  wegen,  Austausch 
von  Grundstücken  zum  Zwecke  der  Flurbereinigung)  festgesetzt.  Als 
steuerpflichtiger  Wertzuwachs  gilt  der  Unterschied  zwischen  dem  Er- 
werbspreise und  dem  Veräußerungspreise.  Ist  ein  Preis  nicht  verein- 
bart oder  nicht  zu  ermitteln,  so  tritt  an  dessen  Stelle  der  Wert  dee 


Grundstücks.  Die  Steuer  steigt  von  10 — 30o/o  je  nach  der  Höhe  der 
Wertsteigei'ung.  Die  Entrichtung  der  Wertzuwachssteuer  liegt  dem- 
jenigen ob,  dem  das  Eigentum  an  dem  Grundstücke  vor  dem  die  Steuer- 
pflicht begründenden  Rechtsvorgange  zustand.  Alehrere  Steuerpflich- 
tige haften  als  Gesamtschuldner.  Kann  die  Steuer  von  dem  Veräußerer 
nicht  beigetrieben  werden,  so  haftet  der  Erwerber  für  die  Steuer  bis 
zum  Betrage  von  2 o/o  des  Veräußerungspreises,  welche  Bestimmung 
jedoch  keine  Anwendung  findet  beim  Erwerbe  im  Wege  der  Zwangs- 
versteigerung. Für  die  Verwaltung  und  Erhebung  der  Zuwachssteuer 
ist  der  Bundesstaat  zuständig,  in  welchem  sich  das  Grundstück  be- 
findet, und  zwar  hat  die  Verwaltung  zu  erfolgen  durch  die  von  der 
Landesregierung  hierzu  bestimmten  Stellen.  Sachsen  hat  als  Zuwachs- 
steuerämter im  Sinne  des  Gesetzes  in  den  Städten  mit  revidierter  Städte- 
ordnung die  Stadträte  erklärt.  In  den  übrigen  Städten  und  in  den  Land- 
gemeinden kann  das  Finanzministerium  dem  Bürgermeister  oder  dem 
Gemeindevorstande  die  Geschäfte  des  Ziiwaclissteueramtcs  auf  Wider- 
ruf übertragen.  Außerdem  kommen  für  solche  Gemeinden,  in  denen 
nicht  Gemeindebehörden  als  Zuwachssteuerämter  bestellt  sind,  und  für 
die  selbständigen  Gutsbezirke  als  Zuwachssteuerämter  in  Betracht  die 


Hauptzollämter  Dresden  II,  Leipzig  II,  Chemnitz,  Plauen,  Bautzen, 
Zittau  und  Zwickau.  Von  dem  Ertrage  der  Zuwachssteuer  erhält  das 
Reich  50 0/0 ; weitere  10 o/o  erhalten,  soweit  nicht  die  Landesgesetz- 
gebung etwas  anderes  bestimmt,  die  Bundesstaaten,  und  40  o/o  fließen 
den  Gemeinden  oder  Gemeindeverbänden  zu,  in  deren  Bereiche  das 
Grundstück  liegt.  xVußerdem  sind  die  Gemeinden  und  Gemeindever- 
hände  berechtigt,  mit  Genehmigung  der  Landesregierung,  in  Sachsen 
also  des  Alinisteriums  des  Innern,  zu  dom  Anteile,  der  ihnen  vom  Ertrage 
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der  Steuer  zufließt,  für  ihre  Rechnung  Zuschläge  zu  erheben.  Diese 
Zuschläge  sind  nach  Prozenten  zu  berechnen ; sie  dürfen  iin  einzelnen 
Falle  100  0,0  des  der  Gemeinde  oder  dem  Gemeindeverbande  zufließen- 
den Betrags  nicht  übersteigen.  Reichssteuer  und  Zusclilag  dürfen  zu- 
sammen nicht  mehr  als  30 o/o  der  Wertsteigerung  ausmachen.  Von 
dem  Rechte,  Zuschläge  zur  Reichszuwachssteaer  zu  erheben,  haben  von 
den  sächsischen  Kreis-  und  Großstädten  Cliemnitz  und  Leipzig  Ge- 
brauch gemaclit.  Über  die  Erhebung  dieser  kommunalen  Wertzuwachs- 
steuer sind  in  beiden  Städten  Ortsgesetze  errichtet  worden,  die  sich  in 
iliren  Grundzügen  eng  an  das  Reichsgesetz  anschließen.  Kach  den 
Tarifen  der  beiden  Städte,  Avelclie  bis  auf  eine  kleine  Abweichung  liin- 
sichtlich  der  Besteuerung  des  Wertzuwachses  von  über  100 o/o  voll- 
kommen übereinstimnien,  besteuern  dieselben  den  Wertzuwachs  von 
mehr  als  5 o/o  und  die  Klassen  steigen  hinsichtlich  der  Wertsteigerung 
immer  um  je  5 o/o.  Der  zu  entrichtende  Steuersatz  beträgt  -jo/o  des 
Wertzuwachses  bei  einer  Wertsteigerung  von  5 — 10  o/o  und  erhöht  sich 
von  einer  Klasse  zur  andern  um  je  lo/o,  so  daß  also  bei  einer  Wert- 
steigerung von  95 — lOOo/o  23o/o  dieses  Wei tzuwachsos  zu  verstcuci'ii 
sind.  Während  aber  in  Leipzig  auch  jede  Wertsteigerung  über  lOOOo 
mit  230/0  des  Wertzuwachses  zur  Steuer  herangozogen  wird,  wird  in 
Chemnitz  die  Wertsteigerung  von  über  100  0/0  mit  24  0/0  des  Wert- 
zuwachses besteuert. 

Als  städtische  Steuern  besonderer  Art  sind  die  folgenden 
sechs  Angaben  anzusehen:  Besitzveränderungsabgaben,  Wandcrlager- 
steuern,  Hundesteuern,  Nachtigallensteuern,  Lustbarkeitssteuern  und 
Fischkartenabgaben.  Sie  werden  auf  Grund  landesgesetzlicher  Vor- 
schriften erhoben  und  finden  sich  daher  in  sämtlichen  Städten.  Hierzu 
sei  noch  bemerkt,  daß  streng  genommen  auch  die  Erhebung  der 
Kirchen-  und  Schulanlagen  auf  Grund  landesgesetzlicher  Bestimmun- 
gen erfolgt,  indem  das  Parochiallastengesetz  vom  8.  März  1838  vor- 
sclireibt,  daß,  wenn  die  Mittel  der  Kirchen-  und  Schulgemeinden  zur 
Erfüllung  ihrer  Aufgaben  nicht  ausreichen,  die  Fehlbeträge  in  Form 
von  Kirchen-  und  Schulanlagen  von  den  Mitgliedern  der  genannten 
Gemeinden  aufzubringen  sind. 

Was  zunächst  die  Besitz  Veränderungsabgaben  betrifft,  so 
ist  bereits  durch  die  Armenordnung  vom  Jahre  1840  vorgeschrieben, 
daß  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  der  Armenkassen  gehören  ,,die 
bei  der  gerichtlichen  Insinuation  und  Bestätigung  von  Käufen,  Tausch- 
kontrakten,  Schenkungen  unter  den  Lebend  gen  und  auf  den  Todes- 
fall, Erbteilungen  und  andern  Verträgen,  bei  denen  eine  Übertragung 
des  Eigentums,  sei  es  an  Rittergütern  und  andern  bei  den  Lehnskurien 
zu  Lehn  gehenden  Grundstücken  und  Gütern  oder  an  städtischen  und 
■weltlichen  Besitzungen  irgendeiner  Art,  stattfindet,  von  einem  oder 
nach  Maßgabe  des  Geschäfts  von  mehreren  oder  sämtlichen  Beteiligten 
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zu  leistenden  Beiträge“.  Auch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1868,  die  Auf- 
hebung und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  allgemeinen  Armen- 
ordnung vom  22.  Oktober  1840  betreffend,  hat  eine  diesbezügliche  Be- 
stimmung aufgenommen.  Außerdem  enthält  das  Volksschulgesetz  vom 
26.  April  1873  die  Vorschrift,  daß  „die  nach  Herkommen  oder  Orts- 
statut für  die  Schule  einzufordernden  Abgaben  bei  Käufen  und  andern 
Besitzveränderungen“  auch  weiterhin  in  die  Schulklasse  fließen  sollen. 
Endlich  werden  schon  von  alters  her  Besitzveränderungsabgahen  zu- 
gunsten der  Kirchen-  und  der  Feuerlöschkasse  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden erhoben;  gesetzliche  Bestimmungen  bestehen  darüber  nicht, 
nur  die  Ortsstatute  regeln  den  Anteil,  den  diese  beiden  Kassen  an  den 
Besitzveränderungsabgaben  haben  sollen.  Bisw'eilen  hat  auch  das  ]Mini- 
sterium  des  Innern  Ortsstatute  genehmigt,  wonach  Städte  Besitzver- 
änderungsabgaben für  die  Kasse  der  politischen  Gemeinde  cinziehen 
dürfen.  In  eien  einzelnen  Städten  bestehen  darüber  folgende  Bestim- 
mungen ; Bautzen  erhebt  bei  allen  Veränderuncen  im  Besitze  von 

O 

Grundstücken  und  von  Berechtigungen,  für  welche  die  auf  Grundstücke 
bezüglichen  Vorschriften  gelten,  von  je  100  M.  der  Erwerbungs-  oder 
VFitsumme  1,20  M.  zur  Stadtkasse.  Die  Stadt  Chemnitz  vereinnahmt 
die  Besitzveränderungsabgaben  in  Höhe  von  ®/6®/b  des  jeweiligen  Zeit- 
wertes des  Grundstücks  zur  Stadtkasse  und  von  ^ 3*^/0  zur  Kasse  des 
Ortsarmenverbandes.  Außerdem  wird  in  den  einzelnen  Parochien  der 
Sladt  h/'ü^/o  des  jeweiligen  Zeitwertes  zur  Kirchengemeindekasse  er- 
hoben. Wenn  aber  das  Grundstück  auf  einen  nach  dem  deutschen 


Bürgerlichen  Gesetzbuche  pflichtteilsberechtigten  Angehörigen  des  bis- 
herigen Eigentümers  von  Todes  wegen  übergeht,  so  ist  nur  eine  Abgabe 
von  des  Zeitwertes  zur  Ortsarmenverbandskasse  und  beim  Er- 

werbe durch  Zuschlag  in  der  Zwangsversteigerung  nur  eine  Abgabe 
von  der  Erstehungssumme  zur  Kasse  der  evangelischen  Schul- 

gemeinde Chemnitz  zu  entrichten.  Die  Gemeindesteuerordnung  der 
Stadt  Dresden  schreibt  vor,  daß  bei  allen  in  der  Stadtgemeinde  Dresden 
vorkommenden  Veränderungen  im  Besitze  von  Grundstücken  eine  Be- 
sitzwechselabgabe in  Höhe  von  0,6  0/0  des  Verkehrswertes  zur  Stadt- 
kasse und  von  0,2  0/0  zur  Kasse  der  evangelischen  Schulgemeinde  zu 
entrichten  ist.  Die  Stadt  Leipzig  erhebt  von  jedem,  der  im  Bezirke 
der  Stadt  gelegene  Grundstücke  ganz  oder  anteilig  erwirbt,  eine  Be- 
sitzwechselabgabe,  welche  beim  Erwerb  von  bebauten  Grundstücken 
lo/o  des  jew'eiligen  Zeitwertes  des  Grundstücks  beträgt,  und  zwar  ent- 
fallen davon  0,8  0/0  auf  die  Stadtkasse  und  0,2  0/0  auf  die  Armenkasse. 
Beim  Erwerbe  von  unbebauten  Grundstücken  erhöhen  sich  diese  Ab- 
gaben auf  den  doppelten  Betrag.  In  Zwickau  beträgt  die  Abgabe, 
welche  beim  Erwerb  im  Bezirke  der  Stadt  liegender  bebauter  und  un- 
bebauter Grundstücke  jeder  Art,  ingleichen  von  Berechtigungen,  die 
den  Grundstücken  gleichgestellt  sind,  zu  leisten  ist,  lo/o  des  jeweiligen 
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Zeitwertes  und  ist  mit  je  Vs  Stadtkasse,  zur  Ortsarmenverbands- 
kasse und  zur  Schulkasse  zu  entrichten.  Dabei  besteht  noch  die  Be- 
stimmung, daß  die  Abgabe  au  die  Stadtkasse  zur  Schuldentilgung  zu 
verwenden  ist.  Was  endlich  Plauen  anlangt,  so  ist  bei  allen  im  dortigen 
Stadtgemeindebezirke  vorkommenden  Veränderungen  im  Besitze  von 
Grundstücken  und  von  Berechtigungen,  für  welche  die  auf  Grundstücke 
bezüglichen  Vorschriften  gelten,  von  je  100  M.  der  Erwerbungs-  oder 
Wertsummo  eine  Mark  zu  entrichten,  und  zwar  entfallen  von  jeder 
Mark  je  33bs  Pf-  zur  Stadtkasse,  zur  Armenkasse  und  zur  Schulkasse. 
Auch  hier  wird  die  Abgabe  zur  Stadtkasse  für  die  Schuldentilgung 
verwendet.  Vielfach  findet  man  in  den  Steuerordnungen  noch  Vor- 
schriften über  Befreiungen  oder  Ermäßigungen  der  Steuer  bei  gewissen 
Grundstückserwerbungen  (Erbanfall,  Zwangsversteigerung,  Enteig- 
numr),  doch  würde  es  zu  weit  führen,  auf  alle  diese  Einzelbestimmun- 
gen näher  einzugehen. 

Die  Besteuerung  der  anderlager  bot  riebe  erfolgt  auf 

Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes,  die  Abänderung  der  Revidier- 
ten Städteordnung  und  Landgemeindeordnung,  sowie  die  weitere  Bo- 
steueruno'  des  Wandorlagerbetriebes  betreffend,  vom  23.  März  1880. 
Hiernach  hat  jeder,  der  außerhalb  der  Messen,  Jahrmärkte  und  öffent- 
lichen Ausstellungen  ein  Warenlager  (Wanderlagcr)  außerhalb  seines 
Wohnortes  ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Xiederlassung  gleich- 
viel ob  zum  Verkaufe  aus  freier  Hand  oder  im  Wege  der  Versteigerung 
feilbietet  oder  durch  andre  feilbieten  läßt,  iiuch  wenn  er  diesen  Ge- 
werbebetrieb als  einen  stehenden  anmeldct,  neben  der  Steuer  auf  den 
Gewerbebetrieb  im  ümherziehen  (Gesetz  vom  1.  Juli  1878)  in  jedem 
Orte,  an  welchem  er  das  Geschäft  betreibt  oder  durch  Vermittlung 
eines  einheimischen  Verkäufers  oder  Auktionators  betreiben  läßt,  eine 
für  diese  Gemeinde  und  von  derselben  zu  erhebende,  dem  Jahresbetrage 
der  vorerwähnten  Steuer  gleich  hohe,  jedoch  die  Summe  von  60  ]\I. 
nicht  übersteigende  Steuer  für  die  Woche  beim  Vertriebe  aus  freier 
Hand  und,  wenn  die  Waren  an  einem  Orte  in  mehreren  Lokalen  gleich- 
zeitig oder  nacheinander  verkauft  werden,  für  jedes  Lokal  besonders, 
eine  gleiche  Steuer  aber  für  den  Tag  und  für  jedes  einzelne  Lokal  beim 
Vertriebe  durch  Versteigerung  in  Vorausbezahlung  zu  entrichten.  Eine 
Teilung  des  Steuersatzes  für  einen  kürzern  als  einwöchigen  bzw.  ein- 
tägigen Betrieb  findet  nicht  statt.  Außerdem  unterliegt  auch  derjenige 
der  Steuer,  welcher  innerhalb  seines  Wohnorts  oder  am  Orte  seiner  ge- 
werblichen Niederlassung  ein  Wanderlager  feilbietet,  dafern  die  ob- 
waltenden Umstände  die  Annahme  begründen,  daß  die  Verlegung  des 
Wohnsitzes  an  den  Ort  der  Feilbietung  oder  die  Begründung  der  ge- 
werblichen Niederlassung  nur  vorübergehend  erfolgt  ist.  Der  Gemeinde- 
behörde ist  vom  Beginne  des  betreffenden  Betriebes  Anzeige  zu  er- 
statten. 


Besteueniuf'  der  Wanderlagerbetriebe,  Hundesteuer 


Die  Hundesteuer  wird  auf  Grund  eines  Gesetzes  für  das  Kö- 
nigreich Sachsen  vom  18.  August  1868,  die  allgemeine  Einführung 
einer  Hundesteuer  betreffend,  erhoben,  wonach  ,,für  jeden  Hund  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts  eine  jährliche  Steuer  zu  entrichten  ist,  die 
nach  Abzug  der  notwendigen  Begie-  und  Verwaltungskosten  in  der 
Regel  in  die  Armenkasse  der  betreffenden  Heimats-  und  Armenver- 
sorgungsbezirke zu  fließen  hat,  an  denjenigen  Orten  aber,  die  für  sich 
allein  einen  besondern  Heimats-  und  Armenversorgungsbezirk  bilden, 
durch  Beschluß  der  Gemeindevertretung  der  Gemeindekasse  zugewiesen 
werden  kann“.  Die  Steuer  wird  in  Städten  durch  den  Stadtrat,  in  Land- 
gemeinden durch  den  Gemeindevorstand  erhoben.  Ihre  Höhe  schwankt 
zwischen  dem  gesetzlichen  Mindestsätze  von  3 M.  und  dem  gesetzlichen 
Höchstbetrage  von  30  ^I.  Ermäßigungen  sind  zuhissig  für  Gebrauchs- 
(Zug-  und  Wach-)  Hunde.  Die  Steuer  kann  in  halbjährigen  Terminen 
erhoben  werden.  Neben  der  Steuer  ist  noch  eine  \ ergütung  für  die 
Hundestcuermarke  zu  zahlen. 

Betrachten  wir  nun  die  llundesteuerordiiungen  der  einzelnen  Städte 
etwas  näher.  Das  entsprechende  Ortsstatut  der  Stadt  Bautzen  bestimmt, 
daß  jeder,  der  innerhalb  der  Stadt  einen  oder  mehrere  Hunde  hält,  da- 
für eine  jährliche  Abgabe  zu  entrichten  hat,  welche  für  einen  Hund 
15  M.  und,  wenn  jemand  mehr  als  einen  Hund  hält,  für  jeden  weitern 
Hund  25  M.  beträgt.  Diese  Bestimmung  erleidet  nur  insofern  eine 
Änderung,  als  für  Hunde,  welche  in  geschlossenen  Räumen  oder  in 
Hofräumen  an  der  Kette  liegen  oder  welche  von  ihren  Besitzern  bei 
Ausübung  ihres  Gewerbebetriebes  zum  Ziehen  oder  zum  Treiben  bzw. 
Hüten  des  Viehs  benutzt  und  in  der  Zeit,  wo  sie  zu  diesen  Verrichtungen 
nicht  verwendet  werden,  unausgesetzt  an  der  Kette  liegen  oder  in  ge- 
schlossenen Räumen  gehalten  werden,  eine  jährliche  Abgabe  von  je 
5 M.  zu  entrichten  ist.  Höhere*  Steuersätze  als  in  Bautzen  finden  ^vir 
in  Chemnitz,  wo  für  jtJen  Hund  ohne  Unterschied  des  Geschlechts 
eine  jährliche  Steuer  von  20  M.  für  den  ersten  und  von  30  M.  für 
jeden  weitern  von  demselben  Besitzer  oder  innerhalb  desselben  Haus- 
haltes gehaltenen  Hund  zur  Stadtkasse  zu  entrichten  ist.  Für  Zug-  und 
Wachhunde  sowie  für  sonstige  zu  gewerbsmäßigen  Darbietungen  be- 
nutzte Hunde  kann  bei  geringem,  1600  M.  nicht  übersteigenden  Ein- 
kommen des  Besitzers  die  Steuer  auf  schriftliches  Ansuchen  durch  den 
Rat  bis  zur  Hälfte,  bei  besondrer  Bedürftigkeit  bis  zum  gesetzlichen 
Mindestbetrage  von  3 VI.  ennäßigt  werden.  Leipzig  setzt  in  seiner 
Hundesteuerordnung  fest,  daß  die  volle  Jahressteuer  für  einen  Hund 
20  VI.  beträgt;  für  jeden  zweiten  oder  folgenden  Hund,  der  innerhalb 
eines  Haushaltes  gehalten  wird,  erhöht  sich  die  Steuer  auf  30  VI.  Für 
Zug-,  Wach-  und  Diensthunde  sowie  für  Hunde,  die  zum  Broterwerb 
lienutzt  werden  oder  zur  Führung  oder  Bewachung  blinder  oder  tauber 
Personen  dienen,  kann  die  Steuer  auf  schriftlichen  Antrag  durch  Rats- 
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beschluß  ganz  oder  teilweise  erlassen  werden.  Tn  Zwickau  beträjgt  die 
Jahressteuer  für  einen  Hund  ohne  Untersohiid  des  treschlechts  30  M. 
Für  jeden  zweiten  oder  folgenden  Hund,  der  innerhalb  desselben  Haus- 
halts gehalten  wird,  erhöht  sich  die  Steuer  auf  25  M.  Für  Wach-,  Zug- 
und  Diensthunde  sowie  für  solche  Hunde,  die  zu  gewerblichen  Zwecken 
oder  zur  Führung  oder  Bewachung  blinder  oder  tauber  Personen  dienen, 
kann  die  Steuer  bis  auf  den  ffesetzlichen  Mindestbetras:  von  3 M.  er- 
mäßigt  werden.  In  Plauen  endlich  ist  für  jeden  Hund  zur  Armenkasse 
eine  Steuer  von  18  M.  an  die  Stadtkasse  zu  entrichten.  Hinsichtlich 
der  Steuerermäßigung  bestehen  dieselben  Vorschriften  wie  in  Zwickau. 
Dagegen  findet  keine  Erhöhujig  der  Steuer  statt,  wenn  zwei  oder  mehr 
Hunde  von  derselben  Person  oder  in  demselben  Haushalte  gehalten 
R-erden.  Als  Xormaltag,  an  welchem  alle  im  Stadtbezirke  befindlichen 
Hunde  aufzuzeichnen  sind,  gilt  üherall  der  10.  Januar.  Die  in  den  ge- 
aannten  Städten  geltenden  Bestimmungen  über  Befreiungen  von  der 
8teuer  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  hinsichtlich  junger  Hunde  sowie 
iher  Berechnung  der  Steuer  bei  im  Laufe  des  Jahres  steuerpflichtig 
.verdenden  Hunden  weichen  zum  Teil  voneinander  ab:  Während  Bautzen 
md  Dresden  auch  bei  innerhalb  des  Steuerjahres  angeschafften  Hunden 
len  vollen  Satz  erhebt,  hat  Chemnitz  festgesetzt,  daß,  wenn  nach  dem 
10.  Juni  die  Anschaffung  stattfindet,  nur  der  halbe  Betrag  zu  ent- 
•ichten  ist.  Leipzig  und  Plauen  aber  berechnen  die  Steuer  für  solche 
Hunde,  die  im  Laufe  des  Jahres  steuerpflichtig  werden,  nach  Monaten, 
and  in  Zwickau  wird  für  diese  Hunde  die  Steuer  nach  Vierteljahren 
.'estgesetzt.  Eine  teilweise  Zurückerstattung  d(;r  gezahlten  Jahressteuer 
aei  \ erendung  oder  sonstiger  Abschaffung  eines  Hundes  findet  nur  in 
-Zwickau  statt.  Zur  Entrichtung  der  Steuer  ist  in  der  Regel  derjenige 
ei’pflichtet,  der  einen  zu  versteuernden  Hund  hält,  gleichviel,  ob  er 
Eigentümer  des  Hundes  ist  oder  nicht.  Endlich  enthalten  die  ver- 
ichiedenen  Ortsstatute  noch  Strafbestimmungen  für  solche  Personen, 
velche  eine  Hinterziehung  der  Steuer  versuchen.  Auch  sind  Ermäßi- 
,,mngen  für  Hundehändler  festgesetzt. 

Betreffs  der  Besteuerung  der  Nachtigallen  ist  die  Verordnung 
'om  1.  Dezember  1804  maßgebend,  welche  bestimmt,  daß,  wer  eine 
S'achtigall  gefangen  hält,  dafür  eine  jährliche  der  Armenkasse  seines 
■Vohnortes  zufließende  Abgabe  von  4 Talern,  und  zwar  in  der  Regel 
am  l.Mai  jedes  Jahres  zu  entrichten  hat.  Die  volle  Steuer  ist  auch  von 
demjenigen  zu  zahlen,  der  eine  erst  während  des  Steuerjahres  einge- 
: angene  Nachtigall  hält.  Hinterziehungen  sind  mit  dem  ebenfalls  der 
< Irtsarmeiikasse  zufließenden  dreifachen  Betrage  der  Steuer  zu  ahnden. 

Hinsichtlich  der  Lustbarkeitssteucr  bestimmt  das  Gesetz  vom 
dO.  April  1890,  die  Abänderung  mehrerer  Bestimmungen  der  Armen- 
( rdnung  für  das  Königreich  Saclisen  vom  22.  Oktober  1840  betreffend, 
t aß  „die  Abgaben  von  öffentlichen  Musikaufführungen,  Gesangs-  und 
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deklamatorischen  Vorträgen,  Schaustellungen  und  Lustbarkeiten  aller 
Art“  in  die  Armenkasse  zu  fließen  haben.  Weiter  wird  im  genannten 
Gesetze  vorgeschrieben,  daß  für  diese  Abgabe,  deren  Höhe  von  den  ein- 
zelnen Gemeinden  selbst  festgesetzt  werden  darf,  die  Bestimmungen 
der  Städteordnung  und  der  Landgemeindeordnung  gelten  sollen,  welche 
in  den  Abschnitten  ,, Gemeindeleistungen“  und  ,,von  der  Oberaufsicht 
des  Staates“  enthalten  und  schon  früher  näher  dargelegt  worden  sind. 
Sie  beziehen  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Genehmigung  dieser  Ge- 
meindeanlagen durch  die  Aufsichtsbehörde.  Dresden  und  Chemnitz 
haben  über  die  Erhebung  der  ljustbarkeitssteuer  besondere  Ortsstatute 
errichtet.  Die  übrigen  Kreis-  und  Großstädte  sowie  die  meisten  andern 
Stadt-  und  Landgemeinden  Sachsens  schließen  sich  hinsichtlich  der 
Höhe  dieser  Abgaben  an  das  Gebührenverzeichnis  an,  welches  dem  Ge- 
setze, betreffend  die  Erhebung  von  Kosten  für  Amtshandlungen  der 
Behördern  der  innern  Verwaltung  und  von  Gebühren  für  die  Benutzung 
öffentlicher  Einrichtungen,  vom  30.  April  1906  beigegeben  ist.  Die 
Höhe  der  zu  zahlenden  Gebühr  wird  von  Fall  zu  Fall  festgesetzt.  So- 
wohl in  den  Ortsstatuten  der  beiden  genannten  Städte  als  auch  im  er- 
wähnten Gesetze  werden  die  Vergnügungen  hinsichtlich  ihrer  Art  und 
Dauer,  der  Anzahl  der  daran  teilnehmenden  Personen  und  der  Art  der 
Lokale,  in  denen  sie  stattfinden,  unterschieden,  und  die  Höhe  der  zu 
entrichtenden  Vergnügungssteuer  wird  bestimmt  nach  diesen  Gesichts- 
punkten, welche  in  verschiedener  Weise  miteinander  kombiniert  wer- 
den. Die  Beträge  schwanken  ganz  erheblich;  sie  gehen  in  der  Regel 
nicht  unter  IM.  herunter  und  steigen  bis  100  M. 

Weiter  wird  durch  das  Gesetz  über  die  Ausübung  der  Fischerei 
in  fließenden  Gewässern  vom  15.  Oktober  1868  für  Erlangung  einer 
Fisch  karte  eine  Abgabe  von  75  Pf.  erhoben,  welche  an  die  Armen- 
kasse des  Heimatsbezirkes,  in  welchem  das  Fischwasser  liegt,  zu  ent- 
richten ist.  Erstreckt  sich  das  Fischwasser  auf  die  Bezirke  mehrerer 
Armenverbände,  so  ist  der  Betrag  nach  gleichen  Teilen  unter  die  , be- 
teiligten Armenkassen  zu  teilen. 

Die  Kirchensteuern  werden  erhoben  auf  Grund  des  Parochial- 
lastengesctzes  vom  8.  März  1838,  erläutert,  abgeändert  und  ergänzt 
durch  die  Gesetze  vom  21.  März  1843,  15.  Dezember  1855  und  30.  März 
1868  sowie  durch  die  Verordnungen  vom  24.  Mai  1877  und  7.  Mai 
1887.  Wie  schon  diese  Aufzählung  der  jetzt  geltenden  Bestimmungen 
zeigt,  sind  die  hierüber  bestehenden  Vorschriften  sehr  zerstreut  und 
nicht  übersichtlich  zusammengestellt,  lassen  auch  in  sachlicher  Hin- 
sicht mancherlei  zu  wünschen  übrig.  Bestimmt  wird  im  Parochial- 
lastengesetze,  daß  „die  Kirchen-  und  Schulgemeinden  verbunden  sind, 
die  Mittel  anzuschaffen,  welche  ihre  Kirchen  und  Schulen  erfordern“. 
Reichen  liierzu  die  vorhandenen  Geldbestände  nicht  aus,  so  sind  ,,alle 
Mitglieder  der  Kirchen-  und  Schulgemeinde  und  das  ganze  im  Kirchen- 
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\ nd  Schulbezirke  befindliche  unbewegliche  Eigentum,  wenn  auch 
( essen  Besitzer  nicht  wesentlich  in  dem  Bezirke  sich  auf  halten  (Fo- 
lenser)  oder  einer  andern  Konfession  angchüren,  insoweit  nicht  das 
(fesetz  eine  Befreiung  ausspricht,  verhältnismäßig  beizuziehen“.  In 
( en  Städten  mit  der  Revidierten  Städteordnung  Averden  die  Ivirchen- 
! nlagen  nach  dem  Fuße  der  Gemeindesteuern  erhoben.  Zu  einem  davon 
i bAveicbenden  Anlagenfuße  hat  das  Landeskonsistorium  die  Genehmi- 
gung zu  erteilen.  In  den  übrigen  Städten  und  in  den  Landgemeinden 
\ ind  die  Kirchenanlagen  je  zur  Hälfte  auf  diejenigen  EiiiAvohlier, 
’velche  das  14.  Lebensjahr  erreicht  haben,  nach  der  Kopfzahl,  zur  an- 
(iern  Hälfte  unter  die  Angesessenen  nach  Verhältnis  der  Grundsteuer- 
( inheiten  zu  A’erteilen.  Jede  AbAveichung  von  dieser  V^orschrift  bedarf 
( benfalls  der  Genehmigung  des  Landeskonsistoriunis.  Kirchensteuern, 
die  sich  auf  ein  eigens  dazu  errichtetes  Ortsstatut  gründen,  AA'erden  nur 
. n Leipzig  erhoben,  Avährend  die  übrigen  Kreis-  und  Großstädte  sieh 
! n die  Bestimmungen  halten,  wonach  für  die  Erhebung  der  Kirchen- 
1 nlagen  die  Grundsätze  der  Steuerordnung  für  die  politische  Gemeinde 
Geltung  haben  sollen.  Leipzig  Avcicht  hinsichtlich  seines  Ortsstatuts, 
ilie  Erhebung  der  Anlagen  für  die  evangelisch -luthei'ischen  Kirchen  in 
der  Stadt  Leipzig  betreffend,  teÜAAeise  ab  Amn  den  entsprechenden  Be- 
I timmiingen  über  die  Steuern  der  politischen  Gemeinde.  Hie  Kirchen- 
i. nlagen  Averden  in  Leipzig  erhoben  zu  einem  \'iertel  ihres  Betrages  als 
dingliche  Abgabe  A'on  dem  im  Steuerbezirke  gelegenen  unbeAveglichen 
Eigentume,  zu  drei  Vierteln  als  persönliche  Abgabe  von  den  im  Steuer- 
)üzirke  Avohnenden  über  14  Jahre  alten  Mitgliedern  der  eA’angelisch- 
utherischen  Kirchengemeinden.  Die  dingliche  Kirchenanlage  Avird  nach 
■ len  AusAveisen  des  städtischen  Grundsteuerkatasters  in  der  Weise  um- 
jelegt,  daß  je  1000  M.  des  im  Steuerkataster  angegebenen  GrundAvertes 
' tine  Einheit  bilden ; überschießende  Beträge  Avej  den  auf  das  A'olle  Tausend 
lach  oben  abgerundet.  Die  persönliche  Kirchenanlage  Avird  nach  den 
Beträgen  urngclegt,  die  für  die  Steuerpflichtigen  bei  ihrer  Veranlagung 
uir  Staatseinkommensteuer  als  steuerpflichtiges  Einkommen  festgesetzt 
sind,  und  Avird  erhoben  nach  den  für  die  städtische  Einkommensteuer 
x-stimmten  Steuersätzen. 

Ähnlich  Avie  bei  den  Kirchensteuern  sind  die  Grundsätze  der  Er- 
lebung  von  Schulanlagen  geregelt.  Die  Bestimmungen  des  Paro- 
ihiallastengesetzes  sind  durch  das  Schulgesetz  A’om  26.  April  1887  als 
luch  Aveiterhin  für  die  Abgaben  an  die  Schulgemeinden  gültig  an- 
jrkannt  Avorden,  indem  in  § 7 des  Schulgesetzes  angeordnet  wird:  ,,Das- 
[cnige,  Avas  über  den  Ertrag  des  Schulgeldes  zu  dem  Gehalte  der  Lehrer 
and  zur  Bestreitung  der  übrigen  Schulbedürfmsse  erforderlich  ist,  Avird 
.011  der  gesamten  Schulgemeinde  durch  Anlagen  nach  Vorschrift  des 
Jesetzes  vom  8. März  1838  in  Verbindung  mit  den  Erläuterungs-  und 
.Äbänderungsgesetzen  vom  21.  März  1843  und  12.  Dezember  1855  auf- 


\ 
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Schulanlagen  ^ 

\ crebrachl.“  Eine  formelle  Abweichung  von  den  Vorschriften  des  Pj 

rochiallastengesetzes  tritt  nur  insoweit  ein,  als  in  den  Fal  en,  in  Avel- 
chen  hinsichtlich  der  Kirchenanlagen  die  Genehmigung  des  Landes 
konsistoriunis  erforderlich  ist,  bezüglich  der  Schulanlagen  die  oberste 
Schulbehörde  die  Genehmigung  zu  erteilen  hat,  und  die  Erhebungs 
und  Verrechnungsart  der  Schulanlagen  weicht  von  derjenigen  der  Kir- 
chensteuern insofern  ab,  als  die  Kirchenanlagen  meist  auf  Grund  be- 
sondrer Ortsstatute  und  getrennt  von  den  Steuern,  insbesondre  von  den 
Einkommensteuern  der  politischen  Gemeinden,  erhoben  werden,  wah- 
rend über  die  Einhebung  von  Schulanlagen  in  der  Regel  keine 
sondern  ürtsgesetze  bestehen,  diese  vielmehr  als  Erhöhungen  der  a 
fremeinen  städtischen  Einkommensteuer  erscheinen  und  genau  nach  dem 
Fuße  derselben  umgelegt  Averden.  Letzteres  ist  zAvar,  Avie  sc  lon  o en 
erwähnt,  auch  bei  den  Kirchenanlagen  der  Fall,  doch  '''erden  diese 
meist  auf  den  Steuerzetteln  und  in  den  Steuerkatastern  der  Städte  ge- 
trennt von  der  kommunalen  Einkommensteuer  nachgewiesen,  die  Schul- 
anlagen dagegen  werden  in  der  Regel  mit  den  Steuern  der  politischen 
Gemeinde  verschmolzen.  Chemnitz  hat  eine  besondre  „Schulanlagen 
Ordnung“,  dieselbe  besteht  aber  aus  dem  einzigen  Satze: 
meindesteuerordnung  für  die  Stadt  Chemnitz  gilt  für  die  Erhebung 
der  Anlagen  für  die  evangelische  Schulgemeinde  Chemnitz,  soweit 
nicht  dui°ch  gesetzliche  Bestimmungen  etAvas  andres  bedingt  ist. 

; Plauen  macht  von  der  Regel,  daß  die  Kirchenanlagen  getrennt  von  den 

übrigen  Gemeindesteuern  erhoben  Averden,  insofern  eine  Ausnahme,  als 
es  in  § 1 seiner  Gemeindeeinkommensteuerordnung  bestimmt : „Die 

Gemeindebedürfnisse,  welche  nicht  aus  dem  Ertrage  des  Genieindever- 
mögens  oder  sonstigen  Einnahmen  gedeckt  Averden,  einschließlich  er 
I Schul-  und  Kirchenbedürfnisse,  Averden  durch  eine  allgemeine  Ein- 

kommensteuer aufgebracht.“  Die  meisten  Städte  stellen  eben  niclit 
mehr  für  politische  Gemeinde,  Ortsarmenverband,  Schulgemeinde  und 
Kirchengenieinde  — höchstens  hinsichtlich  der  letztem  geschieht  dies 
; noch  - besondere  Haushaltpläne  auf,  sondern  vereinigen  in  einem 

i einzigen  Haushaltplane  die  Bedürfnisse  der  genannten  Ivorper- 

I schäften  und  decken  deren  Aufwand,  soweit  nicht  gewisse  Em- 

^ nahmen  für  einzelne  derselben  bestimmt  sind,  aus  den  Erträgen  der 

1 allgemeinen  Einkommensteuer,  die  dann  in  entsprechender  Höhe  aus- 

geschrieben werden  muß.  Im  Grunde  genommen  wird  es  ja  auch  den 
meisten  Steuerzahlern  ziemlich  gleichgültig  sein,  ob  sie  Gemeindeem- 
i kommensteuer,  Schulanlagen,  Kirchensteuer  und  Armenanlagen  — auch 

die  letztem  werden  fast  ausnahmslos  mit  den  allgemeinen  Gemeinde- 
abgaben verschmolzen  — zahlen  müssen  oder  ob  ihnen  ein  Steuerzettel 
ausgehändigt  Avird,  der  nur  die  Gesamtsumme,  die  zu  zahlen  ist,  ent- 
' hält  Nur  wenige  werden  sich  viel  um  die  Verteilung  der  Abgaben  auf 

f Stadt-  Armen-,  Schul-  und  Kirchenkasse  kümmern,  sondern  die 

! 
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m(  isten  werden  den  Gesamtbetrag  der  Abgaben  näher  ins  Ange 
fa  sen. 

Sodann  haben  die  Städte  Chemnitz  und  Dresden  eine  Steuer 
v(  m Gewerbebetriebe  im  Um  herfahren  eingeführt,  und  zwar 
er  leben  beide  Städte  diese  Steuer  tageweise.  W ährend  aber  in  Chem- 
ni:z  die  Steuer  berechnet  wird  nach  der  Länge  des  Fuhrwerks,  legt 
D -esden  die  Ladefläche  des  für  den  Handel  benutzten  W^agens  oder 
F ihrwerks  zugrunde.  Die  Steuersätze  sind  in  Chemnitz  bei  einer 
W agenlänge 

bis  zu  1,50  m 0,40  M.  über  2,00  ni  bis  zu  2,50  m 0,80  M. 

über  1,50  m „ „ 2,00  „ 0,60  „ „ 2,50  ,,  1,50 

Ii  Dresden  beträgt  die  Steuer  bei  einer  Ladefläche 

bis  zu  1 qm  0,20  M.  von  mehr  als  2 qm  bis  zu  3 qm  1,00  M. 


vo  1 mehr  als  1 qm 


0,50 


n 3 ,, 


1,50 


Außerdem  erhebt  Dresden  neben  seiner  schon  erwähnten  Lustbarkcits- 
stmer  noch  eine  Billettsteuer.  Ihr  unterliegen  Eintrittskarten  für 

a)  Theatervorstellungen, 

b)  Vorlesungen  und  Vorträge  aller  Art, 

c)  Vlusikalische  Darbietungen, 

d)  Zirkusvorstellungen, 

e)  Spezialitäten-  und  Varietevorstellungen.  Schaustellungen  von 
Personen,  Tieren,  Sachen  und  ähnliche  Darbietungen, 

f)  Kineniatographische  Darbietungen, 

g)  Panoramen  und  Ausstellungen  jeder  Art;, 

h)  Tanzbelustigungen,  Maskenbälle,  Kostümfeste,  ßedouten  und 
Basare  sowie  sonstige  Belustigungen  (Hippodrome  usw.), 

i)  Wettrennen,  Wettfahren,  W'ettrudern,  Luftballonauffahrten  und 
sonstige  sportliche  Veranstaltungen, 

S(  fern  ein  Eintrittsgeld  von  mindestens  40  Pf.  erhoben  wird.  Die 
I illettsteuer  beträgt  für  alle  zu  genannten  Veranstaltungen  ausge- 
g;gebenen  Eintrittskarten  oder  für  sonstige  die  Stelle  der  Eintritts- 
k irtc  vertretenden  Nachweise  (Programme,  Bons,  Mitgliedskarten  usw.) : 

a)  bei  einem  Eintrittspreise  von  40  Pf.  bis  1 M 5 Pf. 

b)  „ „ „ „ mehr  als  1 M.  bis  einschließlich  2 M.  10  „ 

c)  ,,  ,,  „ „ ,,  ,,  2 „ „ ,,  3 „ lo  „ 

d)  „ „ „ „ „ ,,  3 „ ,,  „ 4 ,,  20  „ 

e)  „ höherem  Eintrittspreise  für  jede  weitere  angefangene  Mark  . 10  „ . 

Maßgebend  für  die  Höhe  der  Steuer  ist  der  jeweils  geltende 
I iasseneintrittspreis.  Daneben  bestehen  noch  einige  Bestimmungen 
über  die  Besteuerung  der  Dauerkarten  sowie  Vorschriften  über  Be- 
f 'eiungen  und  Erlaß  der  Steuer. 

ln  Bautzen  und  Zwickau  besteht  ferner  eine  Steuer  vomGast- 
virtschafts-  oder  Schankgewerbe.  Hierzu  werden  herange- 
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zogen  alle  di.  j.-ijig-ui,  welche  innerhalb  des  Stadtgomeindebezirk.-  Ca^i- 
wirtschaft,  Scliank Wirtschaft,  Kaffeeschank  oder  Kleinhandel  uiii 
Branntwein  .aler  Spiritus  betreiben.  Die  Steuersätze  sind  in  -b.,,  b.-i- 
den  Städten  wrschieden  und  stufen  sich  nach  den  verschiedenen  .\it.-ii 
dieses  Gewei  hebetriebes  ab.  Gewisse  Steuererhöhungen  treten  ein  b.  im 
Halten  eines  Hillards  oder  eines  Kegelschubs  und  beim  Abhalten  öffent- 
licher Musikanffüliriingen  und  ähnlicher  Veranstaltungen.  Umgek-'lirt 
sollen  Ermäßigungen  Platz  greifen,  wenn  ausschließlich  billige.«  Hn-i 
nicht  mein  als  10  Pf.  für  den  halben  Liter)  verschenkt  und  k.  iu 

Branntwein  verkauft  wird. 

Unter  den  \ e i ze  h r u ngs-  und  Verbrauchsabgaben  sind  lon 
Wichtigkeit  die  Biersteuern;  sie  werden,  was  die  Kreis-  und  (iroß- 
slädte  Lilangt.  in  Bautzen,  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig  und  Plaii.  i. 
erhoben.  Da.«  älteste  Ortsstatut  hierüber  ist  das  Chemnitzer,  welebes 
aus  dem  Jahre  1880  stammt.  In  Dresden  sind  1909  Biersteuern  .>in- 
o-eführt  worden.  Die  Bautzener  und  die  Plauener  Biersteuerordn iingeii 
sind  1910  in  K'raft  getreten,  und  das  Leipziger  Ortsgesetz  übet  die  Er- 
hebung einet  Biersteuer  ist  vom  10.  Mai  1911.  Die  Durebfübrnng 
dieses  Gesetzes  wurde  aber  auf  ein  Jahr  hinausgeschoben,  so  daß  hier 
erst  seif  l.  April  1912  die  Biersteuer  erhoben  wird.  Zwar  waren  aii> 
verschiedenen  Interessentenkreisen  im  Laufe  des  letzten  Jahies  xalil 
reiche  Anträge  an  den  Rat  der  Stadt  Leipzig  gelangt,  um  den  'l'ermin 
der  Erhebung  der  Biersteuer  noch  weiter  hinauszuschieben,  doch  sind 
diese  Eingaben  nicht  berücksichtigt  worden.  Die  Steuern  sind  m je.lei 
der  genannten  fünf  Städte  je  nach  dem  Alkoholgehalte  des  Bierot  ver- 
schieden hoch.  ,\uch  wird  die  Steuer  in  allen  erwähnten  Städten  als 
Fabrikatsieuer  erhoben.  Versteuerungsgegenstand  ist  also  das  fertige, 
auf  Transport gebi Ilde  gefüllte  Bier,  für  dessen  Menge  der  amt  lieb 
durch  Eichung  festgestellte  Rauniinhalt  der  Gebinde  maßgebend  ist. 
Es  hat  dieser  Bemessungs-  und  Erhebungsinodus  vor  den  älteni  Sv  - 
Sternen  der  Kohniaterialsteuer  oder  der  Halbfabrikatsteuer  den  \ orteil. 
daß  er  sich  .Inn  h außerordentliche  Einfachheit  auszeichnet,  ln  Bautzen 
wird  von  dem  im  Stadtbezirke  gebrauten  Biere  und  von  allen  von  aus- 
wärts eingeführten  Bieren  zur  Stadtkasse  eine  Abgabe  erhoben,  welche 
vom  Hektoliter  einfachen  oder  Halbbieres  30  Pf.,  vom  Hcki.-Iiter 
andrer  Bierarten  05  Pf.  beträgt.  In  Chemnitz  sind  an  Biersteuer  für 
den  Hektoliter  einfaches  Bier  19  Pf.,  für  den  Hektoliter  Bier  aller 
andern  Sorten  30  Pf.  zu  entrichten.  Dresden  erhebt  für  den  Hektolitei 
Bier  65  Pf.,  für  einfaches  oder  Halbbier  beträgt  die  Abgabe  30  l’f. 
für  den  Hektoliter.  In  Leipzig  und  Plauen  gelten  die  gleichen  Be- 
stimmung-en  v^  ie  in  Dresden.  Zur  Entrichtung  der  Biersteuer  siml  na.  h 
den  darüber  bestehenden  Ortsstatuten  verpflichtet: 

1.  die  Gast-  und  Schankwirte  sowie  alle  diejenigen,  die  -<.iisi  im 
Stadtbezirke  gegen  Bezahlung  Bier  ausschenken  oder  .ibg.ÜM  ii, 

Liebers:  IHt  I-inutizon  ^ 


)0  Viertes  Kapitel.  Besprechung  d.  neusten  Ergebnisse  an  d.  Hand  der  Tabellen 


einschließlich  der  Flaschcnbierhändler  hinsichtlich  des  von  ihnen 
angeschafften  Bieres; 

2.  die  Brauer  und  Brauei'eien  hinsichtlich  des  von  ihnen  selbst 
ausgeschenkten  oder  von  ihnen  unmittelbar  an  die  Konsumen- 
tenreinschließlich  der  Gesellschaften  und  Vereine,  abgegebenen 
odei  ini  eignen  Gewerbebetriebe  oder  Haushalte  verbrauchten 

Bieres ; 

3.  Privatpersonen  hinsichtlich  des  von  auswärts  bezogenen  Bieres. 
Den  Privatpersonen  gleich  zu  achten  sind  Gesellschaften  und 
Vereine,  die  von  auswärts  Bier  für  gemeinschaftliche  Kechnung 
beziehen  und  nicht  durch  besondre  Gesellschafts-  oder  Vereins- 
wirte ausschenken  lassen. 

Um  die  betreffenden  Personen  dabei  zu  überwachen,  sind  diese  in 
einigen  Städten  verpflichtet,  Biersteuerbücher  zu  führen,  ivoriii  die  Be- 
zugsquelle, die  Art  und  die  Menge  des  Bieres  sowie 

1.  bei  Brauern  der  Tag  der  Ablieferung  an  die  ivonsumenten 
oder  der  Beginn  des  Ausschankes  oder  des  Selbstvcrbrauchs, 

2.  bei  Wirten  und  Bierhändlern  der  Tag  der  Einlegung  des  Bieres 
in  den  Keller  oder  in  die  Niederlage, 

3.  bei  allen  übrigen  Steuerpflichtigen  der  Tag  des  Empfangs  oder 
der  Einführung  des  Bieres  in  den  Stadtbezirk 

einzutragen  sind. 

Verschiedene  andre  Städte  schreiben  vor,  daß  die  Brauei,  gew eibs- 
mäßigen Bierhändler  und  Schankwirte  doni  Stadtrate  Verzeichnisse 
einzureichen  haben,  aus  denen  die  Abgabe  des  Bieres  nach  lag  und 
Monat,  die  Namen  der  Empfänger  sowie  dio  Mengen  und  Gattungen 
der  Biere  ersichtlich  sind.  Die  Stadträte  haben  sich  Vorbehalten,  die 
Bichtigkeit  der  von  den  Steuerpflichtigen  gemachten  Angaben  zu 
prüfen  und  zu  überwachen.  Ferner  enthalten  die  Ortsstatute  noch  Vor- 
schriften  darüber,  daß  für  das  in  dem  betreffenden  Orte  beieits  in 
andrer  Hand  versteuerte  oder  aus  dem  Stadtbezirke  wieder  ausgeführte 
oder  als  verdorben  unter  polizeilicher  Aufsicht  vernichtete  Bier  der 
Steuerbetrag  abzurechnen  oder,  soweit  er  bereits  entrichtet  ivoiden  ist, 
zu  erstatten  ist.  Endlich  haben  die  Städte  noch  Strafbestimmungen 
bei  Steuerhinterziehungen  und  sonstigen  Zuwiderhandlungen  gegen 
ihre  Biersteuerordnungen  in  dieselben  aufgf'iiommen. 

Bautzen  und  Dresden  haben  noch  Verbrauchssteuern  auf 
Wild,  Geflügel  und  Fische,  und  zwar  werden  diese  Steuern  als 
Eingangsabgaben  erhoben.  Die  Steuerpflicht  tritt  ein,  sobald  die  ab- 
gabepflichtigen Gegenstände  in  den  Geltungsbereich  der  Abgabe  ein- 
geführt werden.  Ist  die  Abgabe  vom  Einführenden  nicht  zu  erlangen, 
so  haftet  für  ihre  Bezahlung  der  Empfänger.  Die  Steuersätze  richten 
sich  nach  der  Menge  (Stückzahl  oder  Kilogramm)  und  der  Güte  der 
betreffenden  steuerpflichtigen  Verzehrungsgegenstände. 
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Ferner  hat  Bautzen  eine  Eingangsabgabe  für  ^tein-, 
Braun-  u n d P r e ß k o hlen  (Briketts).  Sie  beträgt  für  Steinkohlen 
1 50  IM  für  Braun-  und  Preßkohlen  1 M.  bei  10  000  kg.  Bei  ge- 
rino-eren’  Gewichts-  und  Maßsätzen  sind  die  entsprechend  geringem 
Ahaabesätze  zu  zahlen,  wobei  Teile  von  Pfennigen  unter  und  bis  zu 
einem  halben  Pfennig  außer  Ansatz  gelassen,  Betrage  über  einen  nalheii 
Pfennio-  aber  voll  berechnet  werden.  Beträgt  aber  die  von  oiiiera  Ein- 
brin<rer'"  zu  bezahlende  Abgabe  weniger  als  3 Pf.,  so  ist  von  der  Er- 
hebung derselben  abzusehen.  Auch  hier  ist  die  Eingangsabgabe  raliig, 
sobald  die  abgabepflichtigen  Gegenstände  in  den  Stadtgcmeindcbezirk 

eingehracht  sind.  . , 

Endlich  sind  au  dieser  Stelle  noch  zu  erwähnen  die  verschiednen 

G 0 h ü h r e n u 11  d B e i t r ä g e , welche  die  Städte  von  ihren  Einwohnern 
oder  von  bestimmten  Klassen  derselben,  z.  B.  den  Hausbesitzern  oder 
den  Gewerbetreibenden,  für  verschiedne  Zwecke  erheben.  Als  wich- 
tif^ste  dieser  Gebühren  und  Beiträge,  welche  sich  auch  am  liaufigsten 
in  den  sächsischen  Städten  finden,  sind  zu  nennen:  Brückenzoll, 
Stüttegeld  bei  Wochen-  und  Jahrmärkten  und  Abgabe 
für  Instandhaltung  und  Reinigungder  Straßen.  Die  Sätze, 
welche  zu  entrichten  sind  bei  Benutzung  der  Brücken,  sind  nicht  nur 
hinsichtlich  der  einzelnen  Städte  verschieden,  sondern  schwanken  auch 
innerhalb  derselben  je  nach  Art  und  Umfang  der  die  Brücken  über- 
schreitenden Fuhrwerke.  Bisweilen  werden  sogar  beim  Personenverkehr 
Brückengelder  eingezogen.  In  der  Regel  bewegen  sich  die  Sätze  zwi- 
schen 5 und  25  Pf.  Das  Stättegeld  bei  Wochen-  und  Jahrmärkten 
wird  in  der  Regel  nach  der  Fläche  berechnet,  welche  der  Verkaufsstand 
beansprucht.  Meist  sind  10  Pf.  für  den  Quadratmeter  zu  zahlen.  Zur 
Entrichtung  dieser  Abgabe  sind  die  Händler,  ivelche  auf  dem  Markte 
ihre  Waren  feilbieten,  verpflichtet.  Was  die  Abgabe  für  Instand- 
haltung und  Reinigung  der  Straßen  betrifft,  so  sind  dieselben  von  den 
Grundstücksbesitzern  zu  entrichten  und  werden  in  der  Regel  nach  der 
Anzahl  der  einem  Gebäude  zufallenden  Quadratmeter  Straßenfläehe 
berechnet.  Sie  sind  bisweilen  auch  verschieden  hoch,  je  nach  der  Art 
der  Fahrbahnbefestigung  (Asphalt,  Pflasterung,  Beschotterung  usw.). 
Die  Beträge  schwanken  zwischen  4 und  10  Pf.  für  den  Quadratmeter. 
Sie  sind  in  manchen  Städten  zusammen  mit  der  Grundsteuer  zu  ent- 
richten, in  andern  werden  sie  getrennt  von  dieser  jährlich  von  der  Stadt- 
kasse eingezogen. 

ß)  Finanzielle  Ergebnisse 

Überblicken  wir  nun  noch  ganz  summarisch,  d.h.  ohne  auf  die 
einzelnen  Steuern  näher  einzugehen,  sondern  unter  bloßer  Unterschei- 
dung von  direkten  oder  indirekten  Steuern  die  rechnerischen  Ergeb- 
nisse, speziell  also  die  Einnahmen,  welche  den  Städten  aus  den  Steuer- 

4* 
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quellen  zugeflossen  sind,  so  betrugen  diese  ini  Jahre  1906  in  Sachsen 
insgesamt  46745295  M.  Hiervon  entfielen  13,90/o,  nämlich  6 508  862 
Mark,  auf  die  indirekten  Abgaben  und  86,1  o/o,  da^  sind  40236  433  M., 
auf  die  direkten  Steuern.  Wir  können  also  hier  ein  ganz  beträcht- 
liches Überwiegen  der  direkten  Steuern  vor  den  indirekten  feststellen. 
Dieses  Bild  ändert  sich  freilich  in  den  einzelnen  Kreishauptniann- 
schafteii  und  noch  mehr  in  den  verschiednen  Städten,  Folgende  Über- 
sicht zeigt,  wie  zunächst  in  den  einzelnen  Kreishauptmannschaften 
und  sodann  in  den  sächsischen  Kreis-  und  Großstädten  sich  das  Ver- 
hältnis der  direkten  zu  den  indirekten  Steuern  stellt.  Es  sind  dabei  die 
Einnahmen  aus  den  städtischen  Steuern  des  Jahres  1906  zugrunde  ge- 
legt und  zueinander  ins  Verhältnis  gesetzt  worden. 

Von  den  gesamten  Einnahmen  aus  städtischen  Steuern  entfielen: 


A) 

ß) 

in  der  Kreis- 
hauptmannsch. 

auf  indirekte 
Abgaben 

auf  direkte 
Steuern 

in  der  Stadt 

auf  indirekte 
Abgaben 

auf  direkte 
Steuern 

Bautzen  . . . 

17,3  7o 

82,7 

Bautzen  . . 

. 37,9  7„ 

62,1  7o 

Chemnitz . 

11,2  „ 

88,8  „ 

Chemnitz . . 

• 12,3  „ 

87,7  „ 

Dresden  . . 

33,2  „ 

66,8  „ 

Dresden  . . 

• 40,3  „ 

59, < ,, 

Leipzig.  . . . 

6,4  „ 

93,6  „ 

Leipzig . . . 

6,4  „ 

93,6  „ 

Zwickau  . . . 

7,8  „ 

92,2  „ 

Zwickau  . . 

• 12,7  „ 

87,3  „ 

Plauen  . . . 

7,6  ., 

92,4  „ . 

Vergleichen  wir  diese  Ergebnisse  mit  den  Zahlen  des  Landesdurch- 
schnitts, so  finden  wir,  daß  hinsichtlich  des  Prozentverhältnisses  von 
direkten  und  indirekten  Steuern  die  Ergebnisse  der  Kreishauptmann- 
schaft Chemnitz  sich  am  meisten  den  Durchschnittsziffern  für  das 
Königreich  Sachsen  nähern.  Am  höchsten  b(>ziffert  sich  der  Prozent- 
anteil der  indirekten  Steuern  am  Gesamterträge  der  Steuern  in  der 
Stadt  Dresden.  Doch  überwiegen  auch  hier  die  direkten  Steuern  noch 
wesentlich,  so  daß  von  einem  Mißverhältnis  zwischen  beiden  vom 
finanzwissenschaftlichen  Standpunkte  aus  noch  nicht  wird  gesprochen 
werden  können. 

Was  endlich  das  Verhältnis  der  Steuererträge  zur  Bevölkerung 
betrifft,  so  entfielen  Steuern  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 


in 

Bautzen 

9,32  M., 

davon 

5,71)  M.  direkte 

und 

3,53  M 

indirekte 

n 

Chemnitz 

30,06  „ 

11 

26,38  „ 

11 

3,68  „ 

11 

n 

Dresden 

15,86  „ 

11 

9,47  ,,  ,, 

11 

6,39  „ 

11 

Leipzig 

30,42  „ 

11 

28,47  „ 

11 

1,95  „ 

11 

Zwickau 

10,61  „ 

11 

9,26  ,,  ,, 

11 

1,35  „ 

11 

11 

Plauen 

24,14  „ 

11 

22,31  „ 

11 

1,83  „ 

11  • 
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Anhang 

Der  neue  Gesetzentwurf 

Um  zu  dem  schon  genannten,  in  dieser  Session  den  Ständen  vor- 
liegenden Entwürfe  eines  Gemeindesteuergesetzes  zu  gelangen,  hatte 
im  Laufe  des  Jahres  1911  das  sächsische  Ministerium  des  Innern  einer 
Anzahl  von  Praktikern,  Vertretern  von  Gemeinden  und  sonstigen  sach- 
kundigen Beteiligten  die  Grundzüge  eines  Gemeindesteuergesetzes  mit- 
geteilt und  sie  aufgefordert,  ihre  Bedenken  und  V ünsche  dazu  in  einer 
mündlichen  Besprechung  geltend  zu  machen.  Die  Begierung  hoffte 
durch  diese  Besprechung  eine  möglichst  enge  Fühlung  mit  den  Er- 
fahrungen des  täglichen  Lebens  auf  dem  Gebiete  des  vStcuerwesens  zu 
gewinnen.  Dieses  Steuergesetz  für  die  politischen  Gemeinden  ist  gleich- 
zeitig mit  einem  Schul-  und  einem  Kirchensteuergesetze  eingebracht 
worden,  welche  sich  dem  erstem  eng  anschließen,  so  daß  die  Gemeinde-, 
Schul-  und  Kirchensteuern  im  allgemeinen  einheitlich  erhoben  werden 
können.  Die  Keform  verlangt  im  wesentlichen  folgendes:  1.  einheit- 
liche Regelung  des  sogenannten  formalen  Steuerrechts,  2,  Abgrenzung 
der  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden  gegeneinander,  3.  gerechte  Aus- 
gestaltung der  Gemeindeeinkommensteuer,  4.  Verhütung  einer  ein- 
seitigen oder  zu  weit  gehenden  Inanspruchnahme  der  Einkommen- 
steuer, 5.  Beseitigung  der  Kopfsteuer. 

Betrachten  wir  nun  diesen  Entwurf  des  Gemeindesteuergestezes 
etwas  näher.  Er  ist  am  5.  Dezember  1911  als  Dekret  19  bei  der  Zweiten 
Kammer  des  sächsischen  Landtags  eingegangen  und  am  23.  .Januar 
1912  daselbst  beraten  worden  zusammen  mit  dem  Dekret  26,  den  Ent- 
wurf eines  Kirchen-  und  Schulsteuergesetzes  betreffend,  welches  am 
7.  Januar  1912  der  Zweiten  Kammer  übermittelt  worden  ist.  Beide 
Gesetzentwürfe  sind  der  Gesetzgebungsdeputation  überwiesen  ivorden, 
doch  soll,  ehe  auf  die  Verhandlungen  näher  eingegangen  wird,  erst  der 
Inhalt  beider  Gesetzentwürfe  kurz  angegeben  werden. 

Was  zunächst  den  Gemeindesteuergesetzentwurf  betrifft, 
so  umfaßt  derselbe  91  Paragraphen  und  gliedert  sich  in  6 Abschnitte. 
Nach  den  einleitenden  Bestimmungen  sind  die  Gemeinden  berechtigt, 
„direkte  und  indirekte  Steuern  zu  erheben  und  über  ilire  Einführung 
»md  Ordnung  innerhalb  der  durch  die  Reichs-  und  Landesgeset^e  ge- 
zogenen Grenzen  zu  beschließen“.  Es  soll  jedoch  durch  Steuern  nur  der 
Bedarf  aufgebracht  werden,  welcher  durch  alle  andern  Einnahmen  der 
Gemeinden  nicht  gedeckt  wird.  Der  Gemeindebedarf  ergibt  sieh  aus 
dem  Haushaltplane;  es  können  angemessene  Rücklagen  für  Aus- 
gaben, die  in  gewissen  Zeiträumen  regelmäßig  wiederkehren,  darin 
enthalten  sein,  nur  soll  ,,das  Einziehen  von  Steuern  auf  Vorrat  , wde  es 
bisher  von  einzelnen  Gemeinden  betrieben  worden  ist,  eingeschränkt 
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werden.  Wichtig  ist  auch  die  Vorschrift,  daß  die  gemeindlichen  Unter- 
nehmungen mindestens  Einnahmen  in  einer  solchen  Höhe  erzielen 
sollen,  daß  ihre  Ausgaben  einschließlich  der  Verzinsung  und  Tilgung 
des  Anlagekapitals  gedeckt  werden.  Nur  wenn  öffentliche  Interessen 
dabei  in  Frage  kommen,  soll  eine  Ausnahme  hiervon  möglich  sein. 
Auch  sollen  die  Bestimmungen  des  Geselzes  gleichzeitig  auf  die 
Steuern  und  Abgaben  des  Armenverbandes  Anwendung  finden.  Direkte 
Steuern  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  die  Grundsteuern  (Grund-  und  Ge- 
bäudesteuern), die  Gewerbesteuern  (allgemeine  und  Sondergewerbe- 
steuern), die  Einkommensteuer,  die  Kopfsteuer,  die  Vermögens-  und 
Kapitalrentensteuer,  die  Miet-  und  Wohnungssteuer  und  die  Hunde- 
steuer. Alle  andern  Steuern,  insbesondre  auch  die  Besitzwechselahgaben 
und  die  Zuwachssteuern,  sind  indirekte  Steuern  im  Sinne  des  Gesetzes. 
Ferner  werden  noch  verschiedne  Steuerbefreiungen  persönlicher  und 
sachlicher  Natur  in  diesen  einleitenden  Bestimmungen  geregelt. 

Der  erste  Hauptabschnitt,  welcher  von  den  einzelnen  Steuer- 
arten handelt,  zerfällt  in  zwei  Teile:  im  ersten  werden  die  indirekten, 
im  zweiten  die  direkten  Steuern  behandelt.  Hinsichtlich  der  indirekten 
Steuern  wird  festgesetzt,  daß  Einführung  und  Abänderung  derselben 
durch  Gemeindebeschluß  zu  erfolgen  hat  und  daß  dieser  der  Genehmi- 
gung des  Ministeriums  des  Innern  bedarf.  Die  Besitzwechselabgabe 
muß  für  die  politische,  die  Schul-  und  die  Kirchengemeinde  zusamnum 
mindestens  l*^/o  des  Grundstückswerts  betragen  und  darf  2 o/o  nicht 
übersteigen.  Was  sodann  die  direkten  Steuern  betrifft,  so  sind  dieselben 
,,von  allen  denjenigen  aufzubringen,  die  in  der  Gemeinde  einen  V ohn- 
sitz  haben,  ein  Grundstück  besitzen  oder  ein  Gewerbe  betreiben“.  Außer 
den  natürlichen  und  juristischen  Personen  sirid  auch  die  mit  demKechte 
des  Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Personen  vereine  und  Vermögens- 
massen steuerpflichtig,  sowie  solche  nicht  rechtsfähige  Vereine,  die 
nach  ihrer  Verfassung  von  dem  Wechsel  der  Mitglieder  in  ihrem  Be- 
stehen nicht  berührt  werden.  Außerdem  sollen  dem  Grundbesitze  gleich 
geachtet  werden  ,, veräußerliche  Berechtigungen,  für  die  ein  Grund- 
buchblatt angelegt  ist  oder  angelegt  werden  kann,  mit  Ausnahme  der 
verliehenen  Bergbaurechte,  der  Kohlenbergbaurechte  und  der  Abbau- 
rechte“.  Der  Begriff  des  Wohnsitzes  sowie  derjenige  der  Betriebsstätte 
sind  aus  dem  Reichsdoppelsteuergesetz  vom  22.  März  1909  herüber- 
"cnornmcn  worden.  Der  Begriff  des  Gewerbebetriebes  stammt  aus  dem 
sächsischen  Staatseinkommensteuergesetze.  Grundbesitz  soll  in  der- 
jenigen Gemeinde  zur  Steuer  herangezogen  werden,  in  welcher  er  ge- 
legen ist.  Ebenso  ist  ein  Gewerbebetrieb  nur  dox’t  steuerpflichtig,  wo 
eine  Betriebsstätte  zu  seiner  Ausüboing  unterhalten  wird.  Doppelbe- 
steuerung ist  dabei  ausgeschlossen,  denn  was  der  Gewerbetreibende  mit 
mehreren,  in  verschiedenen  Gemeinden  gelegenen  Betriebsstätten  künf- 
tig in  der  einen  Gemeinde  versteuern  muß,  das  hat  er  eben  in  einer 
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andern  Gemeinde  nicht  zu  versteuern.  Bei  den  indirekten  bteuein  - 
o-ibt  sich  die  Steuerpflicht  aus  der  betreffenden  Steuer  selbst , ^^el  z.  B. 
eine  Lustbarkeit  veranstaltet,  unterliegt  der  Lustbarkeitssteuer,  ^^er 
ein  Grundstück  erwirbt,  hat  die  Besitzwechselabgabe  zu  zahlen.  Die 
direkten  Steuern  aber  „sind  auf  alle  der  Besteuerung  unterworfimn  Per- 
sonen nach  festen  und  gleichmäßigen  Grundsätzen,  die  persönlichen 
direkten  Steuern  überdies  unter  Berücksichtigung  der  genngern  Lei- 
stunt^sfähigkeit  der  wirtschaftlich  schwächern  Klassen  der  Bevölkerung 
zu  verteilen.“  Neben  diesen  Hauptbestimmungen  über  die  Steuerver- 
teilmig,  die  auf  den  steuertheoretischen  Grundsätzen  der  Allgemem- 
heit  der  Steuer  und  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  e- 
ruhen  zeigt  der  Gesetzentwurf  noch  eine  weitere  Vorschrift,  welche  die 
Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung  oder  dem  Interesse  er- 
möglichen soll.  Eine  Mehrbelastiuig  nämlich  kann  bei  denjeiugen 
Steuerpflichtigen  eintreten,  die  besondere  Vorteile  von  \ eranstaltun- 
tren  der  Gemeinde  haben,  wenn  diese  Veranstaltungen  der  Gemein  e 
Kosten  verursachen  und  besondere  Gebühren  für  diese  Leistungen  nie  i 
erhoben  werden.  Endlich  findet  sich  hier  noch  eine  Bestimmung,  wo- 
nach das  Ministerium  des  Innern  zur  Vermeidung  von  Doppelbe- 
steuerum^  bei  Heranziehung  zu  direkten  Genieindeaulagen  ermächtigt 
ist  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium  Vereinbarungen 
zu’treffen  und  Anordnungen  zu  erlassen,  durch  welche  die  SteueriAlicht 
unter  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  auch  abweichend 
von  den  in  Sachsen  oder  in  einer  einzelnen  Gemeinde  geltenden  Vor- 
schriften geregelt  wird.  Schließlich  ist  von  diesen  allgemeinen  Be- 
stimmungen noch  die  Vorschrift  nennenswert,  daß  von  den  Gemeinde- 
steuern befreit  sind  die  Mitglieder  des  Königlichen  Hauses  und  die 
Grundstücke  und  Gebäude  der  Zivilliste.  Außerdem  kann  lur  ein- 
zelne außerordentliche  Lasten  ^einc  persönliche  Befreiung  durch  die 
Ortsverfassung  zugestanden  werden.  Endlich  können  noch 
liehe  Befreiungen,  welche  nach  § 102  der  Allgemciiieii  Stadteordnung 
vom  Jahre  1832  oder  § 71  der  Laiidgemeindeordnung  vom  Jahre  1838 
o-ehörig  angemcldet  und  anerkannt  worden  sind,  auch  ferner  der  Ab- 

lösung  unterliegen.  , , t-  r 

In  betreff  der  Einkommensteuer  sucht  der  Entwurf  man- 
cherlei zu  bessern,  was  freilich  nicht  ohne  gewisse  Beschränkungen  der 
Besteuerungsrechte  der  Gemeinden  möglich  ist.  Die  Veranlagung  zur 
Staatseinkommensteuer  soll  künftig  auch  für  die  Gemeindeeinkom- 
mensteuer maßgebend  sein.  Der  Staatseinkommensteuertarif  soll  für 
die  Gemeindeeinkommensteuer  Geltung  bekommen,  und  nur  folgende 
Abweichungen  davon  dürfen  die  Gemeinden  beschließen:  1.  können  sie 
Einkommen  zwischen  200  und  400  M.,  die  der  Staat  nicht  besteuert, 
als  steuerpflichtig  erklären.  Indessen  dürfen  sie  diese  kleinen  in- 
kommen nur  mit  sehr  niedrigen  Sätzen  belasten.  2.  kann  anderseits 
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die  Gemeinde  auch  niedrige  Einkommen,  die  der  8ia;n  h.-stcuert,  als 
steuerfrei  erklären.  3.  können  die  Gemeinden  die  .'Steuersätze  für  die 
kleinen  und  mittlern  Einkommen  bis  zur  Grenze  von  ÜHOO  M.  er- 
ni-il.’iigen  oder  erhöhen;  jedoch  darf  dies  nur  innerliall)  bestimmter 
Grenzen  geschehen,  und  für  Einkommen  über  5800  \i.  ist  eine  Ab- 
weichung vom  staatlichen  Steuertarife  nicht  gestattet. 

Sodann  sollen  nach  § 27  des  Entwurfs  1.  Einkomnifu  aus  Warte- 
geld  und  Pensionen,  2.  Einkommen  aus  Unfall-,  Invaliden-  und  Alters- 
renten 3.  das  feste  Diensteinkommen  derjenigen  Piasotum.  hei  deren 
Veranlagung  zur  Gemeindesteuer  im  Jahre  1008  § 30  dur  Revidierten 
Städteordnung  oder  § 23  Abs.  2 der  Revidierten  Uandgemeindeord- 
tiung  anztiwenden  war,  nur  zu  zur  Einkonimensteu.u  hfiangezogen 
wi'i'di  n. 

VN’us  die  subjektive  Steuerpflicht  betrifft,  so  sind  uin  h dem  neuen 
G'-frzentwurfe  einkommensteuerpflichtig : 

I.  die  natürlichen  Personen,  die  in  der  Gemeinde  ihren  Wohnsitz 
iia  tien  : 

V.  die  natürlichen  Personen,  die,  ohne  in  der  Gemeinde  ihren 
V\’ohnsitz  zu  haben,  ein  im  Gemeindebezirke  gelegene  Grundstück 
besitzen  oder  im  Gemeindebezirke  ein  Gewerbe  betreiben; 

;’>.  die  juristischen  Personen  und  die  mit  dem  Peehle  des  Ver- 
iiögi'userwerbs  ausgestatteten  Personenvereine  und  V.n-iuöo-ensmasseii, 
iveletie  ihren  Sitz  in  der  Gemeinde  haben; 

I.  die  juristischen  Personen  und  die  mit  dem  Kuchte  des  Ver- 
nögenserwerbs  ausgestatteten  Personen  vereine  und  Vei'mögensnias.sen, 
vvelchc  in  der  Gemeinde,  ohne  daselbst  einen  Sitz  zu  liaben.  ein  Grund- 
dück  besitzen  oder  ein  Gewerbe  betreiben; 

0.  der  sächsische  Staatsfiskus  hinsichtlich  seines  Einkommens  aus 
druudbesitz  und  aus  den  in  der  Gemeinde  betriebenfn  gewerblichen 
Quternehmungen. 

Ib'freit  von  der  Einkommensteuer  sind: 

1.  die  Schul-  und  Kirchgemeinden,  die  mit  der  bürgerlichen  Gc- 
neinde  ganz  oder  teilweise  räumlich  zusammenfallen,  .sowie  die  geist- 
iehen,  Kirchen-  und  Schullehen; 

2.  die  ausschließlich  kirchlichen,  gemeinnützigen,  wohltätigen. 
Besoldung.^-  oder  Ponsionszwecken  dienenden  juristischen  Personen  und 
mit  dem  Rechte  des  Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Personen ver- 
nne.  soweit  ihr  Einkommen  nicht  aus  Grundbesitz  oder  Gewerbe- 
retrieb  innerhalb  der  Gemeinde  herrührt; 

•!.  die  infolge  reichs-  oder  landesgesetzlioher  V'^orsi  liriften  errich- 
eten  Berufsgenossenschaften,  Kranken-  und  Pensionskassen,  die  zu 
lereii  Ersatz  dienenden  Kassen  und  Verbände,  sowie  die  Landesver- 
ächerungsanstalt ; 
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4.  Personen,  welche  im  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  lau- 
fende Unterstützung  beziehen; 

5.  Konkursmassen. 

Der  Einkommensteuer  unterliegt  nach  § 26  des  Entwurfes  nicht: 

1.  das  Eiukoinmeu  des  Staatsfiskus  aus  dem  Staatscisenbahu- 
betriebe  und  aus  der  Landeslotterie,  sowie  das  Einkommen  der  Be- 
zirks-, Krei.s-  und  sonstigen  Verbände; 

2.  das  Einkommen  aus  Grundstücken,  soweit  sie  nach  § 50  von 
der  Gemeindegrundsteuer  befreit  sind; 

3.  bei  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  derjenige 
Teil  der  nach  § 23  steuerpflichtigen  Überschüsse,  welcher  dem  Ver- 
hältnis der  Mitgliederbeiträge  zuzüglich  3 o/o  Zinsen  angesammelter 
]\litgliedcrbeiträge  zu  den  gesamten  Einnahmen  der  Gesellschaft  ent- 
spiicht,  sowie  die  Hälfte  des  verbleibenden  Teiles. 

Endlich  ist  noch  die  Bestimmung  von  Wichtigkeit,  daß  die  Ge- 
meinden berechtigt  sind,  bis  zu  75o/o  ihres  Steuerbedarfs  durch  Erhe- 
hung  von  Einkommensteuer  zu  decken.  Dabei  ist  der  Bedarf  der  Ar- 
menkasse dem  Bedarfe  der  Gemeinden  zuzurechnen,  und  Abgaben  zur 
Armenkasse  gelten  als  von  der  Gemeinde  erhobene  Steuern.  Sollen  aber 
in  einer  Gemeinde  oder  einem  Teile  davon  mehr  als  175o/o  des  Ge- 
meindeeinkommensteuertarifs an  Einkommensteuer  für  die  bürgerliche 
Gemeinde,  die  Schulgemeinde  und  die  Kirchengemeinde  erhoben  Aver- 
d('ii,  wobei  ebenfalls  die  Armenabgaben  als  Gemeindesteuern  gelten, 
so  bedai  f die  bürgerliche  Gemeinde  zur  Erhebung  einer  Eijikommen- 
stcuer  in  Höhe  von  mehr  als  75 o/o  des  Gemeindesteuertarifs  der  Ge- 
nehmis’ung  des  Ministeriums  des  Innern. 

Hinsichtlich  der  Grundsteuer  wird  bestimmt,  daß  in  jeder 
Gemeinde,  in  welcher  direkte  Steuern  erhoben  werden,  auch  eine  all- 
gemeine Grundsteuer  zu  erheben  ist,  und  zwar  soll  von  dem  durch  die 
Einkommensteuer  nicht  gedeckten  Bedarfe  mindestens  im  Wege 
der  Grundsteuer  aufgebracht  w^erden.  Diejenigen  Gemeinden  aber, 
Avelche  keine  Einkommensteuer  erheben,  haben  mindestens  30^/o  ihres 
Gesamtsteuerbedarfs  durch  die  Grundsteuer  zu  decken.  Hier  liegt  eine 
der  wesentlichst on  Änderungen  des  bisherigen  Rechtszustandes,  in- 
dem nämlich  die  Gemeinden,  welche  direkte  Steuern  erheben  — 
und  dazu  gehören  sämtliche  Städte  Sachsens  — , unbedingt  die  Grund- 
steuer oinführen  müssen.  Der  Grundsteuer  unterliegen  die  im  Ge- 
ineindebezirke  gelegenen  bebauten  und  unbebauten  Grundstücke  so- 
wie die  ihnen  gleichgestellten  dinglichen  Rechte,  welche  unter  den 
allgemeinen  Bestimmungen  näher  bezeichnet  worden  sind.  Außer- 
dem sind  gewisse  Befreiungen  von  der  Grundsteuer  im  Gesetze  vor- 
gesehen, und  zw^ar  halten  diese  Bestimmungen  sieh  größtenteils  an  das 
schon  jetzt  geltende  Rocht.  Steuerfrei  sollen  sein  die  Grundstücke  und 
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Gebäude,  welche  unmittelbar  öffentlichen  Zwecken  des  Staates  oder  der 
Gemeinde  oder  Zwecken  des  Gottesdienstes,  des  öffentlichen  Unter- 
richts und  der  öffentlichen  Wohltätigkeit  dienen,  ferner  Grundstücke, 
welche  im  Eigentume  der  Schul-  oder  Kirchgemeinden  stehen  und 
örtlichen  öffentlichen  oder  gemeinnützigen  Zwecken  gewidmet  sind. 
Diese  letztere  Vorschrift  entspricht  einer  gleichen  Bestimmung  im 
Schul-  und  Kirchensteuergesetzentwurfe,  wonach  die  Grundstücke  der 
politischen  Gemeinde  seitens  der  Schul-  und  Kirchgemeinden  die  gleiche 
Befreiung  genießen.  Grundsteuerfrei  sollen  ferner  sein  die  Bestattungs- 
plätze samt  Zubehör,  die  öffentlichen  Verkehrsräume  (Straßen,  Plätze, 
Wege,  Brücken),  die  im  Eigentume  des  Staates  stehenden  Flußbetten 
sowie  die  Grundstücke,  auf  denen  sich  die  Schienengelcise  der  Staats- 
bahnen befinden,  und  den  Grundstücken  der  bürgerlichen  Schul-  und 
Kirchgemeinde  sollen  diejenigen  gleichstehen,  die  sich  im  Eigentume 
von  Verbänden  solcher  oder  von  Kreis-  und  Bezirksverbänden  befinden. 
Außerdem  kann  die  Gemeinde  beschließen,  daß  Grundstücke  und  Ge- 
bäude, welche  öffentlichen  oder  gemeinnützigen  Zwecken  dienen,  ohne 
unter  die  Gruppen  zu  fallen,  denen  ohnehin  Steuerfreiheit  zuerkannt 
worden  ist,  von  der  Grundsteuer  befreit  sein  oder  nur  mit  ermäßigten 
Sätzen  getroffen  werden  sollen.  Als  Maßstab  für  die  Veranlagung  der 
Grundsteuer  kann  der  Eeinertrag,  die  Ertragsfähigkeit  oder  der  Nut- 
zungswert eines  oder  mehrerer  Jahre,  der  Pacht-  oder  Vlietwert  oder 
der  gemeine  Wert  der  Grundstücke  dienen.  Wenn  kein  andrer  Maßstab 
bestimmt  ist,  so  soll  die  Grundsteuer  in  gleichmäßigen  Zuschlägen  zur 
staatlichen  Grundsteuer  erhoben  werden,  und  die  von  der  staatlichen 
Grundsteuer  befreiten,  in  der  Gemeinde  aber  steuerpflichtigen  Grund- 
stücke sind  nach  den  Grundsätzen  der  Staatsgrundsteuer  zu  veranlagen, 
soweit  dies  nicht  schon  geschehen  ist.  Die  Aufsichtsbehörde  kann  den- 
jenigen Gemeinden,  in  denen  die  Weiterbenutzung  des  staatlichen 
Grundsteuertarifs  zu  ungerechter  Verteilung  der  Steuerlast  führen 
würde,  die  Einführung  einer  besondern  Grundsteuer  nach  einem  der 
genannten  Wertmaßstäbe  oder  einer  Kombination  mehrerer  derselben 
aufgeben. 

Im  Gesetzentwurf  sind  auch  Gewerbesteuern  vorgesehen,  und 
zwar  können  die  Gemeinden  sowohl  eine  allgemeine  Gewerbesteuer  als 
auch  Sondergewerbesteuern  erheben.  Von  der  allgemeinen  Gew'erbe- 
steuer  sind  die  Gewerbebetriebe  des  Staates  befreit.  Erstreckt  sich  ein 
Gew'erbebetrieb  über  mehrere  Gemeinden,  so  ist  in  jeder  derselben  nur 
ein  verhältnismäßiger  Teil  des  Betriebes  zur  Steuer  heranzuziehen. 
Sondergewerbesteuern  können  die  Gemeinden  beschließen  von  inner- 
halb ihres  Bezirkes  aufgestellten,  der  Allgemeinheit  zugänglichen 
Automaten,  außerdem  können  Betriebssteuern  von  Schankwirtschaften, 
Gastwirtschaften  und  Stätten  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  und 
Spiritus  erhoben  werden.  Umsatzsteuern  von  Großbetrieben  im  Klein- 
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liandel  und  von  Kleinhandelsbetrieben,  die  Zweiggeschäfte  unterhalten, 
dürfen  nur  eingeführt  werden,  wenn  ihr  Ertrag  der  Entlastung  ledig- 
lich der  wirtschaftlich  schwächeren  Gemeindesteuerpflichtigen  dient. 
Die  Steuern  dieser  Art  dürfen  2 o/o  des  Jahresumsatzes  nicht  übci- 
stcifreii  und  müssen  in  einem  angemessenen  Verhältnisse  zum  liein- 
gewdnne  des  besteuerten  Gewerbes  stehen.  Obligatorisch  ist  für  die 
Gemeinden  die  Einführung  einer  Sondersteuer  auf  V anderlager- 
betriebe. Hinsichtlich  dieser  Steuer  bewendet  es  bei  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  23.^1ärzl880  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Steuer  min- 
destens dem  jährlichen  Betrage  der  staatlichen  Steuer  für  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  gleichkommen  muß  und  höchstens  200  M. 
(früher  60  M.)  wöchentlich  oder  in  den  Fällen,  wo  sie  für  den  Tag  er- 
hoben wird,  täglich  betragen  darf.  Diese  Erhöhung  des  Steuersatzes 
ist  auf  Antrag  des  Verbandes  sächsischer  Gewerbe-  und  Handwerker- 
vereino  geschehen,  auch  sämtliche  Gewerbekammerii  haben  sie  befür- 
w'ortet.  Steuerpflichtig  ist  nach  dem  eben  erwähnten  Gesetze  ,,wer 
außerhalb  der  Messen,  Jahrmärkte  und  öffentlichen  Ausstellungen  ein 
Warenlager  (Wanderlager)  außerhalb  seines  V ohnortes  ohne  Begrün- 
dung einei-  gewerblichen  Niederlassung,  gleichviel  ob  zum  Verkaufe 
aus  freier  Hand  oder  im  Wege  der  Versteigerung  feilbictet  oder  feil- 
bieten  läßt“.  Die  Steuer  soll  beim  Vertriebe  aus  freier  Hand  für  die 
Woche  und  bei  mehreren  Vertriebslokalen  an  einem  Orte,  für  jedes 
Lokal  besonders,  wöchentlicli,  beim  \ ert  riebe  durch  \ ersteigerung  eben- 
falls für  jedes  einzelne  Lokal  besonders  für  den  Tag  berechnet  w'erden 
und  ist  im  voraus  zu  entrichten. 

Im  ersten  Abschnitte  des  GesetzentwmiTs  sind  schließlich  noch 
Bestimmungen  über  die  Kopfsteuer  enthalten.  Diese  Steuei  soll 
mehr  und  mehr  verschwinden  und  darf  vor  allem  nicht  neu  eingeführt 
werden.  Wo  aber  eine  Kopfsteuer  besteht,  soll  ihre  Beibehaltung  bis 
auf  weiteres  gestattet  w’erden,  vorausgesetzt,  daß  sie  glicht  zu  Harten 
gegenüber  einzelnen  Steuerpflichtigen  oder  ganzer  Klassen  derselben 
führt,  in  welchem  Falle  die  Aufsichtsbehörde  das  Recht  hat,  die  Kopf- 
steuer herabzusetzen  o<ler  sofort  aufzuheben.  Den  Gemeinden  steht 
gegen  diese  Anordnung  Rekurs  an  die  nächsthöhere  Aufsichtsbehörde 
zu,  welche  daun  endgültig  entscheidet.  In  solchen  Gemeinden,  welche 
Einkommen  unter  400  M.  zur  Einkommensteuer  heranziehen,  ist  die 
Erhebung  einer  Kopfsteuer  nicht  gestattet.  Ferner  sind  Personen,  die 
öffentliche  Armenunterstützung  beziehen,  von  der  Kopfsteuer  befreit. 

Der  zweite  Hauptabschnitt  enthält  nähere  Bestimmungen  über 
die  Steuerberechtigten.  Zunächst  wird  festgesetzt,  daß  Gemeiude- 
beschlüsse  im  Sinne  des  Gesetzes  in  Städten  mit  Revidierter  Städte- 
ordnung  durch  den  Stadtrat  und  die  Stadtverordneten  oder  durch  den 
Stadtgemeinderat,  in  Städten  mit  der  Städteordnung  für  mittlere  und 
kleine  Städte  durch  den  Stadtgemeinderat  und  in  Landgemeinden 
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iliirch  den  Gemeinderat,  und  zwar  durch  diesen  in  zwei  mindestens 
4 Tage  auseinanderliegenden  Sitzungen  gefaßt  werden  müssen.  Diese 
Bestimmungen  waren  sciion  bisher  geltendes  Recht;  neu  hinzu- 
jfckommen  ist  die  Vorschrift,  daß  die  Gemeinden  sämtliche  Beschlüsse 
;n  Gemeindesteuerangelegenheiten  in  Form  einer  Stouerordnung  oder 
< ines  Nachtrags  zu  dieser  zu  bringen  haben.  Zwar  sollten  bisher  schon 
ilen  Steuerpflichtigen  die  Vorschriften  über  die  verschiedenen  Steuern 
]n  klarer  und  bestimmter  Weise  zugängig  gemacht  sein,  doch  genügten 
1 ei  weitem  nicht  alle  Gemeinden  dieser  berechtigten  Forderung.  Weiter 
1 edürfen  die  Gemeindebeschlüsse  der  Genehmigung  der  Aufsichts- 
1 ehörde,  in  einzelnen  Fällen  sogar  derjenigen  des  Ministeriums  des 
Innern.  Beide  Behörden  sind  auch  berechtigt,  ihre  Zustimmung  nur 
i uf  Widerruf  oder  auf  Zeit  zu  erteilen.  Wird  die  Genehmigung  ver- 
gigt  oder  nur  auf  Widerruf  oder  Zeit  erteilt,  so  entscheidet  auf  Rekurs 
c er  Gemeinde  endgültig  die  der  Aufsichtsbehörde  Vorgesetzte  Behörde. 

Sodann  steht  den  Gemeinden  das  Recht  zu,  mit  den  Steuerpflich- 
t gen  gOAvissc  Vereinbarungen  zu  treffen  ül>er  ilie  Besteuerung  der  gc- 
A -erblichen  Betriebe.  Doch  bedürfen  derartige  Vereinbarungen  dcrGe- 
1 ehmigung  der  Aufsichtsbehörde.  Vereinbarungen  zAvischen  demStaats- 
fiskus  und  den  Gemeinden,  durch  die  die  Steuerpflicht  des  ersteren 
anders  als  im  Gesetz  geordnet  Avird,  sind  ohne  jede  Einschränkung  zu- 
1 issig.  Veranlagungsbehörde  ist  in  Städten  mit  Revidierter  Städte- 
ci'dniing  der  Stadtrat,  in  den  übrigen  Städten  der  Stadtgemeinderat 
tnd  in  Landgemeinden  der  Gemeinderat.  Auch  kann  in  Städten  und 
grüßern  Landgemeinden  die  Veranlagung  dun  h Ortsstatut  einem  ge- 
mischten Ausschüsse  übertragen  Averden.  Die  Veranlagungsbehörden 
haben  sich  gegenseitig  auf  Verlangen  Auskunft  zu  geben  über  Tat- 
s ichen,  die  für  die  Veranlagung  Avichtig  sind.  Desgleichen  besteht 
diese  Pflicht  zur  Auskunftserteilung  der  gemeindlichen  Veranlagungs- 
b 'hörden  den  staatlichen  Steuerbehörden  gegenüber  und  umgekehrt. 

Von  Wichtigkeit  ist  der  dritte  Teil  des  Gesetzes,  welcher  von 
d m Steuerpflichtigen  handelt.  Er  enthält  Vorschriften  über  den  Be- 
ginn  und  das  Ende  der  Steuerpflicht,  über  das  Reklamationsverfahren, 
d e Entscheidung  darüber  und  den  etwaigen  Rekurs  gegen  diese  Ent- 
s<  heidung  an  die  Aufsichtsbehörde.  Die  Steuerpflicht  beginnt  und 
e idet  bei  direkten  Steuern  mit  Ablauf  des  Monats,  in  dem  das  die 
S cuerpflicht  begründende  Verhältnis  eingetreten  oder  Aveggefallen  ist. 

I innen  drei  Wochen  nach  der  Bekanntmachung  der  Veranlag-un"  kann 
d •rzur  Steuerzahlung  Herangezogene  bei  der  Gemeinde  schriftlich  Ein- 
sjiruch  dagegen  erheben;  der  Einspruch  ist  zu  begründen.  Der  Stadtrat, 
d -r  Stadtgemeinderat  oder  der  Gemeinderat  entscheidet  in  den  verschiede- 
n *n  Gemeinden  über  den  Einspruch.  Auch  kann  in  Städten  mit  mehr  als 
3 ) 000  Einwohnern  ein  Ausschuß  hierfür  eingesetzt  AA-erden.  Gegen 
d 0 Entscheidung  auf  den  Einspruch  steht  Rekurs  an  die  Aufsichts- 
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behördezu.  Der  Rekurs  ist  binnen  14  Tagen  nach  der  Bekanntmachung 
der  Entscheidung  auf  den  Einspruch  schriftlich  bei  der  Veranlagungs- 
behörde oder  bei  der  Aufsichtsbehörde  anzubringen.  Wer  in  mehreren 
Gemeinden  zur  Steuerzahlung  herangezogen  wird,  kann  in  jeder  steuer- 
fordernden Gemeinde  binnen  3 V ochen  nach  Bekanntgabe  der  dortigen 
Veranlagung  Einspruch  erheben,  wobei  ebenfalls  eine  Begründung  beL 
gegebeii'sein  muß.  Die  Anfechtungsklage  gegen  die  Rekursentschei- 
dung kann  bei  jeder  der  beteiligten  Gemeinden  soAvie  bei  derjenigen 
Behörde  angebracht  Averden,  Avelche  über  den  Rekurs  entschieden  hat. 

Im  IV.  Abschnitt  Averden  das  Nachzahlungsverfahren  und  die  Ver- 
jährung geregelt.  Steuerpflichtige,  die  bei  der  Veranlagung  direkter 
Gemeindesteuern  übergangen  oder  zu  gering  veranlagt  Avorden  sind, 
haben  den  der  Gemeinde  entgangenen  Betrag  nachzuzahlen.  Der  An- 
spruch auf  Nachzahlung  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  5 Jahre  zurück, 
vom  Anfänge  des  Jahres  an  gerechnet,  indem  die  Tatsache  der  Steuer- 
verkürzung der  Veranlagungsbehörde  bekannt  geAvorden  ist.  Die  Ver- 
bindlichkeit der  Nachzahlung  geht  auf  die  Erben  über.  Die  Fest- 
stelluns’  des  nachzuzahlenden  Betrags  ist  Aufgabe  der  Veranlagungs 
behördo  und  unterliegt  denselben  Rechtsmitteln  Avie  die  \ eranlagung. 
Die  Berechtigung  der  Gemeinden  zur  Nachforderung  indirekter  Ge- 
meindesteuern beschränkt  sich  ohne  Unterscheidung,  ob  die  Steuei  gar 
nicht  oder  mit  einem  zu  geringen  Betrage  erhoben  worden  ist,  bei  der 
BesitzAvechselabgabe  und  bei  der  /jiiAvachssteuer  auf  die  Fiist  \on  zehn 
Jahren  seit  dem  Ablaufe  des  Jahres,  in  dem  die  Forderung  entstanden 
ist,  bei  den  übrigen  indirekten  Steuern  auf  die  Frist  von  3 Jahren  vom 
Tage  des  Eintritts  der  Zahlungsverpflichtung  au  gerechnet. 

Die  im  Abschnitte  V des  GesetzentAvurfs  enthaltenen  Strafbe- 
stimmungen schließen  sich  teilweise  an  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  Staatseinkommensteuergesetzes  an,  und  nur  dort  finden  sich  Ab- 
weichungen davon,  avo  diese  Bestimmungen  bei  der  Verschiedenartig- 
keit der  Gemeindesteuern  nicht  ausreichen  Avürden.  Es  sind  Strafen  ins- 
besondere festgesetzt  auf  Avissentlich  falsche  Angaben,  die  für  die  eigne 
Person  oder  für  andere  Steuerpflichtige  gemacht  AA-erden  und  die  zur 
Verkürzung  des  Steuerinteresses  der  Gemeinden  zu  führen  geeignet 
sind.  Auch  können  die  bei  der  Veranlagung  mitAvirkenden  Personen 
in  Strafe  genommen  werden,  AA'onn  sie  die  zu  ihrer  Ivennntnis  gelangten 
Verhältnisse  eines  Steuerpflichtigen  unbefugt  offenbaren.  Die  Straf- 
verfolgung A'erjährt  bei  Hinterziehungen  in  3 Jahren  A'om  Zeitpunkte 
der  Begehung  an  gerechnet,  bei  andern  ZuAviderhandlungen  in  3 ^lo- 
naten  Amn  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  in  Avelchem  die  ZuAviderhand- 
lung  begangen  wurde  oder  die  zur  Vermeidung  der  Zuwiderhandlung 
vorzunehmeude  Handlung  zu  geschehen  gehabt  hätte.  Die  Vollstreckung 
erkannter  Strafen  verjährt  in  2 Jahren  A'on  dem  Tage  der  Rechtskraft 
an  gerechnet. 
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Der  letzte  Abschnitt  des  Gesetzentwurfs  enthält  die  Schluß- 
i nd  Übergangsbestimmungen.  Es  wird  darin  festgesetzt,  daß  Auf- 
g ichtsbehörden  im  Sinne  des  Gesetzes  die  Kreishauptmannschaften  unter 
I litwirkungdes  Kreisausschusses  und  die  Amtshauptmannschaften  unter 
] litwirkung  des  Bezirksausschusses  sein  sollen.  Ferner  finden  sich  hier 
Bestimmungen  über  die  persönlichen  Dienste  und  Naturalleistungen, 
’S  welche  die  Gemeinden,  insbesondere  die  Landgemeinden  von  ihren  Mit- 
sliedern  fordern  können.  Schließlich  werden  die  bisherioren  Vorschrif- 
t über  das  Gemeiiideabgabenwesen  soweit  nötig  außer  Kraft  gesetzt, 
i nd  den  Gemeinden  wird  die  V'^erpflichtung  auferlegt,  ilir  Steuerwesen 
1 is  zum  1.  Januar  1916  mit  den  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  in 
Ginklang  zu  bringen. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  sind  mit  diesem  Gemeindesteuergesetz- 
eutwurfe  gleichzeitig  ein  Gesetzentwurf  eines  Kirchensteuerge- 
s e t z e s und  ein  solcher  eines  Schulsteuergesetzes  von  den  Ständen 
l eraten  worden,  deren  Inhalt  nachstehends  nur  in  aller  Kürze  angeg'eben 

O D 

'S  erden  soll,  da  beide  sich  in  ihren  Grundzügen  eng  an  den  näher  dar- 
gestellten  Gemeindesteuergesetzentwurf  anschließen.  Die  Grundsätze, 
\on  denen  die  Regierung  bei  Aufstellung  des  Kirchensteuer ge- 
setzent  Wurfs  ausgegangen  ist,  sind  folgende: 

1.  Regelung  des  Kirchensteuerwesens  durch  Staatsgesetz  unter 
msscheidung  der  der  Kirchengesetzgebung  zu  überlassenden  Rechts- 

^ ebiete. 

2.  Trennung  der  Kirchensteuergesetzgebung  von  der  Schulsteuer- 
^esetzgebung  unter  Aufrechterhaltung  einer  möglichst  weitgehenden 
sichlichen  Übereinstimmung  zwischen  beiden. 

3.  Beschränkung  der  Regelung  des  kirchlichen  Besteuerungs- 
richtes  auf  die  evangelisch-lutherische  und  die  römisch-katholische 
Kirche  und  auf  den  Bedarf  der  Kirchgemeinden. 

4.  Gleichstellung  der  konfessionellen  jMehrheits-  und  Minderheits- 
gemeinden und  Beseitigung  jeder  Besteuerung  Andersgläubiger  unter 
Wegfall  ihrer  kirchlichen  Rechte. 

5.  Beibehaltung  der  Kirchensteuerpflicht  der  juristischen  Per- 
s men. 

6.  Engster  Anschluß  des  Kirchensteuerwesens  an  das  Steuerwesen 
cer  bürgerlichen  Gemeinden. 

7.  Aufrechterhaltung  der  Sonderstellung  der  Rittergüter  und  der 
evemten  Güter. 

8.  Beibehaltung  der  Gesamtbesteuerung  der  Katholiken  in  den 
Erblanden. 

Der  Gesetzentwurf  selbst  bestimmt  in  der  Hauptsache  folgendes: 
Die  Kirchgemeinden  sind  berechtigt,  zur  Deckung  ihres  Bedarfes  Be- 
s tzwechselabgabe,  Einkommensteuer,  Grundsteuer  sowie  unter  ge- 
\ issen  Beschränkungen  Kopfsteuer  zu  erheben,  letztere  jedoch  unter 
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dem  Vorbehalte  sofortiger  Beseitigung,  wenn  unverhaltnismaßige  Be- 
lastung von  einzelnen  Steuerpflichtigen  oder  besondrer  Klassen  der- 
selbeirdadurch  eintreten  sollte.  Nur  insoweit  aber  dürfen  sie  Steuern 
erheben,  als  ihre  sonstigen  Einnahmen,  insbesondere  aus  dem  Kirchen- 
verniöoen,  an  Gebühren,  Staatsentschädigungen  usw.,  zur  Deckung  der 
Ausgaben  nicht  ausreichen.  Der  Steuerbedarf  jeder  Kirchgemeinde  ist 
alljährlich  durch  den  Haushaltplan  festzustellen,  der,  wenn  Kochen- 
Steuern  erhoben  werden  sollen,  der  Genehmigung  durch  die  Kirchen- 
aufsichtsbehörde bedarf.  Ferner  ist  die  kirchliche  Besitzwechselabgabe 
mindestens  nach  Vs^/o  des  Wertes  des  betreffenden  Grundstücks  zu  er- 
heben und  darf  unter  Hinzurechnung  der  Abgabe  an  die  bürgerliche 
und  an  die  Schulgemeinde  nicht  mehr  als  2 o/o  des  V ertes  betragen. 
Wird  diese  Grenze  überschritten  und  beträgt  die  Abgabe  an  die  Kirch- 
gemeinde mehr  als  2/3  o/o  des  Wertes,  so  ist  sie  entsprechend,  wenn 
nötig  bis  auf  diesen  Betrag,  herabzusetzen.  Befreit  von^dicser  Steuer 
sind  natürliche  Personen,  die  dem  Bekenntnisse  der  Kirchgemeinde 
nicht  angehören,  und  solche  juristische  Personen,  die  unmittelbar  den 
reliMösen  Zwecken  eines  andern  Bekenntnisses  als  desjemgen  der 
Kirchgemeinde  dienen.  Zur  kirchlichen  Einkommensteuer  sind  bei- 
tragspflichtig alle  dem  Bekenntnisse  der  Kirchgemeinde  angehörigen 
natürlichen  Personen,  die  im  Kirchgemeindebezirke  ihren  Wohnsitz 
haben  oder  ein  Grundstück  besitzen  oder  ein  Gewerbe  betreiben,  ferner 
die  bereits  im  Gemeindesteuergesetze  genannten  juristischen  Personen, 
Personenvereine  und  Vermögensmassen  sowie  der  sächsische  btaats- 
fiskus.  Befreit  von  der  kirchlichen  Einkommensteuer  sind  solche  juri- 
stische Personen,  Personenvereine  und  Vermögensmassen,  die  unmittel- 
bar den  religiösen  Zwecken  eines  andern  Bekenntnisses  als  desjenigen 
der  KirchgSneinde  dienen,  die  vor  dem  .1.  April  1892  angestellten 
Geistlichen  und  Lehrer,  soweit  sie  nicht  nach  diesem  Zeitpunkte  in  eine 
andere  Stelle  übergegangen  sind  oder  Gehaltszulagen  angenommen 
haben,  die  sämtlichen  zum  aktiven  Heere  gehörenden  Personen,  die 
bürgerlichen  und  die  Schulgemeinden,  die  mit  der  KKchgemeinde  ganz 
oder  teilweise  zusammenfallen,  die  Kirchen-,  Geistlichen-  und  Schul- 
lehen. Ist  ein  festes  Dieiisteinkommen  nur  bis  zu  ^'5  zur  kirchlichen 
Einkommensteuer  herangezogen  worden,  so  bewendet  es  dabei  auch  in 
Zukunft.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  bis  zu  80  0/0  des  kirchlichen 
Steuerbedarfs  durch  Erhebimg  von  Einkommensteuer  zu  deckem  Sollen 
in  einer  Kirchgemeinde  oder  einem  Teile  davon  mehr  als  Ko 0,0  des 
Einkommensteuertarifs  der  bürgerlichen  Gemeinde  an  Einkommen- 
steuer für  die  Kirchgemeinde,  die  bürgerliche  Gemeinde  und  die  Schul- 
gemeinde erhoben  werden,  so  bedarf  es  zur  Erhebung  einer  kirchlichen 
Einkommensteuer  in  Höhe  von  mehr  als  25  0/0  dieses  Teiles  der  Geneh- 
migung der  obersten  Kirchenbehörde.  Der  kirchlichen  Grundsteuer 
unterliegen  die  in  der  Paroehie  gelegenen  bebauten  und  unbebauten 
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Gl  undstückc  sowie  veräußerliche  Berechtigungen,  für  die  ein  Grund- 
buchblatt. angelegt  ist  oder  angelegt  werden  kann,  mit  Ausnahme  der 
ve  liehenen  Bergbaurechte,  der  Kohlenbergbaurechte  und  der  Abbau- 
rc'  hte.  Von  dem  durch  andre  Steuern  als  die  Einkommensteuer  zu 
de  'kenden  Bcdarfe  ist  mindestens  die  Hälfte  im  Wege  der  Grundsteuer 
aufzubringen.  Wird  keine  kirchliche  Einkornmonsteuer  erhoben,  so 
si.id  mindestens  30o/o  des  gesamten  Steuerbedarfs  der  Gemeinde  durch 
di ) Grundsteuer  zu  decken.  Insoweit  in  zusammengesetzten  Kirchge- 
m ,‘inden  mit  einheitlicher  Steuererhebung  Kopfsteuern  erhoben  wer- 
den, kann  es  hierbei  bewenden,  dafern  die  Gesamteinkommen  unter 
4(  U M.  von  der  kirchlichen  Einkommensteuer  freigelassen  werden. 
A ich  in  den  übrigen  Kirchgemeinden  kann  die  Deckung  des  Steuer- 
be  larfs  mit  durch  Kopfsteuer  erfolgen,  solange  auch  in  der  bürger- 
li(  hen  Gemeinde  eine  Kopfsteuer  erhoben  wird.  Im  Abschnitte  ,,von 
dtu  Steuerberechtigten“  wird  unter  anderm  noch  bestimmt,  daß  die 
B isitzer  der  Rittergüter  zu  den  Kirchenlasten  der  Kirchgemeinde,  zu 
dtr  das  Rittergut  gehört,  soviel  beizutragen  haben,  als  sich  bei  Um- 
legung des  Bedarfs  zur  Hälfte  nach  der  Kopfzahl  der  über  14  Jahre 
al  en  Personen,  zur  andern  Hälfte  auf  den  beitragspflichtigen  Grund- 
besitz nach  Maßgabe  der  Staatsgrundsteuer  ergibt.  Zu  demjenigen 
A ifwande,  der  nach  der  Kopfzahl  aufzubringen  ist,  hat  der  Ritter- 
gi  tsbesitzei  nur  für  sich  und  seine  Familienangdiörigen,  soweit  sie  auf 
eie  m Rittergute  wohnen,  beizutragen.  Die  übrigen  Bewohner  des  Bitter- 
gi  tes  werden  zur  Kopfzahl  des  Gemeindebezirkes  gerechnet. 

Die  Neuordnung  des  Schulsteuerwesens  ergibt  sich  als  not- 
w >ridig('  Folge  aus  der  Neuregelung  des  Kircliensteuerwesens.  Auch 
hier  haben  sich  seit  langer  Zeit  ähnliche  Mängel  herausgestcUt  wie  bei 
din  Kirchensteuern.  Daher  schließen  sich  auch  die  Grundsätze,  von 
d(  nen  der  Entwurf  ausgeht,  im  wesentlichen  denjenigen  für  die  Kir- 
cl  ensteuerreform  an.  Diese  Grundsätze  sind  folgende: 

1 . Trennung  des  Schulsteuergesetzcs  vom  Kirchensteuergesetze. 

2.  Gleichstellung  der  Mehrheits-  und  Minderheitsgemeinden  und 
ilrer  Angehörigen  für  die  Zwecke  der  Mehrheitsgenieinden. 

3.  Beibehaltung  der  Schulsteuerpflicht  der  juristischen  Personen. 

4.  Engster  Anschluß  des  Schulsteuerwesens  an  das  Steuerwesen 
dl  r bürgerlichen  Gemeinden  unter  Aufrechterhaltung  der  jetzigen  Ge- 
st iltung  der  Schulgemeinden. 

5.  Aufrechterhaltung  der  Sonderstellung  der  Rittergüter  und  son- 
stigen pxemten  Güter. 

An  dem  Grundsätze  der  konfessionellen  Gliederung  der  Volks- 
s(  hulen  und  der  Schulgemeinden  beabsichtigt  die  Regierung  festzu- 
hi  Jten.  Er  ist  auch  in  den  Entwurf  des  neuen  \'olksschulgesetzes,  wel- 
cl  er  ebenfalls  den  Ständen  vorliegt,  übernommen.  Im  Jahre  1901  be- 
st inden  in  Sachsen  1879  evangelische  Mehrheitsschulgemeinden,  21 


römisch-katholische  Mehrheitsschulgemeinden,  3 evangelische  Minder- 
heitsschulgemeinden und  18  römisch-katholische  Minderheitsschul- 
gemeinden. Die  bisherige  Bevorzugung  der  Mehrheits-  vor  den  Minder- 
heitsgemeinden wird  vom  Gesetzentwürfe,  der  eine  Gleichstellung  der 
S(!hulgemeinden  hinsichtlich  der  Besteuerungsrechte  durchführt,  be- 
seitigt. Der  Entwurf  wendet  sich  noch  ausführlich  gegen  die  Wünsche 
auf  Aufhebung  der  Schulgemeinden  und  deren  Angliederung  an  die 
bürgerlichen  Gemeinden  und  betont  ein  Festhalten  an  den  seit  Jahr- 
zehnten bestehenden  Einrichtungen,  die  zu  der  erfreulichen  Entwick- 
lung des  Volksschulwescns  mit  beigetragen  haben.  Nach  dem  Ent- 
würfe sind  die  Schulgemeinden  berechtigt,  zur  Deckung  ihres  Bedarfes 
Besitzwechselabgabe,  Einkommensteuer,  Grundsteuer  sowie  Kopfsteuer 
zu  erheben,  letztere  allerdings  mit  der  Beschränkung,  daß  die  Bezirks- 
schulinspektion jederzeit  die  Kopfsteuer  herabsetzen  oder  ganz  auf- 
heben  kann,  wenn  diese  zu  einer  unverhältnismäßigen  Belastung  ein- 
zelner Klassen  von  Steuerpflichtigen  führt.  Ähnlich  wie  bei  den  poli- 
tischen und  den  Kirchgemeinden  ist  den  Schulgemeinden  die  Bereeli- 
tigung  der  Steuererhebung  nur  dann  zugebilligt,  wenn  die  sonstigen 
Einnahmen  aus  dem  Vermögen,  aus  Stiftungen,  Staatszuschüssen, 
Schulgeld  usw.  zur  Deckung  der  Ausgaben  nicht  ausreichen.  Die  Bo- 
sitzwechselabgabe  darf  unter  Hinzurechnung  der  Abgabe  an  die  bürger- 
liche und  an  die  Kirchgemeinde  nicht  mehr  als  2 o/o  des  Wertes  be- 
tragen. Wie  hier,  so  gleichen  auch  die  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
übrigen  Steuerarten  völlig  denjenigen  für  die  Kirchensteuern.  Was  die 
steuerrechtlichen  Vorschriften  sowohl  des  Kirchen-  als  auch  des  Schul- 
steuergesetzes betrifft,  so  schließen  sich  diese  aufs  engste  an  den  Ge- 
meindesteuergesetzentwurf an,  ja  sind  nahezu  wörtlich  aus  demselben 
übernommen  worden. 

Endlich  sei  an  dieser  Stelle  noch  erwähnt,  daß  gleichzeitig  mit 
den  besprochenen  Gesetzentwürfen  ein  Kirchengesetzentwurf,  den  Haus- 
halt der  evangelisch-lutherischen  Kirchgemeinden  betreffend,  welches 
von  der  letzten  Landessynode  mit  einigen  unw'esontliehen  Änderungen 
angenommen  wurde,  den  Ständen  zur  Beratung  vorgelegt  w'orden  ist. 
Von  den  Hauptbestimmungen  dieses  Gesetzes  mögen  nur  die  folgenden 
Punkte  kurz  erwähnt  sein:  Erhaltung  des  Stammvermögens  der  Kirch- 
gemeinden, genaue  Regelung  ihres  Schuldenwesens,  Festsetzung  der 
Aufgaben  und  Pflichten  der  Kirchgemeinden  und  Forderung  eines 
geordneten  Kassen-  und  Rechnungswesens.  Auch  dieser  Gesetzentwurf 
ist  der  Gesetzgebungsdeputation  zur  weitern  Beratung  und  Bericht- 
erstattung überwiesen  worden. 

Bei  den  Beratungen  des  Landtags  nun  in  der  Sitzung  am  23.  Ja- 
nuar 1912  waren  die  Meinungen  über  den  Wert  und  die  Güte  der  Ge- 
setzentwürfe freilich  sehr  geteilt,  und  zwischen  der  rechten  und  der 
linken  Seite  des  Hauses  bestanden  mancherlei  Abweichungen  hinsicht- 
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] ich  der  Beurteilung  der  Glesetzontwürfe  und  der  Wünsche  auf  weitere 
ieforni.  Daß  auch  in  den  breiteren  Volksschichten  die  Ansichten  dai'- 
iber,  ob  die  neuen  Gesetzentwürfe  alle  Wüns(^he  und  Hoffnungen  der 
Steuerzahler  erfüllen  werden,  sehr  verschieden  sind,  zeigen  am  besten 
lie  verschiedenen  Stininion,  welche  in  gewissen  Interessentenkreisen 
Industrielle,  Hausbesitzer,  Landwirte)  für  und  gegen  die  neuen  Ge- 
setze laut  geworden  sind.  So  hat  der  Verband  sächsischer  Industrieller 
üne  Eingabe  an  die  Ständeversamralung  gerichtet,  in  welcher  er  gegen 
lie  Sondcrbelastimg  der  Industrie  protestiert,  wie  sie  in  einigen  Be- 
itim inungen  des  Gesetzentwurfs  (Gewerbe-,  Kohlen-,  Umsatz-  und 
Filialsteuern)  zum  Ausdrucke  kommt  oder  wenigstens  zu  befürchten 
,st.  Insbesondere  richtet  die  Eingabe  des  genannten  Verbandes  an  die 
Ständekammer  das  Ersuchen,  bei  der  Beratung  des  Gemeindesteuer- 
Gesetzentwurfs  darauf  hinzuwirken,  daß  eine  Kohlensteuer,  welche  eine 
Verteuerung  eines  der  wichtigsten  Rohstoffe  der  Industrie  bedeutet, 
uis  dem  Gemeindesteuergesetze  ausgeschieden  werden  möge.  Ferner 
hat  der  Verband  deutscher  Filialbetriebe  in  verschiedenen  politischen 
Tageszeitungen  Artikel  veröffentlicht,  welche  die  geplante  bonder- 
besteuerung  der  Filialbetriebe  als  veraltet  bezeichnen  und  die  Form, 
in  der  sie  erfolgen  soll,  nämlich  die  der  Umsatzsteuer,  einer  scharfen 
Kritik  unterziehen,  ja  als  absolut  ungeeignet,  den  richtigen  Bewertungs- 
maßstab abzugeben,  darstellen.  Endlich  sind  in  den  wenigen  Gemein- 
den,  die  noch  keine  Grundsteuer  haben  und  nun  eine  solche  einführen 
müssen,  Stimmen  der  Hausbesitzervereine  und  ähnlicher  Organisationen 
gegen  die  Erhebung  dieser  Steuer  laut  geworden,  was  aber  nicht  zu 
biliioren  ist,  da  doch  gerade  der  Grundbesitz  von  der  Entwicklung  der 
Gemeinde  den  größten  Vorteil  hat  und  durch  die  Gemeindeordnungen 
einen  besondern  Einfluß  auf  die  Gemeindeverwaltung  zugebilligt  er- 
halten hat.  Von  den  Kreis-  und  Großstädten  hat  bisher  nur  Plauen 
keine  Grundsteuer  eingeführt.  Vor  allen  Dingen  aber  ist,  w^enn  man  die 
sämtlichen  Stadt-  und  Landgemeinden  Sachsens  ins  Auge  faßt,  nicht 
einzusehen,  w'arum  der  Grundbesitz  in  nahezu  3000  Gemeinden,  wie 
dies  zurzeit  der  Fall  ist,  belastet  und  in  etw^a  168  Gemeinden  von  der 
Steuer  verschont  sein  soll. 

Ein  Steuergesetz  zu  schaffen,  w'elches  alle  Schichten  der  Bevölke- 
rung als  recht  und  billig  anerkennen,  wdrd  ^vohl  nie  erreicht  werden^ 
sondern  stets  zu  den  LAopien  gehören.  Immer  wird  es  Unzufriedene 
geben,  welche  glauben,  daß  sie  selbst  zuviel,  andere  zu  w'onig  mit 
Steuern  belastet  werden.  Dennoch  wird  man  nicht  in  Abrede  stellen 
können,  daß,  w^nn  die  vorliegenden  Steuergesetzentw'ürfe Gesetzeskraft 
erlangen  sollten,  dies  für  Sachsen  einen  beachtenswerten  Fortschritt 
auf  dem  Gebiete  des  kommunalen  SteuerwTsens  bedeuten  Avürde,  denn 
folgende  Vorzüge  der  neuen  Gesetzentwürfe  gegenüber  dem  jetzigen 
Zustande  werden  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  können: 
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1.  Die  Entwürfe  vermeiden,  mit  dem  Bewährten  zu  brechen,  son- 
dernhaben eine  Fülle  von  Bestimmungen,  die  sich  in  einzelnen  Gemeinden 
längst  als  gut  und  praktisch  erwiesen  haben,  in  sich  aufgenommen  und 
suchen  nun  diejenigen  Gemeinden,  die  in  der  Entwicklung  zurückge- 
blieben sind,  soweit  nötig  im  Wege  eines  gelinden  Zwanges  zu  ver- 
anlassen, in  etwas  beschleunigter  Weise  das  V^ersäumte  nachzuholen. 
Zugleich  ermöglichen  sie,  das  Bestehende  organisch  weiter  zu  ent- 
wickeln. 

2.  Es  wird  einheitliche  Regelung  der  Steuerverhältnisse  sämt- 
licher Gemeinden  in  bezug  auf  Steuererhebung,  Steuerveranlagung  und 
Rechtsmittel  angestrebt,  und  diejenigen  Mängel,  welche  ihre  V urzel 
in  einer  allzu  großen  Gemeindeautonomie  finden,  werden  zu  beseitigen 
gesucht.  Insbesondere  wird  hierdurch  die  Unübersichtlichkeit  auf  diesem 
Gebiete,  welche  durch  die  zahlreichen  Verordnungen  und  Ortsstatute 
geschaffen  worden  ist  und  eine  starke  Rechtsunsicherheit  bewirkte,  ver- 
mieden. Dabei  soll  jedoch  keine  Schabionisierung  eintreten,  sondern  es 
soll  auf  die  Verschiedenartigkeiten  der  Gemeinden  Rücksicht  genommen 
und  ihnen  ein  möglichst  weitgehendes  Selbstverwaltungsrecht  gewährt 
werden.  Außerdem  sollen  die  neuen  Rechtsgrundsätze  nur  allmählich 
an  Stelle  der  alten  treten,  weshalb  zur  Einführung  der  ersteren  den  Ge- 
meinden eine  Frist  bis  zum  1.  Januar  1916  gestellt  worden  ist. 

3.  Hinsichtlich  der  Gemeindeeinkommensteuer  soll  engster  An- 
schluß an  die  Staatseinkommensteuer,  namentlich  in  bezug  auf  den 
Steuertarif,  obligatorisch  gemacht  werden,  wodurch  besonders  Beseiti- 
gung aller  unsozialen  Steuertarife  und  Schutz  der  Einkommensteuer 
vor  Überlastung  herbeigeführt  werden  soll.  Es  ist  jedoch  den  Gemein- 
den freigegeben,  niedere  Einkommen,  die  der  Staat  nicht  besteuert,  als 
steuerpflichtig  zu  erklären;  sie  dürfen  diese  aber  nur  mit  geringen 
Sätzen  belegen  und  können  umgekehrt  auch  Einkommen,  welche  der 
Staat  schon  zur  Steuer  heranzieht,  steuerfrei  lassen.  Endlich  dürfen  sie 
auch  die  Steuersätze  für  die  kleinen  und  mittleren  Einkommen  inner- 
halb gewisser  Grenzen  erhöhen.  Eine  Besteuerung  derjenigen  kleinen 
Einkommen,  welche  von  der  Staatseinkommensteuer  frei  sind,  ist  indes 
nur  unter  der  Bedingung  zulässig,  daß  in  der  Gemeinde  keine  Kopf- 
steuer erhoben  wird. 

4.  Es  wird  Beseitigung  der  Kopfsteuer,  die  ja  längst  als  veraltet 
anerkannt  worden  ist  und  vielfach  zu  Härten  führt,  gefordert,  und  zwar 
kann  die  Abschaffung  dieser  Steuer,  wenn  nötig,  sofort  erfolgen,  min- 
destens aber  muß  sie  bis  zum  1.  Januar  1916  geschehen. 

5.  Das  interkommunale  Steuerrecht  wird  genau  geregelt  und  eine 
Doppelbesteuerung  dadurch  auszuschließen  gesucht,  daß  bei  Steuersub- 
jekten, welche  ihr  Einkommen  aus  Grundbesitz,  der  in  verschiedenen 
Gemeinden  gelegen  ist,  oder  aus  einem  Gewerbebetriebe,  der  sich  über 
mehrere  Gemeinden  erstreckt,  beziehen,  in  jeder  Gemeinde  nur  der  Teil 
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c es  Einkommens  zu  versteuern  ist,  welcher  der  betreffenden  Gemeinde 
2ukommt,  daß  also  der  Teil,  der  in  der  einen  Gemeinde  versteuert  wird, 
ii  der  andern  frei  ist.  Dieselben  Grundsätze,  die  liier  für  die  lEin- 
l ommensteucr  aufgestellt  worden  sind,  gelten  auch  für  die  Grundsteuer. 
] ^ür  solche,  welche  in  der  einen  Gemeinde  ihren  Gewerbebetrieb,  aus 
( em  sie  ihr  Einkommen  beziehen,  in  einer  andern  Gemeinde  aber  ihren 
Wohnsitz  haben,  ist  außerdem  eine  Verbrauchsbesteuerung  in  der 
Wohnsitzgemeinde  vorgesehen.  Hier  könnte  man  vielleicht  in  ge- 
1 assem  Sinne  von  einer  Doppelbesteuerung  sprechen,  denn  der  Betriebs- 
i uhaber  wird  hinsichtlich  seines  Einkommens  einmal  in  der  Gemeinde 
besteuert,  wo  er  seine  gewerbliche  Niederlassuiig  hat,  das  andre  Vlal  in 
( erjenigen,  wo  er  sein  Einkommen  aus  jenem  Betriebe  verzehrt.  Doch 
•'.'ird  diese  Doppelbesteuerung  durch  den  Gesetzentwurf  bedeutend  ein- 
geschränkt, indem  er  bestimmt,  daß  die  Wohnsitzgemeinde  den  Ver- 
brauchsauf  wand  nur  insoweit  besteuern  darf,  als  er  ein  Viertel  des  aus- 
^ .artigen  gewerblichen  Einkommens  nicht  übersteigt.  Übrigens  würd 
laan  es  recht  und  billig  finden  müssen,  daß  nicht  nur  die  Betriebs- 
gemeinde, welcher  durch  das  betreffende  industrielle  Unternehmen 
mosten  entstehen,  sondern  auch  die  Wohnsitzgenieinde,  deren  Vorteile 
I Schule,  Kanalisation  usw.)  der  Betriebsunteniehmer  genießt,  ihn  zu 
den  Gemeindelasten  heranzieht. 

6.  Von  Wichtigkeit  ist  die  Änderung  des  bisherigen  Rechtszu- 
! tandes  im  Kirchen-  und  Schulsteuergesetze,  wodurch  jene  konfessionellen 

viängel  beseitigt  Averden  sollen,  Avelche  darin  Distehen,  daß  bis  jetzt  die 
viehrheitsgemeinden  in  der  Lage  sind,  den  Grundbesitz  auch  Anders- 
gläubiger sowohl  zur  Grundsteuer  als  auch  zur  Besitzwechselabgabe 
leranzuziehen,  und  daß  gegenAvärtig  die  juristischen  Personen  nur  in 
die  Kasse  der  Mehrheitsgenieinden  zu  steuern  haben,  w'ährend  die 
dinderheitsgemeinden  keinen  A nteil  haben. 

7.  Es  ist  Trennung  der  bisher  gemeinsam  umgelegten  Kirchen- 
md  Schulanlagen,  dabei  aber  enge  Anlehnung  der  Bestimmungen  über 
lie  Kirchen-  und  Schulsteuern  an  die  Steuerordnungen  der  politischen 
Gemeinden  durchgeführt. 


Rückblick  auf  die  beiden  besprochenen  städtischen  Ein- 
nahmequellen 


Ehe  nun  nach  dieser  Sonderdarstellung  des  städtischen  Steuer- 
vesens  zur  Betrachtung  der  weitern  Einnahmen  der  Städte  geschritten 
.vird,  dürfte  es  zweckmäßig  sein,  die  beiden  bisher  erörterten  Ein- 
aahmequellen  der  Städte,  die  Unternehmungen  und  die  Steuern,  noch 
nninal  im  Zusammenhänge  zu  überblicken.  Um  dabei  nicht  etwa  das 
jereits  Gesagte  zu  wiederholen,  sondern  einige  neue  Gesichtspunkte  zu 
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gewinnen,  soll  dies  in  der  Weise  geschehen,  daß  die  Einnahmen  der 
städtischen  Betriebe  und  diejenigen  der  Gemeindesteuern  zueinander 
ins  Verhältnis  gesetzt  werden.  In  sämtlichen  Städten  des  Königreichs 
Sachsen  erreichten  die  Einnahmen  aus  den  kommunalen  Unternehmun- 
gen und  diejenigen  aus  städtischen  Steuern  1906  insgesamt  die  Höhe 
von  307  155  496  M.,  wovon  84,8 o/o  aus  den  Unternehmungen  der  Städte 
stammten,  15,2  o/o  durch  Steuern  aufgebracht  Avurden.  Dieses  Über- 
gcAvicht  der  Einnahmen  aus  den  gemeindlichen  Betrieben  gegenüber 
den  Steuereinnahmen  zeigt  sich,  \'on  geringen  AbAveichungen  abgesehen, 
nicht  nur  bei  der  eben  erwähnten  Landessumme,  sondern  auch  bei  den 
kreishauptmannschaftlichen  Ergebnissen  und  bei  den  entsprechenden 
Beträgen  der  Städte  selbst.  Die  Summen  der  Einnahmen  aus  Unter- 
nehmungen und  Steuern  der  Städte  in  den  einzelnen  Kreishauptmann- 
schaften erreichten  1906  die  Höhe  Amn 

20  802  266  M.  in  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen 
53  866  841  „ „ „ „ Chemnitz 

112  979  362  „ „ „ „ Dresden 

74  893  725  „ „ „ Leipzig 

44  613  302  „ „ „ „ Zwickau. 

Das  Prozentverhältnis,  in  welchem  an  diesen  Beträgen  die  Ein- 
nahmen aus  kommunalen  Betrieben  und  diejenigen  aus  Stcuerquellen 
beteiligt  Avaren,  stellte  sich  wie  folgt:  Von  obigen  Summen  waren 

in  der  Kreis-  Einnahmen  aus  Steuer-  in  der  Kreis-  Einnahmen  aus  Steuer- 
hauptmannsch.  Unternehmung,  einnahm,  hauptmannsch.  Unternehmung,  einnahm. 

Bautzen  . . . 96,1  Leipzig.  . . . 75,5%  24,5®, 

Chemnitz  . . . 81,4  „ 18,6  „ Zwickau  . . . 84,4  ,,  15,6  „ . 

Dresden  . . . 90,6  „ 9,4  „ 

Die  entsprechenden  Ergebnisse  der  Kreis-  und  Großstädte  waren 
folgende:  Die  Summe  der  Einnahmen  aus  Unternehmungen  und  Steu- 
ern belief  sich  in  den  Städten 


Bautzen  auf  6 108  634  M. 
Chemnitz  „ 26  572  574  „ 

Dresden  „ 77  372  049  „ | 

Von  diesen  Summen  entfielen 


Leipzig  auf  32  055  447  M. 
Zwickau  „ 5 068  098  „ 

Plauen  ,,  10  905  131 


in  der 
Stadt 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 


auf  Unternehmungen 
und  Anstalten 

95,5 

72.3  „ 

89.4  „ 


auf 

Steuern 

% 

27,7  „ 

10,6  „ 


in  der 
Stadt 

Leipzig 

Zwickau 

Plauen 


auf  Unternehmungen  auf 
und  Anstalten  Steuern 


52,2  % 

85.7  „ 

76.7  „ 


^‘,8  % 

14.3  „ 

23.3  „ 


Zu  diesen  Ergebnissen,  die,  wie  schon  erwähnt,  ein  ÜberAviegen 
der  Einnahmen  der  kommunalen  Betriebe  über  diejenigen  der  Steuern 
zeigen,  ist  freilich  bemerkensAvert,  daß  die  Unternehmungen  diesen 
hohen  Einnahmen  auch  bedeutende  Ausgaben  gegenüberzustellen  haben. 
Immerhin  erzielen  doch,  im  ganzen  betrachtet,  die  städtischen  Unter- 
nehmungen und  Anstalten  bedeutende  Überschüsse,  die  sie  der  Stadtkasse 
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! Ul’  Ueckungj  allgenieinGr  Bedürfiiisso  zuweiscn  können.  Letzteres  zeigt 
lieh  darin, 'daß  in  den  Städten,  in  welchen  die  Einnahmen  aus  den 
* xemeindebetrieben  hoch  sind,  in  der  Regel  der  Anteil  an  Steuern,  Tvel- 
rher  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  fällt,  geringer  ist  als  in  jenen 
ü-emeinden,  welche  geringere  Einnahmen  aus  ihren  Unternehmungen 
lufzuweisen  haben.  Weniger  sicher  dagegen  lassen  sich  aus  diesen 
/erhältniszahlen  der  Einnahmen  der  kommunalen  Erwerbsanstalten 
ind  der  Steuern  Schlüsse  ziehen  auf  das  Vermögen  der  betreffenden 
Stadt.  Selbst  dort,  wo  nur  geringe  Einnahmen  an  Steuern  zu  ver- 
ieichnen  sind,  ist  nicht  immer  ein  hohes  Gemeindevermögen  vorhanden. 
Um  derartige  Folgerungen  abzuleiten,  darf  nicht  nur  das  Finanz- 
A'esen  in  Betracht  gezogen  ■werden,  sondern  die  gesamten  kommunalen 
Jrößen-  und  Wirtschaftsverhältnisse,  also  insbesondre  Einwohnerzahl, 
Bevölkerungsdichte,  Überwiegen  der  industriellen  oder  der  ländlichen 
Betriebe,  Lage  an  bedeutenden  Verkehrswegen  und  ähnliches,  haben 
dabei  einen  nicht  geringen  Einfluß. 


c)  Sonstige  Einnahmen 

Nach  den  Einnahmen  aus  den  Unternehmungen  und  Anstalten 
sowie  an  städtischen  Steuern  folgen  die  dem  städtischen  Schulden- 
konto  zugewiesenen  Einkünfte,  welche  3,3  •^/o  aller  städtischen  Ein- 
nahmen ausmachen,  wovon  2,3o/o  auf  das  Verzinsungs-  und  l,Oo/o  auf 
das  Tilgungskonto  der  städtischen  Schulden  entfallen.  Sodann  sind 
die  Einnahmen,  welche  das  Konto  „allgemeiner  Verwaltungsaufwand“ 
aufzuweisen  hat,  zu  nennen,  welche  2,4 ®/o  der  gesamten  städtischen 
Einnahmen  betragen,  und  danach  folgen  die  Einnahmen  aus  dem 
städtischen  Grundbesitze  mit  2,2o/o  sowie  diejenigen  für  Straßen, 
Plätze  und  Brücken  (l,0o/o).  Unter  fo/o  bewegen  sich  die  Einnahmen 
für  höhere  und  Fachschulen  (0,9o/o),  die  aus  städtischen  Kapitalien 
(0,8o/o),  ferner  jene  für  Polizeiaufwand  (0,  to/o),  woran  Wohlfahrts- 
und Sicherheitspolizei  je  zur  Hälfte  Anteil  haben.  Hieran  schließen 
sich  die  Einnahmen  der  gemeinnützigen  und  Wohlfahrtseiiirichtungen 
''0,40/0)  und  diejenigen  des  Konto  „Feuerlöschwesen  (0,2O/o).  TJnter 
0,1 0/0  endlich  stehen  die  Einnahmen  des  Konto  ,, Brunnen  und  Denk- 
mäler“ und  die  sonstigen  Einnahmen  der  politischen  Gemeinden. 

Werden  endlich,  wie  dies  schon  hinsichtlich  der  Ausgaben  ge- 
schehen ist,  die  ordentlichen  Einnahmen  der  politischen  Gemeinden 
in  Vergleich  zu  denjenigen  des  sächsischen  Staates  gesetzt,  so  ergibt 
sich,  daß  auch  die  ordentlichen  Einnahmen  der  politischen  Gemeinden 
die  des  sächsischen  Staates  übersteigen,  denn  während  die  ordentlichen 
Einnahmen  der  politischen  Gemeinden  Sachsens  im  Jahre  1906  sich 
auf  347  322 128  AI.  beliefen,  betrugen  die  ordentlichen  Einnahmen 
des  sächsischen  Staates  im  genannten  Jahre  nur  etwa  340  573  421  AL 
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C.  Vermögen 

1.  Allgemeines 

Eine  Statistik  des  Gemeindevennögens  — Gemeindevermogen  hier 
stets  im  Sinne  von  Gemeindeaktivvermögen  gebraucht  — hat  die  Auf- 
gabe, ein  erschöpfendes,  der  Wirklichkeit  entsprechendes  und  charak- 
teristisches Bild  von  dem  jeweiligen  Aktivvermögensstande  der  Ge- 
meinden zu  vermitteln.  Sie  bildet  somit  eine  notwendige  Ergänzung 
zur  Gemeindehaushaltsstatistik  und  dient  gleichzeitig  zur  richtipn 
Erfassung  das  städtischen  Schuldenwesens.  Gibt  doch  erst  die  Sta- 
tistik des  Aktivvermögens  die  Alöglichkeit,  die  Ziffern  der  Schulden- 
statistik einwandfrei  zu  beurteilen  und  falsche  Schlüsse  auf  die  finan- 
zielle Lage  der  Gemeinden  zu  verhüten.  Freilich  spielen  bei  Beur- 
teilung d'er  allgemeinen  finanziellen  Lage  auch  die  Steuerkraft  der 
Bürger,  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  letztem  und 
die  Umstände  der  Natur  eine  bedeutende  Rolle.  Leider  hat  es  bisher 
an  einer  einheitlichen  Aufarbeitung  und  Darstellung  und  daher  auch 
au  einer  vergleichenden  Zusammenfassung  der  äußerlich  unter  der- 
selben Bezeichnung  erscheinenden  Zahlenangaben  vielfach  pfehlt.  Die 
Inventarisierung  des  Gemeindevennögens  geschieht  leider  immer  noch 
niclit  überall  nach  einheitlichen  Grundsätzen,  welche  erforderlich  sind, 
um  ein  genaues  Bild  des  Gemeindevennögens  zu  gewinnen.  Wie  schon 
oben  unter  III  2 erwähnt,  sind  insbesondre  die  Bewertungsmaßstäbe, 
welche  nötig  sind  zur  einheitlichen  Einschätzung  des  Aktivvermögens, 
nur  sehr  mangelhaft  oder  fehlen  überhaupt  ganz.  Auch  der  Verband 
Deutscher  Städtestatistiker  hat  auf  seinen  Konferenzen  wiederholt  die 
Frage  einer  einheitlichen  Bewertung  des  Gemeindevermögens  erörtert. 
Erw”ähnensw^ert  ist  besonders  das  Referat  aus  der  22.  Konferenz  Deut- 
scher Städtestatistiker  zu  Aachen.^)  Der  Berichterstatter,  Dr.  Alost- 
Düsseldorf,  hob  dabei  an  der  Hand  eines  ihm  von  einer  Reihe  deut- 
scher Städte  zur  Verfügung  gestellten  Alaterials  die  vielfachen  \ 01- 
schiedenheiten  hervor,  die  hinsichtlich  der  Vermögensnachweise  der  ein- 
zelnen Städte  obwalten  mid  sowmhl  jede  allgemeine  Vergleichung  städti- 
scher Vermögensziffern  verbieten,  als  auch  bei  kritischer  Betrachtung 

teihveiso  sich  als  unhaltbar  erweisen. 

Nachdem  bereits  auf  der  genannten  Konferenz  der  Berichter- 
statter Vorschläge  betreffs  Aufstellung  einheitlicher  Normen  für  die 
Bewertung  des  Gemeindevermögens  gemacht  und  auch  in  seiner  Schrift 
„Gemeindefinanzen“  2.  Band,  2.  Teil  einige  „grundlegende  Thesen“ 
dazu  aufgestellt  hatte,  beschloß  der  Verband  Deutscher  Städtestati- 
stiker auf  seiner  24.  Konferenz  in  Posen  (6.-8.  Juni  1910)  die  zu- 


1 


1)  Protokoll  der  22.  Konferenz  des  Verbandes  Deutscher  Städtestatistiker 
Aachen,  1908,  S.  27  tf. 
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nächst  probeweise  Aufstellung  einer  vergleichenden  Verinögensstatistik 
und  legte  für  die  Einstellung  der  einzelnen  Vermögensteile  und  ins- 
liesondre  für  die  Bewertung  des  Sach-  und  Grundvermögens  folgende 
Aormen  fest: 

1.  Das  Vermögen  der  die  Finanzgebahrung  der  Städte  unmittel- 
liar  beeinflussenden  Stiftungen  ist  gesondert  nachzuweisen.  Sonstiger 
Stiftungsbesitz  bleibt  außerhalb  der  Vermöigensnaehweisung,  ebenso 
folcbo  Fonds  (z.  B.  Sparkassenreservefonds),  aus  denen  eine  Ent- 
]iabme  füi-  städtische  Zwecke  gesetzlich  unzulässig  ist. 

2.  Straßen  und  Plätze  im  öffentlich  rechtlichen  Sinne  bleiben 
< bcnfalls  außerhalb  der  Vermögensnachweisungen.  Andre  Straßen  und 
;^lätze  sowie  vorübergehend  als  Schmuckanlagen  eingerichtete  Plätze 
s ind  mit,  dem  Bodenwerte  einzusetzen. 

3.  Kautionen  und  durchlaufende  Renten,  Einnahmereste  und 
Aassenbestände  sind  in  der  Vermögensstatistik  nicht  zu  berücksich- 
t igen. 

4.  Für  die  Bewertung  des  Vermögens  gilt  folgendes: 

a)  Effekten  sind  mit  dem  Kurswert  einzusetzen,  soweit  ein  Bör- 
fenwert  notiert  wird,  in  allen  übrigen  Fällen  mit  dem  Ankaufspreise. 

b)  Gefälle  und  Gerechtsame  sind  mit  dem  18-  oder  25  fachen 
( er  einjährigen  Nutzung  oder  Leistung  einzusetzen  (vgl.  § 13  des 
] reußischen  Einkommensteuergesetzes).  Nicht  in  die  Vermögensnach- 
■'.  eisung  gehören  auf  öffentlichen  Rechten  beruhende  geldwerte  Rechte. 

c)  Der  Grund  und  Boden,  auf  dem  öffentliche  Gebäude  errichtet 
find,  ist  durchweg  einzusetzen,  wobei  zu  berücksichtigen  bleibt,  daß 
1 ier  Baugrund  und  Baulichkeit  untrennbare  Einheiten  bilden,  darum 
f uch  nach  einheitlichem  Maßstabe  zu  bewerten  sind.  Als  solcher  wird 
( er  Anschaffungswert  ohne  Hinzurechnung  von  Zinsverlust  empfoh- 
Dn,  der  in  solchen  Fällen,  wo  der  xVnsehaffungswert  nicht  mehr  fest- 
5 ustellen  ist  oder  gar  weit  zurückliegenden  Epochen  angehört,  durch 
( en  Schätzungswert  zu  ersetzen  ist.  Bei  Abbrüchen  und  Umbauten 
gilt  der  Anschaffungswert  als  nicht  mehr  festzustellen. 

d)  Das  gleiche  gilt  für  andre  bebaute  Grundstücke. 

e)  Das  Mobiliar-  und  maschinelle  Vermögen  der  Gemeindebe- 
triebe, aller  Verkehrsanlagen  und  Tief  bauten  (insbesondre  also  auch 
( er  Kanalisations-,  Rohr-  und  Leitungsanlagen)  ist  unbedingt  voll- 
iählig  nachzuweisen,  und  zwar  nach  dem  Buchwerte  (Ansehaffungs- 
T /ert  unter  Berücksichtigung  der  Zu-  und  Abschreibungen) ; falls  kein 
] Buchwert  vorhanden,  tritt  der  Schätzungswert  an  dessen  Stelle.  Ma- 
t?rialbestände  sind  nach  den  unverminderten  Anschaffungskosten  zu 
1 ewerten. 

f ) Der  unbebaute  Grundbesitz  der  Gemeinde  ist  mit  dem  An- 
Echaffungswerte,  jedoch  unter  Zurechnung  von  Zinsverlusten  (3^/2 o/o) 
--eventuell  abzüglich  erzielter  Einnahmen  — einzusetzen;  ebenso 


» landwirtschaftlicher  Grundbesitz,  soweit  er  nicht  voraussichtlich  dau- 

ernd dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  dient.  In  letzterm  Falle  ist 
das  25  fache  des  Durchschnittsertrags  einzusetzen.  Straßenbaukosten 
sind  zuzusetzen. 

g)  Inventar  aller  Art  darf  keineswegs  unbewertet  bleiben;  die 
Bewertung  muß  nach  den  bei  den  einzelnen  Städten  üblichen  Normen 
* erfolgen.  Im  Zweifelsfalle  wird  die  Einstellung  des  Buch-  oder  — 

falls  dieser  nicht  vorhanden  — des  Feuerversicherungswertes  emp- 
fohlen. 

5.  Zur  richtigen  Beurteilung  der  nach  vorstehenden  Normen  ein- 

i gesetzten  Vermögenswerte  hat  die  vergleichende  Verinögensstatistik; 

liehen  den  nach  vorstehenden  Normen  errechneten  Mobiliarwerten  auch 
diejenigen  Werte  nebst  der  zugrunde  gelegten  Berechnungsart  nach- 
richtlich mitzuteilen,  die  die  einzelne  Gemeinde  in  den  für  eigne  Zwecke 
aufgestellten  Nachweisungen  ersichtlich  macht. 

O O 

6.  Die  vergleichende  Vermögensstatistik  hat  das  Vermögen  zum 
mindesten  in  die  vorstehend  bezeichneten  Gruppen  zu  spezialisieren. 
Boi  den  öffentlichen  Gebäuden  ist  eine  weitere  Spezialisierung  nach 

dem  Verwendungszweck  erforderlich. 

(Kommunales  Jahrbuch  1910,  S.  606.) 

Ob  diese  Grundsätze  den  in  sie  gestellten  Erwartungen  entspre- 
chen,  wird  die  Zukunft  zeigen.  Über  die  bis  jetzt  damit  gemachten 
Erfahrungen  wird  auf  der  nächsten  Konferenz  des  genannten  Ver- 
**  bandes  Diskussion  stattfinden.  Zum  mindesten  wird  anerkannt  werden 

müssen,  daß  jene  Normen,  wenn  sie  auch  hier  und  da  nicht  ganz  ein- 
wandfrei zu  sein  scheinen,  doch  das  ehrliche  Streben  zeigen,  auf  dem 
bisher  so  arg  zersplitterten  Gebiete  der  Bewertung  städtischen  Grund- 
und  Sachvermögens  endlich  eine  gewisse  Einheitlichkeit  zu  schaffen, 
und  sehr  wohl  imstande  sind,  die  -deutsche  kommunale  Finanzstatistik 
erheblich  zu  fördern. 

Endlich  sei  noch  hervorgehoben,  daß  auch  der  sächsische  Staat 
einer  gesunden  Fortentwicklung  der  Vermögensverhältnisse  seiner  Ge- 
meinden ein  reges  Interesse  entgegenbringt  und  daher  ebenso,  wie  dies 
schon  hinsichtlich  der  Ausgaben  und  der  Einnahmen  der  Fall  ist,  auch 
das  Vermögen  der  politischen  Gemeinden  einer  genauen  Aufsicht  unter- 
wirft. So  bestimmt  § 9 der  Revidierten  Städteordnung:  ,,Das  Stamm- 
vermögen der  Stadtgemeinde  ist  in  seinem  Gesamtbestande  unvermin- 
dert zu  erhalten.  Eine  Abweichung  von  dieser  Vorschrift  darf  nur 
aus  dringlichen  Gründen  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  statt- 
i finden.“  Es  ist  den  Städten  jedoch  erlaubt,  hinsichtlich  der  einzelnen 

' Teile  des  Stammvermögens  Änderungen  vorzunehmen,  wenn  nur  dessen 

Gesamtwert  nicht  verringert  wird.  Ähnliche  Bestimmungen  sind  auch 
in  die  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine  Städte  sowie  in  die  Re- 
vidierte Landgemeindeordnung  aufgenommen  worden. 


.i 
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2.  Vermögensbestände  der  politischen  Gemeinden,  welche  in 
£)  Unternehmungen  und  Anstalten,  b)  Grundbesitz  angelegt  sind 

Zu  a.  Einen  nicht  unerheblichen  Teil  ihres  Vermögens  es 
find  Eeträge  zwischen  16  und  40 o/o  des  letzteren  haben  die  politi- 
ichen  Gemeinden  in  ihren  Unternehmungen  und  Anstalten  festgelegt. 
3io  absoluten  Zahlen  hiervon  werden  teils  im  nächsten  Abschnitte  bc- 
ücksichtigt  werden,  teils  sind  sie  aus  den  biügegebenen  Tabellen  zu 
■ •rsehen.  Betrachtet  man  den  Landesdurchschnitt,  so  waren  Ende  1906 
nsgesaiut  30,4 o/o  des  Vermögens  hierin  investiert.  Biese  Voimögens 
lestandteile  setzen  sich  zusammen  teils  aus  Immobilien,  teils  aus  Mo- 
liliar  und  Inventar.  Von  jenen  30,4 o/o  des  Landesdurchschnitts  ent- 
fallen 8,50/0  auf  die  Elektrizitätswerke,  7,9 Oo  auf  die  Wasserwerke, 
5,0 0/0  auf  die  Gaswerke,  3,5  0/0  auf  die  städtischen  Bäder  und  Kranken- 
läuser  und  4,5  0/0  auf  sonstige  Unternehmungen  und  Anstalten.  Von 
len  einzelnen  Kreishauptmannschaften  steht  am  höchsten  übei  dem 
Landesdurchschnitte  die  Kreishauptmannschaft  Dresden,  w'o  37,3 O/o 
les  städtischen  Vermögens  in  den  ünternehmungen  und  Anstalten  an- 
gelegt sind.  Auch  hier  nehmen  wie  beim  Landesdurchschnitte  die 
Elektrizitätswerke  den  größten  Anteil  (lb,20/o)  in  Anspruch.  Es 
folgen  dann  die  W^asserwerke  mit  6,60/0,  die  städtischen  Krankenhäuser 
und  Bäder  mit  5,7 0/0,  die  Gaswerke  mit  4,3 0/0  und  die  sonstigen  Untei- 

nehmungen  und  Anstalten  mit  2,5 0/0. 

Auf  ziemlich  gleicher  Höhe  bewegen  sich  die  Prozentzahlen  dei 
beiden  Kreishauptmannschaften  Chemnitz  und  Zwdekau.  In  ersterem 
Bezirke  entfallen  30,5  0/0  des  Koniniunalvermögens  auf  die  Immo- 
bilien, das  Mobiliar  und  das  Inventar  der  städtischen  Betriebe;  in 
der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  30,1 0,0.  In  beiden  Bezirken 
nehmen  die  W asserwerke  den  größten  Prozentanteil  (Chemnitz 
12,70/0,  Zwickau  11,40/0)  in  Anspruch.  .An  zweiter  Stelle  stehen 
soivohl  in  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  als  auch  111  dei  Kieis 
hauptniannschaft  Zwickau  die  Gaswerke,  auf  w'elche  im  erstgenannten 
Bezirke  7,5 0/0,  in  der  letztgenannten  Kreishauptmannschaft  7,7 0/0  des 
Vermögens  entfallen.  Fast  auf  gleicher  Höhe  stehen  in  den  beiden 
Kreishauptmannschaften  Chemnitz  und  Zwickau  auch  die  Prozent- 
anteile des  Vermögens,  ivelche  auf  die  Elektrizitätsiverke  entfallen , 
sie  betragen  111  der  ersteren  Kreishauptmaniischaft  3,6,  in  der  letzteren 
3,8.  Schon  mehr  dagegen  weichen  die  Verhältniszahlen  für  die  städti- 
schen Krankenhäuser  und  Bäder  sowie  für  die  sonstigen  ünternehmun- 
gen und  Anstalten  der  politischen  Gemeinden  voneinander  ab.  Während 
nämlich  in  den  Städten  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  die 
Krankenhäuser  und  Bäder  3,6 0/0  des  Verniögensbestandes  ausmachen, 
beträgt  dieser  Anteil  in  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  nur  2, 80^0, 
und  während  auf  die  sonstigen  Unternehmungen  und  Anstalten  der 
politischen  Gemeinden  in  der  Kroishauptinaanschaft  Chemnitz  3,0o/o 
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des  Gesamtvermögens  entfallen,  ergeben  sich  hierfür  in  der  Kreishaupt- 
mannschaft Zwickau  4,4  0/0.  In  der  Kreishauptraannschaft  Leipzig  be- 
trägt der  Vermögensanteil  der  kommunalen  Betriebe  24,6o,o,  wovon 
der  Hauptanteil  (7,7 0/0)  auf  die  nicht  namentlich  aufgeführten,  son- 
dern unter  der  Sammelrubrik  „sonstige“  zusammengefaßten  Unter- 
nehmungen entfällt.  Es  folgen  dann  die  Gaswerke  mit  6,80,0,  die 
Wasserwerke  mit  5,6 0/0,  die  Elektrizitätswerke  mit  2, 8 0,0,  endlich  die 
Krankenhäuser  und  Bäder  mit  1,7 0/0.  Daß  in  diesem  Bezirke  dei 
auf  die  städtischen  Krankenhäuser  entfallende  Anteil  weit  hinter  dem 
Landesdurchschnitte  zurücksteht,  mag  w'ohl  darauf  zurückzufühlen  sein, 
daß  sowohl  die  Stadt  Leipzig  selbst  als  auch  die  in  der  Kreishaupt- 
mannschaft Leipzig  liegenden  Städte  eigner  großer  Institute  für 
Krankenpflege  nicht  bedürfen,  sondern  sich  bequem  jener  staatlichen 
Anstalten  bedienen  können,  welche  der  Landesuniversität  angegliedert 
sind.  In  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen  endlich  sehen  wür  20,3 O/o 
des  Gemeindevermögens  in  Unternehmungen  und  Anstalten  zusaniuien- 
gefaßt.  Es  kommen  dabei  7,1 0/0  auf  die  Wasserwerke,  5,2o/o  auf  die  Elek- 
trizitätswerke, 3,10/0  auf  die  Gaswerke,  l,9o/o  auf  die  Krankenhäuser 
und  Bäder  und  3,0o/o  auf  die  sonstigen  Unternehmungen  und  Anstalten. 

Betrachten  wir  nach  diesem  Überblick  über  die  Kreishauptmann- 
schaften schließlich  noch  die  sächsischen  Kreis-  und  Großstädte,  so  er- 
gibt sieh,  daß  am  höchsten  das  Vermögen  für  die  Unternehmungen  in 
der  Stadt  Dresden  sich  stellt,  welche  neben  Chemnitz,  wo  sich  die  gleiche 
Anzahl  städtischer  Unternehmungen  und  Anstalten  vorfindet,  auch  die 
meisten  Gemeindebetriobe  unter  den  sächsischen  Städten  in  ihrem  Be- 
sitze hat.  40,90/0  des  Vermögens  der  politischen  Gemeinde  waren  Ende 
1906  in  Dresden  in  den  städtischen  Unternehmungen  angelegt,  wovon 
der  Hauptanteil  (21,9o/o)  auf  die  städtischen  Elektrizitätswerke  und 
Straßenbahnen  entfällt.  Weiter  kommen  6,2 0,0  auf  die  städtischen 
Krankenhäuser  und  Bäder,  5,9 0/0  auf  die  W^asserwerke,  4,1 0/0  auf  die 
Gasanstalten  und  2,8 0/0  auf  die  sonstigen  städtischen  Unternehmungen. 
Obgleich  Chemnitz,  wie  schon  erwähnt,  die  gleiche  Anzahl  Betriebe  in 
städtische  Verwaltung  genommen  hat  wie  Dresden,  so  steht  es  doch  in 
betreff  des  darin  investierten  \ ermögens  erst  an  dritter  Stelle,  an  zwei- 
ter Stelle  ist  Plauen  zu  nennen.  Hier  beträgt  der  Anteil  des  durch  die 
Unternehmungen  und  Anstalten  verkörperten  \ ermögens  39,  i 0/0.  Oben- 
an stehen  die  städtischen  Wasserwerke  mit  13,3  0/0,  es  folgen  dann  die 
Gaswerke  mit  9,5  0/0,  die  Elektrizitätswerke  mit  7,0  0/0,  die  Kranken- 
häuser und  Bäder  mit  3,8  0/0  und  endlich  die  sonstigen  Ünternehmungen 
und  Anstalten  mit  6,1 0/0.  W ie  schon  gesagt,  ist  an  dritter  Stelle  Chem- 
nitz zu  nennen.  Von  dem  hier  insgesamt  35,iO/o  des  Vermögens  be- 
tragenden Anteile  der  Gemeindebetriebe  entfallen  15,5 0,0  auf  die 
Wasserwerke.  8,2o/o  auf  die  Gaswerke,  5,0o/o  auf  die  Krankenhäuser 
und  Bäder,  4,9 o/o  auf  die  Elektrizitätswerke  und  2,1 0/0  auf  die  son- 
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s igen  Unternehinungen  und  Anstalten.  In  Leipzig  sind  25,3%  des 
^ ermögens  von  den  städtischen  Betrieben  in  Anspruch  genommen;  am 
^ roßten  ist  hierbei  der  Prozentanteil  der  nicht  namentlich  auf  geführten, 
sDiidern  unter  ,, sonstige“  zusammengefaßten  Unternehmungen,  wel- 
clier  sich  auf  9,3  beläuft.  Weiter  sind  7,1%  des  Gesaintvermögens  in 
cen  Gaswerken,  4,4%  in  den  Wasserwerken,  2,8%  in  den  Elektri- 
2itätswerken  und  1,7%  in  den  Krankenhäusern  und  Bädern  enthalten. 
iLUch  hier  trifft  die  schon  bei  Besprechung  der  Ergebnisse  der  Kreis- 
1 auj)tmannschaft  Leipzig  gemachte  Bemerkung  zu,  daß  die  in  den 
Krankenhäusern  angelegten  Vermögensbeständ('  deshalb  so  gering  sind, 
A eil  sich  die  Stadt  Leipzig  zu  einem  erheblichen  Teile  der  an  die  Uni- 
\3rsität  angeschlossenen  staatlichen  Institute  für  Krankenpflege  be- 
c lenen  kann.  Schon  wesentlich  geringer  stellt  sich  der  Anteil  der  ge- 
I leindlichen  Betriebe  am  Gesamtvermögen  in  der  Stadt  Zwickau.  Er 
1 eträgt  hier  20,8%.  Uabei  beanspruchen  6,G%  des  Vermögens  die 
Wasserwerke,  5,0 o/o  die  Gaswerke,  4,1  o/o  die  städtischen  Kranken- 
läuser  und  Bäder  und  5,1  o/o  die  sonstigen  Unternehmungen  und  An- 
s alten.  Ein  eignes  Elektrizitätswerk  besitzt  die  Stadt  ZAvickau  noch 
1 icht.  An  letzter  Stelle  endlich  ist  die  Stadt  Bautzen  zu  nennen.  Hier 
s nd  nur  16,2 o/o  des  Gemeindevermögens  in  den  städtischen  Betrieben 
f 'st gelegt,  und  zwar  8,2 o/o  in  den  Wasserwerken,  4,5 o/o  in  Elektrizitäts- 

V erken,  2,5 o/o  in  Gaswerken,  0,7 o/o  in  Krankenhäusern  und  Bädern 
und  0,30/0  in  sonstigen  Unternehmungen  und  Anstalten. 

Zu  b.  Koch  höher  aber  als  die  Vermögenssummen,  welche  die  poli- 
t sehen  Gemeinden  für  ihre  Unternehmungen  und  Anstalten  aufge- 
gebracht  haben,  sind  diejenigen,  Avelche  im  städtischen  Grundbesitze 
virkörpert  sind.  Zwischen  28,2%  und  53,0%  schwankt  der  Anteil 
d ?s  städtischen  Grundbesitzes  am  Gesamtvermögen.  Der  Landesdurch- 
s hnitt  beträgt  34,0o/o.  Dabei  entfallen  durchschnittlich  1,7%  des 
8 tadtvermögens  auf  landAvirtschaftlich  benutzte  Güter,  2,5o/o  auf 

1 orste  und  29,8  0/0  auf  sonstige  Grundstücke  und  Gebäude. 

Betrachten  wir  auch  hierbei  nur  die  Prozentzahlen  der  Kreishaupt- 
mannschaften  und  der  Kreis-  und  Großstädte  — die  absoluten  Zahlen 

V erden  im  nächsten  Abschnitte  noch  kurz  erwähnt  werden  — , so  steht, 

V as  den  Prozentanteil  des  Grundbesitzes  der  politischen  Gemeinden  am 
C esamtvermögen  anlangt,  unter  den  Kreishauptmannschaften  an  erster 
Stelle  Bautzen,  wo  40,0o/o  des  Kommunalvermögens  in  Grundbesitz 
f jstgelegt  sind,  und  zwar  entfallen  2,0  0/0  auf  landwirtschaftlich  be- 
nutzte Güter,  16,2  0/0  auf  Forste  und  21, 8 0/0  auf  sonstige  Grundstücke 
uud  Gebäude.  An  zweiter  Stelle  folgt  die  Kreishauptmannschaft 

2 wickau.  Hier  besteht  das  Gemeindevermögen  zu  38,9  0/0  aus  Grund- 

1)  Am  1.  Januar  1914  ist  das  Zwickauer  Elektrizitätswerk  nebst  Straßen- 
b ihn  von  der  Stadt  übernommen  worden. 
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besitz,  und  es  entfallen  2,8  0/0  auf  landwirtschaftlich  benutzte  Güter, 
4,40/0' auf  Forste  und  31,7 0/0  auf  sonstige  Grundstücke  und  Gebäude. 
Nur  wenig  hinter  der  Durchschnittszahl  des  vorigen  Kreises  steht  die- 
jenige der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  zurück.  38,2 0/0  des  ge- 
samten städtischen  Vermögens  bestehen  hier  aus  Grundbesitz,  wobei 
allerdings  dessen  Gliederung  etwas  mehr  von  der  des  Zwickauer  Bezirks 
ahweicht.  Es  entfallen  nämlich  in  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig 
2,0  0/0  auf  landwirtschaftlich  benutzte  Güter,  0,7  0/0  auf  Forste  und 
35,50/0  auf  sonstige  Grundstücke  und  Gebäude.  In  der  Kreishaupt- 
mannschaft Chemnitz  sind  30,5  0/0  des  städtischen  Vermögens  Grund- 
besitz, nämlich  0,50/0  landAvirtschaf tlich  benutzte  Gütei,  4,5 O/o  horste 
und  25,50/0  sonstige  Grundstücke  und  Gebäude.  In  der  Kreishaupt- 
mannschaft Dresden  endlich  beträgt  der  Anteil  des  städtischen  Grund- 
besitzes am  Stadtvermögen  28,8 0/0,  und  zwar  kommen  hier  1,6 0/0  des 
gesamten  Vermögens  auf  die  landAvirtschaftlich  benutzten  Güter,  0,4 Oyo 
auf  die  Forste  und  26,8 0/0  auf  die  sonstigen  Grundstücke  und  Gebäude. 

Was  nun  die  Ergebnisse  in  den  einzelnen  Städten  betrifft,  so 
stehen,  wenn  man  die  Höhe  des  im  Grundbesitz  investierten  Vermögens 
allgemein  betrachtet  und  von  der  Gliederung  absieht,  am  höchsten  übei 
dem  Landesdurchschnitte  diejenigen  der  Stadt  Zwickau,  wo  insgesamt 
53,00/0  des  Stadtvennögens  auf  Grundbesitz  entfallen.  Es  beträgt  der 
Anteil  der  landwirtschaftlich  benutzten  Güter  am  Vermögen  7,6  0/0, 
derjenige  der  Forsten  0,2 0/0  und  derjenige  der  sonstigen  Grundstücke 
und  Gebäude  45,2 0/0.  Nur  wenig  voneinander  verschieden  sind  die 
Prozentsätze,  Avelche  das  Verhältnis  des  in  Grundbesitz  angelegten  Ver- 
mögens zum  Gesamtvermögen  der  Städte  Leipzig,  Chemnitz,  Bautzen 
und  Plauen  darstellcn.  Es  sind  nämlich  in  Grundbesitz  festgelegt  in 
Leipzig  37,80/0,  in  Chemnitz  36,0 0/0,  in  Bautzen  35,2 0/0  und  in  Plauen 
34,50/0  des  Gemeindevermögens.  Abweichend  von  dieser  lieihenfolge 
ist  die  Verteilung  des  Grundbesitzes  auf  die  verschiedenen  Arten  von 
Grundstücken  in  den  genannten  Städten.  W ährend  in  Leipzig  auf  die 
landwirtschaftlich  benutzten  Güter  1,7  0/0  des  Vermögens  zu  rechnen 
sind,  beträgt  dieser  Teil  des  Kommunalvermögens  in  Chemnitz  0,2  0/0, 
in  Plauen  2,0 0/0,  und  Bautzen  hat  überhaupt  keinen  derartigen  Grund- 
besitz. Die  Forste  machen  in  Leipzig  0,6  0/0  des  Gemeindevermögens 
aus,  dagegen  beträgt  dieser  Anteil  in  Chemnitz  1,1 0/0,  in  Bautzen 
16,0 0/0  und  in  Plauen  3,7 0/0.  Während  schließlich  auf  die  sonstigen 
Grundstücke  und  Gebäude  in  Leipzig  25,5  0/0  des  gesamten  Vermögens 
entfallen,  beträgt  dieser  Anteil  in  Chemnitz  34,7  O/o,  in  Bautzen  nur 
19,20/0  und  in  Plauen  28,8o/o;  er  kommt  also  in  der  zuletzt  genannten 
Stadt  dem  Landesdurchschnitte  am  nächsten.  Dresden  endlich  hat  28,2% 
seines  Vermögens  in  Grundbesitz  angelegt,  und  zwar  kommen  auf  die 
landwirtschaftlich  benutzten  Güter  lo/o,  auf  die  sonstigen  Grundstücke 
und  Gebäude  27,2%  des  Stadtvermögens;  Forste  besitzt  Dresden  nicht. 
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Übersicht  über  das  Aktivvermögen  der  politischen  Gemeinden 

Ende  1906 

Bei  dem  Aktivvermögen  lassen  sich  verschiedene  Gruppen  unter- 
scheiden: einmal  gehört  hierher  das  schon  betrachtete  in  den  Unter- 
lehmuno'cn  und  Anstalten  sowie  im  städtischen  Grundbesitz  investierte 
v^ermöjren,  ferner  das  Mobiliar  und  Inventar  der  kommunalen  Institute 
,ind  endlich  das  Kapitalvermögen.  Das  letztere  kann  wiederum  in 
nehrere  Unterabteilungen  gegliedert  werden.  Man  muß  dabei  unter- 
iclieidcn  das  stets  verfügbare  Barkapital,  die  schon  erwähnten  Fonds, 
nsl)esondere  die  Rücklage-  und  Erneuerungsfonds,  und  endlich  die 
ihrigen  Verinögensbestände  für  bestimmte  Zwecke.  Hierzu  treten  noch 
lie  Anteile  der  einzelnen  Städte  am  Bezirksvermögen  und  etwa  vor- 
landene  Stiftungen.  Das  Bezirksvermögen  ist  das  Vermögen  des  Be- 
drksvcrbandes^ — jeder  Bezirksverhand  umfaßt  eine  Amtshauptmann- 
ichaft  — und  besteht  zunächst  aus  dem  nach  Verhältnis  des  Flächen- 
aumes  und  der  Bevölkerungszahl  jedem  Bezirksverbande  einsehließ- 
ich  der  eximierten  Städte  überwiesenen  Anteile  an  jenen  9 Millionen 
\1  ark,  die  zu  diesem  Zwecke  aus  dem  Anteile  Sachsens  an  der  französi- 
schen Kriegsentschädigung  ausgeschieden  sind,  den  Darlehnsforderun- 
^en,  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  22.  Juni  1871  als  Bei- 
hilfen an  Angehörige  der  Reserve  und  Landwehr  gewährt  worden  sind, 
und  den  auf  diese  Darlehen  bereits  zurückgezahlton  Beträgen.  Be- 
trachten wir  von  den  ohengenamiten  Gruppen  zunächst  das  in  den  ge- 
meindlichen Betrieben  sowie  das  im  Grundbesitze  festgelegte  Kapital, 
welche  zwar  beide  im  vorigen  Abschnitte  hinsichtlich  ihrer  Prozent- 
anteile am  städtischen  Gesamtvermögen  schon  besprochen  worden  sind, 
so  wird  es  sich  doch  empfehlen,  auch  die  bezüglichen  absoluten  Zahlen 
etwas  zu  würdigen.  Im  Königreiche  Sachsen  waren  1906  im  ganzen 
281810  000  M.  des  Kommunalvermögens  in  Betrieben  angelegt,  wo- 
von 119  980  000  M.  auf  die  Kreishauptmannschaft  Dresden  und 
72  606  000  M.  auf  die  Kreishauptmannschaft  Leipzig  entfielen.  Schon 
wesentlich  geringer  ist  das  in  den  Unternehmungen  und  Anstalten  der 
Städte  investierte  Kapital  in  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz,  wo 
der  entsprechende  Anteil  am  Gesamtvermögen  41670  000  AL  beträgt. 
In  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  beläuft  sich  das  in  den  gemeind- 
lichen Anstalten  festgelegte  Vermögen  auf  38  700  000  Al.,  und  am 
geringsten  ist  der  Anteil  der  städtischen  Unternehmungen  und  An- 
stalten am  Gesamtvermögen  in  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen,  wo 
er  8 854  000  Al.  beträgt. 

Von  den  sächsischen  Kreis-  und  Großstädten  ist  Dresden  besonders 
hervorzuheben,  wo  105  879  000  Al.  auf  die  städtischen  Unternehmungen 
und  Anstalten  entfallen.  In  Leipzig  sind  58  960  000  AI.  des  Vermögens 
in  den  dortigen  Gemeindebeärieben  angelegt,  in  Chemnitz  26176  000 
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Mark  in  Plauen  17121000  AL,  in  Zwickau  6 477  000  Al.  und  in 
Bautzen  2 014  000  Al.  Bemerkenswert  ist,  daß  Dresden  für  semeUnter- 
nehmuncren  und  Anstalten  allein  über  ein  Drittel  des  im  ganzen  König- 
reiche Sachsen  in  den  städtischen  Betrieben  investierten  Kapitals  in 

Anspnich  ^Hdann  anlangt,  welche  im  städtischen  Grundbesitz 

fcsto-elegt  sind,  so  stehen  dieselben  in  den  meisten  Fällen  keineswegs 
hinter  den  Zahlen  der  kommunalen  Betriebe  zurück,  sondern  über- 
treffen diese  vielfach  noch.  In  ganz  Sachsen  hatte  1906  der  gesamte 
städtische  Grundbesitz  einen  Wert  von  314  712  000  AI.  Der  llaupt- 
anteil  hiervon  entfällt  auf  die  Städte  der  Kreishauptmannschaft  Leip- 
zio-  und  der  Löwenanteil  davon  wieder  auf  die  Stadt  Leipzig.  In  der 
Leipziger  Kreishauptmannschaft  waren  1906  112  774  000  Al.  des  ge- 
samten städtischen  Vermögens  in  Grundstücken  angelegt,  wovon  allem 
88  098  000  Al.  auf  die  Grundstücke  der  Stadt  Leipzig  zu  rechnen  sind. 
Ähnlich  liefen  die  Verhältnisse  in  der  Kreishauptmannschaft  Dresden, 
wo  der  Grundbesitz  der  Stadt  Dresden  selbst  den  Hauptanteil  am  ge- 
samten städtischen  Grundbesitze  der  Kreishauptmannschaft  ausmacht. 
Von  dem  insgesamt  einen  Wert  von  92  889  000  Al.  repräsentieren- 
den städtischen  Grundbesitz  des  Kreises  Dresden  kommen  *,'5,  näm- 
lich 72939  000  AL,  auf  die  Stadt  Dresden.  An  dritter  Stelle  ist  hin- 
sichtlich des  städtischen  Grundbesitzes  die  Kreishauptmannschaft 
Zwickau  zu  erwälmen,  wo  49  916  000  AI.  des  städtischen  Aktivver- 
mögens in  Grundbesitz  angelegt  sind.  Hier  fangen  allerdings  die  grö- 
ßeren Städte  im  Bezirke  schon  an,  hinsichtlich  ihres  Anteils  am  städti- 
schen Grundbesitz  des  ganzen  Bezirks  wesentlich  zurückzutreten,  denn 
in  der  Stadt  Plauen  beträgt  das  im  Grundbesitz  festgelegte  Kapital  nur 
14916  000  AI.  und  in  der  Stadt  Zwickau  besteht  das  Vermögen  zu 
16  508  000  AI.  in  Grundstücken.  In  den  beiden  Kreishauptmann- 
schaften  Chemnitz  und  Bautzen -kommt  etwa  die  Hälfte  des  dort  vor- 
handenen städtischen  Grundbesitzes  auf  die  beiden  Städte  Chemnitz 
und  Bautzen.  Während  aber  in  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz 
der  städtische  Grundbesitz  einen  Wert  von  41  650  000  AI.  repräsentiert, 
Avovon  26  353  000  Al.  auf  die  Stadt  Chemnitz  entfallen,  ist  in  der 
Kreishauptmannschaft  Bautzen  die  Stadt  Bautzen  bei  17  483  000  M. 
Gesamtwert  des  städtischen  Grundbesitzes  mit  4382  000  AL  beteiligt. 

Von  Wichtigkeit  bei  Beurteilung  der  Finanzverhältnisse  der  poli- 
tischen Gemeinden  der  sächsischen  Städte  ist  ferner  das  denselben  eigne 
Kapitalvermögen.  Es  umfaßt  für  das  gesamte  Königreich  Sachsen  die 
Summe  von  70  712  000  Al.  Hiervon  entfallen  auf  die  Städte  der  Kreis- 
hauptmannschaften 

Chemnitz  2-2  731000  M.  Zwickau  12  057  000  M. 

Leipzig  19  132  000,,  Bautzen  2 727  000  ,,. 

Dresden  14  065  000  „ 
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Etwas  anders  als  bei  den  Kreishauptmannschaften  ist  die  Reihen- 
olge  der  Städte  in  bezug  auf  ihr  Kapitalvermögen.  Hier  steht  obenan 
he  Stadt  Leipzig  mit  15  656  000  M.  Schon  stark  von  dieser  Summe 
-allt  ab  der  Barvermögensbestand  der  Stadt  Dresden,  welcher  9 106  000 

^ r Stadt  Chemnitz  beläuft  sich  das  Kapitalvermögen 

lul  6687  000  M.  Ziemlich  auf  gleicher  Höhe  steht  es  in  den  Städten 
^wickau  und  Plauen  mit  3 684  000  M.  beziehentlich  3 603  000  VI.  In 
der  Stadt  Bautzen  endlich  hat  es  eine  Höhe  von  757  000  M. 

Das  im  Inventar  und  Mobiliar  verkörperte  Vermögen  der  poli- 

I ^oVn  sächsischen  Städten  insgesamt 

r^OlOOOO  VI.  Am  höchsten  beziffert  sich  dieser  Wert  in  den  beiden 
Jvreishauptmannschaften  Chemnitz  und  Zwickau;  in  der  orsteren  be- 
tragt er  2 503  000  VI.,  im  letzteren  Bezirke  2 374  000  VI.  In  der  Kreis- 
1 auptmannscliaft  Leipzig  repräsentiert  das  Inventar  und  Vlobiliar  einen 
Wert  von  1801^000  VI.,  in  der  Kreishauptmannschaft  Dresden  einen 
s liehen  von  1 o32  000  M.  Was  endlich  die  Kreishauptmannschaft 
1 .autzen  anlangt,  so  haben  hier  die  politischen  Gemeinden  der  Städte 
r ur  /OOOOO  VI.  ihres  Vermögens  auf  das  Inventar  und  Vlobiliar  ver- 
V endet.  HinsichtBch  der  einzelnen  Städte  steht  bezüglich  des  im  In- 
] v erkörperten  Vermögens  die  Stadt  Chemnitz  mit 

''''  'ias  städtische  Inventar 

fi^7nnn  Al  ^tadt  Leipzig  hat 

5/-UUÜ  Al.  für  das  Inventar  und  Mobiliar  aufgewendet  Auf  468  000 

I .ark  belauft  sich  der  betreffende  Wert  in  Zwickau,  auf  403  000  M 

II  Dresden  und  auf  291  000  M.  in  Bautzen. 

Weiter  sind  als  wichtiger  Bestandteil  des  Kommunalvermögens 
^e  schon  bei  den  außerordentlichen  Ausgaben  erwähnten  städtischen 
f onds  zu  nennen.^Sie  erreichten  1906  im  ganzen  Königreiche  Sachsen 
eine  Hohe  von  10/  3/8  000  VI.  Am  reichsten  mit  Fonds  ausgestattet 
si  id  die  Städte  der  beiden  Kreishauptmannschaften  Dresden  und  Leip- 
zi  wovon  die  beiden  Kreisstädte  Dresden  und  Leipzig  den  Hauptanteil 
besitzen.  In  der  Kreishauptmannschaft  Dresden  nämlieh  beträgt  die 
Summe  aller  städtischen  Fonds  34339  000  VI.,  wovon  20  710  000  VI 
ai  f die  Stadt  Dresden  entfallen,  und  im  Bezirke  der  KreishauptinanV 
sc  laft  Leipzig  haben  die  Fonds  der  dortigen  Städte  insgesamt  eine 

^äanlich 

L 686  000  VI  kommen  auf  die  Stadt  Leipzig.  In  der  Kreishaupt- 
in  innschaft  Chemnitz  beträgt  das  in  den  Städten  vorhandene  Fonds- 

beträchtlicher  Teil  davon  — es  sind 
UOO  VI.  - gehört  der  Stadt  Chemnitz  selbst.  An  nächster  Stelle 
ist  die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  zu  nennen.  Hier  beträgt  das 

festgelegt  haben, 

Id  618  000  VI.,  einschließlich  3 402  000  VI.  von  Plauen  und  1597000 
VI  trk  von  der  Stadt  Zwickau.  In  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen 
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endlich  beziffert  sich  der  Kapitalwert  der  städtischen  Fonds  auf 
6386  000  VI.;  davon  kommen  auf  die  Stadt  Bautzen  1261000  VI. 

Von  nur  geringer  Höhe  sind  die  Vermögensbestände,  welche  sonst 
noch  von  den  politischen  Gemeinden  für  Zwecke  der  verschiedensten  Art, 
z.  B.  für  Bauten,  unvorhergesehene  Wasser-  oder  Feuerschäden  usw., 
zurückgelegt  worden  sind.  Im  Jahre  1906  betrug  die  Summe  aller 
dieser  kleineren  Rücklagen  der  sächsischen  Städte  20  910  000  VI.,  wo- 
von der  Löwenanteil  auf  die  Kreishauptmannschaft  Leipzig  und  hier 
wieder  auf  die  Stadt  Leipzig  entfiel.  Von  der  genannten  Summe  kom- 
men nämlich  9 462  000  VI.  auf  die  Kreishauptmannschaft  und  8 648  000 
Vlark  auf  die  Stadt  Leipzig.  Wesentlich  niedriger  sind  die  Ziffern,  die 
sich  für  die  übrigen  Kreise  und  Städte  ergeben.  So  waren  in  der  Kreis- 
hauptmannsehaft  Chemnitz  in  demselben  Jahre  4906  000  VI.  an  Rück- 
lagen der  Städte  für  gewisse  Zwecke  vorhanden,  einschließlich 
2 935  000  VI.  der  Stadt  Chemnitz,  und  in  der  Kreishauptmannschaft 
Dresden  waren  die  Städte  im  Besitze  von  3 061  000  VI.  derartiger  Rück- 
lagen, wovon  1 488  000  VI.  der  Stadt  Dresden  zuzurechnen  sind.  Im 
Bezirke  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  war  städtisches  V ermögen 
der  gleichen  Art  in  Höhe  von  2204  000  VI.  vorhanden,  an  dem  die 
Städte  Plauen  und  Zw'ickau  mit  924  000  VI.  bzw.  640  000  VI.  Anteil 
batten.  In  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen  waren  1 277  000  VI.  des 
Vermögens  zu  demselben  ZAV'ecke  zurückgelegt  worden;  über  50 o/o  da- 
von, nämlich  741  000  VI.,  kommen  auf  die  Stadt  Bautzen. 

Fassen  wir  nun  diese  bisher  genannten  Aktivvermögensteile  zu- 
sammen, so  ergeben  sich  ganz  beträchtliche  Summen  für  das  Gesamtver- 
mögeu  der  politischen  Stadtgemeinden  Sachsens.  Im  ganzen  König- 
reiche beträgt  dieses  gesamte  Aktivvermögen  804431  000  VI.  V enn  wir 
die  Summen  der  Kreishauptmannschaften  betrachten  und  die  Zahlen 
der  Großstädte  daneben  stellen,  so  finden  wir  auch  hier,  daß  die  letzteren 
immer  den  beträchtlichsten  Teil  des  Aktivvermögens  der  betreffenden 
Kreishauptmannschaft  inne  haben.  Es  betrug  1906  dieses  gesamte 
Aktivvermögen  in  den  Kreishauptmannschaften 

Dresden  265  866  000  M.  Zwickau  120  869  000  M. 

Leipzig  247  813  000,,  Bautzen  37  427  000,, 

Chemnitz  132  456  000  ,, 

und  hiervon  entfallen  auf  die  Städte 

Dresden  210  525  000  M.  Zwickau  29  374  000  M. 

Leipzig  187  865  000  „ Plauen  40  769  000  „ 

Chemnitz  72  549  000  „ j Bautzen  9 116  000  „. 

Diese  Zahlen  erhölien  sich  jedoch,  und  zwar  teilweise  recht  wesent- 
lich, wenn  man  das  schon  erwähnte  Bezi  rks  vermögen  sowie  die  im 
Besitze  der  politischen  Gemeinden  der  Städte  befindlichen  Stiftun- 
gen und  Legate  hinzurechnct.  Im  gesamten  Königreiche  Sachsen 
hatte  dieses  Bezirks-  und  Stiftungsvermögen  im  Jahre  1906  eino 
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Höhe  von  121756  000  M.  Am  bedeutendsten  sind  diese  Summen  in 
den  beiden  Kreishauptmannschaften  Dresden  und  Leipzig,  wo  sie 
56269  000  M.  bzw.  47  613  000  M.  betragen.  Hervorzuheben  ist,  daß 
die  betreffenden  Kreisstädte  Dresden  und  Leipzig  den  beträchtlichsten 
Teil  davon  (Dresden  über  80 o/o  und  Leipzig  über  90 o/o)  im  Besitze 
haben.  Es  beträgt  nämlich  das  Bezirks-  und  Stiftungsv^ermögen  der 
Stadt  Dresden  48280  000  AL  und  dasjenige  der  Stadt  Leipzig 
45  215  000  AL  Ganz  erheblich  hinter  diesen  Zahlen  stehen  diejenigen 
der  übrigen  Kreishauptmannschaften  und  Stä'lte  zurück.  In  der  Kreis- 
hauptmannschaft Zwickau  beträgt  das  Bezirks-  und  Stiftungsvermögen 
nur  7 459  000  Al.,  davon  entfallen  auf  die  Sladt  Plauen  2 415  000  Al. 
und  auf  die  Stadt  Zwickau  1749  000  AI.  Nicht  an  letzter  Stelle  sind 
diesmal  die  Kreishauptmannschaft  und  die  Stadt  Bautzen  zu  nennen, 
dereii  Besitz  an  Bezirksvermögen  und  Stiftungen  denjenigen  der  Kreis- 
hauptmannschaft und  beziehentlich  der  Stadt  Chemnitz  übertrifft.  Es 
hatte  nämlich  1906  das  Bezirks-  und  Stiftungsvermögen  der  Kreis- 
hauptmannschaft Bautzen  eine  Höhe  von  6274  000  AI.,  dasjenige  der 
Kreishauptmannschaft  Chemnitz  dagegen  nur  eine  Höhe  von  4 147  000 
Alark.  Und  während  in  der  Stadt  Bautzen  das  Bezirksvermögen  und 
die  Stiftungen  zusammen  3 008  000  AI.  betrugen,  hatte  Chemnitz  liier 
nur  71]  000  AI.  aufzuweisen. 

Fassen  wir  unter  Hinzurechnung  dieser  letztgenannten  Vermögens- 
bestände das  gesamte  Aktivvermögen  der  politischen  Gemeinden  von 
Sachsens  Städten  zusammen,  so  ergibt  sich  für  das  gesamte  Königreich 
der  ansehnliche  Betrag  von  926187  000  AI.  An  dieser  Summe  sind 
beteiligt  die  Kreishauptmannschaften 

Dresden  mit  322  135  000  M.  Zwickau  mit  128  328  000  M. 

Leipzig  „ 295  426  000  „ Bautzeii  „ 43  701  000 

Chemnitz  „ 136  597  000  „ 

Von  den  politischen  Gemeinden  der  Städte  hat  das  höchste  Aktivver- 
mögen Dresden  aufzuweisen,  nämlich  258  805  000  AL;  es  folgt  die 
politische  Gemeinde  Leipzig  mit  233  080  000  AI.,  sodann  Chemnitz 
mit  73260000  AL,  ferner  Plauen  mit  43184000  AL,  Zwickau  mit 
31  123  000  AL,  endlich  Bautzen,  wo  das  gesamte  Aktivvermögen  eine 
Höhe  von  12  454  000  Al.  erreicht  hat. 

Am  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  daß  das  Gesamt  vermögen  des  säch- 
sischen Staates  am  Ende  der  Finanzperiode  1906  07  795  820  516,75  AI. 
betrug,  während  dasjenige  sämtlicher  politischen  Gemeindon  der  Städte 
dos  Königreichs  Sachsen  Ende  1906  sich  auf  804431  000  AI.  belief, 
was  für  die  politischen  Gemeinden  ein  Alehr  von  rund  8V2  Alill.  AI. 
ergibt. 

Es  wäre  nun  wohl  angebracht,  wenn  man,  analog  wie  dies  hin- 
sichtlich der  Ausgaben  und  Einnahmen  geschehen  ist,  diesem  Ab- 
schnitte über  das  Aktivvermögen  der  politischen  Gemeinden  einen 
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solchen  über  das  P a s s i v v e r möge  n der  genannten  Körperschaften  ge- 
c^cnüberstellon  würde.  Aber  infolge  der  Art  und  Weise  der  Erhebung 
der  Gemeindefinanzen  des  Jahres  1906,  welche  dieser  Betrachtung  zu 
rrrundc  liegt,  ist  dies  nicht  möglich,  da  nicht  alle  Städte  eine  scharfe 
Th-eniiunrr  ^zwischen  den  Schulden  der  drei  Körperschaften  politische 
Gemeinde,  Ortsarmenverband  und  Schulgemeinde  eintreten  lassen.  Zwar 
sind  die  Erhebungsformulare,  welche  das  Statistische  Landesamt  für 
die  Genicindefinanzstatistik  aufgestellt  hat,  auf  jene  Dreiteilung  b^ 
rechnet,  ja  schreiben  sie  sogar  vor,  aber  schon  hinsichtlich  der  Schul- 
gemeinden ist  es  nicht  immer  möglich,  deren  Schulden  von  denjenigen 
der  politischen  Gemeinden  zu  trennen,  da  die  Städte  die  Anleihen  der 
Schulgemeinden  mit  denen  der  politischen  Gemeinden  vielfach  ver- 
meiif^mi,  und  noch  häufiger  ist  diese  Vereinigung  hinsichtlich  der  An- 
Icihwi  der  politischen  Gemeinden  und  derjenigen  der  Ortsarmenver- 
bände zu  bemerken.  Auch  nach  den  Angaben  über  die  Verwendungs- 
zwecke der  Anleihen  ist  eine  solche  Trennung  nicht  durchzuführen,  da 
ganz  allgemeine  Angaben,  Avie  „Neubauten  , ,, Ankauf  \on 
stücken“  und  ähnliche,  vorliegen.  Es  Avird  daher  der  Abschnitt  „Schul- 
den“ erst  nach  Betrachtung  der  Ausgaben,  Einnahmen  und  des  Ver- 
möo-ens  der  Ortsarnienverbände  und  der  Schulgemeinden  folgen,  und 
zwar  werden  dabei  alle  drei  Körperschaften  zusammengefaßt  werden. 


11.  Die  Ortsarmein  erliäiule 

Vorbemerkun'^ 

Für  die  heute  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das 
ArmenAvesen  in  Deutschland  ist  als  Grundlage  das  Gesetz  über  den 
UnterstützungsAvohnsitz  vom  6.  Juni  1870  anzusehen,  abgeändert  durch 
die  Beichsgesetze  A’om  12.AIärz  1894  und  Amm  SO.AIai  1908  und  in 
seiner  neuen  Fassung  herausgegeben  als  „Gesetz  über  den  Lnter- 
stützungswohnsitz“  vom  30.AIai  1908.  Dieses  Gesetz  gilt  im  ganzen 
Deutschen  Reiche  mit  Ausnahme  von  Bayern,  wo  noch  heute  das  Heimats- 
prinzi])  die  Grundlage  der  Unterstützungspflicht  bildet.  V ahrend  also 
in  Bayern  bei  Personen,  Avelche  dort  das  Heimatsrecht  erlangt  haben, 
die  Heimatsgemeinde  den  Verarmten  aufnehmen  muß,  mochte  er  ihr 
durch  jahrelange  AbAvesenheit  auch  noch  so  fremd  gCAVorden  sein,  oder 
hei  solchen  Personen,  welche  noch  kein  Heiniatsrecht  erworben  haben, 
die  Erstattuiigspflicht  dem  Staate  obliegt,  gelten  für  das  übrige  Deutsch- 
land, also  audi  in  Sachsen,  die  Bestimmung  über  den  Unterstützungs- 
Wohnsitz,  dessen  Erwerb  und  Verlust  im  Prinzipe  vom  Aufenthalte  ab- 
hängig gemacht  wird.  Schon  durch  das  Gesetz  vom  6.  Juni  1870  wurde 
bestimnit,  daß  die  öffentUehe  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Deutscher 
durch  Ortsarmenverbände  und  durch  Landarmenverbände  geübt  wer- 
den soll.  Wo  solche  räumlich  abgegrenzte  Land-  und  Ortsarmeni  er- 
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)ändG  noch  nicht  bestanden,  mußten  sie  binn(  n bestimmter  Frist  ein- 
ijerichlet  werden.  Erworben  wird  der  Unterstützungswohnsitz  durch 
i.)  Aufenthalt,  b)  Verehelichung,  c)  Abstammung,  betreffs  des  Auf- 
mthalts  bestimmt  das  Heichsgesetz  vom  30.  Mai  1908,  daß,  wer  inner- 
lalb  eines  ürtsarmenverbandes  nach  zurückgelegtem  16.  Lebensjahre 
. Jahr  lang  ununterbrochen  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt 
lat,  dadurch  in  demselben  den  Unterstützungswohnsitz  erwirbt.  Ferner 
eilt  die  Ehefrau  vom  Zeitpunkte  der  Eheschließung  ab  den  Unter- 
tützungswohnsitz des  Vlannes.  Eheliche  und  den  ehelichen  gesetz- 
ieh  gleichstehende  Kinder  teilen  den  Unterstützungswohnsitz  des 
/aters,  uneheliche  denjenigen  der  Mutter  liis  zur  Vollendung  des 
LG.  Lebensjahres  oder  bis  zur  etwaigen  früheren  Verheiratung  der  Töch- 
er.  \'erloren  geht  der  Unterstützungswohnsitz  a)  durch  einjährige 
munterbrochene  Abwesenheit  nach  zurückgelegtem  16.  Lebensjahre, 
))  durch  Erwerb  eines  anderweitigen  Unterstützungswohnsitzes,  c)  durch 
Lüilangung  der  Landarmeneigenschaft.  Als  Landarme  sind  solche  Per- 
.onen  anzusehen,  zu  deren  Unterstützung  kein  Ortsarmenverband  ver- 
iflichtet  ist,  sei  es,  daß  diese  Personen  überhaupt  noch  keinen  Unter- 
itützungswohnsitz  erworben  haben,  oder  daß  sie  ihren  alten  Unter- 
itützungswohnsitz  verloren,  einen  neuen  aber  noch  nicht  erworben  haben, 
)der  daß  der  Unterstützungswohnsitz  nicht  ermittelt  werden  kann.  Die 
Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Land-  und  Ortsarmenverbände 
st  den  Landesgesetzgebungen  überlassen  geblieben.  Doch  darf  die  Mit- 
gliedschaft zum  Armenverbande  nicht  an  ein  bestimmtes  Glaubens- 
lekenntnis  geknüpft  sein,  ln  Sachsen  hat  der  Staat  die  Obliegenheiten 
les  „Landarmenverbandes  für  das  Königreich  Sachsen“  übernommen. 
Perner  sind  hier  durch  Verordnung  aus  dem  .Jahre  1871  die  früheren 
, Heimatsbezirke“  (einzelne  Gemeinden  oder  selbständige  Gutsbezirke 
)der  mehrere  derselben)  zu  ,, Ortsarmenverbänden“  im  Sinne  des  Reichs- 
jesetzes  erklärt  worden.  Eine  Änderung  des  Gebiets  eines  Ortsarmen- 
.’erbandes  bedarf  der  kreishauptmannschaftlichen  Genehmigung.  Die 
Land-  und  Ortsarmenverbände  stehen  in  bezug  auf  die  Verfolgung 
hrer  Rechte  einander  gleich.  Der  Landarmen  verband  bedient  sich  jc- 
loch  bei  der  Unterstützung  von  solchen  Hilfsbedürftigen,  für  deren 
[Jnterstützung  endgültig  kein  Ortsarmenverband  aufzukommen  hat,  der 
Ortsarmenverbände  als  seiner  Organe.  Organe  der  Ortsarmenverbände 
und  in  den  Städten  mit  Revidierter  Städteordnung  der  Stadtrat,  bzw. 
jnter  ihm  die  Armendejiutation,  in  den  übrigen  Gemeinden  der  Bürger- 
meister oder  der  Gemeindevorstand,  in  zusammengesetzten,  d.  h.  mehr 
ils  eine  Gemeinde  umfassenden  Ortsarmenverbänden,  diejenige  Obrig- 
keit, welche  bei  Bildung  des  Bezirks  oder  später  mit  diesem  Geschäfte 
beauftragt  worden  ist  oder  beauftragt  wird.  Die  Verwaltung  des 
Armenwesens  selbst  erfolgt  unter  Vlitwirkung  von  Angehörigen  des 
Ortsarmenverbandes.  In  zusammengesetzten  Ortsarmenverbänden  ist 
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dazu  ein  Vrmenverein  zu  bilden,  der  aus  geeigneten  Bewohnern  des 
Ortsarmenverbandes  zu  bestehen  hat.  Mitglieder  des  Armenvereins  sind 
stets  vermöge  ihres  Amtes  die  Gemeindevorstände,  Ortsrichter,  \ or- 
steher  oder  Verwalter  der  im  Verbandsbezirke  bestehenden  milden  Stif- 
tuno-en.  Armen-,  Kranken-  und  Waisenhäuser.  Ferner  sind  zum  Bei- 
tritt aiifzufordern  die  Rittergutsbesitzer,  in  deren  Abwesenheit  ihre 
Ik  Verwalter  oder  Pächter,  die  Geistl ichen,  die  Lehrer,  Ärzte  und  Vorsteher 

] von  privaten  Wohltätigkeitsvereinen  und  ähnlichen  Instituten.  In  den 

nur  eine  einzige  Gemeinde  umfassenden  Ortsarmenverbänden  besorgt 
das  Armenweeen  der  Gemeinderat  bzw.  Stadtgenieinderat,  welcher 
) ebenfalls  die  vorgenannten  Personen  zur  Teilnahme  aufzufordern  hat. 

Zweck  der  Armenpflege  ist:  der  Verarmung  der  einzelnen  Individuen 
soviel  als  möglich  zuvorzukommen,  die  Unterstützung  der  schon  Ver- 
armten und  die  Aufsicht  über  diejenigen,  welche  schon  der  öffentlichen 
Armenpflege  anhcimgefallen  sind.  Die  Bestimmungen  über  Art  und 
Maß  der  Armenpflege  sind  der  landesgesetzlichen  Regelung  überlassen. 
In  Sachsen  sind  Gegenstand  der  Armenpflege:  1.  Verabreichung  von 
Almosen,  2.  Krankenpflege,  3.  Kindererziehung,  4.  Verschaffung  von 
Unterkommen,  5.  gänzliche  Versorgung.  Als  der  öffentlichen  Unter- 
stützung bedürftig  gilt  nur  derjenige,  welcher  seinen  notdürftigen 
Unterhalt  ganz  oder  zum  Teil  nicht  von  andern  ihm  rechtlich  dazu 
Verpflichteten  erlangen  kann,  auch  solchen  nicht  von  andern  freiwillig 
empfängt  und  sich  ebensowenig  selbst  notdürftig  ernähren  kann.  Die 
* Leistungsverbindliclikeit  der  Arnienverbände  ist  eine  öffentlich-recht- 

liche und  besteht  dem  Reiche  gegenüber,  welches  die  Erfüllung  der 
Verbindlichkeit  durch  staatliche  Aufsichtsorgane  überwachen  läßt.  Der 
Hilfsbedürftige  ist  jedoch  nicht  forderungsberechtigt  im  technischen 
Sinne,  er  hat  keinen  Rechtsanspruch  auf  Gewährung  vonU  nterstützung, 
mithin  auch  keine  Klage.  Selbstverständlich  ist  es  ihm  ebenso  wie 
jedem  Dritten  unbenommen,  die  Aufsichtsbehörde  im  Beschiverdewege 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  ein  Ortsarmenverband  die  ihm  ob- 
liegende öffentlich-rechtliche  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt.  Von  Wich- 
tigkeit ist  noch,  daß  die  vorläufige  Unterstützung  jedes  Deutschen  von 
demjenigen  Ortsarmen  verbände  zu  geschehen  hat,  in  dessen  Beziik  er 
^ sich  beim  Eintritte  der  Hilfsbedürftigkeit  befindet.  Jedoch  erfolgt 

diese  vorläufige  Unterstützung  vorbehältlich  des  Anspruches  auf  Ei- 
stattung  der  Kosten  bzw.  auf  Übernahme  des  Hilfsbedürftigen  gegen 
^ den  hierzu  verpflichteten  Armenverband.  Streitigkeiten  zivischen  \ei- 

schiedenen  Armenverbänden  über  die  öffentliche  Unterstützung  Hilfs- 
bedürftiger werden,  wenn  die  streitenden  Teile  einem  und  demselben 
Bundesstaate  angehören,  auf  dem  durch  die  Landesgesetze  vorgeschiie- 
benen  Wege  entschieden,  andernfalls  entscheidet  in  zw  eitei  Instanz 
das  Bundesamt  für  Heimatwesen,  eine  ständige  kollegiale  Behöidc, 
w^elche  ihren  Sitz  in  Berlin  hat.  Gegen  die  Entscheidung  dieses  Bundes- 
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i.mts  ist  ein  weiteres  iiechtsmittel  nicht  zulässig.  Der  endgültig  zui 
Jnterstützung  und  Kostenerstattung  verpflichtete  Armenverband  ist 
>erechtigt,  auf  seine  Kosten  die  Überführung  des  Hilfsbedürftigen  in 
ein  Gebiet  zu  verlangen.  Auch  Ausländer  sind  vorläufig  von  dem- 
enigen  Ortsarmenverbande  zu  unterstützen,  in  dessen  Bezirke  sie  sich 
)eim  Eintritte  der  Hilfsbedürftigkeit  befinden,  doch  ist  dabei  der- 
jenige Bundesstaat  zur  Kostenerstattung  verpflichtet,  w'elchein  der 
interstützcnde  Ürtsarmenverband  angehört,  unbeschadet  dei  völkei 
'echtlichen  vertragsmäßigen  Verpflichtung  auswärtiger  Staaten  zur 
Kostenerstattung  oder  Übernahme  ihrer  Hilfsbedürftigen.  Ist  ein  Oits- 
irmenverband  zur  Zahlung  der  ihm  endgültig  auferlegten  Kosten  laut 
Bescheinigung  der  ihm  Vorgesetzten  Behörde  ganz  oder  teilweise  außoi 
Stande,  so  hat  der  Bundesstaat,  welchem  er  angehört,  entw'cder  mittel- 
bar oder  unmittelbar  für  die  Erstattung  zu  sorgen.  Von  Bedeutung  ist 
noch  die  Bestimmung,  daß  jede  öffentliche  Armenunterstützung  nur 
ils  Vorschuß  zu  betrachten  ist.  Hiernach  ist  also  die  Untei Stützungs- 
verbindlichkeit der  Armenverbände  eine  öffentlich-rechtliche  obligatio 
ad  inutuum  daiidum  (bisweilen  auch  wde  z.  B.  beim  Leihen  von  rlaiid- 
werkszeug  für  bestimmte  Verrichtungen  ad  commodandura),  und  dem 
Unterstützten  erwächst  die  zivilrechtliche  Verbindlichkeit,  die  ge- 
liehene Summe  (oder  den  Preis  der  von  seiten  des  Ortsarmenveibandes 
für  den  Hilfsbedürftigen  beschafften  Isiaturalien)  zu  erstatten.  Hat 
aber  ein  Armenverband  einem  Hilfsbedürftigen  Leistungen  gewährt, 
zu  deren  Gewährung  ein  Dritter  aus  andern  als  den  durch  das  Reichs- 
gesetz  vom  SO.^Iai  1908  begründeten  Titeln  verpflichtet  ist,  so  geht 
die  Forderung  des  Hilfsbedürftigen  wider  den  Dritten  regelmäßig  auf 
den  Armenverband  bis  zum  Betrage  der  von  demselben  geleisteten 


Unterstützung  über. 

Für  das  Königreich  Sachsen  kommen  außer  diesen  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes  über  den  Uiiterstützungswohnsitz  noch  diejenigen  der 
Armenordnung  vom  2.  Oktober  1840,  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1868,  be- 
treffend die  Aufhebung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der 
genannten  Armenordnung,  sowie  die  Ausführungsverordnungen  vom 
6.  Juni  1871  zum  Bundesgesetz  über  den  Unterstützuiigswohnsitz  in 
Betracht.  Auch  gehören  hierher  die  Bestimmungen  des  Artikels  IV 
§ 12  e der  Städteordnung  für  mittlere  und  kleine  Städte  sowie  ^ 74e 


der  Revidierten  Landgenieindeordnung.  Schließlich  ist  noch  zu  be- 
merken, daß  neben  der  schon  erwähnten  Bildung  der  einzelnen  Armeii- 
verbände  sowie  der  Festsetzung  von  Art  und  Maß  der  öffentlichen 
Unterstützung  auch  die  Aufbringung  der  von  diesen  Verbänden  ge- 
brauchten Mittel  der  Landesgesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten 
zur  Regelung  überlassen  wmrden  ist.  Für  Sachsen  gilt  in  dieser  Be- 
ziehung folgendes;  In  jedem  Armenverbande  soll  eine  besondere 
Armenkasse  für  sämtliche  den  Zwecken  der  öffentlichen  Armenfür- 


Die  Armenordnung  für  das  Königreich  Sachsen  H7 

sor-e  gewidmeten  Einnahmen  und  Ausgaben  vorhanden  sein.  Neben 
den  no°ch  ortsstatutarisch  etwa  fertgosetzten  Posten  sollen  nach  landes- 
gesetzlicher Vorsclirift  in  diese  Kasse  fließen . Ohtoher 

® 1 gemäß  den  Bestimmungen  der  Armenordnung  roiii 

1840  die  der  Armenkasse  ttherwiesenen  Strafgelder,  welche  Schan 
wirte  zu  entrichten  haben,  wenn  sie  wissentlich  Personen,  die  offen^ 
liehe  Unterstützung  genießen,  und  solchen  Leuten,  von  denen  ihr 
sich  äußerlich  kundgeheiidcn  Persönlichkeit  nach  sich  vermuten  laßt, 
Iß  dem  Müßiggänge  obliegen  0<>“  ™n,  Bettelngehen  oder 
denn  unrechtmäßigen  Erwerbe  leben,  das  Aufliegen,  2“““  “ 
Snielcn  in  ihren  Schankstätten  gestatten,  oder  welche  Kindern,  Sol 
kliaben  und  Lehrlingen  das  Autliegen  in  Schankstatten 
Beoleitung  erwachsener  Personen,  denen  sie  angehoren,  bei  sich  ge 
sTiin,  sowie  diejenigen  Wirte,  welche  es  begünstigen  daß  in  ihren 
Schankstätten  Trinkgäste  sich  in  Branntwein 
und  starken  Getränken  übernehmen  und  zanken,  Schlageiei 
Exzesse  vornehmen,  wenn  sie  auch  sonst  keine  eigne  Veranlassung  dazu 
geoeben  oder  daran  selbst  keinen  Teil  genommen  haben.  Ferner  e- 
hören  hier  her  die  Strafgelder  wegen  unerlaubter  Abl.altung  " 

Tanzniiisik,  wegen  Fciertagsciitheiligung  und  wegen  Ziiwideihand 
luni’-eu  gegen  die  Hunde-  und  Xachtigallensteuer ; 

2.  laut  Verordnung  vorn  1.  Dezember  1864  Einnahmen  von  der 

Bosteuerung  der  Nachtigallen;  r Ar  • loßa  Dfn' 

3.  die  Abgaben,  welche  zufolge  Gesetzes  vom  O.Mai  1868  bei 

Grundstückscrweibungen,  soweit  sie  nicht  infolge  von  Zwangsver- 

steisrerungeii  eintreten,  zu  entrichten  sind, 

4.  gemäß  Gesetzes  vom  18.  August  1868  die  Einnahmen  der 

Hund^esteuer^^b^aben,  welche  kraft  des  Gesetzes  vom  30  April  1890 
von  öffentlichen  Musikaufführungen,  Gesangs-  und  deklama  orischen 
Vorträgen,  Schaustellungen  und  Lustbarkeiten  aller  Art  erhoben  ^^el- 

die  Abgaben,  welche  nach  § 2 des  Gesetzes  vom  28.  März  1880 

von  dem  Betriebe  von  Wanderlagern  zu  zahlen  sind ; ^ . 

7.  die  Einnahmen,  welche  zufolge  § 7 des  Gesetzes  über  die  Aijs- 
übung  der  Fischerei  in  fließenden  Gewässern  vom  Io.  Oktober  1868 
aus  den  Abgaben  für  Erlangung  einer  Fischkarte  entstehen; 

8 ein  Teil  der  nach  § 25  des  Gesetzes,  das  Jagdrecht  auf  fiem- 
dem  Grund  und  Boden  betreffend,  vom  25.  November  18o8  im  Be- 
traf^e  von  12  M.  zu  entrichtenden  Abgaben  für  Ausstellung  einei  Jagd 
karte,  wovon  9 M.  in  die  Staatskasse  fließen,  3 M.  an  die  Ürtsarmenkasse 

Soweit  der  Bedarf  durch  die  angegebenen  Einnahmen  nicht  ge- 
deckt wird,  ist  der  Felübetrag  von  den  Gemeindemitgliedern  durch 
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Einlagen  aufzubringen.  Bisweilen  findet  man  auch,  daß  freiwillige 
Beiträge  den  Ortsarmenverbänden  von  gemeinnützigen  Gesellschaften 
(der  von  Privaten  gegeben  werden. 

A.  Ausgaben 

Die  gesamten  Ausgaben  aller  Ortsarmenverbände  der  Städte  im 
ICönigreiche  Sachsen  hatten  im  Jahre  1906  die  Höhe  von  8 518  152 AI. 
(rreicht.  Am  höchsten  waren  sie  in  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig, 
vo  sie  3 992 425 Al.  betrugen;  an  zweiter  Stelle  stand  die  Kreishaupt- 
1 .lannscluift  Dresden  mit  2473  496  Al.  ln  dei-  Kreishauptinannschaft 
Chemnitz  beliefen  sie  sich  auf  1 035118  M.  Unter  1 Alill.  Al. 
f Landen  die  Ausgaben  der  Ortsarmenverhändo  der  Kreishauptmann- 
Echaften  Zwickau  und  Bautzen,  und  zwar  hatten  die  Ortsarmenver- 
1 ände  des  Regierungsbezirks  Zwickau  772  691  AL,  diejenigen  desBaut- 
jener  Bezirks  244  422  Al.  Ausgaben  aufzuweisen.  Unter  den  Städten 
steht  Leipzig  an  erster  Stelle,  dessen  Ortsarmenverband  Ausgaben  in 
Höhe  von  3 561  872  Ai.  im  gleichen  Jahre  aufzuweisen  hatte.  Die 
jLUSgahen  des  Ortsarmenverbands  Dresden  beliefen  sich  auf  1961059 
1 lark,  während  im  Ortsarmenverbande  Chemnitz  nur  575  292  Al.  zur 
Deckung  der  Ausgaben  nötig  waren.  Noch  geringer  waren  die  Aus- 
gaben der  Ortsarmenverbände  der  Städte  Plauen,  Zwickau  und  Baut- 
jen;  sie  betrugen  in  Plauen  213  901  AL,  in  Zwickau  171  483  AL  und  in 
Bautzen  66  642  Al. 

Leider  sind  aber  auch  hier  — ebenso  wie  bei  den  politischen  Ge- 
meinden und  Schulgemeinden  • — die  Ausgaben  nicht  so  verzeichnet, 
(aß  man  die  einzelne  Verwendungsart  der  A usgabeposten  genau  er- 
I litteln  könnte,  sondern  die  Städte  pflegen  — und  die  Erhebungsfor- 
mulare haben  sich  dieser  Art  der  Rechnungsführung  angepaßt  — ge- 
'I  ässe  Konten  zu  bilden,  denen  sie  bestimmte  Einnahmen  zuweisen,  um 
( ann  aus  den  einzelnen  so  entstandnen  Teilkassen  gewisse  Gruppen  von 
.i,usgahen  zu  decken,  und  in  den  Rechnungs-  und  Vermögensübersichten 
( iese  Ausgaben  nicht  gemäß  ihrem  Verwendungszwecke  anzugeben, 
fondern  nach  dem  Konto,  aus  welchem  sie  entnommen  worden  sind. 
Bei  den  Ausgaben  der  Ortsarmenverbände  werden  14  solcher  Konten 
unterschieden,  die  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  an  die  bei  den 
Ausgaben  der  politischen  Gemeinden  eingerichteten  Unterabteilungen 
1 nschließen,  nämlich:  1.  Grundbesitz,  2.  Kapitalien,  3.  Gebühren-  und 
Strafgelder  (einschließlich  Jagd-  und  Angelkarten),  4.  freiwillige  Bei- 
1 läge,  5.  Legat-  und  Stiftungszinsen,  6.  indirekte  Steuern ; a)  Besitz- 
uechselabgaben,  b)  Lustbarkeitssteuern,  c)  Hundesteuern,  7.  Schankge- 
werbesteuer und  Abgabe  vom  Branntweinhandel,  8.  Armenunterstützun- 
gen aller  Art  einschließlich  Erstattungen  an  andre  Armenverbände, 
!•.  Besoldungen,  10.  sonstiger  Verwaltungsaufwand,  1 1.  Armenanlagen. 
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12  Zuschuß  aus  der  Stadtkasse,  13.  Zuschuß  aus  andern  Kassen, 
IL  Sonstiges.  Dabei  haben  den  Hauptanteil  an  den  Ausgaben  der 
Ortsarmenverbände  - es  sind,  was  die  Landessumme  betrifft  - 4 o 

ders(4ben  — die  von  diesen  gewährten  Armenunterstützungen  aller  * r , 
welche  sich  im  Jahre  1906  einschließlich  der  Erstattungen  an  andre 
Armenverbände  im  Königreiche  Sachsen  auf  6o90  017  Ai.  beliefen. 
Daran  sind  die  Ortsarnienverbände  der  einzelnen  Kreishauptmann- 
schaften wie  folgt  beteiligt: 

Bautzen  mit  184  865  M.  Leipzig  mit  2 778  356  M. 

Chemnitz  „ 888  235  „ Zwickau  „ 586  91-  „• 

Dresden  „ 2 151  649  „ 

Bei  den  Kreis-  und  Großstädten  entfallen  hiervon  auf 

Bautzen  44  393  M.  Leipzig  2 439  939  M. 

Chemnitz  517  757  „ Zwickau  ” 

Dresden  1 761  721,,  Plauen  <8167,,. 

Es  fol-en  nun  hinsichtlich  der  Höhe  ihres  Betrages  diejenigen  Aus- 
gaben (1er  Ortsarmenverbände,  die  unter  dem  Sammelbegriff  „sonstige 
zusammengefaßt  sind  und  während  des  Jahre  1906  ini  Lande  9,6  o/o 
aller  Auscraben  der  Ortsarnienverbände  Sachsens  oder  in  absoluten  Zah- 
len ausgedrückt  834104  Al.  ausmachten.  Auf  die  einzelnen  Kreis- 
hauptmannsebaften  verteilt  sich  diese  Summe  folgendermaßen : 

Bautzen  254  M.  Leipzig  805  984  M. 

Chemnitz  5 863,,  , Zwickau  4 438,,. 

Dresden  17  565  „ j 

Von  den  Kreis-  und  Großstädten  kommt  nur  eine,  nämlich  Leipzig,  in 
Betracht,  dessen  Ortsarnienverband  Ausgaben  zu  verzeichnen  hat,  die 
sich  nicht  in  die  üblichen  Ausgabegruppen  einreihen  lassen,  sondern 
unter  „sonstige“  erscheinen.  Es  sind  dies  799  603  Al.  An  nächster 
Stelle  stehen,  was  die  Höhe  des  Anteiles  an  der  Gesamtsumme  der 
Auso-aben  der  Ortsarnienverbände  betrifft,  diejenigen  für  Besoldun- 
gen °welche  6,6 o'o  aller  städtischen  Ortsarmenverbandsausgaben  Sach- 
sens’ ausmachon  oder  in  absoluten  Zahlen  557  238  AI.  im  Jahre  1906 

betruo-en.  Die  einzelneiiKreishauptmannschaften  sind  sehr  verschieden  an 
dieser^’Summe  beteiligt.  Während  nämlich  in  der  Kreishauptmannschalt 

Bautzen  sich  diese  Ausgaben  auf  7339  AI.  beliefen,  stieg  der  Betrag 
in  der  Kreisbauptmannsebaft  Chemnitz  auf  47  028  AI.,  in  der  Kreis- 
hauptmannschaft  Zwickau  auf  69  021  AL,  in  der  Kieishauptmann 
Schaft  Dresden  sogar  auf  198  645  AI.  und  erreichte  in  der  Kreishaupt- 
“ mannschaft  Leipzig  mit  235  205  Al.  seinen  Höhepunkt.  Etwas  anders 

gestaltet  sich  diese  Reihenfolge,  wenn  wir  statt  der  Kreishauptmann- 
schaften  die  Kreis-  und  Großstädte  ins  Auge  fassen.  Zwar  ist  auch 
hier  die  Stadt  Bautzen  an  erster  Stelle  zu  nennen,  da  ihr  Orts- 
armenverband den  geringsten  Aufwand  - 362  AI.  waren  es  im 
Jahre  1906  — für  Besoldungen  aufzuweisen  hat.  An  zweiter  feteiie 
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folgt  Zwickau  mit  22  768  M.,  hierauf  Plauen  mit  23  144  M.,  an  vierter 
Stelle  Chemnitz  mit  26913]\I.,  dann  Dresden  mit  1/2305^1.,  endlich 
an  letzter  Stelle  Leipzig,  dessen  Ortsarmenverband  die  höchsten  Aus- 
o-aben  für  Besoldungen,  nändich  218  264  M.,  hatte. 

Untersuchen  wir  die  Ausgaben  der  Ortsarmeiiverbände  auch  weiter- 
hin nach  ihrer  Höhe,  so  folgen  jetzt  diejenigen  für  den  „sonstigen 
Verwaltungsaufwand“,  welche  im  Jahre  1906  im  Königreiche  Sachsen 
3,1  o/o  aller  Ausgaben  der  Ortsarmenverbändu,  d.  h.  eine  Summe  von 
267  751  M.  erreicht  hatten.  Auf  die  einzelnen  Kreishauptinaiinschaften 
verteilte  sich  diese  Summe  in  der  Weise,  daß  davon  auf  die  Kreis- 
hauptmannschaften 

Leipzig  77  07()  M.  Chemnitz  59  978  M. 

Dresden  62  535  „ Bautzen  7 422  „ 

Zwickau  60  240  „ 

entfielen.  Hinsichtlich  der  Kreis-  mid  Großstädte  ist  zu  bemerken, 
daß  der  Ortsarmenverband  Bautzen  für  Besoldungen  362  M.  zu  zahlen 
hatte;  in  der  Stadt  Zwickau  beliefen  sich  diese  Ausgaben  auf  22  768 
Mark,  in  Plauen  auf  23 144  M.,  in  Chenmitz  auf  26  913^1.  Über 
100  000  M.  an  Besoldungen  hatten  zu  zahlen  Dresden  (172  305M.) 
und  Leipzig  (218264M.). 

1,8  o/o  aller  Ausgaben  der  Ortsarmenverbände  wurden  aus  den  Zins- 
einnahmen der  Legate  und  Stiftungen  gedeckt;  die  Summe  betrug 
149  407  M.,  woran  die  Ortsarmenverbände  der  Kreishauptmannsehaften 

Bautzen  mit  16  245  M.  Dresden  mit  27  509  M. 

Zwickau  „ 17  064  „ Leipzig  „ 65  132  „ 

Chemnitz  „ 23  457  „ 

Anteil  hatten.  Von  den  Kreis-  und  Großstädten  haben  nur  drei,  nämlich 
Bautzen,  Leipzig  und  Zwickau,  die  Zinsen  ihrer  Stiftungen  und  Le- 
gate zur  Bestreitung  eines  Teiles  der  Ausgaben  ihrer  Ortsarmenver- 
bändo  verwendet,  und  zwar  Bautzen  351  ]\L,  Zwickau  6935  AL  und 
Leipzig  41 156  AL 

Zwischen  0 und  1 o/o  aller  Ausgaben  der  Ortsarmenverbände  stehen 
diejenigen,  deren  Befriedigungsmittel  den  Irinnahmen  aus  Grundbe- 
sitz entnommen  werden  (0,4  o/o);  dann  folgen  die  Ausgaben,  welche 
ihre  Deckung  fanden  aus  den  Zinsen  von  Kapitalien  und  aus  Zuschüssen 
von  andern  Kassen  (je  0,3 o/o),  aus  den  Einnahmen  an  freiwilligen 
Beiträgen  (0,2  o/o),  aus  den  Erträgnissen  der  Armenanlagen  (0,1  o/o), 
aus  Gebühren  und  Strafgeldern,  indirekten  Steuern,  der  Schankge- 
werbesteuer  und  Abgabe  von  Branntweinhaudel  sowie  aus  Zuschüssen 

der  Stadtkasse  (je  unter  0,1  o/o). 

Natürlich  verändern  sich  diese  Prozentzahlen,  wenn  man  statt  der 
Landessumme  die  kreishauptmannschaftlichen  Summen  oder  die  Be- 
träge der  einzelnen  Städte  an  der  entspreclnmden  Stelle  einsetzt.  Je- 
doch sind  diese  Beträge  größtenteils  so  unbedeutend,  daß  es  zu  weit 
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führen  würde,  sie  alle  einzeln  hier  anzuführen,  weshalb  auch  hinsicht- 
lich der  absoluten  Zahlen  dieser  Ausgabeposten  auf  die  beigegebeno 

Tabelle  verwiesen  sei. 

B.  Einnahmen 

Im  Jahre  1906  beliefen  sich  die  Einnahmen  der  Ortsarinenver- 
bände  der  sächsischen  Städte,  über  deren  Herkunft  in  dem  einleitenden 
allgemeinen  Abschnitte  bereits  näheres  gesagt  worden  ist,  auf  8 61 
Mark;  davon  entfallen  auf  die  Ortsarnienverbände  der  Kreishaupt- 

manuschaften^  3 993  766  M.  Zwickau  834  230  .M. 

Dresden  2 497  334  Bautzen  240  <84  „ . 

Chemnitz  1 045  202  „ 

Bei  Leipzig  und  Dresden  entfällt  der  Hauptanteil  an  der  Kreissumme 

auf  die  ^betreffende  Groß-  und  Kreisstadt;  auch  m 
Anteil  der  Stadt  Chemnitz  an  der  Kreissumme  noch  über  oO  /o. 
kann  dies  nicht  bezüglich  der  Kreisstadt  Zwickau  und  der  Großstadt 
Plauen  gesagt  werden,  ln  der  Stadt  Leipzig  die  Liuuahin^^^^ 

des  ürtsarmenverbandes  die  beträchtliche  Hohe  von  ai 

Ortsarmenverband  Dresden  hatte  eine  J ahreseiunahme  von  1 961  Ob  J M., 
und  im  Ortsarinenverbaiide  Chemnitz  waren  an  Einnahmen  o < o ..  M. 
zu  verzeichnen,  ln  der  Stadt  Plauen  betrug  die  Eiimahme  des  ürts- 
armonverbandes  263  969  M.  und  in  Zwickau  181  303  M.  Auch  die  Ein 
• nahmen  der  Ortsarmenverbände  sind,  wie  dies  schon  bei  den  Aufgaben 

der  Fall  war.  in  den  Erhebungsformularen  nicht  so  angegeben,  daß 
man  genau  ihren  Ursprung  ersehen  könnte,  sondern  sie  sind  nach  den- 
selbeS  Gesichtspunkten  gegliedert,  wie  dies  bezüglich  der  Ausgaben 

näher  gekennzeichnet  worden  ist.  , , ■ i i 

Bei  den  Einnahmen  ist  jedoch  das  Prozentverhältnis  der  enizelneu 

Konten  zueinander  etwas  anders*  als  bei  den  Ausgaben  und  soll  daher 
nn  folgenden  kurz  dargestellt  werden.  Von  der  Gesamtsumme  der  Em- 
nahmen  aller  Ortsarmenverhände  der  sächsischen  fetadte,  deieu  Betiag 
am  Anfänge  dieses  Abschnittes  angegeben  worden  ist  nehmen  pro- 
zentual den  größten  Teil  in  Anspruch  diejenigen,  welche  den  Urts- 
armenverbändeu  aus  der  Stadtkasso  des  betreffenden  Ortes  als  Zuschüsse 
ijewährt  werden  und  welche  1906  45,lo,o  aller  Einnahmen  der  städti- 
schen Ortsarmenverbände  ausmachten.  In  absoluten  Wahlen  ausge- 
drückt, betrug  die  Summe  aller  dieser  Zuschüsse  aus  den  Stadtkassen 
■**  1906  3 882  407  M.  Es  entfallen  davon  auf  die  Städte  der  Kreishaup  - 

mannschaften  . .c-oa-at 

Leipzig  1810  624  M.  Zwickau  16<  20<  M. 

Dresden  1 653  668  ,,  Bautzen  16  186  . 

Chemnitz  234  722  ,, 

Von  den  in  diese  Betrachtung  einbezogenen  Städten  haben  vier,  nämlich 
Leipzig,  Dresden,  Chemnitz  und  Zwickau  ihren  Ortsarmenverhandeii 
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Zuschüsse  aus  der  Stadtkasse  gewährt,  und  zwar  Leipzig  1 759  339  M., 
Dresden  1596164  M.,  Chemnitz  165  967  M.  und  Zwickau  46493  M. 

An  zw'eiter  Steile  kommen  hinsichtlich  der  Höhe  der  Einnahmen 
der  Ortsarmenverbände  diejenigen  aus  indiriLten  Steuern,  und  zwar 
sind  hierbei  die  Besitzwechselabgaben,  die  Liistbarkeitssteuern  und  die 
Hundesteuern  zusainmengefaßt.  Die  Einnahmen  aus  diesen  drei  Steuer- 
arten umfaßten  im  Jahre  1906  16,5o/o  aller  Einnahmen  der  städti- 
schen Ortsarmenverbände,  wobei  die  Besitzwechselabgaben  8,3 o/o,  die 
Lustbarkeitssteuern  6,3 o/o  und  die  Hundesttuern  1,9 o/o  ausmachten. 
Bei  Betrachtung  <ler  absoluten  Zahlen  ergibt  sich,  daß  die  Ortsarmen- 
verbändo  der  Städte  vereinnahmt  haben: 


im  Bezirke 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 


an  Besitzwechsel- 
abgabeu 

586  M. 

257  641  „ 

31  290  „ 

255  152  „ 

138  308  „ 


Lustbarkeits- 

Hunde- 

steuorn 

steuern 

17  181  M. 

16  228  M. 

83  02S  „ 

26  409  „ 

170  771  „ 

19  152  „ 

175  999  „ 

37  433  „ 

538  425  „ 

90  443  „ , 

nisse  so,  daß  eingenommen  worden  sind  an 


Besitzwechsel- 

Lustbarkeits- 

Hunde- 

abgaben 

steuern 

steuern 

in 

Bautzen 

21  020  M. 

4 677  M. 

5 850  M 

Chemnitz 

228  636  „ 

41033  „ 

11 

Dresden 

11 

135  498  „ 

n 

Leipzig 

212  907  „ 

135  185  „ 

11 

Zwickau 

30  067  ,, 

17  141  „ 

15  096  „ 

11 

Plauen 

70  066  „ 

29  363  „ 

28  402  „ . 

Als  nächstes  Einnahmekonto  der  Ortsarmenverbände  sind  die 
Arnienunterstützungen  aller  Art,  insbesondere  Erstattungen  von  andern 
Armonverbänden  zu  betrachten.  Die  Einnahmen  dieser  Kategorie  be- 
liefen sich  1906  auf  1 370  000  M.  in  ganz  wSachsen,  wovon  entfallen 
sind  auf  die  Kreishauptmannschaften 

Leipzig  569  744  M.  Zwickau  182  146  M. 

Dresden  340  537  „ Bautzen  50  244 

Chemnitz  227  329  „ 

Die  Kreis-  und  Großstädte  waren  hieran  beteiligt  wie  folgt: 

Leipzig  mit  445  304  M.  ' Plauen  mit  78  167  M. 

Dresden  „ 188  409  „ | Zwickau  „ 24  801  „ 

Chemnitz  „ 103  780  „ j Bautzen  ,,  5 809 

Xicht  unbedeutend  sind  auch  die  Einnahmen  der  Ortsarmenver- 
bändo,  w^elche  in  den  Rechnungsübersichten  unter  ,, sonstige“  er- 
scheinen. Sie  hatten  insgesamt  1906  die  bedeutende  Höhe  von  781849 
M ark  erreicht,  was  9,1  o/o  aller  Einnahmen  bedeutet.  Am  höchsten 
waren  diese  nicht  näher  gekennzeichneten  Einnahmen  in  der  Kreis- 
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hauptmannschaft  Leipzig,  wo  sie  739  964  M.  betrugen,  einschlmß- 
■ lieh  737  033  M.  von  der  Stadt  Leipzig.  An  zweiter  Stelle  stehen  h 

sichtlich  dieser  Eiiinahmeii  die  Ortsarmenverbände  der  lY'eishaupt- 
mannschaft  Dresden,  welche  33  732  ^1.  Einnahmen  dieser  Art  zu  ler- 
leichneu  hatten  mit  12  444  M.  der  Stadt  Dresden.  Die  Ortsarmeiiver- 
bände  der  übrigen  Krei^-  und  Großstädte  hatten  keine  Einnali^en 
^ dieser  Art  aufzuweisen ; wohl  aber  finden  wir  in  den  noch  nicht  ei- 

wähnten  Kreishauptmaiiiischafteii  Ortsarmciiverbäiide  verschiedener 
anderer  Städte,  welche  Einnahmen  unter  dieser  Sammelrubrik  zu  vei- 
zeichnen  hatten,  und  zwar  betrugen  diese  in  der  Kreishauptinaiinsch^ 
Chemnitz  5697  ^L,  in  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen  16UJ  -U. 

und  in  der  Kreishaupt  maimschaft  Zwickau  84 

5 40/0  aller  Eiiiiiahmeii  der  Ortsarmenverbände  sind  solche,  weiche 
aus  den  Armenanlagen  der  Städte  hervorgeheii.  1906  hatten  diese 
Einnahmen  eine  Höhe  von  465  694  ^1.  erreicht.  n a en  vrcis 
hauptmannschaften  finden  wir  einzelne  Städte,  welche  solche  Aniien- 
anlagen  eingeführt  haben;  von  den  Kreis-  und  Großstadteii  Sach- 
sens waren  es  1906  nur  zwei,  nämlich  Bautzen  und  Hauen, 
ln  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen  sind  1906  an  solchen 
anlagen  erhoben  worden  37  269  M.,  davon  15  246  ^1.  in  der  Stadt 
4 Bautzen.  Die  Ortsarmenverbände  der  Ivreishauptmaiinschaft  Chemni  z 

haben  im  Jahre  1906  durch  Armeiiaiilagen  123  334  M.  eingenommen, 
dieienigen  der  Kreishauptmaniischaft  Dresden  146  31-  H-,  die  clor 
* Kreishauptmaniischaft  Leipzig  67  499  und  die  in  der  vieis  aup 

mannsehaft  Zwickau  gelegenen  91275  M.;  von  der  letzteren  ^umme 

entfallen  55101  M.  auf  die  Stadt  Plauen. 

Noch  zu  erwähnen  sind  die  Einnahmen,  welche  den  Ortsarmen- 
verbänden aus  ihren  Kapitalien  zufließen.  Es  werden  dies  größtenteils 
Zinseinnahmen  sein,  die  sich  auf  eine  nutzbringeii^de  AiJegiing  der 
Kapitalien  gründen.  Diese  Einnahmen  hatten  im  Jahre  1906  die  Ho  le 
von  284  235  M.  erreicht.  An  dieser  Summe  waren  beteiligt  die  Kreis- 

hauptmannschaften 

Leipzi^r  mit  206  232  M.  Bautzen  mit  9 835  M. 

Dresden  „ 31  236  ,,  Chemnitz  ,,  < 51- 

Zwickau  „ 29  420  „ 

Von  den  Kreis-  und  Großstädten  hatte  nur  Plauen  keine  derartigen 
Einnahmen  aufzuweisen.  In  der  Stadt  Chemnitz  betrugen  sie  1911  M 
in  Bautzen  2796  M.,  in  Zwickau  6562  M.,  in  Dresden  26  017  M.  und 

in  Leipzig  erreichten  sie  die  Höhe  von  195  592  M. 

Nicht  unbedeutend  sind  auch  die  Einnahmen  der  Ortsarmenver- 
bände an  Legat-  und  Stiftungsziiisen,  welche  im  Jahre  1906  ..,10/o 

aller  Ortsarmenverbandseinnahmen  Sachsens  ausmachten  und  insgesamt 
183  943  M.  betrugen.  Dieser  Betrag  verteilt  sich  auf  dae  einzeinen 
Regierungsbezirke  folgendermaßen : 
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Leipzig  70  335  M. 

Dresden  32  42G  „ 

Bautzen  30  275 


Chemnitz  28  777  M. 
Zwickau  22  130  „ . 


Von  den  Kreis-  und  Großstädten  ist  hier  an  erster  Stelle  zu  nennen 
Leipzig  mit  41 156  Al.  Die  entsprechenden  Einnahmen  der  übrigen 
Ortsarmenverbände  fallen  allerdings  gegenüber  dieser  Ziffer  ganz  er- 
heblich ab;  sie  betrugen  nämlich  in  Zwickau  6935  M.,  in  Chemnitz 
3641  M.,  in  Bautzen  475  AI.,  in  Plauen  376  M.  und  in  Dresden  30  AI. 

Unter  l<>/o  aller  Einnahmen  der  städtischen  Ortsarmenverbände 
bewegten  sich  1906  diejenigen  aus  Gebühren  und  Strafgeldern  (0,8o/o), 
des  Konto  „sonstiger  Verwaltungsaufwand“  (0,7o/o),  aus  Zuschüssen 
anderer  Kassen  (0,4  o/o),  aus  frehvilligen  Beiträgen  (0,3  o/o),  aus  der 
Schankgewerbestcuer  und  der  Abgabe  vom  Branntweinhandel  (0,2  o/o), 
aus  Grundbesitz  (0,1  o/o)  und  endlich  diejenigen  des  Konto  „Besoldun- 
gen“ (0,1  o/o).  Alle  die  absoluten  Zahlen  hiervon  einzeln  anzugeben, 
würde  zu  weit  führen;  es  sei  daher  auf  die  beifolgende  Tabelle  ver- 
wiesen. 


C.  Vermögeu 

Das  Aktivvermögen  der  städtischen  Ortsarmenverbände,  welches 
Ende  1906  bis  auf  13  708  000  AI.  angewachsen  war,  läßt  sich  in  fol- 
gende vier  Hauptgruppen  zerlegen:  1.  Grimdbesitz,  2.  Kapitalien, 
3.  Alobiliar  und  Inventar  und  4.  Stiftungen  und  Legate.  Die  an- 
gegebene Summe  verteilt  sich  mit  1616  000  AI.  auf  den  Grundbesitz, 
2 566  000  AI.  auf  die  Kapitalien,  396  000  AI.  auf  das  Alobiliar  und 
Inventar  und  mit  9129  000  AI.  auf  die  Stiftungen  und  Legate.  Am 
höchsten  stand  Ende  1906  das  Ortsarmenverbandsvermögen  in  der 
Kreishauptmannschaft  Leipzig,  wo  es  sich  auf  4 658  000  AI.  bezifferte, 
wovon  577  000  AI.  Grundbesitz,  1 095  000  AI.  Kapitalvermögen, 
50  000  AI.  Alobiliar  und  Inventar  und  2 936  000  AI.  Stiftungsvermögen 
waren.  An  zweiter  Stelle  standen  die  städtischen  Ortsarmenverbände 
der  Kreishauptmannschaft  Dresden.  Sie  besaßen  ein  Vermögen  von 
4 248  000  AI.  Auf  Grundbesitz  entfielen  davon  248  000  AI.,  auf  das 
Kapitalvermögen  397  000  AL,  auf  das  Vermögen,  welches  durch  das 
Alobiliar  und  Inventar  repräsentiert  wurde,  181000  AI.  und  auf  das 
Stiftungsvermögen  3 422  000  AI.  Die  Ortsarmenverbände  der  Kreis- 
hauptmannschaft  Zwickau  hatten  ein  Vermögen  von  insgesamt 
2 024  000  AI.  aufzuweisen,  worin  der  Grundbesitz  mit  424  000  AI.,  das 
Kapitalvermögen  mit  583  000  AI.,  das  in  Alobiliar  und  Inventar  be- 
stehende Vermögen  mit  129  000  AI.  und  das  Stiftungsvermögen  mit 
906  000  AI.  enthalten  war.  In  der  Chemnitzer  Kreishauptmannschaft 
bestand  das  insgesamt  1686  000  AI.  betragende  Vermögen  der  dor- 
tigen Ortsarmenverbände  zu  222  000  AI.  aus  Grundbesitz,  zu  271  000 
Mark  aus  Kapitalvermögen,  zu  33  000  M.  aus  Vermögen,  welches  im 
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Inventar  und  Mobiliar  festgelegt  war,  und  zu  1 160000  M.  aus  Süf- 
timosvermögen.  Die  in  der  Kreishauptmannsehaft  Bautzen  gekge 
Ortsarmenverbände  endlich  besaßen  ein  Vermögen 
Davon  waren  146  000  M.  in  Grundbesitz  festgelegt,  220  000  M.  waren 
h,  Kapitalien  vorhanden.  3000  M.  verkörperte  das  Mobiliar  und  I 
ventar  und  der  Rest  von  705000  M.  bestand  aus  Stiftungen  und 
Leuten.  Was  die  Ortsarmenverbände  der  säehsisohen  Kreis- 
Städte  betrifft,  so  besaß  Ende  1906  das  meiste  Vermögen  der  Orts- 
armenverband Dresden,  nämlieh  3035000  M.  Hierbei  überwiegt  das 
Stiftungsvermögen  ganz  erheblich,  es  hatte  namlic  ein 
2842000  M.  erreicht,  während  auf  den 

das  Mobiliar  und  Inventar  repräsentiert  wurde,  nur  lOo  000  M.  ent 
fielen  und  das  Kapitalvermögen  sich  nur  auf  88  000  M.  belief.  Grün  - 
besitz  war  überhaupt  nicht  vorhanden.  In  der  Stadt  Leipzig  war  as 
Vermögen  des  Ortsarmenverbandes  bis  auf  2729000  h * S®/  tegen. 

bestand  zu  1781000  M.  aus  Stiftungsvermöpn  --  auch^hier  können 
wir  ein  bedeutendes  Überwiegen  des  letzteren  beobachten  , zu  i 
Mark  aus  Kapitalvermögen  und  zu  213000  M.  aus 
erheblich  weichen  diese  Vermögenssummen  von  Leipzig  und  Dre 
von  denen  der  andern  Kreis-  und  Großstädte  ab.  In  Stadt  Zwickau 
nämlich  waren  an  Vermögen  des  dortigen  Ortsarmenverbandes  o53  000 
Mark  vorhanden,  davon  waren  284000  M.  Kapitalvermögen,  221  000 
Mark  Stiftungsvermögen.  43  000  M.  Vermögen, 

und  Mobiliar  bestand,  und  5000  M.  Grundbesitz.  Das  Vermögen  des 
Ortsarmenverbands  Plauen  hatte  eine  Höhe  von  231 000  M-  Hier^i 
überwog  der  Grundbesitz,  denn  darauf  entfielen  179  000  M. ; 49  000  M. 
Vermögen  repräsentierte  das  Inventar  und  MobiUar  und  nur  3000  M. 
waren  fu  Kapitalien  vorhanden.  Stiftungen  und  Legate  bestanden  hier 
nicht.  An  letzter  Stelle  endlich  ist  der  Ortsarmenverband  ^ 

nennen,  dessen  Vermögen  aus  115000  M.  Grundbesitz  und  106000  M. 
Kapital  bestand.  Auch  hier  fehlten  Stiftungen  und  Legate 

Hinsichtlich  der  Schulden  der  Ortsarmenverbände  gilt  dasselbe, 
was  schon  am  Ende  des  Abschnittes  über  das  Vermögen  der  politi- 
sehen  Gemeinden  gesagt  worden  ist. 

III.  Die  Scliulgemeiiideii 

Torbemerkung 

Das  heutige  Schulwesen  im  Königreiche  Sachsen  ist  in  semen 
Grundzügen  geregelt  durch  das  Gesetz,  betreffend  das  V^sschulwe^n 
vom  26.  April  1873  nebst  Ausführungsverordnung  vom  2o.  AuguBtl87 
mit  Abänderung  durch  Verordnung  vom  4.  August  1875.  Außerdem 
bestehen  noch  eine  Anzahl  andere  Verordnungen,  z. 

Anstell ungs-  und  Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer  und  ähnliches.  Aach 


96  Viertes  Kapitel.  Besprechung  d.  neusten  Ergebnisse  an  d.  Hand  der  Tabellen 


dem  erwähnten  Gesetze  muß  jede  Volksschule  einen  räumlich  abge- 
grenzten, in  der  Regel  nicht  über  eine  halbe  Stunde  im  Halbmesser 
ausgedehnten  Schulbezirk  haben,  der  sich  auch  über  mehrere  Orte  (poli- 
tische Gemeinden)  oder  Ortsteile  erstrecken  kann  und  welchen  auch 
die  keinem  Gemeindeverbande  angehörigen  Grundstücke  zuzuteilen 
sind.  Die  Gesamtheit  der  Bewohner  eines  Schulbezirks  bildet  die 
Schulgemeinde.  Soweit  die  Mitglieder  einer  im  Königreiche  Sachsen 
zugelassenen  Religionsgesellschaft  von  dem  ihnen  zustehenden  Rechte 
Gebrauch  machen,  mit  Genehmigung  des  Kultusministeriums  eigne, 
den  Anforderungen  des  Volksschulgesetzes  entsprechende  Schulen  für 
ihre  Kinder  zu  ernchten,  bilden  diese  Personen  eigne  Schulgemeinden. 
Die  Schulgemeinde  ist  eine  mit  dem  Rechte  der  Selbstverwaltung  aus- 
gestattete juristische  Person  des  öffentlichen  Rechtes.  Sie  verwaltet 
ihre  Angelegenheiten  selbständig,  jedoch  unter  Aufsicht  des  Staates. 
Die  Rechte  und  Pflichten  der  Schulgemeinde  bezüglich  der  Verwaltung 
des  Volksschulwesens  werden  ausgeübt  clunR  den  Schulvorstand. 
besteht  in  Städten  mit  Revidierter  Städteordnung  aus  einem  gemischten 
ständipn  Ausschüsse  (Schulausschuß),  der  nach  den  Vorschriften  in 
den  §§  122  und  123  der  Revidierten  Städteordnung  durch  ein  oder 
mehrere  Ratsmitglieder  und  eine  Anzahl  Stadtverordnete  oder  andere 
wählbare  Bürger  gebildet  wird  und  seine  Geschäfte  nach  § 124  in 
Unterordnung  unter  den  Stadtrat  führt,  soweit  ihm  nicht  ortsstatu- 
ta,ri^h  das  Recht  selbständiger  Verfügungen  übertragen  und  hierdurch 
die  Stellung  einer  Behörde  eingeräumt  wird.  Außerdem  gehören  ihm 
der  Pfarrer  und  eine  gleichfalls  statutarisch  festzusetzende  Anzahl 
Lehrer  oder  Schuldirektoren  an.  In  den  Städten  mit  der  Städteordnung 
für  mittlere  und  kleine  Städte  und  in  den  I/andgemeinden  besteht  er 
aus  einer  ortsstatutarisch  festzusetzenden  Anzahl  von  Mitgliedern  der 
politischen  Gemeindevertretung,  einem  Lehrer  oder  Schuldirektor  (in 
Schulbezirken  mit  mehreren  Schulen  ist  ihre  Zahl  durch  die  Ortsschul- 
ord^nung  zu  bestimmen),  dem  Pfarrer  der  Parochie,  in  welcher  der 
Schulort  hegt,  und  dem  Ortsschulinspektor,  sofern  die  Schulaufsicht 
nicht  vom  Pfarrer  ausgeübt  wird.  Die  dem  Schulvorstande  angehören- 
den Mitglieder  der  politischen  Gemeindevertretung  werden  von  dieser, 
die  Schuldirektoren  und  Lehrer  von  den  sämtlichen  im  Schulbezirke 
angestellten  Direktoren  und  Lehrern  gewählt.  Gehören  zu  einem  Schul- 
bezirke mehrere  politische  Gemeinden,  so  tritt  für  jede  derselben  ein 
Mitglied  ihrer  Gemeindevertretung  in  den  Schulvorstand.  Die  Wahl 
der  Schul  Vorstandsmitglieder  gilt  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren.  In 
den  Städten  mit  Revidierter  StäJteordnung  hat  nach  § 123  der  letzteren 
den  Vorsitz  stets  ein  vom  Stadtrate  zu  bestimmendes  Ratsmitglied  zu 
ühren.  In  den  übrigen  Städten  wählt  der  Schulvorstand  aus  seiner 
Mitte  den  Vorsitzenden,  einen  Stellvertreter  und  einen  Protokollanten. 
Lin  Lehrer  oder  Schuldirektor,  der  nach  §2oA2  des  Schulgesetzes, 
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nicht  etwa  als  Mitglied  der  poUtischen  Gemeindevertretung  dem  Schul- 
vorstande angehört,  darf  nicht  zum  Vorsitzenden  gewalüt  werden.  Der 
Vorsitzende  beruft  und  leitet  die  Versammlungen  des  Schulvorstandes 
und  vertritt  diesen  nach  außen.  Mindestens  einmal  m jedem  Viertel- 
iahre  hat  sich  der  Schulvorstand  zu  versammeln.  Er  ist  beschlußfähig 
bei  Anwesenheit  von  wenigstens  zwei  Drittel  seiner  Mitgli^er  und 
faßt  seine  Beschlüsse  nach  einfacher  Stimmenmehrheit.  Um  ^litghed 
einer  Schulgemeinde  zu  sein,  bedarf  es  nicht  des  juristischen  W ohn- 
sitzes, sondern  diese  Eigenschaft  wird  bereits  durch  den  Aufenthalt 

beo-ründet.  Die  öffentlich-rechtliche  Leistungsverbindlichkeit  derfeclmi- 

nemeinden  besteht  in  der  Errichtung  und  Unterhaltung  der  dem  Be- 
dürfnisse der  Schulgemeindemitglieder  entsprechenden  Volksschulen 
nebst  Fortbildungsschulen,  einschließlich  der  Beschaffung  der  hierfür 

erforderlichen  Mittel.  o u i i 

Die  Volksschule,  für  welche  ein  eignes  nur  für  Schulzwecke 

bestimmtes,  den  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechendes  GeMude 
vorhanden  sein  soll,  muß  so  eingerichtet  sein,  daß  durch  sie  die  ihr  zu- 
gewiesenen Kinder  vollständigen  Unterricht  bis  zur  Beendigung  der 
gesetzlichen  Schulzeit  erhalten  können.  Die  Aufgabe  der  Volksschule 
besteht  darin,  der  Jugend  durch  Unterricht,  Übung  und  Erziehung 
die  Grundlagen  sittlich  religiöser  Bildung  und  die  für  das  bürgerliche 
Leben  nötigen  allgemeinen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  zu  gewahren. 
Je  nach  dem  Lehrziele  wird  einfache,  mittlere  und  höhere  Volksschule 
unterschieden.  Die  erwähnte  Leistungsverbindlichkeit  der  Schulge- 
meinde besteht  dem  Staate  gegenüber,  welchem  auch  die  Beaufsich- 
tigung der  Schule  zusteht.  Diese  Aufsicht  wird  ausgeübt  1.  vom  ürts- 
schulvorstande  im  staatlichen  Aufträge,  und  zwar  über  Schulen,  welche 
unter  Leitung  eines  Direktors  stehen,  von  diesem,  über  andere  Schulen 
durch  den  dem  Schulvorstande  angehörenden  Geistlichen,  dafern  nicht 
die  oberste  Schulbehörde  eine  andere  geeignete  Persönlichkeit  beauf- 
trao-f  2 durch  die  Bezirksschulinspektion  als  die  dem  Ortsschulvor-. 
Stande  Vorgesetzte  Behörde,  welche  für  Städte  mit  Revidierter  Städte- 
ordnung aus  dem  Stadtrate  und  dem  Bezirkssohulinspektor,  die 
übrigen  Gemeinden  aus  dem  Amtshauptmann  und  dem  Bezirksschul- 
inspk'tor  besteht;  3.  durch  das  Kultusministerium  als  oberste  Staats- 
behörde. . . 

Der  Fortbildungsschulunterricht,  welcher  gegenwärtig 

nacli  dem  Volksschulgesetze  nur  für  die  männliche  J ugend  obligatorisch 
besteht,  hat  zur  Aufgabe  die  weitere  allgemeine  Ausbildung  der  Schüler, 
insbesondere  aber  die  Befestigung  in  denjenigen  Kenntnissen  und  Fertig- 
keiten, welche  für  das  bürgerliche  Leben  vorzugsweise  von  Nutzen  sind. 
Der  Unterricht  wird  in  wöchentlich  wenigstens  zwei  Stunden  am  Sonn- 
tag oder  am  Abend  eines  W' ochentags  erteilt.  Auch  für  die  aus  der  em- 
fachen  Volksschule  entlassenen  Mädchen  kann  der  Schulvorstand  eine 
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Fortbildungsschule  errichten  und  die  Verpflichtung  zu  deren  Benutzung 
auf  zwei  Jahre  erstrecken.  Von  den  Großstädten  hat  nur  Plauen  obli- 
gatorischen Fortbildungsschulunterricht  für  Mädchen  vor  Längerer  Zeit 
eingeführt.  — Im  Entwürfe  des  neuen  Volksschulgesetzes  ist  der  Fort- 
bildungsschulzwang für  Mädchen  vorgesehen. 

Die  höheren  Schulen  sind  auch  meist  in  städtischen  Händen. 
Von  den  19  Gymnasien  Sachsens  sind  9 königlich,  10  städtisch.  Real- 
gymnasien bestehen  in  Sachsen  3 königliche,  16  städtische,  und  die 
Oberrealschulen  und  Realschulen  sind  sämtlich  im  Besitze  der  Städte. 
Dasselbe  gilt  für  die  meisten  Fachschulen. 

Die  erforderlichen  Mittel  zur  Erfüllung  der  den  Schulgemeinden 
obliegenden  Leistungsverbindlichkeiten  sind  der  von  der  Schulge- 
meinde zu  vertretenden  Schulkasse  zu  entnehmen.  In  diese  Schulkasse 
fließen : 

1.  das  Einkommen  aus  den  für  die  Schule  bestehenden  Fonds  und 
Stiftungen; 

2.  die  der  Schule  überwiesenen  Zuschüsse  aus  andern  Fonds; 

3.  die  Abgaben  von  Immobiliarbesitzveränderungen; 

4.  die  der  Schulkasse  zugewiesenen  Strafgelder; 

5.  etwaige  Staatszuschüsse; 

6.  das  Schulgeld,  eine  Gebühr,  zu  deren  Entrichtung  diejenigen 
verpflichtet  sind,  welchen  die  Fürsorge  für  Erziehung  der  die  Schule 
besuchenden  Kinder  obliegt.  Was  die  Höhe  dieses  Schulgeldes  anlangt, 
so  ist  nach  §16,1  der  Ausführungsverordnung  zum  Volksschulgesetze 
vom  26.  April  1873  „davon  auszugehen,  daß  das  Schulgeld  nicht  das 
gesamte  Bedürfnis  für  die  Volksschulen  decken,  sondern  nur  einen  mit 
dem  Vermögen  der  Kontribuenten  im  Verhältnis  stehenden  Beitrag 
dazu  gewähren  soll“.  Es  ist  auch  insofern  in  der  Höhe  beschränkt,  als 
die  später  unter  dem  Abschnitte  ,, Einnahmen“  näher  dargcstellte  Staats- 
beihilfe zur  Lehrerbesoldung  nicht  gewährt  wird,  wenn  das  jährliche 
Schulgeld  für  jedes  schulpflichtige  Kind  den  Durchschnittssatz  von 
jährlich  5M.,  bzw.  (bei  hoher  Belastung  mit  Schulanlagen)  von  jähr- 
lich 8M.  übersteigt.  Im  übrigen  sind  die  Schulgemeinden  in  der  freien 
Entschließung  darüber,  welcher  Teil  des  Gesamtbedarfs  durch  Schul- 
gelder aufgebracht  werden  soll,  unbeschränkt.  Die  Schulgelder  sind  in 
den  Schulordnungen  der  einzelnen  Städte  anzugeben;  sie  müssen  von  der 
untern  Schulverwaltungsbehörde  (Bezirksschulinspektion)  genehmigt 
werden.  Die  Schulgeldsätze  betragen  jährlich  in  den  meisten  Städten 
bei  den  Bezirksschulen  4,80  M.,  bei  den  Bürgerschulen  20  M.  und  bei 
den  höheren  Bürgerschulen  60  M.  Auch  in  den  höheren  Unterrichts- 
anstalten ist  Schulgeld  zu  zahlen,  dessen  Feststellung  der  Prüfung  des 
Kultusministeriums  unterliegt.  An  den  königlichen  und  unter  Mini- 
sterialverwaltung  stehenden  Gymnasien  beträgt  das  Schulgeld  jährlich 
120M.,  ebenso  an  den  meisten  städtischen.  Die  Fortbildungsschulen 
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endlich  erheben  fast  durchgängig  10  M.  Schulgeld  jährlich.  Dwh  be- 
steht bei  dieser  Schulgattung  die  Bestimmung,  daß  von  der  Erheb img 
von  Schulgeld  abgesehen  werden  kann.  Meist  wird  der  Aufwand  für 
diese  Schulen  nicht  hoch  sein,  da  der  Unterricht  in  der  Regel  lon  den 
Volksschullehrern  erteilt  wird  und  diese  für  den  Fortbildunpschulun- 
terricht  nur  eine  Vergütung  bekommen,  die  sich  richtet  nach  den  De- 

stiramungen  über  Überstunden.  u * 

Durch  Artikel  III  des  Gesetzes,  die  direkten  Steuern  betreffend, 

vom  3.  Juli  1902  war  außerdem  den  Schulgemeinden  ein  Teil  der 
Einnahmen  an  Grundsteuer  zur  Abminderung  der  Schullasten  zuge- 
wiesen. Die  zu  überweisenden  Beträge  wurden  für  jeden  Steuertiur- 
bezirk  nach  2 Pf.  von  jeder  der  beim  Rechnungsabschlüsse  aut 
das  Jahr  1900  vorhanden  gewesenen  Steuereinheiten  berechnet.  Diese 
Bestimmungen  sind  aber  durch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1910  au  - 
gehoben  worden,  und  den  Schulgemeinden  wird  seitdem  an  Steile  des 
ihnen  bisher  überwiesenen  Anteils  an  der  Grundsteuer  eine  3ahiiiche 
Staatsbeihilfe  von  2 558  000  M.  gewährt,' die  auf  die  einzelnen  Schul- 
gemeinden in  der  Weise  verteilt  wird,  daß  jede  Schulgemeinde  vom 
Jahre  1910  ab  alljährlich  für  jedes  Schulkind  eine  Staatsbeihilfe  wn 
2,50  M.,  mindestens  aber  den  Betrag  von  300  M.  erhält.  Wird  der  Be- 
trag von  2 558  000 M.  nicht  erschöpft,  so  wird  der  jedesmalige  Uber- 
schuß an  diejenigen  Schulgemeinden  verteilt,  denen  im  Jahre  1909  nach 
Artikel  III  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1902  ein  größerer  Betrag  über- 
wiesen worden  ist,  als  sie  nach  den  jetzt  gültigen  Bestimmungen  er- 
halten, und  zwar  nach  Verhältnis  des  Ausfalles,  den  jede  dieser  Ge- 
meinden an  dem  ihr  im  Jahre  1909  überwiesenen  Betrage  ‘'^njahrlich 
erleidet.  Reicht  der  erwähnte  Betrag  zur  Gewährung  der  Beihilfen 
gemäß  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  nicht  aus,  so  ist  er  im  Staats- 
haushaltsetat entsprechend  höher  einzustellen. 

Der  hiernach  etwa  noch  verbleibende  Fehlbetrag  ist  von  den  Mit- 
gliedern der  Schulgemeinde  durch  Schulanlagen  aufzubringen. 

Gegenwärtig  ist  den  Ständen  durch  Dekret  28  ein  neuer  Entwurf 
eines  Volksschulgesetzes  zur  verfassungsmäßigen  Beratung  zugegangen. 
Der  Entwurf  ist  bestimmt,  für  die  künftige  Regelung  des  Volksschul- 
wesens in  Sachsen  einen  allgemeinen  Rahmen  zu  bilden,  innerhalb 
dessen  sich  die  Volksschule  unter  Anpassung  an  die  örtlichen  Bedürf- 
nisse und  die  beständig  fortschreitende  Entwicklung  in  zweckentspre- 

ehender  Weise  ausgestalten  kann. 

A.  Ausgaben 

Im  Jahre  1906  hatten  die  Ausgaben  der  städtischen  Schulge- 
meinden Sachsens  die  Höhe  von  27  467  422  M.  erreicht.  Am  meisten 
waren  mit  diesen  Ausgaben  belastet  die  Städte  der  Kreishauptmann- 
schaft Leipzig,  wo  sie  sich  auf  8 564  248  M.  beliefen.  Nur  wenig  hinter 

7* 
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dieser  Summe  zurück  standen  die  Ausgaben  der  Schulgemeinden  im 
Kreise  Dresden:  8 425 957 M.  betrugen  sie  dort.  Schon  erheblich  nie- 
criger  stellen  sie  sich  in  der  Chemnitzer  Kreishauptmannschaft,  wo 
2u  ihrer  Deckung  4 642  675  M.  nötig  waren.  Die  Städte  der  Kreis- 
l auptmannschaf t Zwickau  hatten  im  gleichem  Jahre  4489  916  M. 
S chulgenieindeausgaben,  und  in  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen 
^ aren  für  denselben  Zweck  1021  012  M.  erforderlich. 

Analog  Avie  hei  den  politischen  Gemeinden  und  den  Ortsarmen- 
verbänden  sind  auch  die  Ausgaben  der  Schulgemeinden  nach  Konten 
cediedert,  woraus  man  freilich  nicht  immer  einerseits  bei  den  Aus- 
^aben  den  direkten  Verwendungszweck,  anderseits  bei  den  Einnahmen 
c ie  Quelle  derselben  genau  ersehen  kann.  Solcher  Konten  sind  bei  den 
Schulgemeinden  19  gebildet  Avorden,  nämlich  1.  Grundbesitz,  2.  Kapi- 
tilien,  3.  Schulden,  a)  Verzinsung,  b)  Tilgung,  4.  Besoldungen  und 
I ’ersonalauf Avand,  5.  AufAvand  für  Inventar  und  Lehrmittel,  6.  Miet- 
z insen  für  Schulräume,  7.  sonstiger  sachlicher  AufAvand  (einschließlich 
Heizung,  Beleuchtung,  Reinigung  und  Unterhaltung  der  Gebäude), 
S.  Gesundheitspflege  für  Schulkinder,  9.  Legat-  und  Stiftungszinsen, 
10.  überwiesene  Grundsteuer,  11.  Schulgeld,  12.  sonstige  Gebühren 
ind  Strafgelder,  13.  BesitzAvechselabgaben,  14.  sonstige  indirekte 
S teuern,  15.  Schulanlagen,  16.  Zuschuß  aus  der  Stadtkasse,  17.  Fort- 
l ildungsschule,  18.  Staatsbeihilfe  zur  Lehrerhesoldung  und  19.  Son- 
s dges. 

Den  weitaus  größten  Anteil  an  diesen  Ausgaben  der  Schulge- 
I leinden  — es  sind  74,4o/o  im  Lande  — • haben  die  Ausgaben  für  ,,Be- 
SDldungen  und  sonstigen  PersonalaufAvand“,  welche  1906  insgesamt 
^0423178M.  betrugen,  nämlich  in  den  Kreishauptmannschaften 


Leipzig  6 928  924  M. 
Dresden  5 883  432  „ 
Chemnitz  3 561290  ,, 


Zwickau  3 346  057  M. 
Bautzen  803  475  . 


] labei  ist  zu  bemerken,  daß  von  diesen  Beträgen  in  den  Kreisen  Leip- 
i ig,  Dresden  und  Chemnitz  die  Hauptanteile  auf  die  dortigen  Kreis- 
ftädte  entfallen.  Die  Schulgemeinde  Leipzig  hatte  für  Besoldungen 
i.nd  sonstigen  PersonalaufA\mnd  Ausgaben  in  Höhe  von  5 105  566  M., 
in  Dresden  Avaren  für  denselben  ZAveck  4 373 490 M.  erforderlich  und 
in  Chemntiz  2 055 428 M.  Die  Stadt  Plauen  hatte  eine  Summe  von 
‘ '95  634  M.  nötig,  in  ZAvickau  erniedrigte  sich  dieser  Betrag  auf  616  471 
Mark  und  in  Bautzen  bis  auf  204  369  M.  Wesentlich  hinter  diesem 
!Besol dungsauf Avande  zurück  stehen  die  übrigen  Ausgaben  der  Schul- 
I ,-emeinden. 

Der  sachliche  AufAvand  der  Schulen  — Inventar  und  Lehrmittel 
i ind  nicht  eingerechnet,  sondern  die  Ausgaben  dafür  erscheinen  be- 
f onders  — beanspruchte  6,6  o/o  der  Ausgaben  aller  städtischen  Sehul- 
j;emeinden.  Die  Ausgaben  hierfür  betrugen  in  Sachsen  1798  627  M. 
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Die  Ausgaben  der  Schulgemeinden 


Diese  Summe  verteüt  sich  auf  die  Kreishauptmannschaften 

, T-v  i...  li.  OKOQAO 


Leipzig  mit  634  075  M. 
Chemnitz  „ 379  978  „ 

361  372 


Dresden  mit  353  903  M, 
Bautzen  ..  69  299 


Zwickau  „ ... 

Hinsichtlich  der  Kreis-  und  Großstädte  ist  zu  bemerken,  daß  diese 

Ausgaben  für  Heizung,  Beleuchtung,  Reinigung 
der  Schulgebäude  am  höchsten  sind  in  Leipzig,  wo  1906  zu  ih 
Deckuno-  469  496  M.  erforderlich  waren.  An  zAveiter  Stelle  folgte  Gh 
nitz  mit  237  169  M.,  hierauf  Dresden  mit  222  904  M.,  ferner  Plauen 
mit  112  587  M.,  sodann  ZAvickau  mit  77  960  M.,  endlich  Bautzen  mit 

5 4o/o  aller  ordentlichen  Ausgaben  waren  den  Zwecken  der  Ver- 
zinsung und  Tilgung  von  bestehenden  Schulden  gewudmet.  " 

fielen  3,6o/o  auf  die  Verzinsung  und  l,8o/o  auf  die  Tilgung  der  Scha- 
den. In  absoluten  Ziffern  zeigen  sich  hierfür  folgende  Werte:  In 
sämtlichen  Städten  Sachsens  ergaben  sich 

der  Schulden  der  Schulgemeinden  Ausgaben  von  1004  786  M.,  und 
deren  Tilgung  solche  von  483  506  M.  In  der  Kreishauptmannschaft 
Bautzen  waren  für  die  Verzinsung  der  Schulden  der  dortigen  Schu 
gemeinden  56  677  M.,  für  die  Tilgung  jener  Anleihen  3o  293  M.  er 
forderlich.  Die  Schulgemeinden  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz 
hatten  für  die  Verzinsung  ihrer  Anleihen  142  675  M.,  für  deren  Tilgung 
82  293  M.  aufzubringen.  Die  Ausgaben  der  Schulgemeinden  der  Kreis- 
hauptmannschaft Dresden  betrugen  für  Verzins^g  der  bestehenden 
Anleihen  375  644  M.  und  für  deren  Tilgung  373  147  M. 
der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  sind  an  Schuldzinsen  164  84/  1 ., 
an  Tilgungsquoten  89  491 M.  gezahlt  worden,  und  in  der  Kreishaupt- 
mannschaft Zwickau  betrugen  die  Ausgaben  für  Verzinsung  der  Schul- 
den 264  943  M.,  für  Tilgung  derselben  78  863  M.  In  den  Kreis-  und 
Großstädten  stellten  sich  diese  Ausgaben  Avie  folgt; 

für  Verzinsung  für  Tilgung  für  Verzinsung  für  Tilgung 

Bautzen  14  547  M.  15  719  M.  i ZAvickau  76  994  M.  25  760  M. 


Chemnitz 

Dresden 


29716 


21066 


11 


200  272 


11 


86  485 


11 


Plauen 

Leipzig 


2 548 


11 


11 


11 


11 


Nach  vorstehendem  hatte  die  Schulgemeinde  Plauen  nur  für  Ver- 
zinsung, nicht  aber  für  Tilgung  der  Schulden,  und  die  Schulgemeinde 
Leipzig  Aveder  für  Verzinsung  noch  für  Tilgung  von  Schulden  etwas  auf- 
zubringen, da  in  Plauen  die  Anleihen  der  Schulgemeinde  gemeinsam 
mit  den  übrigen  Stadtanleihen  getilgt  werden  und  in  Leipzig  sowohl 
die  Verzinsung  als  auch  die  Tilgung  der  Schulgemeindeanleihen  von 

der  politischen  Gemeinde  übernommen  worden  ist.  _ ^ i.  i 

An  nächster  Stelle  sind  die  Ausgaben  an  Mietzinsen  für  Schul- 
räume zu  nennen,  welche  1906  5,3  o/o  aller  Ausgaben  der  städtischen 
Schulgemeinden  oder  absolut  ausgedrückt  1456  334  M.  beanspruchten. 
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A ,m  höchsten  waren  sie  bei  den  Schulgemeinden  der  Kreishauptmann- 
8 ;haf t Dresden,  wo  sie  736  900  M.  betrugen,  wovon  der  größte  Teil, 
Dimlieh  728  078  M.,  auf  die  Stadt  Dresden  entfielen.  402  697  M.  waren 
f ir  den  gleichen  Zweck  in  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  erf or- 
d erlich,  woran  die  Stadt  Chemnitz  mit  321 185  M.  beteiligt  war.  In 
der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  verursachten  die  Mietzinsen  für 
Schulräume  den  dortigen  Schulgemeinden  eine  Ausgabe  von  252211 
Hark;  157 687 M.  davon  kamen  auf  die  Stadt  Plauen  und  1400 M.  auf 
c ie  Stadt  Zwickau.  Den  Schulgemeinden  in  der  Kreishauptmannschaft 
1 leipzig  entstanden  durch  Zahlung  von  Mietzinsen  für  Schulräume  Aus- 
j aben  in  Höhe  von  62  221 M. ; hier  ist  der  auf  die  Kreisstadt  entfallende 
jinteil  verhältnismäßig  sehr  gering,  er  beträgt  nur  5073  ?»I.  Am  nie- 
c rigsten  waren  die  Ausgaben  an  Mietzinsen  hei  den  Schulgemeinden 
c er  Kreishauptmannschaft  Bautzen;  sie  bezifferten  sich  auf  2305 M.; 
i her  zwei  Drittel  davon,  nämlich  1675  M.,  sind  auf  die  Kreisstadt 
Bautzen  zu  rechnen. 

Die  Ausgaben  für  die  Fortbildungsschule  beanspruchten  im 
,'ahre  1906  2,3  o/o  aller  Ausgaben  der  städtischen  Schulgemeinden, 
’v'as  eine  Summe  von  633  231  M.  bedeutet.  Von  dieser  Summe 
( ntfallen  reichlich  ein  Drittel,  nämlich  230  128  M.,  auf  die  Kreis- 
hauptmannschaft Leipzig,  wobei  wdeder  die  Stadt  Leipzig  mit 
.75  097  M.  den  Hauptanteil  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  In  der 
^rcishauptmannschaft  Dresden  hatten  die  Schulgemeinden  der  dor- 
igen  Städte  137 805 M.  Ausgaben  für  die  Fortbildungsschulen;  für 
die  Schulgemeinde  Dresden  stellte  sich  diese  Ausgabe  auf  86  793  AI. 
.23  506  M.  betrugen  die  Ausgaben  für  Fortbildungsschulen  in  der 
ireishauptinannschaft  Zwickau.  Die  Stadt  Plauen  w'ar  an  dieser 
5umme  mit  66  695  Al.,  die  Stadt  Zwickau  mit  11 446  AI.  beteiligt. 
Die  städtischen  Schulgemeinden  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz 
verausgabten  für  die  Zwecke  der  Fortbildungsschule  121 163  M.;  die 
Schulgemeinde  Chemnitz  partizipierte  daran  mit  70 147  M.  In  der 
Kreishauptmannschaft  Bautzen  erforderten  die  Fortbildungsschulen 
.Ausgaben  im  Betrage  von  20 629 AI.;  davon  sind  3 555 Al.  auf  die 
Stadt  Bautzen  zu  rechnen. 

1,8  o/o  aller  städtischen  Schulgemeindeausgaben  nahmen  die  ver- 
schiedenen kleinen  Ausgaben  ein,  welche  nicht  alle  besonders  aufge- 
Eührt,  sondern  unter  ,, sonstige“  zusammengefaßt  worden  sind.  Sie  er- 
reichten 1906  in  Sachsen  die  Höhe  von  496  884  M.,  wovon  entfielen  auf 
die  Kreishauptmannschaften 

Leipzig  284  234  M.  Chemnitz  27  033  M. 

Dresden  145  807  „ Bautzen  4 975  „. 

Zwickau  34  775  „ j 

In  den  Kreis-  und  Großstädten  waren  zur  Deckung  dieser  Aus- 
gaben folgende  Beiträge  erforderlich : 


Weiteres  über  Schulgemeindeausgaben 
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in  Leipzig  268  988  M.  in  Zwickau  3 137  M. 

„ Dresden  113  514  „ „ Bautzen  676  „ . 

,,  Plauen  12  267  „ 

Die  Schulgemeinde  Chemnitz  hatte  1906  keine  derartigen  Ausgaben. 

Der  lufwand  für  Inventar  und  Lehrmittel  erforderte  Ausgaben 
iu  Höhe  von  438  289  AI.,  was  1,6 o/o  aller  Ausgaben  der  städtischen 
Schulgemeinden  bedeutet.  Hier  kann  man  beobachten,  wie  namentlich 
die  Großstädte  es  sind,  welche  ihre  Schulen  - und  zwar  nicht  nur 
absolut,  sondern  auch  relativ  — am  reichsten  mit  Lehrnutteln  und 
sonstigen  Ausstattungsgegenständen  versehen,  die  einer  erf  o greic  len 
UuSichtse^^^  föiAerlich  sind.  Von 

die  Schulgemeinden  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  für  diesen 
der  UnterHchtspflege  verausgabten,  entfielen  86  208  AI.  auf  die  St 
Leipzig.  Die  städtischen  Schulgemeinden  der  Kreishauptmannscl 
Chemnitz  benötigten  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  I^ven  ar  und 
Lehrmittel  114264 AL,  woran  die  Schulgemeinde  Chemnitz  ^ 

Alark  Anteil  hatte.  98  694  AI.  wurden  in  den  Schulgemeinden  dei  Kre  s 
hauptmannschaft  Dresden  im  gleichen  Jahre  für 

gewendet;  in  der  Stadt  Dresden  erreichten  diese  Ausgaben  die  H 
von  63  642  M.  Die  Schulgemeinden  der  in  der  Kreishauptmannscl 
Zwickau  gelegenen  Städte  hatten  hierfür  Ausgaben  in  Hohe 
Alark  nötig;  die  Stadt  Plauen  hatte  hiervon  3i2oOAL,  dm  ^tadt 
Zwickau  8^304  Al.  aufzubringen.  Die  Schulgemeinde  der  Städte  im 
Bautzener  Regierungsbezirke  hatten  für  Inventar  un  ^ 

19 735 AI.  aufgewendet;  die  Stadt  Bautzen  verausgabte  für  Beschat 

fung  der  nötigen  Lehrmittel  ihrer  Schulen  4935  AI. 

lo/o  aller  Ausgaben  der  städtischen  Schulgemeinden  Sachsens  er- 
forderte der  den  Schulgemeinden  gehörige  Grundbesitz.  I^osten  lui 
Erwerbung,  Instandhaltung  und  Versteuerung  desselben  werden  hierin 
enthalten  sein.  Im  ganzen  Lande  verursachte  der  Grundbesitz  den 
Schulgemeinden  Ausgaben  in  der  Höhe  von  281 4i  / AI.  V eitaus  der 
größt!  Teil  davon  fiel  auf  die  Schulgemeinden  der  Kreist 
Schaft  Dresden,  wo  sich  diese  Ausgaben  auf  .09  12^  AI. 
von  174261  AI.  auf  die  Stadt  Dresden  kamen.  Schon  recht  crheblic 
niedriger  stellten  sich  die  betreffenden  Ausgaben  in  der  Kreishaupt- 
mannschaft Chemnitz,  wo  sie  34 076 AI.  betrugen;  die  Scbulgemeinde 
Chemnitz  selbst  hatte  keine  Ausgaben  für  diese  Zwecke.  In  der  Kre 
hauptmannschaft  Zwickau  sind  den  dortigen  Schulgemeinden  durch 
den  Grundbesitz  Ausgaben  im  Betrage  von  21 118 AI.  entstanden, 
Stadt  Zwickau  war  daran  mit  4345  AL,  die  Stadt  Plauen  mit  19.8  AL 
beteiligt.  Im  Bezirke  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  erwuchsen 
den  städtischen  Schulgemeinden  an  gleichen  Ausgabe^n  lo  049Al.  ivo- 
von  auf  die  Stadt  Leipzig  nichts  entfällt,  wie  dies  schon  bei  der  Stadt 
Chemnitz  der  Fall  war.  Im  Kreise  Bautzen  waren  2042  AL  zur  Deckiin^ 
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SO  eher  Ausgaben  erforderlich,  einschließlich  487  Mark  der  Stadt 
Bc  utzen. 

Unter  lo/o  der  gesamten  Ausgaben  der  städtischen  Schulgemeinden 
bcA'Cgen  sich  diejenigen  aus  den  Schulanlagen  (0,8%)  sowie  die  aus 
den  Zuschuß  aus  der  Stadtkasse  (0,3%),  ferner  die  Ausgaben  für 
G<  sundheitspflege  für  Schulkinder  (0,2  o/o),  sodann  diejenigen  aus  den 
K mten  „Kapitalien“,  „Legat-  und  Stiftungszinsen“  und  „überwiesene 
Giundsteuer“  (je  0,fo/o),  und  unter  0,lo/o  endlich  stehen  die  Ausgaben 
aus  den  Konten  „Schulgeld“,  „sonstige  Gebühren  und  Strafgelder“, 
resitzwechselabgaben“  und  ,, sonstige  indirekte  Steuern  . Die  abso- 
lu  en  Zahlen  sind  aus  den  beigegebenen  Tabellen  zu  ersehen. 


B.  Eiuuahmeu 

Hinsichtlich  der  Einnahmequellen  der  Schulgemeinden  ist  am 
Ende  des  einleitenden  Abschnittes  über  die  Schulgemeinden  schon 
Ki.heres  gesagt  worden,  es  kann  daher  gleich  zur  Betrachtung  der  ziffer- 
mi.ßigen  Ergebnisse  übergegangen  werden.  Ihrer  Höhe  nach  sind  an 
enter  Stelle  zu  nennen  die  Einnahmen  aus  den  Schulanlagen, 
wdche  im  Jahre  1906  43,6o/o  aller  Einnahmen  ausmachten.  Sie  hatten 
dis  ansehnliche  Höhe  von  11 969  808  M.  in  ganz  Sachsen  erreicht. 
01)enan  steht  die  Kreishauptmannschaft  Dresden  mit  5 886  446  M.  Es 
fo.gen  die  Schulgemeinden  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  mit 
3M53773M.,  Zwickau  mit  1657  854M.,  Leipzig  mit  880641M., 
B;  .utzen  mit  491  094  M.  Bei  den  Städten  war  der  Ertrag  aus  diesen 
Schulanlagen  am  höchsten  in  Dresden,  wo  er  sich  auf  4 773 863 M.  be- 
zi  ferte.  Chemnitz  hatte  eine  Einnahme  von  2 333  835  M.  In  Plauen 
wurden  insgesamt  an  Schulanlagen  711910M.  eingenommen,  in 
Z vickau  459  453  M.  und  in  Bautzen  184  088  IM.  In  Leipzig  läßt 
si(  h der  Ertrag  der  Schulanlagen  nicht  zahlenmäßig  genau  ermitteln, 
dt , wie  schon  an  andrer  Stelle  bemerkt,  Leipzig  sogenannte  Zentral- 
ar  lagen  erhebt,  d.  h.  den  Bedarf  der  politischen  Gemeinde,  des  Orts- 
ai  menverbandes  und  der  Schulgemeinde  zusammen  berechnet  und  dann 
di  3 durch  Steuern  aufzubringende  Quote  als  ,,Gemeindeeinkommen- 
st  mer“  erhebt. 

An  zweiter  Stelle  stehen  die  Einnahmen,  welche  den  Schulgemein- 
de n durch  die  Zuschüsse  aus  den  Stadtkassen  entstehen.  Ihre 
Höhe  betrug  1906  in  Sachsen  6 755  820M.,  was  24,6o/o  aller  Einnah- 
m m der  Schulgemeinden  bedeutet.  Am  höchsten  waren  diese  Ein- 
nf  hmen  in  den  Städten  der  Kreishauptmanns»diaf t Leipzig ; sie  er- 
reichten  hier  insgesamt  eine  Höhe  von  5 119  166 M.  Der  Hauptanteil 
hi  ervon  kommt  auf  die  Stadt  Leipzig,  nämlich  4 580  47 9 M.  In  der  Kreis- 
ht  uptmannschaft  Zwickau  gewährten  die  dortigen  Städte  ihren  Sehni- 
ge meinden  Zuschüsse  in  der  Höhe  von  916  888  M.  Im  Bezirke  der 
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Kreishauptmannschaft  Chemnitz  betrugen  diese  Zuschüsse  453  436  M. 
Fast  auf  gleicher  Höhe  hielten  sie  sich  in  den  Kreishauptmannschaften 
Bautzen  und  Dresden;  während  sie  im  erstem  Kreise  sich  auf  133194 
Mark  beliefen,  hatten  sie  in  der  Dresdner  Kreishauptmannschaft  eine 
Höhe  von  133  136  M.  erreicht.  In  der  Stadt  Dresden  wurden  der  Schul- 
gemeinde 1367  M.  Zuschuß  aus  der  Stadtkasse  gewährt.  Hinsichtlich 
der  Städte  Bautzen,  Chemnitz,  Plauen  und  Zwickau  lassen  sich  die 
Zuschüsse  der  politischen  Gemeinden  an  die  Schulgemeinden  nicht  er- 
mitteln, da  in  diesen  Städten  nicht  für  beide  Körperschaften  getrennte 
Haushaltpläne  auf  gestellt  werden,  sondern  der  Aufwand  der  Schulge- 
meinden mit  in  den  allgemeinen  städtischen  Haushaltplan  eingestellt 

wird. 

14  o/o  aller  Einnahmen  entstanden  den  Schulgemeinden  der  säch- 
sischen Städte  aus  der  Erhebung  von  Schulgeld.  3 831  679 M.  wur- 
den im  Jahre  1906  hierdurch  vereinnahmt,  wovon  auf  die  Kreishaupt- 
mannschaften 

Dresden  11851Ö8M.  Chemnitz  704  958  M. 

Leipzig  1021620  „ Bautzen  193  133  „ 

Zwickau  726  830  „ 

entfielen.  Von  den  ins  Bereich  der  vorliegenden  Betrachtung  gezo- 
genen Städten  hatte  die  höchste  Einnahme  an  Schulgeld  Dresden,  und 
zwar  818  076  M.  In  der  Schulgemeinde  Leipzig  gingen  an  Schulgeld 
658  308  M.  ein,  in  Chemnitz  376  430  M.,  in  Plauen  225  868  M.,  in 

Zivickau  128  306  M.  und  in  Bautzen  54  963  M. 

Schon  wesentlich  geringer  hinsichtlich  ihres  Prozentanteils  an  den 
Gesamteinnahmen  der  städtischen  Schulgemeinden  — es  waren  7,1  o/o 
im  Jahre  1906  — stellten  sich  die  Einnahmen,  welche  dem  Konto „Be- 
soldungen und  sonstiger  Personalaufwand“  zugewiesen  waren.  Sie  b^ 
trugen  1955  164  M.  Es  hatten  diesem  Konto  zugewiesen  die  städti- 
schen Schulgemeinden  der  Kreishauptmannschaften 

Leipzig  597  137  M.  Chemnitz  254  661  M. 

Dresden  593  001,,  Bautzen  110  566,,. 

Zwickau  399  799  „ | 

Die  Kreis-  und  Großstädte  haben  für  diesen  Zweck  folgende  Beträge 
'festgesetzt : 

Leipzig  383  273  M.  | Zwickau  67  077  M. 

Dresden  377  986  „ i Bautzen  19  556  „. 

Plauen  66  953  „ 1 

Die  Stadt  Chemnitz  hatte  keine  besondern  Einnahmen  für  diese  Zwecke 
bereitgestellt. 

4 o/o  aller  Einnahmen  der  Schulgemeinden  der  sächsischen  Städte 
oder  in  absoluten  Zahlen  ausgedrückt  1095  512  M.  kamen  den  Schul- 
gemeinden durch  überwiesene  Grundsteuer  zugute.  So  gingen 
im  Bezirke  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  bei  den  dortigen  Schul- 
gemeinden 462  823  M.  an  Grundsteuern  ein.  Die  städtischen  Schul- 
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g€  cneiiiden  der  Dresdner  Kreishauptmannschaf t erzielten  durch  ihnen 
ül  erwiesene  Grundsteuern  eine  Einnahme  von  352  9 / 4 M.  In  der  Kreis- 
hs  uptmannschaft  Chemnitz  erreichte  die  Summe  der  städtischen  Grund- 
sb'uern,  welche  den  Schulgemeinden  zufiel,  eine  Höhe  von  141  860  M. 
D e Städte  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  erhoben  für  ihreSchul- 
g(  meinden  Grundsteuern  im  Betrage  von  96  897  M.,  und  in  der  Kreis- 
h{  uptmannschaft  Bautzen  beliefen  sich  diese  Einnahmen  auf  34958!M. 
W as  die  Kreis-  und  die  Großstädte  betrifft,  so  war  der  der  Schulge- 
m 3inde  zugefallene  städtische  Grundsteuerertrag  am  höchsten  in  Leip- 
zi  er  betrug  nämlich  396  024  M.  Es  folgen  dann  Dresden  mit  284  239 
]\:ark,  Chemnitz  mit  74  984  M.,  Plauen  mit  23183  M.,  Zwickau  mit 
1'  319M.  und  Bautzen  mit  7880  M. 

Die  städtischen  Besitz  Wechselabgaben,  deren  Ertrag  teil- 
w nse  ebenfalls  den  Schulgemeinden  zugewiesen  worden  ist,  machten 
2,2o/o  aller  Einnahmen  der  städtischen  Schulgemeinden  Sachsens  aus. 
S;e  beliefen  sich  auf  zusammen  603  778  M.  Es  entfielen  davon  auf  die 
K reishauptmannschaften 

Dresden  301 032  M.  Leipzig  51  263  M. 

Zwickau  160 145  „ Bautzen  30  833  „ . 

Chemnitz  59 145  „ ' 

Eie  Schulgemeinde  Dresden  erzielte  durch  die  Besitz  Wechselabgaben 
eine  Einnahme  von  240 920 M.  Schon  erheblich  geringer  war  der  Er- 
trag dieser  Steuer  in  Plauen,  wo  der  dortigen  Schulgemeinde  89  157M. 
d^rvon  zufielen.  In  der  Stadt  Zwickau  kamen  von  den  Einnahmen  der 
P esitzwechselabgaben  32  316  M.  auf  die  Schulgemeinde.  Chemnitz  ver- 
emnahmtc  für  seine  Schulgemeinde  23  826  M.  und  Bautzen  7007  M. 
1 1 Leipzig  wird  zwar  auch  eine  Besitzwechselabgabe  erhoben,  jedoch 
fi  11t  der  Ertrag  zunächst  der  Stadtkasse  zu,  welche  den  entsprechenden 
A nteil  an  die  Schulgemeinde  als  Zuschuß  abgibt. 

V on  Bedeutung  ist  endlich  noch  die  StaatsbeihilfezurLehrer- 
besoldung.  355  811  M.  gewährte  im  Jahre  1906  der  sächsische  Staat 
s<  inen  Städten  für  diesen  Zweck,  was  1,3  o/o  der  gesamten  Einnahmen 
d jr  städtischen  Schulgemeinden  bedeutet.  Diese  Staatsbeihilfe  gründet 
8 ch  auf  das  Gesetz  vom  26.  April  1892,  wonach  Beihilfen  zu  den 
I ehrergehältern  von  jährlich  300  M.  für  jede  ständige  Lehrerstelle  und 
jiihrlich  150  M.  für  jede  Hilfslehrerstelle  gewährt  w^erden.  Am  höch- 
s en  war  dieser  Staatszuschuß  in  den  Schulgemeinden  der  Kreishaupt- 
niannschaft  Chemnitz,  wo  er  185  852  M.  betrug.  Hiervon  entfielen 
167  968  M.  auf  die  Stadt  Chemnitz.  Die  übrigen  Kreis-  und  Groß- 
s ädte  hatten  keine  derartige  Einnahme  zu  verzeichnen.  Die  Angaben 
t ber  die  andern  Kreishauptmannschaften  sind  also  auf  die  dortigen 
^Mittel-  und  Kleinstädte  zu  beziehen.  Die  städtischen  Schulgemeinden 
d sr  Kreishauptmannschaft  Leipzig  erhielten  an  Staatsbeihilfe  97  655 
!Mark,  die  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  57  247  M.,  die  der  Kreis- 
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hauptmannschaft  Dresden  13  499  M.  und  die  der  Kreishauptmannschaft 
Bautzen  1558M.  Übrigens  ist  unter  dem  15.  Juni  1908  ein  Gesetz  er- 
gangen, nach  welchem  den  Gemeinden  zu  den  Alterszulagen  der  Lehrer 

Staatsbeihilfen  zugebilligt  werden.  i 

Zwischen  D/o  und  0,1  o/o  der  Einnahmen  der  städtischen  Schul- 
gemeinden bewegten  sich  1906  diejenigen,  die  für  die  Fortbildungs- 
schule bestimmt  waren  (0,7 o/o),  ferner  die,  welche  aus  den  im  Besitz 
der  Schulgemeinden  befindlichen  Kapitalien  flössen  (0,4o/o),  Aveiterdie 
Einnahmen  aus  dem  Grundbesitze  sowie  die  aus  Legat-  und  Stiftungs- 
zinsen (je  0,3  o/o),  sodann  diejenigen,  welche  zur  Deckung  der  Ausgaben 
für  Mietzinsen  der  Schulräume  und  des  sonstigen  sachlichen  Aufwan- 
des nötig  waren  (je  0,2 o/o),  endlich  die  Einnahmen,  die  zur  Schulden- 
tilgung verwendet  wurden  und  die,  welche  aus  der  Einziehung  von 
Gebühren  und  Strafgeldern  flössen  (je  0,1  o/o).  Unter  0,1  o/o  schließlich 
standen  die  Einnahmen  der  Schulgemeinden,  welche  ihre  Entstehung 
der  Erhebung  von  sonstigen  indirekten  Steuern  verdankten  und  die- 
jenigen, w'elche  zur  Deckung  des  Aufwandes  für  Verzinsung  dei  Schul- 
den, für  Inventar  und  Lehrmittel  und  für  Gesundheitspflege  der  Schul- 
kinder Verwendung  fanden.  Die  Beträge,  die  hierbei  in  Frage  kommen, 
sind  aus  den  beigegebenen  Tabellen  zu  ersehen. 

C.  Vermögen 

Die  Schulgemeinden  der  Städte  Sachsens  hatten  Ende  1906  ein 
Aktivvermögen  von  46  436  000  M.  Ebenso  w ie  bei  den  Ortsarmenver- 
bänden läßt  sich  auch  hier  eine  Scheidung  in  G rundbesitz,  Kapitalvermö- 
gen, Vermögen,  welches  durch  das  Inventar  und  Mobiliar  \ erköipert  wild, 
und  Stiftungvermögen  vornehmen.  Der  Grundbesitz  repräsentierte 
einenWert  von  34  484  000  ]M. , das  K a p i t a 1 v c r m ö g e n hatte  eine  Höhe 
von  3 902  000M.  erreicht,  das  im'Mobiliar  und  Inventar  ange- 
legte Vermögen  stellte  sich  auf  5 903 000 M.,  und  das  Vermögen 
der  Stiftungen  und  Legate  war  auf  2 147 000 M.  angewachsen. 
Am  reichsten  mit  Vermögen  ausgestattet  waren  die  Schulgemeinden  der 
Kreishauptmannschaft  Dresden,  deren  Vermögen  sich  auf  17  070  000 
Mark  bezifferte,  w'ovon  13  080  000  !M.  Grundbesitz  und  1426  000  ^I. 
Kapitalvermögen  waren.  Außerdem  waren  2 348  000  M.  in  Mobiliar 
und  Inventar  angelegt,  und  216  000  M betrug  das  Stiftungsvermögen. 
Die  Schulgemeinden  der  Städte  der  Zwickauer  Kreishauptmannschaft 
besaßen  ein  Vermögen  von  10243  000  M.  Auch  hier  bestand  der  größte 
Teil  in  Grundbesitz,  welcher  einen  Wert  von  8 645  000  M.  hatte.  Das 
Mobiliar  und  Inventar  der  dortigen  Schulgemeinden  hatte  einen  Ver- 
mögensw^ert  von  1026  000  AL,  das  Kapitalvermögen  belief  sich  auf 
407  000  M.  und  das  Stiftungsvermögen  auf  165  000  Al.  An  dritter 
Stelle  hinsichtlich  ihres  Vermögensbestandes  sind  die  Schulgemeinden 
der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  zu  nennen,  deren  Gesamtvermögen 
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sich  auf  8 940 000 M.  belief.  5 665 000 M.  hiervon  waren  Grundbe- 
sitz, das  Mobiliar  und  Inventar  repräsentierte  einen  Wert  von  1 473  000 
Mirk,  1385  000  M.  waren  in  Kapitalien  verbanden,  und  413  000  M, 
de>  Vermögens  kamen  auf  die  Stiftungen  und  Legate.  In  der  Kreis- 
ha  jptmannschaft  Leipzig  waren  die  städtischen  Schulgemeinden  im 
Besitze  eines  Vermögens  von  7 394  000 M.  An  erster  Stelle  erscheint 
wisder  der  Grundbesitz,  welcher  einen  Vermögenswert  von  5 112  000  M. 
eri  eicht  hatte.  Das  Stiftungsvermögen  stellte  sich  auf  1 095  000  M., 
de*  Wert  des  Mobiliars  und  Inventars  auf  809 000 M.,  und  378 000 M. 
WC  ren  an  Kapitalvermögen  vorhanden.  Die  Schulgemeinden  der  Kreis- 
ha  iptmannschaft  Bautzen  hatten  ein  Vermögen  von  2 789  000  M.  auf- 
zu.veisen.  Der  Grundbesitz  hatte  hier  einen  Vermögenswert  von 
lt82  000M.,  an  Kapitalvermögen  waren  302  000  M.  vorhanden,  das 
Vermögen  der  Stiftungen  und  Legate  erreichte  eine  Höhe  von  258  000 
M irk,  und  in  Mobiliai  und  Inventar  waren  angelegt  247  000M.  Von 
allni  städtischen  Schulgemeinden  Sachsens  besaß  das  größte  Aktiv- 
vermögen die  Schulgemeinde  Dresden.  Hier  war  eine  Vermögensmasse 
vo:i  9 882  000  M.  vorhanden,  wovon  der  Hauptanteil,  nämlich  7 036  000 
Mark,  dem  Grundbesitze  zuzurechnen  ist.  Das  Mobiliar  und  Inventar 
de  * Dresdner  Volksschulen  hatte  einen  Wert  von  1 794  000  M.;  an  Ka- 
pil  alvermögen  waren  1004  000  M.  vorhanden,  und  außerdem  besaß 
dii  Schulgemeinde  Dresden  Stiftungen  und  Legate  in  Höhe  von  48  000 
M irk.  Die  Schulgemeinde  Zwickau  war  im  Besitze  eines  Vermögens 
vo  1 3 489  000  M.  Fast  dieser  ganze  Betrag  — es  sind  3 125  000  M.  — 
war  in  Grundbesitz  angelegt.  Das  Mobiliar  und  Inventar  der  Volks- 
scl  ulen  der  Stadt  Zwickau  hatte  einen  Wert  von  252  000  M.,  und  an  Ka- 
pi(  allen  waren  112  000  M.  vorhanden.  Stiftungen  und  Legate  bestän- 
de i hier  nicht.  In  der  Schulgemeinde  Bautzen  war  ein  Vermögens- 
bei  tand  von  841000  M.  vorhanden;  davon  entfielen  578  000M.  auf 
de:i  Grundbesitz,  136  000  M.  auf  die  Kapitalien,  80  000  auf  das  Mo- 
bil iar  und  Inventar  und  47  000  M.  auf  das  Stiftungsvermögen.  Erst 
an  fünfter  Stelle  folgt  Leipzig  mit  einem  Schulgemeindevermögen  von 
64  3 000  M.  608  000  M.  hiervon  waren  Stiftungsvermögen  und  41  000  M. 
Ki  pitalien.  Grundvermögen  und  Vermögensbestände,  welche  durch  Mo- 
bil iar  und  Inventar  verkörpert  wurden,  besaß  die  Schulgemeinde  Leip- 
zig selbst  nicht,  sondern  die  entsprechenden  Vermögensteile  werden  hier 
be  der  politischen  Gemeinde  nachgewiesen.  Das  geringste  Vermögen 
un;er  den  Schulgemeinden  der  sächsischen  Kreis-  und  Großstädte  hatte 
Pliuen;  es  betrug  105  000  M.  Der  Grundbesitz  ist  in  dieser  Summe 
enthalten  mit  95 000 M.,  1000 M.  waren  in  bar  vorhanden,  und  auf 
90)0  Mark  belief  sich  der  Wert  des  Mobiliars  und  Inventars. 

Betreffs  der  Schulden  der  Schulgemeinden  sei  auf  die  Beraer- 
ku  lg  hingewiesen,  welche  sich  am  Ende  des  Abschnittes  ,, Vermögen“ 
bei  den  politischen  Gemeinden  befindet. 
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Weiteres  über  Schulgemeindeverm 

IV.  Schulden 

1.  Allgemeines 

Das  kommunale  Anlcihewesen  reicht  bis  ins  13.  Jahrhundert  zu- 
rück. Schon  damals  war  die  Entwicklung  der  Städte  so  weit  fortge- 
schritten, daß  die  Mittel,  welche  die  Städte  aus  etwaigen  Überschuß- 
konten der  Stadtkasse  zuzuweisen  imstande  waren  oder  welche  durch 
Steuern  und  Zölle  aufgebracht  wurden,  selbst  '^^ter  ^inzunahme  et- 
waiger Rücklagen  bei  weitem  nicht  ausreichteii,  um  allen  den  Aufgaben 
zu  genügen,  welche  die  Städte  bei  ihrem  Wachstume  auf  sich  zu  nehmcii 
'ich  gezwu^gCB  sahen.  Die  Bedeutung  der  Arieihen  im  städt.schen 
Budget  hat  sich  aber  seit  jener  Zeit  noch  ganz  erheblich  ges  eiger  . 
Erleichtert  wurde  den  St*ädten  damals  die  Inanspruchnahme  des  Kre- 
dits dadurch,  daß  das  Zinsnehmen  verboten  war,  mithin  nur  auf  diese 
Weise  den  Privatpersonen  Gelegenheit  gegeben  war,  ihr  Geld  bei  dei* 
Stadtverwaltung,  die  ihnen  größere  Sicherheit  bot,  nutzbnngend  zu 
verwerten.  Die  mittelalterlichen  Städte  benutzten  den  Kredit  ent\v  eder 
durch  Aufnahme  von  Anleihen  mit  kurzer  Rückzahlungsfrist  oder  durch 
Verkauf  von  Leib-  oder  Erbrenten  mit  längerer  Frist.  L ach  und  nach 
aber  wuchsen  die  kommunalen  Anleihen  so  sehr,  daß  die  Städte  den 
Überblick  über  ihre  Schulden  verloren  und  schließlich  nicht  mehr  im- 
stande waren,  den  vielen  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Zinszah- 
lung und  Amortisation  nachzukommen.  Erst  in  der  neuern  Zeit  ist  in 
dies°er  Beziehung  Wandel  geschaffen  worden  dadurch,  daß  die  staat- 
lichen Verwaltungsbehörden  Rechenschaft  von  den  Städten  forderten 
und  die  Aufnahme  von  neuen  Anleihen  von  ihrer  Genehmigung  a - 
hängig  machten.  Nach  den  für  die  deutschen  Städte  .letzt  allgemein 
geltLden  Grundsätzen  sollen  Anleihen  nur  für  solche  Veranstaltungen 
Lf genommen  werden,  welche  sich  als  notwendig  aufdrängen,  mit  den 
ordentlichen  Einnahmen  der  Stadt  aber  nicht  ausgefulirt  werden  kön- 
nen und  einen  den  gemachten  Aufwendungen  entsprechenden  Nutzen 
mindestens  bis  zur  Tilgung  der  Anleihe  gewähren.  Insbesondre  soll 
die  kommende  Generation  nicht  mit  Zinszahlungen  und  Kapitalzuruck- 
erstattungen  belastet  werden,  wenn  das  betreffende  Anleihekapital  nur 
oder  fast  ausschließlich  zu  Dingen  verwendet  wird,  welche  nur  der 
Gegenwart  zugute  kommen,  in  wenigen  Jahren  aber  wi^er  von  neuem 
hergestellt  oder  wenigstens  verbessert  werden  müssen.  Damit  die  Ge- 
meinden hierin  überwacht  werden  können,  sind  sie  in  Sachsen  ver- 
pflichtet, vor  Aufnahme  einer  Anleihe  größern  Umfangs  bei  ihrer 
Aufsichtsbehörde,  an  welche  sie  jährlich  über  ihre  Finanzgebarung 
Rechenschaft  abzugeben  haben  — es  ist  dies  für  die  Landgemeinden 
sowie  für  die  Städte  mit  der  Städteordnung  für  mittlere  nnd  kleine 
Städte  die  Amtshauptmannschaft,  für  die  Städte,  welche  die  Revidierte 
Städteordnung  angenommen  haben,  die  Kreishauptmannschaft  , um 
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Gt  nehmigung  der  Aufnahme  der  Anleihe  nachzusuchen  unter  genauer 
Al  gäbe  darüber,  wozu  die  Gelder  verwendet  werden  sollen.  Näher 
ge  egelt  wird  dieses  Anleihewesen  der  Städte  in  §135  der  Revidierten 
St  Ldteordnung,  wo  unter  anderm  bestimmt  wird:  ,,Zur  Vermehrung 
de  ■ Gemeindeschulden,  dafern  dieselben  innerhalb  Jahresfrist  bei  einer 
Bevölkerung  unter  1000  Einwohnern  mehr  als  300 M.,  und  bei  größrer 
Sedenzahl  mehr  als  300  M.  auf  je  1000  Einwohner  beträgt,  ist  die 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erforderlich.“  Diese  Vorschrift  er- 
leilet jeeloch  keine  Anwendung  auf  Schulden,  welche  binnen  Jahres- 
frist zurückgezahlt  werden.  Ob  diese  Bestimmungen  eingehalten  wer- 
de 1,  können  die  Aufsichtsbehörden  leicht  ersehen  aus  den  alljährlich 
vo  i den  Gemeinden  einzureichenden  Rechenschaftsberichten,  über  die 
sei  on  oben  Näheres  gesagt  worden  ist.  §131  der  Revidierten  Städte- 
or([nung  verpflichtet  die  Aufsichtsbehörde,  darauf  zu  achten,  „daß 
eil  e ungerechtfertigte  Belastung  der  Gemeinde  mit  Schulden  vermie- 
de i werde,  auch  die  Tilgung  der  letzteren  stets  planmäßig  erfolge“. 
Al  ßerdem  hat  die  sächsische  Staatsregierung,  veranlaßt  durch  die  im- 
mir  mehr  zunehmende  Verschuldung  der  Städte,  am  20.  Juli  1909  an 
dii  Kreishauptmannschaften  eine  Verordnung  über  die  Anleihen  der 
G(  meinden  erlassen,  wonach  den  letztem  die  Genehmigung  zu  allen 
Anleihen  versagt  werden  soll,  welche  nicht  „strengem  Grundsätzen 
ge  lügen“.  Gleich  in  Punkt  I der  sehr  beachtenswerten  Verordnung, 
wdeher  die  j, Zulässigkeit  der  Anleihen“  behandelt,  wird  festgesetzt, 
daß  Anleihen  nur  zur  Bestreitung  solcher  außerordentlichen  Ausgaben 
zu  gelassen  werden  sollen,  die  einen  den  gemachten  Aufwendungen  ent- 
sp ’echenden  Nutzen  für  die  Gesamtheit  nicht  nur  in  der  Gegenwart, 
sondern  auch  in  der  Zukunft,  und  in  dieser  mindestens  so  lange  ver- 
bürgen, als  die  durch  die  Anleihe  entstehenden  Lasten  zu  tragen  sind. 
Dl  gegen  sollen  nicht  solche  Ausgaben  als  außerordentliche  angesehen 
■werden,  die  in  kürzern  Zivischenräumen  regelmäßig  wiederkehren.  Der 
B(  griff  „außerordentliche  Ausgaben“  wird  also  nicht  für  alle  Ge- 
mi  inden  gleich  sein.  So  wird  z.  B.  in  kleinen,  nur  langsam  wachsen- 
de 1 Gemeinden  der  Bau  einer  Schule  oder  die  Anlage  einer  umfäng- 
li(hen  Ortsbeschleusung  eine  Seltenheit  sein,  so  daß  die  Verteilung 
de:  Kosten  auf  einen  längern  Zeitraum  in  Gestalt  einer  Anleihe  ge>- 
rei'htfertigt  sein  kann,  Avährend  in  Großstädten  mit  lebhafter  Ent- 
wicklung derartige  Ausgaben,  weil  sie  schneller  wiederkehren,  aus  lau- 
fe iden  Mitteln  oder  aus  rechtzeitig  anzusammelnden  Ponds  zu  be- 
st] eiten  sind.  Gerechtfertigt  kann  es  ferner  nach  den  in  der  Verord- 
m ng  enthaltenen  Bestimmungen  sein,  solche  Ausgaben  auf  Anleihe- 
rn ttel  zu  nehmen,  die  unvorhergesehen  bei  Notständen  oder  infolge  eie- 
rn mtarer  Ereignisse  an  die  Gemeinden  herantreten  und  Deckung  aus 
la  ifenden  Mitteln  nicht  finden  können.  Unzulässig  ist  es.  Luxusbauten 
(Theater,  Festhallen,  Monumentalbauten)  aus  Anleihemitteln  zu  er- 
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richten.  Endlich  soll  auch  bei  der  Genehmigung  einer  Anleihe  die 
gesamte  Finanzlage  der  Gemeinde  in  Betracht  gezogen  werden,  und 
gesunde  Finanzen  sollen  die  Vorbedingungen  für  die  Genehmigung 
einer  Anleihe  sein.  Abschnitt  II  der  Verordnung  enthält  die  „allge- 
meinen Anleihebedingungen“.  Es  handelt  sich  dabei  im  wesentlichen 
darum,  daß  die  Städte  verpflichtet  sind,  bei  einer  Anleihe,  welche  von 
einem  Kommunalkredit  gewährenden  Unternehmen  aufgenommen  wird, 
sich  durch  Offerten  seitens  der  in  Betracht  kommenden  Institute  zu 
vergewissern,  welches  das  nach  Lage  der  Sache  für  sie  günstigste  An- 
erbieten ist,  und  dieses  haben  sie  dann  zu  wählen.  Auch  ist  eine  Be- 
stimmung über  die  Art  und  Weise  der  Bekanntmachung  aufzunehmen- 
der Anleihen  angefügt  worden.  Der  III.  Abschnitt  der  angeführten 
Verordnungen  ist  überschrieben  „Tilgung“  und  enthält  die  schon  er- 
wähnten Gesichtspunkte,  nach  denen  Anleihen  getilgt  Averden  sollen. 
Besonders  werden  in  ihm  die  Grundsätze  festgestellt,  nach  Avelchen 
eine  Stadtverwaltung  bei  der  Tilgung  der  verschiednen  Anleihen  Vor- 
gehen soll.  Im  Abschnitt  IV  („Ansammlung  von  Zweckvermogen 
(Fonds)“)  Avird  den  Gemeinden  dringend  empfohlen,  rechtzeitig  aus- 
reichende Mittel  zur  Bestreitung  außerordentlicher  Ausgaben  zurück- 
zulegen, da  dies  der  beste  Weg  ist,  um  der  Verschuldung  entgegenzu- 
Avirken.  Die  Betriebsüberschüsse  am  Ende  eines  Haushai tjahres  sowie 
Mehrerträgnisse  solcher  Steuern,  die  wegen  ihrer  großen  Ertrags- 
sctiAvankungen  nur  mit  einem  niedern  Betrage  in  den  Haushaltplan 
eingestellt  Averden  können,  werden  als  besonders  geeignet  angegeben, 
solche  Fonds  zu  speisen.  Im  V.  und  letzten  Teile  der  Verordnung  end- 
lich wird  das  Verfahren,  welches  die  Aufsichtsbehörden  bei  etwaigen 
Beratungen  über  von  den  Gemeinden  zur  Genehmigung  vorgelegte  An- 
leihen einschlagen  sollen,  näher  dargestellt.  Insbesondere  sollen  die  Auf- 
sichtsbehörden darauf  sehen,  daß  ein  genauer  Anleiheplan  dem  Gesuche 
beigefügt  ist  soAvde  die  NotAA'endigkeit  und  Unaufschiebbarkeit  der  aus 
Anleihemitteln  zu  bestreitenden  Aufwendungen  begründet  wii'd.  Ferner 
soll  eine  Schilderung  der  Finanzlage  der  betreffenden  Gemeinde, 
namentlich  der  von  ihr  bisher  angesammelten  Fonds  gegeben  werden, 
und  es  soll  auch  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Anleihe  auf  genommen 
werden  soll  — die  Anleihebedingungen  und  der  geAvählte  Tilgungs- 
plan  — , näher  gekennzeichnet  werden.  Empfohlen  wird,  bei  größern 
Anleihen  den  Kreis-  oder  Bezirksausschuß  vor  Genehmigung  der  An- 
leihe zu  hören.  In  Zweifelsfällen  soll  die  Meinung  des  Ministeriums 
des  Innern  eingeholt  werden.  Sodann  sollen  sich  die  Aufsichtsbehörden 
über  die  bestimmungsgemäße  Verwendung  der  Anleihe  sowie  über  die 
planmäßig  erfolgende  Tilgung  vergewissern.  Endlich  ist  festgesetzt, 
daß  die  Aufsichtsbehörde  unter  Angabe  des  Anleihezweckes,  der  Art 
der  Anleihe,  ihres  Betrages  und  ihres  Zins-  und  Tilgungsfußes  dem 
Ministerium  des  Innern  Anzeige  zu  erstatten  hat  und  daß  für  An- 
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leihen  von  Gemeindeverbänden  dieselben  Bestimmungen  Platz  greifen 
so.  len  wie  bei  den  Anleihen  von  einzelnen  Gemeinden. 

Daß  diese  fortgesetzten  Mahnungen  der  Regierungen  an  die  Städte 
zu  .•  Sparsamkeit  und  die  strenge  Überwachung  des  städtischen  Schulden- 
w(sens  wohl  begründet  sind,  möge  folgende  Übersicht  über  die  Ver- 
schuldung der  sächsischen  Großstädte  im  Jahrzehnt  1897 — 1906  be- 
w(  isen. 


Verschuldung  der  sächsischen  Großstädte  1897 — 1906. 

(Dis  Angaben  sind  entnommen  dem  Statistischen  Jahrbuch  Deutscher  Städte  und 
enthalten  das  gesamte  städtische  Passivvermögen.) 


£ chuldenstand  am  i 
Si  hlusse  des  Jahres 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Plauen 

1897 

17  560  454 

42  924  687 

70  005  358 

8 517  434 

I 1898  ! 

19  716  308 

51  479  056 

70  975  469 

9 682  501 

1899 

19  716  308 

58  045  481 

73  232  124 

11  514  777 

1 1900 

23  081  910 

63  549  396 

82  675  654 

12  559  550 

1901 

27  315  759 

76  783  182 

85  893  136 

15  663  473 

1902 

27  221  751 

76  776  200 

91  597  942 

17  611  639  1 

1903 

27  746  790 

88  874  599 

95  721  649 

19  925  014 

1904 

27  746  790 

87  913  307 

100  230  333 

21  949  636 

1905 

32  590  805 

134  741  143 

109  827  644 

23  351  945  ' 

1906 

36  968  000 

139  430  208 

121  537  961 

26  815  685 

— 

— 

Diese  Tabelle  zeigt,  wie  die  Schulden  in  fast  allen  sächsischen 
Gioßstädten  — nur  Leipzig  macht  eine  Ausnahme  hiervon  — um 
weit  über  100  o/o  im  Jahrzehnt  1897 — 1906  gestiegen  sind.  Die  Ver- 
mehrung der  Schulden  im  genannten  Zeiträume  betrug  nämlich  in 
Chemnitz  110,5o/o,  in  Dresden  224,8o/o,  in  Leipzig  73,6o/o  und  in 
Pliuen  214,8o/o.  Freilich  werden  hierunter  zu  einem  nicht  geringen 
Teile  Anleihen  sich  befinden,  welche  zur  Errichtung  kommunaler 
Ui  ternehmungen,  wie  Elektrizitätswerke,  Straßenbahnen  und  ähn- 
lic  ler  Institute,  verwendet  worden  sind,  die  in  km’zer  Zeit  der  Stadt  Er- 
trtge  liefern,  welche  zur  Tilgung  der  aufgenommenen  Schulden  ver- 
weudet  werden  können.  Wie  bedeutend  das  Anwachsen  der  städtischen 
Sc  lulden  im  genannten  Zeiträume  gewesen  ist,  möge  noch  nebenstehen- 
de . Diagramm  darstellen. 

Den  Hauptposten  der  städtischen  Schuldemvirtschaft  bilden  bei  uns 
in  Deutschland  die  Anleiheschulden.  Dieselben  zerfallen  in  langfristige 
Di  riehen,  welche  in  der  Regel  von  Hypothekenanstalten,  Provinzial- 
ka  isen  und  ähnlichen  Instituten  auf  Grund  besonderer  Verpfändung 
vo:i  Gebäuden,  Erwerbseinrichtungen  usw.  gewährt  werden,  und  in 
Olligationen,  d.h.  Schuldscheinen,  die  von  der  Stadt  ausgegeben  wer- 
de; i auf  Grund  ihrer  allgemeinen  Haftbarkeit.  Weniger  kommen  in 
Betracht  die  übrigen  Schuldarten,  etwa  VlO  der  ersteren,  welche  sich 
ZU!  ammensetzen  aus  vorübergehend  aufgenommenen  Darlehen,  Hypo- 
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Das  Anwachsen  der  Schulden  der  sächsischen  Großstädte 
im  Jahrzehnt  1897 — 1906  in  Millionen  Mark. 

(Auf  Grund  der  vorstehenden  Tabelle.) 


Chemnitz 
Leipzig  — 


Dresden 

Plauen 


theken,  Restkaufgeldern,  Passivrenten,  Kautionen,  Bürgschaften  und 
dergleichen.  Die  Obligationsanleihen  übersteigen  die  erstgenannten 
Schulden  um  ein  ganz  beträchtliches.  Die  Wahl  der  Schuldart  pflegt 
im  allgemeinen  den  Kommunen  überlassen  zu  sein.  Nur  bezüglich  der 
Schuldaufnahmen  durch  Inhaberobligationen  besteht  in  Deutschland 
die  Bestimmung  (BGB.  § 795),  daß  im  Inland  ausgestellte  Schuld- 
verschreibungen auf  den  Inhaber,  in  denen  die  Zahlung  einer  bestimm- 
ten Geldsumme  versprochen  wird,  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  in 
den  Verkehr  gebracht  werden  dürfen;  nur  die  Inhaberobligationen, 
welche  vom  Reiche  oder  von  einem  Bundesstaate  ausgegeben  werden, 
machen  hiervon  eine  Ausnahme. 

Was  nun  die  Gläubiger  der  Städte  anlangt,  so  haben  wir  drei 
Gruppen  zu  unterscheiden.  Zunächst  kommen  als  Kreditgeber  der 
Städte  in  Betracht  die  Stätten,  an  denen  sich  große  Kapitalien  zeit- 
weise anhäufen  und  Avelche  sich  teils  in  den  Händen  Privater,  teils  im 
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I esitzo  der  Städte  selbst  oder  des  Staates  bel'inden.  In  erster  Lmie 
V erden  hierher  zu  rechnen  sein  die  städtischen  Sparkassen,  welche  nicht 
rur  ihrer  eignen  Stadt,  sondern  auch  andern  Städten,  von  denen  sie, 
fills  nötig,  das  gleiche  erhoffen  können,  im  Bedarfsfälle  erhebliche 
^ uinmen  vorschießen.  Auch  die  Kassen  der  städtischen  Stiftungen, 
c ie  kommunalen  Sonderkassen  für  bestimmte  Zwecke  und  die  öffent- 
1 eben  und  privaten  Versicherungsanstalten  mit  ihren  oft  nicht  unbe- 
( eutenden  Kassenvorräten  gehören  hierher.  Sie  haben  das  Bedüifnis, 
i hre  Geldbestände  sicher  und  vorteilhaft  anzulegen,  und  gewähren  daher 
gegen  Schuldverschreibungen  oder  Übergabe  von  Stadtobligationen 
vredit.  Ferner  sind  diejenigen  Kreditgeber  der  Städte  zu  nennen, 
welche  diesen  Kredit  gewähren,  nicht  um  ihre  eignen  Kapitalien  zins- 
>ar  anzulegen,  sondern  erst  selbst  billigen  Kredit  zu  erlangen  suchen, 
im  ihn  dann  zu  höherem  Zinsfüße  an  die  Städte  abzugeben.  Dieser 
iweiten  Kategorie  von  Kreditgebern  gehören  an  die  Provinzialhilfs- 
tassen,  Landesbanken,  Landeskreditkassen  un<l  ähnliche  Institute,  die 
’om  Staate  gegründet  worden  sind  mit  der  Aufgabe,  gemeinnützigen 
Vnstalten  und  Selbstverwaltungskörpern  Kredit  zu  gewähren.  Auch 
lie  öffentlichen  und  privaten  Hypothekenbanken  sind  unter  diese 
Kreditgeber  zu  rechnen.  Insbesondere  aber  ist  hier  zu  nennen  die  von 
der  Allgemeinen  Deutschen  Creditanstalt  in  Leipzig  im  .Jahre  1872 
begründete  Kommunalbank  für  das  Königreich  Sachsen.  Sie  ist  das 
einzige  Institut  in  Deutschland,  welches  bestimmungsgemäß  und  ledig- 
lich dem  Kommunalkredite  dient.  Diese  Bank  steht  unter  staatlicher 
Aufsicht  und  hat  statutengemäß  zum  Zwecke  den  Betrieb  von  An- 
leihegeschäften mit  Bezirksverbänden,  Stadt-,  Land-,  Kirchen-  und 
Schulgemeinden  des  Königreichs  Sachsen  unter  Ausgabe  von  Inhaber- 
papieren. Das  Kapital  der  Bank  beträgt  3 Mill.  M.;  Ende  1907  Avaren 
an  Anlehensscheinen  17  819  000  M.  in  Umlauf.  Die  Dividende  hat 
zAvischen  5 o/o  und  10  o/o  geschwankt.  Als  dritte  Gruppe  der  kommunalen 
Kreditgeber  kommen  die  Banken  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  in 
Betracht,  die  bei  den  Obligationsgläubigern  an  erster  Stelle  stehen, 
hinsichtlich  der  Darlehnsvermittlung  aber  wenig  Bedeutung  haben. 
Doch  scheinen  die  Banken  diesem  Kommunalkreditgeschäfte  wenig 
Interesse  entgegenzubringen ; sie  betreiben  es  nur  nebenbei  und  suchen 
aus  der  Differenz  zwischen  Übernahme-  und  Emissionskurs  oder  aus 
der  dabei  gewährten  Provision  einen  Gewinn  zu  erzielen.  Koch  zu  er- 
wähnen wäre  der  Keichsinvalidenfonds,  welcher  als  Kreditgeber  der 
Städte  besonders  in  früherer  Zeit  große  Bedeutung  erlangt  hatte.  Er 
ist  bekanntlich  der  aus  Mitteln  der  französischen  Kriegsentschädigung 
gebildete  Fonds  zur  Sicherstellung  der  infolge  des  Krieges  von  1870/71 
zu  zahlenden  Pensionen  und  Hinterbliebenengelder.  Eine  Kapital- 
summe von  187  Millionen  Talern  wurde  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai 
1873  aus  der  französischen  Kriegsentschädigung  für  den  genannten 
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Zweck  entnommen.  Diese  dem  Keichsinvalidenfonds  überwdesenen  Gel- 
der sollen  dem  Gesetze  gemäß  zinsbar  angelegt  werden,  und  zwar  in 
verzinslichen  Schuldverschreibungen,  welche  auf  den  Inhaber  lauten 
oder  auf  den  Inhaber  jederzeit  umgesebrieben  werden  können  und  sei- 
tens des  Gläubigers  unkündbar  sind.  Unter  den  Papieren,  welche  im 
EntAvurf  noch  näher  gekennzeichnet  wurden,  nannte  das  Gesetz  an 
vierter  Stelle  ,, Schuldverschreibungen  deutscher  kommunaler  Korpo- 
rationen (Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  usw.),  welche  einer  regel- 
mäßigen Amortisation  unterliegen“.  Der  Reichsinvalidenfonds  hat  aus 
Mangel  an  verfügbaren  Mitteln  aufgehört,  jene  beträchtliche  Rolle  im 
kommunalen  Kreditwesen  zu  spielen,  Avelche  er  in  der  ersten  Zeit  nach 

Erlassung  des  genannten  Gesetzes  innehatte. 

Über  die  Emissionen  ist  bereits  oben  verschiedenes  gesagt  Avorden. 
Erwähnt  sei  nur  noch,  daß,  was  die  Emissionsbedingungen  anlangt, 
(Jiß  Tilgungssätze  im  allgemeinen  sich  heute  höher  stellen  als  früher, 
die  Tilgungszeiten  mithin  kürzer  sind.  Nicht  ebenso  regelmäßig  ist 
die  Wandlung  des  Zinsfußes  gewesen.  Während  Ende  der  90  er  Jahre 
die  Verzinsung  von  3^/2  *yo  namentlich  bei  den  Großstädten  noch  gänz- 
lich vorherrschte,  tritt  dieselbe  bereits  an  der  Wende  des  Jahrhunderts 
in  den  Hintergrund  und  die  dprozentige  Verzinsung  gewinnt  mehr  und 
mehr,  besonders  bei  den  Inhaberobligationen,  die  Herrschaft  und  hat 
sich  größtenteils  bis  heute  erhalten.  Eine  nähere  Betrachtung  der 
Tilgungsdauer  der  städtischen  Anleihen  im  Königreiche  Sachsen  zeigt 
für*^die  im  Jahre  1906  bestandenen  1289  kommunalen  Anleihen  fol- 


gende Tilgungszeiten: 

Es  werden  getilgt  werden 


43  dieser  Anleihen  im  Jahre.  . 1910 


83 

101 

73 

144 

161 


it 


in  d.  Jahren  1911 — 15 


17 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

1916—20 

1921—25 

1926—30 

1931—35 


160  dieser  Anleihen  in  d.Jahren  1936 — 40 
191  „ „ „ „ „ 1941—4.5 

146 . „ 1.946-50 

und  bei  187  dieser  Anleihen  reicht  die 
Tilgungsdauer  bis  nach  1950. 


2.  Gegenwärtiger  Zustand 

In  bezug  auf  die  Verschuldung  unsrer  sächsischen  Kreis-  und 
Großstädte  sollen  die  Resultate  des  Jahres  1906  einer  kurzen  Betrach- 
tung im  folgenden  unterworfen  werden.  Zunächst  sollen  dabei  die  Höhe 
und  die  Tilgungsdauer  der  verschiedenen  kommunalen  Anleihen,  welche 
Ende  1906  zu  Recht  bestanden,  dargestellt  werden.  Sodann  soll  ein 
Überblick  gegeben  werden  über  den  AufAvand  für  Verzinsung  und  Til- 
gung der  Ende  1906  bestandenen  tilgbaren  Anleihen,  und  endlich 
soll  der  Gesamtbetrag  der  städtischen  Schulen  am  Schlüsse  des  J ahres 
1906  hinsichtlich  ihrer  verschiedenen  Arten  (untilgbare,  durch  Raten- 
zahlung oder  Tilgungsquoten  zu  zahlende  und  durch  Rückzahlung  des 
Kapitals  zu  tilgende)  näher  erörtert  werden. 


8* 
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Die  Gesamtzahl  der  langfristigen  tilgbaren  Anleihen  und^Dar- 
lel  en  der  Städte  (politische  Gemeinden,  Ortsarmenverbände  und  Sehni- 
ge neinden  zusammengenommen)  betrug  1289.  Hiervon  kamen  die 
m(  isten,  nämlich  395,  auf  die  Städte  der  Kreishauptmannschaft  Dres- 
de  1.  Es  folgten  sodann  die  Städte  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig 
m;t  281,  diejenigen  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  mit  273,  die 
de’  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  mit  262,  endlich  die  Städte  dei 
K •eishauptmannschaft  Bautzen  mit  78  derartigen  tilgbaren  Anleihen. 

D esc  Zahlen  sagen  freilich  nicht  viel,  wenn  man  nicht  die  Beträge, 
w(  Iche  die  verschiedenen  Anleihen  ausmachen  und  in  den  genannten 
Z(  iträunien  getilgt  werden  sollen,  hinzufügt.  In  ganz  Sachsen  betrug 
der  Schuldenstand  der  Städte  am  Schlüsse  des  Jahres  1906  491  786  067 
Mark.  An  dieser  Summe  sind  am  stärksten  beteiligt  die  Städte  der 
K ['eishauptmannschaft  Dresden,  deren  Schulden  176996  088  M.  be- 
tr  men.  In  den  übrigen  Kreishauptniannschaften  stellt  sich  die  Ver- 
se luldung  der  Städte,  wie  folgt:  Leipzig  154  203  694  M.,  Chemnitz 
70  002  898  M.,  Zwickau  67  512  41 5 M.  und  Bautzen  17  070  972  M.  Was 
dl  3 einzelnen  Städte  betrifft,  so  zeigt  sich  deutHch,  wie  insbesondere  auf 
d e Großstädte  der  Löwenanteil  der  Schuldsumme  der  betreffenden 
K reishauptmannsehaft  entfällt.  Es  hatten  nämlich  Ende  1906  die 
städtischen  Schulden  eine  Höhe  erreicht  von 

145  921662  M.  in  der  Stadt  Dresden  25  238  628  M.  in  der  Stadt  Plauen 

121425  761  „ „ „ „ Leipzig  11017  917  „ „ „ „ Zwickau 

36  875  322  „ „ „ „ Chemnitz  4 305  287  „ „ „ „ Bautzen. 

Setzt  man  noch  die  Schulden  der  Städte  ins  Verhältnis  zur  Bevölkeiung, 

6 » zeigen  die  sächsischen  Kreis-  und  Großstädte  folgende  Ergebnisse : 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfielen  Schulden: 

in  Bautzen  146,34  M.  in  Leipzig  241,10  M. 

„ Chemnitz  150,56  „ „ Plauen  239,49  „ 

„ Dresden  282,25  „ „ Zwickau  160,84  „. 

a)  Tilgungsdauer  der  Ende  1906  bestandenen  tilgbaren  An- 
leihen und  Darlehen  der  politischen  Gemeinden,  der  Orts- 
armenverbände und  der  Schulgemeinden 

Betrachten  wir  etwas  näher  die  Dauer  und  die  Art  der  Tilgung 
(.er  verschiednen  städtischen  Anleihen,  so  finden  wir  neben  wenigen 
1 lurzfristigen  Anleihen  eine  Menge  langfristiger.  Insbesondere  in  den 
Großstädten  überwiegen  die  langfristigen  Anleihen  ganz  bedeutend. 
,'Iäheres  hierüber  ist  bereits  im  allgemeinen  Abschnitte  gesagt  worden 
ind  aus  der  dort  beigegebenen  Übersicht  zu  ersehen  (S.  115).  Wie  sich 
n den  einzelnen  Kreishauptmannschaften  sowie  in  den  Kreis-  und 
Großstädten  die  Tilgungsdauer  der  verschiedenen  Anleihen  stellt,  möge 
‘olgende  Übersicht  darstellen : 
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Von  den  Ende  1906  bestandenen  tilgbaren  Anleihen 

und  Darlehen  werden 

getilgt  werden 

in  der  Kreie-  ' 

Anzahl 
derAn- 
> leihen 

1907 

1911 

1916 

1921 

1926 

1931 

1936 

1941 

1946 

nach 

hauptmannsch. 

— 10 

— 15 

—20 

— 25 

— 30 

—35 

—40 

— 45 

—50 

1950 

' 

78 

3 

o 

2 

3 

i 

12 

8 

17 

14 

10 

Bautzen ' 

11 

1 

1 

3 

3 

1 

3 

1 

Chemnitz  . . . 

262 

11 

19 

23 

2 

28 

3 

17 

1 

34 

3 

25 

1 

26 

34 

34 

1 

22 

Dresden  , . . 

395 

24 

36 

24 

43 

53 

49 

58 

26 

73 

136 

9 

35 

15 

9 

15 

30 

17 

25 

5 

OK 

1 

281 

17 

15 

15 

37 

35 

34 

42 

39 

42 

Leipzig  .... 

33 

5 

0 

5 

2 

5 

5 

2 

2 

5 

5 

1 

i 

Zwickau  . . . . i 

273 

38 

11 

7 

17 

4 

20 

1 

1 

14 

23 

2 

1 

36 

3 

1 

43 

3 

1 

40 

1 

33 

4 

1 

40 

16 

im  Königr, 
Sachsen 

1289 

43 

83 

101 

73 

144 

161 

160 

191 

146 

187 

Die  gewöhnlichen  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Kreishauptmannschaften 
bzw.  das  Land,  die  schrägstehenden  auf  die  betreffende  Kreisstadt,  die  fetten 
auf  die  Stadt  Plauen. 


* Hiernach  sind  die  meisten  langfristigen  Anleihen  in  den  Städten  der 

Dresdner  Kreishauptmannschaft  vorhanden,  die  wenigsten  im  Bautze- 
ner  Bezirke.  Unter  den  Kreis-  und  Großstädten  steht  bezüglich  der 
h Anzahl  der  langfristigen  Anleihen  obenan  die  Stadt  Dresden  mit  136, 

^ es  folgen  die  Stadt  Leipzig  mit  33,  die  Stadt  Zwickau  mit  28,  endlich 

die  Smdte  Bautzen,  Chemnitz  und  Plauen  mit  je  11  solcher  Anleihen. 

Es  sollen  nun  die  Schuldbeträge,  deren  Tilgung  in  den  einzelnen 
Zeitabschnitten  stattfindet,  einer  Erörterung  unterzogen  werden.  Von 
den  Ende  1906  vorhandenen  tilgbaren  Anleihen  und  Darlehen  der 
Städte  werden  bis  zum  Jabrel910  1722  200M.  der  gesamten  Landes- 
summe getilgt  sein.  Weiter  wird  die  Tilgung  erfolgen 


im  Jahrfünft  1911—15  mit  24  043  000M.  | im  Jahrfünft  1931—35  mit  25  278  100  M. 

1916—20  „ 18  278  700  ..  - ..  1936—40  ..  36  749  300 


11 


11 


11 


11 


11 


11 


11 


11 


1921—25 

1926—30 


11 


34  639  600 


11 


11 


11 


11 


39  239  300 


11 


11 


11 


1941—45 

1946—50 


11 


81402  900 


11 


„ 163  268  500  „ 


Der  Restbetrag  von  133  301  900  M.  wird  erst  nach  1950  getilgt  wer- 
den. Ähnlich  w'ie  bei  der  Landessumme  ist  das  Tilgungsverhältnis  bei 
den  Beträgen  der  Kreishauptmannschaften  und  bei  denen  der  Kreis- 
und  Großstädte.  Es  dürfte  sich  wohl  erübrigen,  hier  alle  die  Teilbeträge 
der  Schuldsumme,  welche  in  den  verschiednen  Kreishauptmannschaften 
und  Städten  jährlich  getilgt  werden,  einzeln  aufzuzählen;  sie  sind 
übersichtlich  aus  der  beifolgenden  Tabelle  III  zu  ersehen.  Es  sei  an 
dieser  Stelle  nur  bemerkt,  daß  sich  die  Tilgung  mitunter  bis  weit  über 
das  Jahr  1950,  ja  bis  ans  Ende  des  laufenden  Jahrhunderts  erstreckt. 
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b)  Jährlicher  Aufwand  für  Verzinsung  und  Tilgung 
d sr  Ende  1906  bestandenen  tilgbaren  Anleihen  und  Darlehen 

der  Städte  von  1906  bis  1950 

Recht  erhebliche  Beträge  finden  wir  auch,  wenn  wir  den  Auf- 
^vand  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Ende  1906  vorhanden  gewese- 
n >n  tilgbaren  Anleihen  und  Darlehen  der  Städte  ;ins  Auge  fassen,  ln 
ginz  Sachsen  hatte  1906  der  Aufwand  für  Verzinsung  und 
d)r  städtischen  Anleihen  und  Darlehen  die  Höhe  von  23  688  018  M. 
e;  reicht.  Zwar  verringert  sich  diese  Summe  von  J ahr  zu  Jahr  um  ein 
b Jträchtliches,  wird  aber  1950  immer  noch  auf  7 415  624 M.  sich  be- 
h vifen.  Von  den  1289  verschiedenen  tilgbaren  städtischen  Anleihen, 
welche  Ende  1906  bestanden,  werden  im  Jahre  1950  224  noch  nicht 
villig  getilgt  sein.  Von  denjenigen  78  Anleihen,  die  m der  Kreis- 
hiuptmannschaft  Bautzen  bestanden  und  1906  einen  Aufwand  von 
8 47  426  M.  erforderten,  werden  im  Jahre  1950  16  noch  nicht  ganz 
oätilgt  sein  und  einen  Verzinsungs-  und  Tilgunpaufwand  von  143  777 
;Mark  erfordern.  In  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  haben  die 
262  städtischen  tilgbaren  Anleihen  von  Ende  1906  für  ihre  Veizin- 
8 mg  und  Tilgung  in  dem  genannten  Jahre  Ausgaben  in  Höhe  von 
c 504  333  M.  verursacht,  und  31  dieser  Anleihen  werden  1950  noch 
rieht  völlig  getilgt  sein,  sondern  zu  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung 
^^erden  dann  noch  1066  613  M.  erforderlich  sein.  In  der  Kreishaupt- 
I lannschaft  Dresden  bestanden  395  tilgbare  Anleihen  und  Darlehen 
( er  Städte,  und  ihre  Verzinsung  und  Tilgung  erforderte  8 75l04oM. 
i;ei  77  dieser  Anleihen  wird  1950  die  Tilgung  und  Verzinsung  noch 
1 icht  beendet  sein,  sondern  noch  die  Summe  von  1 534 102  M.  benötigen. 
Die  Städte  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  hatten  281  tilgbare  An- 
Diheu  aufzuweisen,  und  der  Verzinsungs-  und  Tilgungsaufwand  er- 
1 eichte  dort  eine  Höhe  von  7 225  076  M.;  54  dieser  Anleihen  werden 
; 950  noch  einen  Verzinsungs-  und  Tilgungsaufwand  von  3 958 174  M. 

’ erursachen.  Im  Gebiete  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau  bptanden 
!!73  städtische  tilgbare  Anleihen,  zu  deren  Verzinsung  und  Tilgung 
;;360138M.  erforderlich  waren;  1950  werden  für  46  dieser  Anleihen, 
deren  Tilgung  bis  dahin  noch  nicht  beendet  ist,  noch  712  958  M.  auf- 

iubringen  sein.  j-  tt  i -u 

Ähnlich  wie  in  den  Kreishauptmannschaften  Liegen  die  Verhait- 

lisse  in  den  Kreis-  und  Großstädten.  Von  den  11  Anleihen,  welche 
Ende  1906  in  der  Stadt  Bautzen  bestanden  und  damals  einen  jähr- 
ichen  Aufwand  von  230  879  M.  erforderten,  werden  allerdings  im 
Jahre  1950  keine  Tilgungs-  und  Verzinsungskosten  mehr  entstehen, 
ledoch  w'ird  1945  eine  Anleihe  noch  nicht  völlig  getilgt  sein  und  einen 
v'^erzinsungs-  und  Tilgungsaufw^and  von  37  500  M.  erfordern.  In  der 
8tadt  Chemnitz,  wo  zu  derselben  Zeit  11  Anleihen  bestände^,  die  zu- 
sammen für  Verzinsung  und  Tilgung  den  Betrag  von  20847o3  M.  im 
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Jahre  benötigen,  wird  1950  nur  eine  Anleihe  noch  nicht  ganz  getilgt 
sein  und  daher  noch  819  035  M.  Verzinsungs-  und  Tilgungskosten  be- 
anspruchen. Die  höchste  Zahl  tilgbarer  Anleihen  unter  den  sächsischen 
Städten  hatte  Dresden  aufzuweisen,  w’o  136  solche  Anleihen  bestanden, 
deren  Verzinsung  und  Tilgung  7119140M.  beanspruchten.  Im  Jahre 
1950  werden  noch  25  von  diesen  Anleihen  bestehen,  und  ihre  Verzin- 
sung und  Tilgung  wird  einen  Aufwand  von  1 382  420  M.  nötig  machen. 
Dia  Stadt  Zwickau  hatte  28  tilgbare  Anleihen  und  Darlehen  aufzu- 
weisen, und  deren  Verzinsung  und  Tilgung  erfoixlerten  575  374  M.  Von 
diesen  Anleihen  Averden  20  im  Jahre  1950  noch  nicht  völlig  getilgt 
sein  und  einen  Jaliresaufwand  von  456  867  M.  für  ihre  Verzinsung  und 
Tilgung  benötigen.  Was  endlich  die  Stadt  Plauen  betrifft,  so  erfor 
derten  die  Ende  1906  hier  vorhandenen  11  tilgbaren  Anleihen  einen 
AuHvand  von  1 161  565  M.  Ihre  Verzinsung  wird  aber  schon  vor  dem 
Jahre  1950  beendet  sein.  Im  Jahre  1945  wird  nur  noch  eine  Anleihe 
nicht  ganz  getilgt  sein  und  einen  Tilgungs-  und  Verzinsungsaufwand 
von  293  983  M.  beanspruchen. 

c)  Gesamtüberblick,  Arten  der  Schulden  und  ungefähre  Ver- 
teilung der  Schuldsumme  auf  politische  Gemeinde,  Orts- 

armenverbaud  und  Schulgemeinde 

Die  Schulden  sämtlicher  Städte  Sachsens  betrugen  Ende  1906 
491  786  067  M.  Davon  entfielen  auf  die  Städte  der  Kreishauptmann- 
schaften Dresden  176  996  088  M.  Zwickau  67  512  415  M. 

Leipzig  154  203  694,,  Bautzen  17  070  972,,. 

Chemnitz  76  002  898  „ 

Teilt  man  diese  Schulden  nach  den  verschiedenen  Tilgungsarten 
ein  in  1.  untilgbare,  2.  durch  Ratenzahlung  oder  Tilgungsquoten  zu 
zahlende,  3.  durch  Rückzahlung  des  Kapitals  zu  tilpnde  und  4.  son- 
stige, so  findet  man  zunächst,  daß  die  meisten  untilgbaren  Schulden 
— sie  betrugen  Ende  1906  im  gesamten  Königreiche  Sachsen  665  395 
Mark  — in  den  Städten  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  vorhanden 
waren  mit  566  881M.,  wovon  auf  die  Stadt  Leipzig  509  350  M.^kommen. 
In  der  Kreishauptmannschaft  Bautzen  hatten  die  Städte  für  o9144M. 
untilgbare  Schulden  aufgenommen,  wovon  31 172  M.  auf  die  Stadt 
Bautzen  entfielen.  Im  Bezirke  der  Kreishauptmannschaft  Dresden  hat- 
ten die  untilgbaren  städtischen  Schulden  die  Höhe  von  24 192  M.  er- 
reicht. Dabei  ist  jedoch  hervmrzuheben,  daß  in  der  Stadt  Dresden 
selbst  keine  derartigen  untilgbaren  Anleihen  sich  befanden.  In  den 
Städten  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  betrug  die  Summe  aller 
untilgbaren  Schulden  15 178  M.  Auch  hier  war  die  Kreisstadt,  Chem- 
nitz, an  dieser  Summe  nicht  beteiligt.  Keine  untilgbaren  Schulden 
gab  es  in  den  Städten  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau. 

Erheblich  höhere  Beträge  ergeben  sich,  wenn  man  die  durch  Raten- 
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zihlungen  oder  Tilgungsquoten  zu  zahlenden  Schulden  ins  Auge  faßt. 
&ie  machen  den  Hauptanteil  an  der  Gesamtsumme  der  kommunalen 
Schulden  aus  und  hatten  Ende  1906  in  Sachsen  die  Summe^  von 
4 67  773  757  M.  erreicht.  Diese  verteilen  sich  auf  die  Städte  der  Kreis- 

1 auptmannschaften 


Bautzen  mit  15  348  408  M. 
Chemnitz  „ 63  304  574  „ 

Dresden  „ 172  220  603 


Leipzig  mit 
Zwickau  „ 


150  890  665  M. 
66  000  497 


Unter  den  Kreis-  und  Großstädten  steht,  was  die  Höhe  dieser  durch 
] latenzahlungen  oder  Tilgungsquoten  zu  zahlenden  Schulden  anlangt, 
£u  erster  Stelle  Dresden,  avo  sich  Ende  1906  diese  Schulden  auf 
142203  563  M.  heliefen.  An  zAveiter  Stelle  rangiert  Leipzig  mit 
118  666  222  M.  Die  dritte  Stelle  nimmt  Chemnitz  mit  36  875  322  M. 
(in.  Es  folgt  die  Stadt  Plauen  mit  25 238 628 M.,  sodann  Zwickau  mit 

.0  321  601  M.  und  endlich  Bautzen  mit  3 885  254  M. 

Die  durch  Rückzahlung  des  Kapitals  zu  tilgenden  Schulden  jiatten 
! linde  1906  in  sämtlichen  sächsischen  Städten  die  Höhe  von  23  105  t 99  M. 
( rreicht.  Daran  Avaren  beteiligt  die  Städte  der  Ivreishauptmannschaften 
Bautzen  mit  1 644  361  M.  i Leipzig  mit  2 741  410  M. 


Chemnitz 

Dresden 


11 


12  682  876 
4 740  207 


11 


11 


Zwickau 


11 


1 296  945 


11 


: veine  durch  Rückzahlung  des  Kapitals  zu  tilgenden  Schulden  besaßen 
. lie  Städte  Chemnitz  und  Plauen.  In  der  Stadt  Dresden  betrugen  sie 
3718099M.,  in  Leipzig  2250189M.,  in  Zivickau  576316M.  und  in 

3autzen  388  861 M. 

An  sonstigen  Anleihen  und  Darlehen,  Avelche  sich  in  keine  der  ge- 
lannten  Gruppen  einreihen  ließen,  bestanden  in  den  Städten  Sachsens 
lusammen  241 116M.  Die  meisten  davon  entfallen  auf  die  Kreishaupt- 
nannschaft  Zwickau,  wo  sie  in  einer  Höhe  von  214  973  M.  Abhanden 
varen.  Weiter  entfielen  19  049  M.  auf  die  Kreishauptmannschaft  Baut- 
zen, 4738  M.  auf  die  Kreishauptmannschaft  Leipzig,  2086  M.  auf  die 
'vreishauptmannschaft  Dresden  und  270  M.  auf  die  Kreishauptmann- 
ichaft  Chemnitz.  Die  Großstädte  hatten  Ende  1906  keine  Anleihen, 
.velchc  nicht  in  den  drei  ersten  Gruppen  untergebracht  Averden  konnten. 
Dagegen  hatte  die  Kreisstadt  Zivickau  für  120  000  M.  solche  Anleihen 
lufzuAA'eisen. 

Am  Schlüsse  der  Tabelle  V wird  noch  eine  Übersicht  gegeben  über 
lie  Verteilung  der  Schulden  auf  die  politischen  Gemeinden,  die  Orts- 
irmenverbände  und  die  Schulgemeinden.  Doch  sind  diese  Ziffern  nicht 
vollkommen  einAvandfrei  und  geben  kein  richtiges  Bild,  da,  Avie  schon 
am  Anfänge  dieses  Abschnittes  hervorgehoben,  nicht  alle  Städte  die 
Schulden  des  Ortsarmenverbandes  und  der  Schulgemeinde  von  denen 
der  politischen  Gemeinde  trennen.  Hinsichtlich  der  Ortsarmenverbände 
tritt  z.  B.  bei  keiner  der  sächsischen  Kreis-  und  Großstädte  eine  Tren- 
nung der  Schulden  von  denen  der  politischen  Gemeinden  ein,  und  in 
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bezug  auf  die  Schulgemeinden  Aveisen  nur  Bautzen,  Dresden  und 
Zwickau  die  Schulden  getrennt  von  denen  der  politischen  Gemeinden 
nach.  SoAVohl  die  Zahlen  der  Landessumme  als  auch  diejenigen  der 
Kreise  und  der  Kreis-  und  Großstädte  sind  daher  nicht  genau,  denn  es 
Averden  in  den  Schuldangaben  der  politischen  Gemeinden  vielfach  solche 
von  Ortsarmenverbänden  und  Schulgemeinden  inbegriffen  sein,  was 
bcAvirkt,  daß  die  betreffenden  Zahlen  zu  groß  sind,  Avährend  bei 
den  Ortsarmenverbänden  und  den  Schulgemeinden  als  Landessumme 
und  Kreissummen  zu  niedrige  Beträge  stehen,  da  die  Schulden  dieser 
Körperschaften  in  vielen  Städten  mit  denen  der  politischen  Gemeinden 

verschmolzen  sind. 


d)  Kritik  und  Urteil 

Ganz  abgesehen  von  dem  Mangel,  daß  die  Schulden  der  verschie- 
denen kommunalen  Körperschaften  nicht  getrennt  nacligCAviesen  a\  er- 
den, wird  man,  Avas  die  SchuldenAvirtschaft  unsrer  sächsischen  — über- 
haupt der  deutschen  — Städte  anlangt,  sagen  müssen,  daß  von  einer 
befriedigenden  Lösung  der  städtischen  Schuldfrage  noch  nicht  gespro- 
chen werden  kann.  ZAvei  Dinge  sind  es,  die  hier  besonders  ungünstig 
Avirken.  Einmal  Avirtschaften  die  Städte  zuweilen  doch  nicht  planmäßig 
genug  und  nehmen  Anleihen  für  ZAA'ecke  auf,  die  entAAcder  aus  lau- 
fenderi  I^Iitteln  gedeckt  Averden  müßten  oder  für  Avelche  man  Fonds 
ansammeln  könnte,  um  den  entsprechenden  AufAvand  zu  begleichen. 
Anderseits  fehlt  es  an  einer  einheitlichen  Gesamtorganisation  des  Kom- 
munalkrodits,  denn  obAVohl  Avir  in  Sachsen  eine  Koniniunalbank  haben, 
so  ist  hier  der  Kommunalkredit  arg  zersplittert.  Ferner  besteht  eine 
erhebliche  Differenz  zAvischen  Emissions-  und  Börsenkurs  bei  den 
Städtepapieren.  Weiter  ist  der  niedrige  Kursstand  der  Stadtanleihen 
zu  beklagen,  dessen  Ursache  in  dem  üblichen  Auslosungsverfahrcn  zu 
suchen  ist.  Eine  fortdauernde  Kontrolle  seitens  des  Kapitalisten  ist 
dabei  erforderlich.  Und  außerdem  Avird  nie  jemand,  der  eine  dauernde 
Kapitalanlage  bczAveckt,  sein  Geld  in  Stadtanleihen  anlegen,  denn  er 
steht  dabei  vor  der  Möglichkeit,  gegen  seinen  Willen  sein  Kapital  schon 
in  kurzer  Zeit,  nach  Befinden  ratenweise,  Avieder  zurückzuerhalten. 
Manche  Stadtanleihen  machen  allerdings  hiervon  eine  Ausnahme,  und 
bei  diesen  ist  dann  in  der  Regel  ein  etAvas  höherer  Kurs  zu  verzeichnen. 
Besonders  aber  ist  das  Absatzgebiet  der  städtischen  Anleihepapiere 
sehr  gering,  Avesentlich  geringer  z.  B.  als  dasjenige  der  Staats- 
anleihen. Nicht  daß  unsern  modernen  Großstädten  weniger  Kredit- 
würdigkeit zuerkannt  Averden  dürfte  als  etAva  dem  sächsischen  Staate, 
aber  zAveifellos  besteht  doch  in  den  Kapitalistenkreisen  eine  geAAUsse 
Interesselosigkeit  gegenüber  Anleihen  Ami  ihnen Aölligfiemden Städten, 
Avas  sich  darin  zeigt,  daß  die  Anleihepapiere  immer  Avieder  nach  der 
Ausgabestadt  zurückwandern.  Es  scheint  eben  hierbei  etAvas  Lokal- 
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ratriotismus  mitzuwirken.  Um  diese  Mißstände  zu  beseitigen,  bat  man 
8 uf  den  in  letzter  Zeit  mehrfach  abgehaltenen  Städtetagen  immer  wie- 
c er  auf  eine  Zentralisation  des  Kommunalkredits  hingewiesen,  wodurch 
jsner  Zersplitterung  des  städtischen  Anleihewesens  und  einer  unge- 
1 egelten  Inanspruchnahme  des  Geldmarktes  durch  städtische  Anleihe- 
1 edürfnisse  vorgebeugt  werden  soll.  Besonders  hat  Kutzer,  Oberbürger- 
meister der  Stadt  Fürth,  auf  dem  zweiten  Deutschen  Städtetage  in 
] München  im  Jahre  1908  als  Ziel  des  kommunalen  Anleihewesens 
^ wiederholt  vorgeschlagen,  mit  den  geringsten  Opfern  und  unter 
möglichster  Wahrung  der  Freiheit,  wenn  auch  nicht  jeder  einzelnen 
Stadt,  so  doch  bei  Wahrnehmung  allgemeiner  städtischer  Interessen, 
die  vorhandenen  Geldanlagebedürfnisse  mit  dem  Anleihebedürfnisse 
der  Städte  zu  einen.  So  könnten  z.  B.  die  größern  Städte  und  die 
)estehenden  kommunalen  Verbände  zusammentreten  und  ein  unter 
hrer  Leitung  stehendes  kommunales  Kreditinstitut  begründen.  Doch 
vurde  diesem  Vorschläge  auf  dem  genannten  Städtetage  lebhaft  wider- 
sprochen, so  daß  seine  Durchführung  nicht  zustande  kam.  ) 

1)  Im  Oktober  1909  ist  nun  von  der  I.  Konferenz  der  Finanzdezernenten 
größerer  deutscher  Städte  in  Kassel  eine  GeldvermittlungssteUe  für  yorüber- 
rehenden  Austausch  verfügbarer  Barmittel  zwischen  den  größeren  Stadtverwal- 
’ungen  ins  Leben  gerufen  worden,  die  durch  Beschluß  des  Deutschen  Stadtetages 
Ulf  seiner  Tagung  am  11.  und  12.  September  1911  in  Posen  zu  einer  Geldyer- 
nittlungsstelle  des  Deutschen  Städtetages  erweitert  und  infolge  der  Wahl  ihies 
Leiters  zum  Oberbürgermeister  von  Charlottenburg  am  1.  November  1913  mit  Ge- 
aehmigung  des  Vorstandes  des  Deutschen  Städtetages  von  Kassel  nach  Char- 
lottenburg verlegt  worden  ist.  Auch  in  Sachsen  wurde  auf  diesem  Gebiete  ein 
oedeutender  Schritt  vorwärts  getan,  indem  auf  dem  am  23.  und  24.  Februar  191- 
in  Leipzig  abgehaltenen  sächsischen  Gemeindetage  die  Errichtung  einer  hre  d- 
vermittlungsstelle  für  die  sächsischen  Gemeinden  einstimmig  beschlossen  worden 
ist.  Nach  den  vom  Vorstande  des  sächsischen  Gemeindetages  ausgearbeiteten  und 
nunmehr  angenommenen  Statuten  soll  diese  GeldvermittlungssteUe  den  Zweck 
1 • 

1.  den  Austausch  von  Barmitteln  zwischen  den  Gemeinden,  die  über  bereite 
Mittel  verfügen,  und  denjenigen,  die  vorübergehend  Geld  bedürfen  (kurzfristige 

2.  die  Aufnahme  langfristiger  Darlehen  für  die  Mitglieder  des  sächsischen 

Gemeindetages  zu  vermitteln.  , j- 

Der  Vorstand  des  sächsischen  Gemeindetages  ist  mit  der  Errichtung  dieser 
Geldvermittlungsstelle  beauftragt  worden.  Sie  soll  ihren  Sitz  in  Dresden  haben 
und  vom  Rate  der  Stadt  Dresden  verwaltet  werden.  Bei  der  Verwaltung  so^U 
der  Rat  von  einer  Kommission  unterstützt  werden,  die  aus  drei  vom  Vorstände 
des  sächsischen  Gemeindetages  aus  seiner  Mitte  gewählten  Mitgliedern  besteht. 

Schließlich  wurde  auf  dem  obigen  Gemeindetage  noch  dringend  empfohlen, 
zur  Vermeidung  weitern  Anschwellens  der  Schulden  mehr,  als  dies  bisher  ge- 
schehen, Rücklagen  zur  Deckung  außerordentlicher  Bedürfnisse  zu  bilden. 
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Tabelle  nach  Tordrnck  4,  Sp.  2 u.  9 (Politische  Gern.,  Ortsaxmenverb.  u. 

Tilgnngsdaner  der  Ende  1906  bestehen- 

Name  der  Von  den  Ende  1906  noch  bestehenden  tilgbaren  Anleihen  und  Dar- 
Kreishaupt-  im  uraprüug-  I Tilgung  beendet  sein  bei  nach- 

1 liohön  KAtirACTA  I O O 

mannschait 


Kreishaupt-  im  uraprung- 
mannschaft 

bzw.  der  Stadt  zahl  (looo  M.) 


Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 


78  18658,9 

262  79860,5 

395  214911,4 
281  161250,5 
273  83*232,6 


Landessumme  1289  557913,9 

Bautzen  i 11  5154 

Chemnitz  j!  11  49761,5 

Dresden  '!  136  179738,6 

Leipzig  33  125362,7 

Zwickau  28  14539,8 

Plauen  11  34232 


1907— 

1910 

An- 

zahl 

1911—  An-' 
1915  i zahl 

1916— 

1920 

An- 

zahl 

1921— 

1925 

309,9 

2 

45  2 

1 119 

3 

2104  ' 

252,5 

23 

6510,9  28 

9917,0 

17 

1859,0 

212,1 

24 

12645,3  36 

4688,4 

24  ! 

, 29293,3  1 

264,0 

17 

2121,7  15 

678,5 

15 

685,0 

683,7 

17 

2820,5  20 

2875,8 

14 

688,3  i 

1722,2 

83 

24043,4  101 

18278,7 

73 

34629,6 

I 6017 
11272 
1263,5 

2232 


100 

8570 

2710,4 

444,5 

8 

2000 


3 2104 

1 37 

9 27710,5 

2 291,8 


Tabelle  nach  Tordruck  4,  Sp.  5 n,  9.  Aufwand  für  Verzinsung  und 


Name  der 
Kr.-haupt- 
mannsch. 
bzw.  d.  St. 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landess. 


Verzinsung  und  Tilgung  der  Ende  1906  bestehenden  tilgbaren 

der  Schulgemeinde  erfordert  einen 

mofi  1 1910  1915  1920  1925 


78 

262 

395 

281 

273 

1289 


1906 

: An- 
zahl 

1 1910 

An- 

zahl 

1915  i 

847426 

75 

831231! 

75 

\ 831231 

3504333 

245 

3492790 

221 

1 3113729; 

8751045 

1 391 

8738338 

1 368 

1 8059133 

7225076 

278 

7220677 

263 

! 7090439 

3360138  266 
236880181255 


3303827 

23586863 


256  3170293 
1183  22264825 


72  824721  69 

196  2592363  180 
334  79326271  310 
250  7052721  231 
233,  3040371  219 
1085  21442803  1009 


725000 
2535449 
7062210 
7002855 
: 2939671 
;20265185 


Bautzen 

11  230879 

10 

221362 

10 

221362 

9 220552 

6 

120331 

Chemnitz 

11  2084753 

11 

2084753 

9 

1750655 

6 1302146 

5 

1300168 

Dresden 

136  7119140 

136 

7119140 

132 

6507379 

119  6474778 

111 

5684665' 

Leipzig 

33  5542012 

33 

5542012 

31 

5491342 

28!  5480346 

25 

54592481 

Zwickau 

28  575374 

28 

575374 

28 

575374 

27  574156 

27 

574156! 

Plauen 

11  1161565 

11 

1161565 

9 

1055145 

6 974224 

5 

914224 

Tabelle  nach  Vordruck  4,  Sp.  6, 


Gesamtbetrag  und 


Name  d.  Kreis- 
hauptmann- 
schaft bzw. 
der  Stadt 


Gesamtbetrag 
der  Schulden 
am  Schlüsse 
des  Jahres  1906 

M.  

17  070  972 
76  002  898 
176  996  088 
154  203  694 
67  512  415 
491  786  067 

4 305  287 
36  875  322 
145  921  662 
121  425  761 
11  017  917 
25  238  628 


Der  Gesamtbetrag  der  Schulden  am  Schlüsse 


antilgbaren 


durch  Ratenzah- 
lungen od.Tilgungs- 
quoteu  zu  zahlenden 

Schulden 

M 


59  144 
15  178 
24  192 
566  881 

665  395 
31  172 


509  350 


15  348  418 
63  304  574 
172  229  603 
150  890  665 
66  000  497 
467  773  757 

3 885  254 
36  875  322 
142  203  563 
118  666  222 
10  321  601 
25  238  628 


durch  Rückzahlung 
des  Kapitals  zu 
tilgenden 


1 644  361 
12  682  876 

4 740  207 

2 741  410 

1 296  945 
23  105  799 

388  861 

3 718  099 

2 250  189 
576  316 
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1*^ 


i 


Schulgem.). 

den  tilgbaren  Anleihen  und  Darlehen. 

lehen  der  politischen  Gemeinde,  des  Ortsarmenverbandes  und  der  Schulgemeinde 
stehenden  Beträgen  (in  1000  M.)  in  den  Jahren 


An- 

zahl 


1926— 

1930 


An- 

zahl 


1931— 

1935 


An- 

zahl 


1936— 

1940 


An- 

zahl 


7 2259,6 

34  13373,7 
43  2959,0 
37  17016,3 
23  3630,7 


1115 

2181.3 
7559,8 
6561,6 

7860.4 


1350.7 

4679.7 
15981,5 

5841,1 

8896.3 

36749,3 


1941— 

1^945 

2288,6 

4450,5 

40367,3 

17511,5 

16785,0 

81402,9 


An- 

zahl 


1946— 

1950 


An- 

zahl 


nach 

1950 


7423,1 

32174,1 

54813.9 

40530.9 
28326,5 


1644 

4461,8 

46490.8 

70039.9 
10665,4 


zahl 

64 

150 

270 

203 

200 

887 

696257 

1883218 

6021084 

6273357 

2763973 

17637889 

zam 

51 

120 

216 

164 

156 

707 

584756 

1757000 

5723851 

5947295 

2310325 

16323227 

44 

99 

168 

130 

125 

566 

505382 

1577671 

4932476 

5703390 

2066899 

14785818 

27 

65 

108 

96 

86 

382 

403191  ^ 
1385580  i 
3074266 
4865829 
1395423 
11124289 

16 

31 

77 

54 

46 

224 

143777 

10(56613 

1534102 

39.58174 

712958 

7415624 

4 

103644 

4 

103644 

1 

37500 

1 

37500 

— 

3 

822241 

1 

819035 

1 

819035 

1 

819035 

1 

öi903o 

98 

4755366 

74 

4647739 

58 

4280606 

1 32 

2750126 

25 

1382420 

20 

' 4850841 

16 

4824953 

14 

4809176 

10 

4190076 

8 

3032900 

25 

! 569120 

23 

508154 

20 

1 456867 

20 

456867 

20 

45686 1 

4 

1 819204 

3 

719103 

o 

1 . 668983 

1 

293983 

1 

• — - •- 

Arten  der  Schulden. 


d.  J.  1906  bestand  in 


sonstigen 


M. 


19  049 
270 
2 086 
4 738 
214  973 


die 

politische  Gemeinde 
M. 


Die  Schulden  verteilen 

den  Orts- 
armenverband 
M. 


sich  auf 

die 

Schulgemeinde 
M. 


15  525  329 
73  228  733 
169  050  638 
150  887  298 
61  364  712 


36  317 
3 056 
81  782 
47  214 
168  969 


1 545  643 

2 737  848 
7 941  794 

3 234  614 
6 100  489 

21  560  388 


3 907  016 

— 

398  271 

36  875  322 

— 

— 

141  083  578 

— 

4 838  084 

121  425  761 

— 

— 1 

120  000 

8 894  812 

— 

2 123  105 

— 

25  238  628 



Übersicht  über  das  Aktivvermögen. 
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Sa.  Sp.  9.  10.  15.  20 
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eo  r oa  O 01 

X kC  X t-  vH  vH 

CD  X t’-  5a  tv 

tv  VH  Ol  Ol  oa 

vH  ^ oa  vH  ^ vH 

^ CO 

Ol  X X X X X 1 
X kO  X X O vH 
X X X O lO  X 

Vf  X X X X vf 
Ol  t-  X — vH  1 

Unternehmungen  und 
Anstalten 

CO 

8854 

41ß70 

119980 

72606 

38700 

281810 

Vf  X X O t-  vH  ! 

vH  tv  X Ol 

0 vH  X X vf  vH 

01  X kO  X X tv 

01  O kO  vH  1 

vH 

Einwohnerzahl  1905 

MIM  1 

29419 

244927 

516996 

503637 

68502 

105381 

1 

Name  der  Kreishauptmannschaft 
i bzw.  der  Stadt 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landes- 

summe 

1 Bautzen 
Chemnitz 
j Dresden 
Leipzig 
Zwickau 
Plauen 
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Tabelle  nach  Vordruck  5, 


t 


Die  Vermögens-  und  Rechnnngsübersichten  der  politischen  Gemeinden. 

1.  Ordentliche  Einnahmen  und  Ausgaben.  


Name  der  Kreis- , 
hauptmannsch. 
bzw.  der  Stadt  ' 

" 1 

Ein- 

nahmen 

M. 

1 

1 

Aus- 

gaben 

1 

M. 

Betriebsüberschuß 

(bilanzmäßig) 

1 der  für  Ge- 
..1  1 meinde-  od.  / 

UOer-  ] gonstige  ^ 

haupt  1 Zweck© 

1 verwendbar 

M.  M. 

Fehl- 

betrag 

bilanz- 

mäßig) 

M. 

Unter  den 
Einn.  Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet 
werden,  in  Höhe  von 

M.  M. 

4a 

4b  i 

5 

6 

7 

i 

1 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

1 

i Leipzig 
Zwickau 
1 Landess. 

17  650  782 
{16132318)  1 
34700421 

{34  567109)  \ 

71967248 

{62067466) 

40194359 

{59624320) 

29011596| 
{49334511)  1 
193524406 
(222  325  724)  ' 

a)  Unterne 

18176953 
{15154353)  i 
36  660327 
{30  961  791) 

73372493! 

(.59022  74.5)  | 
40209954! 
{58636690) 
32416562 
(44  24.5  366)  1 
200836289 
(20^020  94.5) 

liniungeii  i 
1,  Spark' 
892369 

1527  702 

2 609140 

2322613 

2029480 

9 381304  j 

1 

ind  Anstal 
ässe. 
656375 

1010486  ! 

106102  ; 

1536794  j 

1219904  ] 

6029661 

ten. 

1 

174  ! 

174 

1039 

79281 

65681 

15951 

161952 

84661 
220883 
573901 
437  981 
319711 
1637137 

Bantzen 
Chemnitz  j 
1 Dresden 

1 

i Leipzig 
1 Zwickau 
, Plauen 

5292  566 
{2  771588) 
13256275 
{9560814) 
42696717 
{34091999) 
3830191 
(2Jf.592  769) 
2927521 
{5  022237) 
4947  994 
{10247  946) 

4912008 
{3065  732) 
14063  363 

{8557188) 

44693874 
{31 959 .552) 
3 535199 

(25  79455Ö) 

3 332  238 
{4392  949) 
5628390 
(947565Ö) 

180073 

322740 

1089875 

258326 

256151 

1 

’ 357900 

1 

i 

160  460 
296420 
544938 
224823 
190955 
227150 

1 

1 

I 

__ 

! 

8751 

24077 

4863 

10696 

123269 

1 

72  701 
3 300 
10000 

! 

! Bautzen 
Chemnitz 
j Dresden 
Leipzig 
Zwickau 

Landess. 

1 184  980 

114231 
9107877 
353  795 

1 \ 

‘ 9760883 

2. 

184140 

8789586 
j 300390 

! 

j 9274116 

Straßenl 

691328 
; 67 159 

758487 

)abnen. 

114231 
327439 
59  384 

: 501054 

18  337 
22636 

40973 

1 

' 26392 

27577 

1 

! 53969 

i 85095 

4291196 

10854 

,4  387  145 

Bautzen 
Chemnitz 
■ Dresden 
1 Leipzig 
I Zwickau 
1 Plauen 

114231 

907461C 

I f 

) 8747171 

I 

.1  691328 

114231 
327  439 

! 

! 

26  392 

1 

'4281468 

1 

i 

' Bautzen 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Zwickau 

Landess. 

\ 33098: 

! 1439  04. 

j 398467' 
i 165037 
; 134025 

|j  8 745  33 

3.  E 
l 33487( 

j'  1199  68 
2|  252535' 

5 128984 

Sj  920  70 

l!  627046 

;iektrizitätßwerk. 
3|  55352  j 446 

?!  338359  1 232581 

1 2042060  1416219 

3 752203  ! 365283 

6 435472  ! 41364 

O!  3623446  ' 2055893 

1671 

3006 

13690 

793 

! 19159 

j 76484 
18669 
!l812364 
! 123835 
1190t 

2043  253 

70808 
80073 
I 828954 
361366 
57  459 

;1398660 

Bei  den  Sparkassen  bedeuten  die  Kursivzahlen  die  in  den  Einnahmen  bzw.  Ausgaben  nicht 
mit  enthaltenen  Einzahlungen  bzw.  Rückzahlungen. 
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Tabelle  nach  Vordruck  5 (Fortsetzung). 


Name  derKreis- 
hauptmannsch. 
bzw.  der  Stadt 

Ein- 

nahmen 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

1 Betriebsüberschuß 
(bilanzmäßig) 

der  für  Ge- 
über-  “einde-  od. 

haupt  Zwecke 

verwendbar 

M.  M. 

Fehl- 
betrag 1 
(bilanz- 
mäßig) 

M.  ! 

Unter  den 
Einn.  | Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet 
werden,  in  Höhe  von 

M.  1 M. 

1 

‘2  ! 

3 

4a 

4b 

5 

6 

7 

Bautzen 

69522 

71193 



— 

1671 

3593 

31280 

Chemnitz  i 

1071474 

840  758 

, 307620 

230715 

— 

__ 

9 192 

Dresden 

3606642 

2238381 

1956  732 

1368261  1 

— 

1765406 

741276 

Leipzior 

1295566 

944458 

711899 

351108  ’ 

— 

65104  1 

282  852 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Plauen 

766163 

361145 

405  018 

30000 

' 1 

11901  ! 

7 500 

4.  Gaswerke. 


Bautzen  | 

1104  842  : 

842474 

311887 

239641 

1 164784 

; 47  306 

Chemnitz 

4901758 

3264950 

1633  434  1 

1140089 

5474 

1 33803 

210730 

Dresden  ; 

9643181 

6678128 

3681251 

2953733 

— 

816289  ' 

263091 

Leipzig 

6615516 

5066746 

2170195  1 

1465616 

— 

, 302060 

989  523 

Zwickau 

4800316 

3 762049 

! 1270625 

1 800685 

! 

220  783 

280706 

Landess. 

27  065613 

19614347 

! 9 067  392 

■ 6 599  764 

! 5474 

1 

1537719 

1791356 

Bautzen  335925 

238790 

100594 

59  760  1 



39  709 

20783 

Chemnitz 

3184139 

1875  590 

1192738 

836000 

— 

1500 

27  788 

Dresden 

7524124 

4918214 

3156100  i 

2605910 

— 1 

670054 

143063 

Leipzig 

4924766 

3571428 

1898  861  i 

1353  338  ! 

— 

230805 

875697; 

Zwickau 

744  519 

452475 

292  044 

241217 

— 

' — 

50927! 

Plauen 

1731807 

1347  295  i 

501958 

200000  1 

— 

121340 

' 4000' 

5.  Wasserwerke. 


Bautzen 

1 341306 

253163 

92128 

70616 

7293 

18570 

129950 

Chemnitz 

1089  399 

1351293 

64914 

34489 

361776 

68852 

707  005 

Dresden 

2467895 

1582  778 

1069205 

32080 

6 864 

278193 

743055 

Leipzig 

2 896802 

2405664 

1059135 

415575 

27194 

250811 

1024912 

Zwickau  ! 

1261053 

1151342 

147906 

26645 

76195 

52294 

396982 

Landess.  1 

8056  455 

6 744240 

2433  288 

579405 

479322 

668720 

3001904 

Bautzen 

104295 

82137 

21512 

- - - 

13273 

53  333 

Chemnitz 

542733 

893291 

— 

— 

350558 

55850 

473784 

Dresden 

1822  226 

1053219 

978658 

— 

— 

247032 

587712, 

Leipzig 

2216931 

1834552 

995877 

382379 

— 

219719 

7711051 

Zwickau 

250391 

238593 

11798 

— 

— 

— 

69665' 

Plauen 

1 392132 

315153 

76979 

— 

— 

11652 

4400 

6.  Bäd( 

ar. 

Bautzen 

46797 

56  287 

6 485 

4879 

15633 

76 

87911 

Chemnitz 

46  768 

82195 

1386 

1386 

36815 

161 

11 630 ; 

Dresden 

' 22  820 

28079 

3 285 

2890 

9351 

1160 

2 653 

Leipzig 

81763 

112  622 

351 

189 

31210 

100 

13  825 

Zwickau 

55718 

62475 

551 

134 

7273 

300 

415 

Landess. 

253866 

341658 

12  058 

9478 

100282 

1797 

37314 

1 

Bautzen 

11240 

15272 



- - 

4031 

4401  i 

Chemnitz 

20  792 

27037 

— 

— 

6245 

161 



Dresden 

siehe  unter  f bb/ 

1 

Leipzig 

73  596 

101724 

— 

— 

28128 

— 

13825! 

Zwickau  i 

51488 

56  933 

— 

— 

5445 

— 

Plauen 

2257 

3 958 

— 

— 

1701 

— 

— 

Tabelle  nach  Vordruck  5 (Fortsetzung). 
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.2-^  ^ 
M gcß 
.Ä  fl  “ 

S 2 ^ 

eä  cä 


Ein- 

nahmen 


Aus- 

gaben 


Betriebsüberschuß 
(bilanzmäßig) 

der  für  Ge- 

iibpr-  meinde-  od. 

sonstige 
haupt  Zwecke 

verwendbar 

M.  M. 


Fehl- 
betrag ; 
(bilanz- 
mäßig) 


Unter  den 
Einn.  | Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet 
werden,  in  Höhe  von 

M.  M. 


7.  Vieh-  und  Schlachthof. 


Bautzen  | 

93026 

90380 

2 646 

— 

— 

— 

42808 

Chemnitz , 

113429 

138082 

— 

24653 

2530 

51104 

Dresden 

58053 

58851 

— 

798 

1103 

20532 

Leipzig 

1472316 

1476  499 

266174 

1216 

5 399 

4 500 

499142 

Zwickau 

717  856 

602  901 

117345 

— 

3 390 

2319 

116843 

Landess. 

2 454  680 

2366713 

386165 

1216 

34240 

10452 

730429 

Bautzen 



— 

— 

— 

— 

Chemnitz 

1 

— 

— 

— 

■— 

— 

Dresden 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

444827 

Leipzig 

1368601 

1368601 

264  958 

— 

— 

— 

Zwickau 

273429 

240223 

33206 

— 

— • 

— 

70197 

Plauen 

' 331310 

252144 

79166 

— 

' 

2 000 

8,  Marstall. 


Bautzen  ' 

11749 

11070  1 

897 

897 

1 

11132 

798 

Chemnitz  , 

72  065 

55883 

16182 

16182 

— 1 

69676  ] 

— 

Dresden 

206135  , 

174959 

47301 

31176 

— 

149912 

19  984 

Leipzig  1 

208  , 

96 

112 

1 

112 

! 

60 

— 

Zwickau 

— 1 

— 

1 

— 

— 

- 

Landess. 

290157  ■ 

242008  , 

64492  ' 

48367 

— 

230  780 

20782 

Bautzen 

1 

^ 1 

' 1 

— 

I 

— 

— 

Chemnitz 

72065 

55883  1 

16182 

16182 

— 

69676 

— 

Dresden  . 

1 199319 

168189  1 

47  255 

31130 

— 

143096 

16  769 

Leipzig 

— 1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Zwickau  1 

— 

1 — 

— 

— 

— 

— 

Plauen  ’ 

1 

— 

i — 

— 

— 

— 

— 

9.  Beerdigungsanstalt. 

Bautzen 

10789 

10074 

i 

— 

— 

— 

— 

Chemnitz 

— 

— 

! — 

— 

1 ^ 

— 

— 

Dresden 

1 — * 

1 — 

— 

— 

— 

— 

— 

Leipzig 

— 

1 — 

— 

! — 

1 

— 

1 

Zwickau  | 

— 

1 

— — 

! — 

■ 

1 ' 
1 

Landess. 

1 

10789 

10074 

715 

' 

— 

— 

. ■ 

1 

1 Bautzen 

: 10789 

10074 

715 

— 

1 

— 

— 

Chemnitz 

1 - ■■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ Dresden 

siehe  unter  Marstall! 

; Leipzig 

li 

— 

— 

— 

; — 

1 — 

— 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

Plauen 

— 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

Liebers:  Die  Finanzen 


9 
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Tabelle  nach  \'ordmck  5 (Fortsetzung). 


Name  der  Kreis- 
hauptmannsch. 
bzw,  der  Stadt 

Ein- 
nahmen i 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

Betriebsüberschuß 

(bilanzmäßig) 

der  für  Ge- 
..r  ^ ' meinde-  od. 

"ber-  , g^^^tige 

haupt  Zwecke 

verwendbar 

M.  M. 

Fehl- 

betrag 

(bilanz- 

mäßig) 

M.  i 

Unter  den 
Einn.  Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet 
worden,  in  Höhe  von 

M.  1 M. 

1 l! 

2 

3 1 

4a 

4b 

5 

6 i 

7 

10.  Leihanstalt 

Bautzen 

4 096 

611 

118 

118 

— 

— 

— 

Chemnitz 

65  310 

64  009 

1 301 

650 

— 

— 

3 000 

Dresden  ; 

163  035 

144  569 

18  465 

12  205 

— 

— 

78  402 

Leipzig  ; 

122  413 

127  812 

— 

— 

5 399 

___  i 

38  299 

Zwickau  ' 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Landess. 

1 

354  854 

337  001 

19  884 

12  973 

5 399 

— 

119  701 

Bautzen 

— 



— 

— 

— 

Chemnitz 

65  310 

64  009 

1 301 

650 

— 

3 000 

Dresden 

163  035 

144  569 

18  465 

12  205 

78  402 

Leipzig 

122  413 

127  812 

— 

— 

5 399 

38  299 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Plauen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

11.  Markthallen. 

Bautzen 



j 

— 

— 

— 

— 

Chemnitz 

69  126 

62  814 

6311 

6 311 

— 

— 

38  300 

Dresden 

355  417 

194  357 

161  060 

161  060 

— 

6 374 

81  256 

Leipzig 

347  609 

347  261 

81  172 

348 

— 

— 

190  502 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

Landess. 

772  152 

604  432 

i 248  543 

167  719 

1 

1 6 374 

310  058 

Bautzen 

1 

' 

— 

j — 

— 

— 

Chemnitz 

69  126 

62  814 

6 311 

6 311 

— 

— 

38  300 

Dresden 

l|  355  417 

194  357 

161  060 

161  060 

' — 

, 6 374 

i 81256 

Leipzig 

347  609 

347  261 

81  172 

348 

— 

1 — 

190  502 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Plauen 

— 

! — 

— 

— 

— 

— 

12.  Abdeckerei  (Fleischzersetzungsanstalt). 


Bautzen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Chemnitz 

37  140 

42  749 

167 

167 

5 776 

— 

19  060  i 

Dresden 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Leipzig 

— 

— 

— 



— 

3 200 

— 

Zwickau 

17  098 

11  020 

6 078 

— 

— 

Landess. 

54  238 

53  769 

6 245 

167 

5 776 

3 200 

19  060 

Bautzen 

1 

, , 



— 

— 

Chemnitz 

1 36  920 

42  696 

— 

— 

5 776 

— 

19  060 

Dresden 

s.  unter  f bb/3 

Leipzig 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

Zwickau 

— 

— 



— 

— 

— 

Plauen 

1 17  098 

11  020 

6 078 

— 

3 200 

131 


Tabelle  nach  Vordruck  5 (Fortsetzung; 


® -d  ^ 

•i-i 

£ 

W gcQ 

* fl  " 

"C  9 rö 

® "pH  • 

a ö ^ 

cä  c3  N 


Ein- 

nahmen 


Aus- 

gaben 


Betriebsüberschuß 
(bilanzmäßig) 

I der  für  Ge- 


über- 

haupt 


meinde-  od. 
sonstige 
Zwecke 
verwendbar 

M. 


Fehl- 

betrag 

(bilanz- 

mäßig) 


M II 

1 

2 

3 

13. 

Bautzen 

1 66  724 

76  476 

Chemnitz ! 

I 643  0G5  1 

982  070 

, Dresden  , 

1 949  029 

2 296  549 

Leipzig 

1 957  570 

2 714  431 

Zwickau 

373  204 

525  286 

Landess. 

1 

4 989  592 

1 

6 594  812 

1 

Bautzen 

— 

' Chemnitz 

478  993 

j 789  088 

Dresden 

1 703  099 

: 1 968  538 

Leipzig 

1 781  121 

! 2 491  587 

; Zwickau 

93  497 

120  443 

Plauen 

167  320 

1 258  038 

13.  Krankenhäuser. 


95 
7 331 
2 986 

10  412 


Bautzen 

8 958  ' 

23  246 

Chemnitz 

6 401 

35  524 

Dresden 

1 743  1 

10  050 

Leipzig 

53  904  ■ 

165  106 

Zwickau 

5 020  . 

35  178 

Landess.  ! 

76  026  1 

269  104 

Bautzen 

4 011 

4 592 

Chemnitz  i 

3 698 

24  512 

Dresden 

— 

— 

Leipzig 

52  835 

161547 

Zwickau 

— 

; 8 484 

Plauen 

5 020 

25  974 

1 705 


14.  Theater. 


Bautzen 

4 356 

6 670 

Chemnitz 

1 

7 156 

Dresden 

1 246 

38  482 

Leipzig 

29  135 

218  657 

Zwickau 

1 094 

2 500 

Landess. 

1 

35  831 

273  465 

Hautzen 

1 4 311 

1 4 300 

Chemnitz  | 

— 

6 493 

Dresden 

983 

! 30  158 

Leipzig 

29  120 

‘ 218  145 

Zwickau 

31 

724 

Plauen 

1 

f 

15.  Museen, 
11  1 ■ 


Unter  den 
Einn.  | Ausg. 

sind  Betrage,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet 
werden,  in  Höhe  von 

M.  M. 


9 752 
339  121 
354  850 
759  846 
151  758 


6 063  10  153 

214  479  16  219 

53  365  164  053 
822  512  472  657 

54  927,  22  607 


!l  615  327  1 151  346  685  689 


310  095 
267  144 
710  466 
26  946 
90  718 


14  288^ 

29  123 
8 307; 

111  202 

30  158 

193  078^ 

581 
20  814 

108  712 
8 484 
20  954 


2 325 
7 156 
37  236 
189  522 
1 506 

237  745 


6 493 
29  175 
189  025 
693 


201  884  — 

— 116  939 
798  229  457  413 

— ! 4 498 

44  713  — 


7 550 
2 844 
2 170 
64  187 
5 586 


82  337 


^ 63  315 


5 586 


9 
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Tabelle  nach  Vordruck  5 (Fortsetzung). 


Name  der  Kreis- 
bauptmannsch. 
bzw.  der  Stadt 

1 

Ein- 

nahmen 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

ßetriebsü 

(bilanzi 

über- 

haupt 

M. 

berschuß 

näßig) 

der  für  Ge- 
meinde- od. 
sonstige 
Zwecke 
verwendbar 

M. 

Fehl- 

betrag 

(bilanz- 

mäßig) 

M.  , 

Unter  den 
Einn.  ^ Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet  | 
werden,  in  Höhe  von  | 

M.  M.  i 

1 

2 

3 

4a  1 

4b 

b 

6 

7 

16.  Bibliotheken. 

Bautzen 

3 308 

9 458 

11 

6 161  ; 

— 

1 989  ; 

Chemnitz 

3 442 

19  372 

208 

— 

16  137 

150  ‘ 

2 495 

Dresden 

3 159 

4 754 

308 

— 

1 965 

537 

15 

Leipzig 

807 

19  404 

58 

277 

18  984 

171 

— 

Zwickau 

3 259 

11  837 

177 

— 

8 758 

777  j 

225 

Landess. 

13  975 

64  825 

762 

277 

52  005 

1 635 

4 724 

Bautzen 

483 

^ 

1 

483  ! 

— 

— i 

Chemnitz 

— 

12  605 

1 

12  605  i 

— 

2 200 

Dresden 

s.  unter  a 15 

1 

Leipzig 

— 

18  386 

— 

— 

18  386 

— 

— 

Zwickau 

— 

5 622 

— 

— 

5 622 

t 

i 

Plauen 

443 

2 887 



2 444 

— 

— 

17.  Bergw^erke 

1 

(nicht  vorhanden). 

18.  Steinbrüche. 

i 

Bautzen  ' 

9 952 

10  915 

1 109 

1 655  1 

2 604 

188 

Chemnitz 

; 144  054 

131  679 

12  373 

12  373 

— 

— 

3 488  ' 

Dresden 

i 6 508 

241 

6 316 

6 316 

49 

168 

6 

Leipzig 

' 122  201 

105  120 

16  969 

15  613 

139 

91  530 

— 

Zwickau 

; 10  190 

7 725 

2 465 

710 

— ■ 

1 269 

102 

Landess. 

292  905 

255  680 

39  232 

36  667 

188 

95  571 

3 784 

Bautzen 

1 

r — 

— 

— 

— 

Chemnitz 

124  879 

122  147 

2 731 

2 731 

— 

3 457 

Dresden 

6 328 

12 

6 316 

6 316 

— 

— 

— 

Leipzig 

94  977 

84  309 

10  668 

10  668 

— 

91  451 

— 

Zwickau 

1 

_ 

— 

— 

— 

— 

Plauen 

— 

— 

— 

1 

— 

— 1 

19.  Fabriken  (welcher  Art). 

Bautzen 

1 70  874 

83  051 

1 

— 

1 — 

— 

4 296 

Chemnitz 

1 ■ 

— 

— 

1 — 

1 

— 

i — > 1 

Dresden 

1 — 

j — 

— 

1 

1 — 

— 

— 

Leipzig 

— 

1 

— 

1 

' — 

i 

— 

Zwickau 

— 

j — 

— 

— 

1 

Landess. 

; 70  874 

83  051 

— 

— 

1 

4 296 

1 1 

'il 


■ 

I 
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Tabelle  nach  Vordruck  5 (Fortsetzung). 


Name  derKreis- 
hauptmannsch.  ; 
bzw.  der  Stadt  | 



1 

1 

Ein-  j 
nahmen 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

Betriebsüberschuß 

(bilanzmäßig) 

der  für  Ge- 

lihpr  ' 

i sonstige 

haupt  Zwecke 

verwendbar 

M.  M. 

Fehl- 

betrag 

(bilanz- 

mäßig) 

1 

M. 

Unter  den  ! 

Einn.  [ Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Konten 
(bei  anderen  Kassen) 
nochmals  verrechnet 
werden,  in  Höhe  von 

M.  M. 

’ 1 1 

2 1 

3 

4a 

4b 

5 

6 

i 

Bautzen  ! 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Zwickau  ;j 

Landess.  ! 

13  675 
1 859 

3 590 
19  124 

2 

13  229  ' 
359 

5 055 
18  643 

0.  Ziegel 

446  , 
1 500  1 

I 

1 

1 946 

eien. 

1 500  , 

1 465 

2 965  1 

1 

296  , 

296 

4 875 
4 875 

' 

21. 

Grrubenräumung. 

Bautzen 

2 254  1 

9 586  1 

615 

615 

7 947 

— 

280 

Chemnitz 

2 603 

2 213  1 

390 

90 

— 

■ 

Dresden 

— 

— 

— 

— 

— 

Leipzig 

12  802 

11  541 

1 986 

— 

— 

201 

i)92 

Zwickau 

— 

— 

— 

— — 

— ~ 

Landess. 

17  659 

23  340 

2 991 

705 

7 947 

201 

872 

22.  Sonstige. 

Bautzen 

1 29  183 

26  743 

3 598 

3 352 

1 211 

5 550 

11  256 

Chemnitz 

! 386  089 

216  150 

169  939 

120  901 

— 

— — 

28  868 

Dresden 

2 459  444 

2 253  274 

204  746 

121  554 

6 158 

(3  867 

27  604 

Leipzig 

603  492 

801  196 

92  489 

1 838  4 

290  193 

146  106 

111  764 

Zwickau 

1 72  583 

72  614 

6 269 

5 293 

1 6 299 

125 

5 280 

Landess. 

13  550  791 

3 369  977 

1 

477  041 

252  938 

303  861 

158  638 

184  772 

Bautzen 

1 500 

830 

.669 

669 

— 

— 

i 

Chemnitz 

169  849 

45  443 

124  406 

95  099 

! 

— 

2 922 

Dresden 

2 017  231 

1 855  878 

161  353 

78  862 

— 

— 

4 <20 

Leipzig 

594  697 

794  239 

1 90  651 

: — 

290  193 

146  106 

111  764 

Zwickau 

— 

• — 

1 

- 

Plauen 

— 

1 — 

Z usamm en  a. 

i 

Bautzen 

' 19988632 

20189480 

1368387 

978594 

84618;  286598 

1 512404 

Chemnitz 

43836  205 

44316512 

3774261 

2 691436 

829036  408320 

1 1395699 

Dresden 

102397462 

98152504 

10541796 

6670774 

4483883231995 

7102  699 

1 Leipzig 

i'  56  518  657 

55  377  397 

6833  602 

3864236 

1452  7781835  544 

4 216  S89 

Zwickau 

37  669245 

» 3961211J 

. 401646^ 

2 094  735 

286094  363946 

1 205916 

1 

Landess. 

, 1 

26041020J 

ii 

257  648004 

1 26  534511 

16299775  3100914612640314433607 

1 

Bautzen 

i 58M159  5 33967^ 

i 303574 

' 220 889 

6766  5657£ 

116  260 

Chemnitz 

[ 19210484  1892572J 

) 197402S 

1 1598  331 

712586,  329071 

590699 

! Dresden 

69169731  6601256( 

) 8268847 

^ 5136121 

296  31 

^ 2867  lOi 

>!  6 1 <4 981 

Leipzig 

16732423  1559924J 

1 4312415 

! 2 322  664 

. 13503091575491 

3 323585 

Zwickau 

4340876  445573i 

)i  593199,  432172 

t 47190'  — 

198587 

Plauen 

836154^ 

i 8206  00^ 

l 1427  099  457 15( 

) 115817;  19280( 

j 33486 

1 u 


Tabelle  nach  Vordruck  5 (Fortsetzung). 


o ^ ^ 

. 

— ■ --  - 

! 

Unter  den 

Über- 

] 

Einnahmen 

Ausgaben 

= CO 

Ein- 

Aus- 

Fehl- 

sind  Beträge,  die  auf 

S3  *- 

nahmen 

gaben 

schuß 

betrag 

anderen  Konten  (bei  ande- 

ren  Kassen)  nochmals  ver- 

rechnet  werden,  in  Höhe  von 

a ^ 

cä  N 
^ 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1 

3 

4 

5 

6 

7 

bi 

(iruiulbesitz. 

Bautzen 

861  965 

476  219 

447  733 

61  987 

82  552 

48  270 

Chemnitz 

1 205  158 

694  388 

701407 

190  637 

435  506 

105  912 

Dresden 

2 156  939 

926  803 

1 321  163 

91  027 

7(U  518 

232  358 

Leipzig 

2 496  L24 

1 718  095 

1 348  133 

570  104 

262  663 

371 479 

Zw'ickau 

909  546 

684  004 

385  691 

160  149 

262  021 

78  027 

Landess. 

7 629  732 

4 499  509 

4 204  127 

1 073  904 

1 747  260 

836  046 

Bautzen 

187  369 

«6  102 

111  870 

10  603 

30  621 

14  741 

Chemnitz 

573  270 

354  365 

349  101 

130  196 

330  410 

48  011 

Dresden 

1 306  668 

302  190 

1 004  478 

— 

607  435 

20  165 

Leipzig  . 
Zwickau  ' 

1 619  207 
102  861 

1 148  859 
120  897 

964  991 

494  C,43 
18  036 

173  552 

118  922 
17  361 

Plauen 

316  925 

244  661 

120  104 

47  840 

175  542 

15 

c)  Kapitalien. 

Bautzen 

62  207 

4 489 

57  718 

— 

3 183 

863 

Chemnitz 

417  734 

20  186 

401  548 

4 000 

1 444 

Dresden 

449  818 

34  925 

427  686 

12  793 

185  508 

3 240 

Leipzig 

Zwickau 

1 177^^69 

177  420 

1 000  449 

— 

15  491 

364 

547  422 

7 318 

540  104 

— 

18  556 

4 119 

Landess. 

2 655  050 

1 

244  338 

2 427  505 

16  793 

224  182 

8 586  ; 

Bautzen 

11  239 

2 484 

8 755 

— 

— 

— 

Chemnitz 

293  388 

10  714 

282  674 

— 

— 

Dresden 

152  309 

— 

152  309 

— 

— 

I Leipzig 

989  458 

125  964 

863  494 

— 

— 

Zw'ickau 

288  704 

— 

288  704 

— 

t ~ 

' Plauen 

50  859 

— 

50  859 

— 

d)  Verzinsung 

nnd  Tilgun 

g der  Scliulden. 

aa)  Verzinsung. 

Bautzen 

265  462 

558  318 

— 

292  856 

254  455 

13  064 

Chemnitz 

Dresden 

1 250  431 

2 668  518 

2 219  670 
5 794  395 

5 407 

974  646 
3 125  «77 

878  748 
2 603  721 

136 
137  534 

Leipzig 

Zwickau 

2 623  490 

5 135  780 

17  223 

2 529  513 

2 557  376 

67  036 

1 306  654 

2 210  834 

6 746 

910  926 

1 228  225 

203  854 

Landess. 

1 8 114  555 

15  918  997 

29  376 

7 833  818 

7 522  525 

421  624 

Bautzen 

79  129 

145  399 

66  270 

70  260 

— 

Chemnitz 

679  119 

1 307  749 

— 

628  630 

402  694 

— 

Dresden 

2 271  239 

4 766  854 

— 

2 495  615 

2 268  480 

1 500 

Leipzig 
> Zwickau 

1 957  692 

4 112  528 

— 

2 154  836 

1 932  953 

37  444 

194  641 

316  887 

— 

122  246 

176  381 

176  381 

Plauen 

476  284 

870  185 

— 

393  901 

476  284 

} 
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4l 


Tabelle  iiaeli  Tordruek  5 (Fortsetzung), 


Ein- 

nahmen 


Über- 

schuß 


Fehl- 

betrag 


Unter  den 
Einnahmen  Ausgaben 

sind  Beträge,  die  auf 
anderen  Konten  (bei  ande- 
ren Kassen)  nochmals  ver- 
rechnet werden,  inHöhe  von 


1 1 

ITX. 

o 

3 

4 i 

5 

6 ! 

7 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landess. 

136  204 
823  993 
1 142  165 
884  995 
345  693 

3 333  050 

bl 

270  536 

1 296  848 

2 513  405 
1 318  046 

834  168 

6 233  003 

a)  Tilgung 

8 898 
51  109 
5 886 

65  893 

r 
) • 

134  332 
481  753 

1 422  349 
438  937 
488  475 

2 965  846 

135  953 
666  920 

1 082  790 
729  343 
344  092 

2 959  098 

16  899 

96  072 
12  789 
56  695 

182  455 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Plauen 

36  216 
614  795 
744  258 
642  551 
46  033 
108  947 

75  295 
893  217 
1 845  658 
834  598 
70  311 
262  223 

1 

39  079 
278  422 
1 101  400 
192  047 
24  278 
153  276 

36  215  ' 
488  893 
743  017  ' 
518  164 
46  033  ; 
108  947 

23  345 
46  033 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landess. 

401  666 
'1  2 074  424 
3 810  683 
ii  3 508  485 
1 652  347 

i' 

1 11  447  605 

Zusammen 

828  854  — 

3 516  518  14  305 

8 307  800  51  109 

6 455  701  23  109 

3 045  002  6 746 

22  153  875  95  269 

d. 

427  188 

1 456  399 
4 548  226 

2 910  325 
; 1 399  401 

i 

1 

10  801  539 

390  408 
1 545  668 
3 686  511 
3 286  719 
1 572  317 

10  481  623 

29  963 
136 
233  606 
79  825 
260  549 

604  079 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Plauen 

115  345 
1 293  914 
3 015  497 
" 2 600  243 
240  674 
585  231 

220  694 
2 200  966 
6 612  512 
4 947  126 
387  198 
1 132  408 

* 

105  349 
907  052 
3 597  015 
2 346  883 
146  524 
547  177 

106  475 
891  587 
3 011  497 
2 451  117 
222  414 
585  231 

24  845 
37  444 
222  414 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 


271  HlO 
986  058 
3 311  616 
2 419  462 
1 330  093 


e)  Allgemeiner  ^'er^valtungsauf\vall(l. 

ölW  8.54  82  314  15  528 

1 <J35  482  261  426  48  287 

4 66«  091  1 729  862  292  900 

3 946  512  511  317  253  286 

1 818  882  294  390  ‘ 68  272 


708  377 
2 708  041 
5 407  942 
5 044  640 
2 311  159 


132  287 
213  499 
2 571  765 
1 321  334 
837  816 


Landess.  !'  8 319  039  16  180  159 


Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwdckau 

Plauen 


57  989 
515  997 
2 531  016 
1 498  850 
88  663 
649  536 


199  782 
1 608  771 
4 021  117 
3 433  735 
350  388 
599  773 


076  701 

12  937  821  2 879  309 

678  273 

39  820 

181  613  5 757 

2 768 



1 092  771  71  421 

35  330 

206  421 

3 696  522  1 159  .316 

227  600 

942  957 

2 877  «12  296  218 

73  506 

- 

261 725  11 651 

— 

579  138 

529  375  52  352 

4 943 

Tabelh'  nach  Tordruck  5 (Fortsetzung). 


I 


Name  der  Kreis- 1 
hanptmanuscli. 
bzw.  der  Stadt 

Ein- 

nahmen 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

Über- 

schuß 

M. 

Fehl- 

betrag 

M. 

Unter  den 

Einnahmen  Ausgaben 

sind  Beträge,  die  auf 
anderen  Konten  (bei  ande- 
ren Kassen)  nochmals  ver- 
rechnet v?erden,  inHöhevon 

M.  M. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Bautzen 

15  416 

f)  1 
aa)  Sic 
178  439 

NdizeiaufwamL 

herheitspolizei. 

11  761  174  784 

991 

1 054 

Chemnitz 

145  25-2 

895  473 

122  661 

872  882 

21  330 

852 

Dresden 

125  y49 

1 128  071 

103  832 

1 107  954 

1 350 

3 503 

Leipzig 

323  461 

2 324  831 

307  284 

2 308  654 

3 919 

114  572 

Zwickau 

41  747 

770  462 

39  397 

768  112 

34 

48  011 

Landess. 

649  825 

5 297  276 

584  935 

5 232  386 

27  624 

167  992 

Bautzen 

2 014 

53  385 



51  371 

— 

41 

Chemnitz 

129  040 

668  023 

109  540 

648  523  , 

19  500 

88 

Dresden 

89  441 

904  346 

89  110 

904  015 

— 

— 

Leipzicf 

293  686 

2 070  085 

283  226 

2 059  625 

204 

111  441 

Zwickau 

22  306 

199  225 

22  306 

199  225  , 

— 

— 

Plauen 

377 

288  406 

— 

288  029  I 

1 — 

2 942 

Bautzen 

9 908 

blC  Wohlfahrtspolizei. 

31  685  286  22  063 

6 420 

1 

Chemnitz 

3 340 

12  907 

297 

9 864 

— 

j — 

Dresden 

559  670 

1 101  828 

52  588 

594  746 

20  094 

53  722 

Leipzig? 

22  035 

273  323 

1 283 

252  571 

629 

182 

Zwickau 

6 761 

74  490 

270 

67  999 

— 

— 

Landess. 

601  714 

1 494  233 

54  724 

947  243 

20  723 

60  324 

Bautzen 

— 

— 

1 — 

— 

Chemnitz 

— 

— 

— 

— 

1 — 

— 

Dresden 

493  401 

1 026  002 

51  427 

584  028 

20  057 

52  322 

Leipzig 

2 020 

236  067 

— 

234  047 

— 

182 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Plauen 

3 407 

48  929 

— 

45  522 

— 

— 

Bautzen 

25  324 

Zusammen 
210  124  12  047 

f. 

196  847 

991 

7 474 

Chemnitz 

148  592 

908  380 

122  958 

882  746 

21  330 

852 

Dresden 

683  619 

2 229  899 

156  420 

1 702  700 

21  444 

57  225 

Leipzig 

345  496 

2 598  154 

308  567 

2 561  225 

4 548 

114  754 

Zwickau 

48  508 

844  952 

39  667 

836  111 

34 

48  011 

Landess. 

1 251  539 

6 791  509 

639  659 

6 179  629 

48  347 

228  316 

Bautzen 

2 014 

53  385 

— 

51  371 

— 

41 

Chemnitz 

129  040 

668  023 

109  540 

648  523 

19  500 

88 

Dresden 

582  842 

1 930  348 

140  537 

1 488  043 

20  057 

52  322 

Leipzig 

295  706 

2 306  152 

283  226 

2 293  672 

204 

111  623 

Zwickau 

22  306 

199  225 

22  306 

199  225 

— 

— 

Plauen 

3 784 

337  335 

— 

333  551 

— 

2 942 

Tabelle  nacli  Vordruck  5 (Fortsetzung). 


i 


.2  ^ 

über- 

1 

Unter 

Einnahmen 

den 

Ausgaben 

Ui  ■ 

Ein- 

Aus- 

Fehl- 

sind  Beträge,  die  auf 

^ c3  s-> 

^ P 1 

nahmen 

gaben 

schuß 

betrag 

anderen  Konten  (bei  ande- 

ren  Kassen)  nochmals  ver- 

e ^ ' 

reclmei  werden 

, inHöhevon 

cs  Cö  N 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

g)  bemeinuiitzige 

und  Wolilfahrtseinriclitungen. 

Bautzen 

49  054 

79  869 

19  465 

50  280 

19  500 

17  689 

Chemnitz 

184  460 

507  383 

14  146 

337  069 

19  289 

6 846 

Dresden  i 

786  103 

2 769  314  : 

99  904 

2 083  115 

86  857 

20  278 

Leipzig 

308  102 

842  912  j 

57  449 

592  259 

53  l7ö 

94  944 

Zwickau 

57  216 

139  707 

9 668 

92  159 

6 391 

15  665 

Landess.  i 

1 

1 384  935 

4 339  185 

200  632 

3 154  882 

185  212 

155  422 

Bautzen 

5 123 

24  769 



19  646 

— 

12  020 

Chemnitz 

149  317 

433  033 

— . 

283  716 

300 

2 925 

Dresden 

618  523 

2 659  685 

— 

2 041  162 

2 232 

14  278 

Leipzig 

211  374 

743  431 

2 310 

534  367 

32  118 

91  614 

Zwickau 

287 

6 949 

— 

6 662 

— 

Plauen 

— 

20  730 

— 

20  730 

— 

450 

h)  Feuerliisclnvesen. 

Bautzen 

25  869 

30  313 

15  100 

19  544 

58 

515 

Chemnitz 

129  916 

223  347 

45  909 

139  340 

2 853 

20  85 1 

Dresden 

268  876 

547  834 

262  509 

541  467 

11  344 

69  828 

Leipzig 

Zwickau 

282  784 

705  274 

264  070 

686  560 

5 112 

34  289 

116  067 

137  871 

89  740 

111  544 

676 

8 688 

Landess. 

823  512 

1 644  639 

677  32S 

1 498  455 

20  043 

134  177 

Bautzen 

6 158 

5 939 

5 618 

5 399 

58 

21 

Chemnitz 

81  714 

178  822 

— 

, 97  108 

9 989 

17  050 

Dresden 

215  540 

496  914 

215  540 

496  914 

67  400 

Leipzig 

229  169 

652  587 

214  856 

638  274 

5 000 

31  231 

Zwickau 

18  956 

37  067 

— 

18  111 

— 

Plauen 

23  283 

34  937 

21  796 

33  450 

i)  .Straßen,  Mätze  imtl  üriickcn  (einschl.  Fußwege  und  Beschleus uiig). 

Bautzen 

" 166  253 

590  621 

7 738 

432  106 

30  298 

144  684 

Chemnitz 

353  956 

2 430  727 

28  761 

2 105  532 

i 6 

97  1 54 

Dresden 

1 000  214 

5 096  713 

1 608 

4 098  107 

273  191 

660  492 

Leipzig 

Zwickau 

1 245  962 

4 292  644 

243  842 

3 290  524 

513  420 

423  157 

614  909 

2 375  168 

15  616 

1 775  875 

105  069 

142  609 

Landess. 

3 381  294 

14  785  873 

297  565 

11  702  144 

929  553 

1 468  696 

Bautzen 

91  147 

223  183 

918 

132  954 

11  752 

35  279 

Chemnitz 

176  993 

1 680  091 

— 

1 503  098 

4 000 

67  163 

Dresden 

834  851 

4 202  770 

— 

3 457  919 

236  225 

515  442 

Leipzig 

969  915 

3 1(53  434 

232  995 

2 426  514 

431  773 

312  694 

Zwickau 

66  545 

373  228 

— 

306  683 

— 

Idauen 

73  047 

645  215 

— 

572  168 

1 

2 OOO 

158 


Tabelle  nach  Vordruek  5 (Fortsetzung). 


\)  Brunnen,  Denkmäler  usw. 


Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landess. 

10  1 
343 
4 229 
4 398 
4 014 

12  994 

5 681  ' 
42  769 

8 568 
51  949 

9 716 

118  683 

8 

1 599 
196 

1 803 

5 679 
42  126 
5 938 
47  747 
5 702 

107  192 

~ ) 

300 
1 000 

1 300 

5 

21  738 
1 388 
12  600 
300 

36  031 

Bautzen 

4 500 



4 500 

— 

! 

Chemnitz 

149 

26  978 

— 

26  829 

— 

21  288 

Dresden 

— 

4 039 

— 

4 039 

' “■ 

Leipzig 

— 

41  804 

— 

41  804 

— 

12  600 

Zwickau 

— 

599 

— 

599 

Plauen  j| 

— 

100 

‘ — 

100 

in)  Gemeindesteuern, 
aa)  Indirekte  Abgaben. 


Bautzen 

140  383 

52  287 

88  096 

— 

Chemnitz 

1 125  543 

713  749 

411  794 

— 

Dresden 

3 518  876 

15  682 

3 503  194  ' 

— 

Leipzig 

1 183  366 

220  519  1 

962  847  , 

— 

Zwickau 

540  694 

15  706 

525  103 

115 

Landess. 

6 508  862 

1 017  943 

5 491  034  1 

115 

Bautzen 

103  993 

51  500 

52  493 

1 — 

Chemnitz 

902  040 

685  166 

216  874 

— - 

Dresden 

3 304  408 

, 501 

3 303  907 

— 

Leipzig 

982  315 

212  907 

769  408 

— 

Zwickau 

92  571 

— 

92  571 

* ■ 

Plauen 

192  587 

— 

192  587 

1 “ ' 

8 533 
1 260 
69  377 


1 124 
709  123 
463 
218  782 
14  792 


79  170 


62  382 


CD  ^ ^ 

O i 

S-<  ® ^ 

fe  ^ 

^ o 

'CS  — 

^ < 

ce  s K 

Ein- 

nahmen 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

Über- 

schuß 

M. 

Fehl- 

betrag 

M. 

Unter  den 

Einnahmen  1 Ausgaben 

sind  Beträge,  die  auf 
anderen  Konten  (l)ei  ande- 
ren Kassen)  nochmals  ver- 
rechnet werden,  inHöhe  von 

M.  1 M. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Pf 

4 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Laudess. 

190  530 
438  915 
1 135  904 
938  373 
491  916 

3 195  638 

k)  Höhere  und  Faehsehuleii. 

305  288  2 283  117  041 

711  130  — 272  215 

2 052  685  2 094  919  775 

2 130  729  334  1 192  690 

820  267  — 328  351 

6 020  099  5 611  2 830  072 

9 600 
2 917 
150 
14  990 
33  765 

61  422 

70  686 
27  798  ' 
110816 
61  250 
106  364  ' 

376  914 

Bautzen 

88  434 

137  413 

— 

48  979 

850 

26  268 

Chemnitz 

221  706 

389  012 

— 

167  306 

2 475 

Dresden 

778  479 

1 537  895 

— 

759  416 

— 

32  309 

Leipzig 

684  363 

1 734  945 

— 

1 050  582 

290 

22  690 

Zwickau 

123  710 

164  418 

— 

40  708 

25  000 

— 

Plauen 

99  269 

253  697 

— 

154  428 

60  211 

944  284 


406 
685  166 


212  907 


139 


•f 


! 

1 

I 


Tabelle  iiaeli  Vordruek  ö (Fortsetzung). 


• _c  ! 

.2 

i,  CO 

M S 

s 

• ^ 

. Pf 

<D  ^ 

Ein- 

nahmen 

M. 

Aus- 

gaben 

M. 

Über- 

schuß 

M. 

Fehl-  ^ 
betrag  a 

I 

I 

M. 

Unter  den 

innahraen  Ausgaben 

Bind  Beträge,  die  auf 
inderen  Konten  (bei  ande- 
en  Kassen)  nochmals  ver- 
•echnet  werden,  inUöhe  von 

M.  M. 

1 

2 

3 

4 1 

5 

6 

7 

1 Bautzen 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
1 Zwickau 

1 Landess. 

673  251 
8 905  093 
7 063  024 
17  191  702 
6 403  363 

40  236  433 

bb)  Di 
231  039 
4 554  023 
1 186  100 
2 511  444 
2 512  463 

10  995  069 

rekte  Stei 
442  721 

4 353  102 

5 894  109 
14  680  357 

4 085  011 

29  455  300 

aern. 

509 
2 032 
17  185 
99 

194  111 
213  936 

94  034 
38  824 
226  752 
566  428 

1 357  027 

2 283  065 

117  523 
4 374  435 
703  308 
576  204 
773  844 

6 545  314 

Bautzen 
1 Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
1 Zwickau 
1 Plauen 

170  482 
6 460  050 
4 897  910 
14  340  709 
634  651 
2 351  000 

3 040  535 

1 052  457  , 

1 

1 123  340 

170  482 

3 419  515 

4 897  910 
13  288  252 

634  651 
1 227  660 

— ' 

1 123  340 

3 040  5;i5  j 

I Bautzen 
1 Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
1 Zwickau 

Landess. 

813  634 
10  030  636 
10  581  900 
18  375  068 
6 944  057 

46  745  295 

Zusammen 
283  326  530  817 

5 267  772  4 764  896 

1 201  782  9 397  303 

2 731  963  15  643  204 

2 528  169  4 610  114 

12  013  012  34  946  334 

m, 

509 
2 032 
17  185 
99 

194  226 
214  051 

94  034 
;i8  824 
235  285 
507  688 

1 426  404 

2 362  235 

118  647 
5 083  558 
703  771 
794  986 
788  636 

7 489  598 

1 Bautzen 
1 Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
1 Zwickau 
1 Plauen 

274  475 

7 362  090 

8 202  318 
15  323  024 

727  222 
2 543  587 

51  500 
3 725  701 
501 
1 265  364 

1 123  340 

222  975 
3 636  389 
8 201  817 
14  057  660 
727  222 
1 420  247 

— 

62  382 
1 123  340 

406 
3 725  701 

212  907 

Bautzen 
1 Chemnitz 
1 Dresden 
I Leipzig 
r Zwickau 

1 Landess. 

2 483 
2 517 
59  801 

493 
65  294 

17  417 
3 361 
26  749 

1 5 720 

53  247 

Sonstige^ 

33  052 
67 

33  119 

3. 

i 14  934 
844 

1 

5 294 
21  072 

2 500 
58  379 

60  879 

7 033 
15  000 

22  033 

1 Bautzen 
1 Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Zwickau 

Landess. 

Zusaiinneiistellnng  lui 

2 870  805  3 540  578 

15  972  709  17  034  002 
24  249  702  28  611  014 
31  102  123  26  749  481 
12  716  588  12  909  05f 

86  911  927  88  844  12f 

Ausschluß  der  rnternelimungeii  j 
1-225  196  1 894  969  712  938 

6 307  429  7 368  722  2 339  332 

14  327  112  18  688  424  6 993  049 

20  210  687  15  858  045  5 235  423 

6 535  229  ; 6 727  694  3 720  623 

48  605  653  50  537  854  19  001  365 

l. 

460  494 
5 414  601 
2 400  902 
2 240  934 
1 521  240 

12  038  171 

Bautzen 

Chemiiit'/ 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Plauen 

839  29;^ 
; 10  797  57t: 
18  238  041: 
24  421  30^ 
1 679  92i 
4 345  52] 

1 009  751 
11  276  47( 
21  857  91. 
19  563  40' 
5 1 639  96 

L 4 392  19 

L 389  95t 

> 4 377  70^ 

[ 11  921  10: 
L 17  562  48* 
J 1 038  23- 
S 2 192  14 

1 560  41J 

4 856  60: 

> 15  541  03t 
) 12  704  58] 

2 998  27; 

1 2 238  81' 

155  5 D 
> 1 319  696 

) 5 346  781 

L 3 390  27'2 
i 324  Wi 

) 1 936  46i 

91  544 
3 917  556 
951 361 
1 025  231 
239  775 
) 70  561 
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Tabelle  nach  Tordruck  5 (Forts.).  2.  Außerordentliche  Ausgaben 


1 

2 

3 

Name  der 
Creishaupt- 

Grundstücksankäufe 

Ausgeliehene  Hypo- 
theken u.  sonstige  Gelder 

Außerordentliche 

Schuldentilgung 

uaimschaft 

die  Mittel  dazu 

die  Mittel  dazu 

die  Mittel  dazu 

b:  w.  der  Stadt 

sind  entnommen 

sind  entnoiomen 

sind  entnommen 

i - — 

M. 

aus 

M. 

aus 

M. 

aus 

B lutzen  .... 

123975 

teile  Stammverm. 

1 092 

Ersparnisse 

44  050 

teils  Stammverm. 

„ gestundet 

„ Spark  -Üb. 

„ Verk.v.Grdst. 

C leiunitz  . . . 

417907 

teils  Anleihe 

559  581 

teils  Stammverm. 

112  840 

teils  Darlehen 

1 

' 

„ Stammverm. 

„ Anleihe 

„ Rücklage 

„ Vorschuß 
,,  Spark, -Üb. 

„ Stadtkusse 

„ Disp.-E'onds 

3 resden  .... 

1531251 

teils  Anleihe 

317  103 

teils  Anleihe 

1 008  840 

teils  Darlehen 

„ Darlehen 

„ Stammverm. 

„ Anleihe 

1 

„ F'onds 
„ Stammverm. 

„ Spark.' Üb. 

„ Stammverm. 

L hpzig  .... 

7 386  735 

teils  Anleihe 

909  811 

teils  Darlehen 

21616 

teils  Tilgs.-Fds. 

1 

„ Res. -Fonds 

„ Verm. 

„ Spark. -Üb. 

r 

„ verf.Bestände 

„ Spark. -Üb. 

Z A-ickau  . . 1 

' 686  U4 

teils  Stadtkasse 

295  765 

teils  Anleihe 

299  879 

teils  Anleihe 

„ Darlehen 

„ Darlehen 

„ Darlehen 

„ Wertpapiere 
„ Stammverm. 

„ Betrbs-  Fds. 

„ Stammverm. 

L kudessumme  i 

10146012 

— 

2 083  352 

1 487  225 

— 

E iutzen  .... 

37  500 

Stammverm, 

— 

28  650 

Stammverm. 

1 

C lemnitz  . . . i 

1 165  200 

Anleihe 

370591 

Anleihe 

I resden  . . . . ! 

1236  265 

teils  Steuern 

100000 

Stammverm. 

795  745 

teils  Anleihe 

,,  Stammverm. 

„ Stammverm. 

L iipzig  . . , . 1 

51554371 

teils  Stammverm. 

7461471 

Stammverm. 

— 

18253121 

„ freies  Verm. 

138  000/ 

freies  Verm. 

Z vickau  . . . 1 

40  367 

teils  Stammverm. 

108089 

Stammverm, 

174  925 

teils  Stammverm. 

1 

„ freies  Verm. 

„ Anleihe 

P aneu  . . . , | 

201000 

Anleihe 

4b 

5 

6 

Same  der 

Creishaupt- 

Neuherstellung  und 

Fluß-  lind  Bach 

iiannschaft 
b:  w.  der  Stadt 

Erweiterung  von 
Gebäuden 

regulieruugen 

Aiaraniageu 

M. 

entnommen  aus 

_ M. 

entnommen  aus 

M. 

entnommen  aus 

P iutzen  .... 

224  645 

teils  Stammverm. 

19  880 

Anleihe 

5 957 

Anleihe 

„ Anleihe 

C lemnitz  . . . 

3 905  189 

teils  Anleihe 

161419 

teils  Darlehen 

44  313 

teils  Anleihe 

„ Darlehen 

„ Anleihe 

„ E'onds 

,,  E'onds 
„ Stammverm. 

„ Res. -Fonds 

,,  Kapitalverm. 

D 'esden  .... 

4 236  203 

teils  Anleihe 

1 446  700 

teils  Anleihe 

— 

— 

Stammverm. 

„ Fonds 
„ Stammverm. 

I hpzig  .... 

1 420  367 

teils  Anleihe 

35  335 

Stammverm. 

33  572 

Stammverm. 

' 

„ Darlehen 
„ Fends 

Z vickau.  . . . 

271486 

teils  Anleihe 

53  031 

Anleihe 

— 

— 

„ StaniDiverm. 

L indessumme 

10  060  890 

— 

1 716  365 

— 

83  842 

— 

B iutzen  .... 

47  626 

Stammverm. 



— 

5 957 

Anleihe 

15192 

Anleihe 

C lemnitz  . . . 

3 807  900 

Anleihe 

122  500 

Anleihe 

— 

— 

L resden  .... 

3 394  115 

Stammverm. 

/ 97  711 

Anleihe 

— 

— 

U 331  017 

Stammverm. 

L hpzig  .... 

92  727 

Stammverm 

35  335 

Stammverm. 

35  572 

Stammverm.  | 

Z vickau  . . . 

11  011 

Anleihe 

- — 

P auen 

137  000 

Anleihe 

— 1 

— 

— 

— j 

I 


141 


und  deren  Deckungsmittel. 


aa) 

Gaswerk 


Meuherstellung  und  Erweiterung  von  Unternehiuungen 

cc)  I 

mehrere  andere  — nicht  besonders  benannte  — 


]y;.  entnommen  aus  | 

M.  e 

139  015  Abschreibe-Fds. 
Gas-Res.,  Aul. 

53  470 

1 256  889  teils  Anleihe 

„ Res.-Verm. 
„ Gas-Fds. 

1 361  772 

669  094  teils  Anleihe 

„ Stammverm. 

928  104, 

1 

1 

726  152  teils  Darlehen 
„ Res.-Fds. 

785  456 

46  604  teils  Res.-EMs. 

„ Darlehen 

823  224 

2 837  754  — 

3 952  026 

38  011  Abschr.-Fds. 

16  375  Gas-Res. 

69  980  Anleihe 

9 088^ 

855  000  Gasanstalt 

966  500 

626  414  teils  Erw. -Fonds 
i 11  E.rn.-  11 

870  216 

660  934  Stammverm. 

430  628 

— 

— 

! 

771  000 

7 1 

8 

bb) 
Wasserwerk 

entnommen  aus 


M.  entnommen  aus 


Anleihe 


„ Darlehen 
„ Rückl. 


V 


Anleihe 

Res.-Fds. 


Anleihe 

Kes.-Fds. 


Anleihe 


1 

306  275 

Anleihe 

— j 

— 

674  553 

teils  Anleihe 
„ F'onds 
„ Darlehen 

— 

— 

286  127 

teils  F'onds 
„ Anleihe 
„ Stammverm. 

2 597  294 

Anleihe 

963  061 

teils  Stammverm. 
„ Anleihe 
„ lauf.  Mittel 

155  813 

teils  Fonds 
„ Darlehen 
„ Anleihe 

1 267  173 

teils  Anleihe 
„ Stadtkasse 
„ Rücklage 

3 497  189 

— 

2 753  107 

— 

Anleihe 
eils  Erw.-Fds. 
„ Ern.-Fds. 
Staininverin. 


428  600  Anleihe 
171  989  teils  Erw.-Fouds 
))  Ern.-  }) 
844  564  Stainuiverm. 


Rücklage 

Anleihe 


i2  597  294  Anleihe 


11 


M. 


Straßen 
und  Plätze 

entnommen 
aus 


70  153  Anleihe, 

Straßenbahn 
u.  Res.-F. 
250  ISO  teils  Dari. 

; „Vorschuß 
„ Anleihe 
„ Res.-F. 
286  670  teils  Anleihe 
„ P'onds 

I „ st.-v. 

3 064  710  teils  Anleihe 
„ Fonds 
' „ Rücklage 
957  239  teils  Anleihe 
„ Dari. 

,,  Fonds 
14  629  252  — 

18  408  Anleihe 
33  320  Straßen- 

bahu-u.R.-F. 


1 893  822  Stammverm. 
1 047  101  freies  Verm. 
1 196  493  Anleihe 

i 452  000  Anleihe 


Beitrag  der  Stadt- 
geiueinde  zur  Er- 
bauung d.  Eisenb. 

M.  entii.  aus 

9 500  Bestände  der] 
Stadtkasse 


Grubenräumung 

entnommen 
M.  aus 

3 757  Res.-Fouds 


4 791  lfde.  Mittel 


Bestände 
der  Stadt- 
kasse 


32  044  teils  Anleihe 
„ Fonds 


35  801  — 

3 757  Keaerve-Fds. 


entnommen 
aus  _ 

Anleihe 


44  141  teils  Vorschuß 
„ Anleihe 
„ Rücklage 
„ Fonds 

24  652  teils  Anleihe 

„ Stammverm. 
,,  V.- Bestände 
635  041  teils  Rücklage 

„ Stammverm 
„ Disp.-  Fonds 
450  829  Anleihe 


1 175  343 


8 789  884 


Schleusenhau  (s. 
Straßen  u.  Plätze) 


374  957  Stammverm. 
239  440  freies  Vermögen 
43  829  Anleihe 

407  000  Anleihe 


333  364 


6 716  291 
11  220  766 

10  270  123  St.-V. 
3 249  853  fr.  V. 
659  580 
2 313  000 


Tabelle  nach  Vordruck  6 


i bersicht  Uber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Ortsarmen  verbände 

im  Rechnungsjahre  1906. 


Name  der 
Kreishaupt- 
mannschaft 
bzw.  d.  Stadt 

c 
1 o 

.e  s 

w 'S 

M. 

1 ^ 

X 0^ 

s ^ 
^ bc 

M. 

' ü 

*<-M  go 

M. 

1 bc  I 
(1) 

' M. 

1 S 1 s 

•S|  3 J 

M.  M. 

M. 

Fehl- 

betrag 

1 

2 

3 

4 

5 1 

2 3 

4 

5 

1.  Grundbesitz. 

2.  Kapitalien. 

Bautzen 

376 

' 1 933 

249 

1 806 

9 835  5 443 

4 392 

_ 

Ohemnitz 

2 015 

5 576 

699 

4 260 

7 512  534 

6 978 

Dresden 

3 744 

8 179 

1 125 

5 560 

31  236  203 

31  198 

165 

Leipzig 

2 628 

9 544 

530 

7 446 

206  232  ' 4 747 

204  743 

3 258 

Zwickau 

713 

7 690 

270 

7 247 

29  420  17  368 

12  062 

10 

Landess. 

9 476 

32  922 

2 873 

26  319 

284  235  28  295 

259  373 

3 433 

Bautzen 

Jhemnitz 

Dresden 

L.eipzig 

Zwickau 

Plauen 

270  — 

15  1806 

270 

1 791 

2 796 
1 911 
26  071 
195  592 
6 562 

— 

2 796 
1 911 
26  071 
195  592 
6 562 

■ 

3.  Gebühren 

u.  Straf 

fireld  er 

(einschl.  Jagd- 

u,  Angelkarten). 

4.  freiwillige  Beitrage. 

Bautzen 

2 898  22 

2 896 

20 

1 076 

1 

1 1 075 

Jhemnitz 

4 534  — 

4 534 

— 

3 101 

1 626 

2 095 

620 

Dresden 

15  258  819 

14  439 

6 635 

3 806 

3 546 

717 

-<eipzig 

36  299  25 

36  274 

— 

9 644 

10  081 

3 531 

3 968 

Zwickau 

10  269  — 

10  269 

— 

2 665 

3 832 

1 535 

2 702 

J-andess. 

' 69  258  866 

68  412 

20 

23  121 

19  346 

11  782 

8 007  ' 

Bautzen 

894  — 

894 

588 

1 

587 

Dhemnitz 

128  — 

128 

— 

30 



30 

Jresden 

2 560  — 

9 560 

— 

2 893 

— 

2 893 



^eipzig 

29  949 

29  949 

— 

5 311 

3 258 

2 053 

— 

Zwickau 

2 068  — 

2 068 

— 

92 

55 

37 

- 

^lauen 

2 001  — 

2 001 

— 

10 

— 

10 

— 

5.  Legat-  und  Stiftungs- 

6.  Indirekte 

Steuern,  als: 

zinsen. 

a)  Besitzwechselabgaben. 

1 lautzen 

30  275  16  245 

14  106 

76 

36  536 



36  536 

1 

Jhemnitz 

28  777  23  457 

5 651 

331 

257  641 

299 

257  342 

1 

)resden 

32  426  27  509 

4 981 

64 

31  290 

5 

31  285 



^eipzig 

j 70  335  65  132 

5 203 

— 

255  152 

— 

255  152 

Zwickau 

22  130  17  064 

5 273 

207 

138  308 

— 

138  308 

j 

^andess. 

183  943  149  407 

35  214 

678 

718  927 

304 

718  623 

— 

* lautzen 

475  351 

124 



21  020 

21  020 

Jhemnitz 

3 641  — 

3 641  1 

— 

228  636 

_ _ 

228  636  1 



Dresden 

30  — 

30  1 

___ 

— 

— 

— 1 

- 

jeipzig 

41  156  41  156 

— 

— 

212  907 

— 

212  907  1 

1 

Zwickau 

6 754  6 935 

— 

181 

30  067 

— 

30  067  ' 

^lauen 

376  — 

376 

— 

70  066 

— 

70  066  , 

43 


Tabelle  nach  Vordruck  0 (Fortsetzung), 


^ ^ 

^ Cm  Ti  J 

Sf- 

a:i  g 

^ u ^ ^ 


I <M 

S ^ 
^ tx 


.r>  o 

•MM  «3 


, bß 

Ä -s 


'S 

^ c3 


X O 
=3  ^ 

<1  ce 
^ tc 


•»-J  X 


6.  Indirekte  Steuern,  als: 
b)  Lustbarkeiten.  I c)  Hundesteuern. 


Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landess. 

Bautzen 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
I Zwickau 
’ Plauen 


17  181 
83  028 
170  774 
176  999 
90  443 

538  425 

4 677 
41  033 
135  498 
135  185 
17  141 
29  363 


811 
1 356 
44 


17  181 
82  217 
169  418 
176  955 
90  443 


16  228 
26  409 
19  152 
37  433 
66  655 


398 

92 

235 

150 

144 


15  830 
26  317 
18  917 
37  283 
66  511 


2 211  536  214  — I 165  877  1 019  164  858 


4 677 
41  033 
135  498 
135  185 
17  141 
29  363 


5 850 


5 786 


15  096 
2<S  420 


15  096 
28  420 


Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 


7.  Schankgewerbesteuer 
und  Abgabe  von  Branntwein- 
handel. 

0 188  — 10  188  — 


10  188 
1 607 
12 
921 
5 579 


Landess.  1 18  307 


Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Plauen 


4 633 


— 1 607  — 

_ 12  — 

— 921  — 

_ 5 579  — 

— 18  307  — 

— 4 633  , — 


8.  Armenuuterstützung 

aller  Art,  einschl.  Erstattung  von 
und  an  andere  Armenverbände. 

50  244  184  865  — 134  621 

227  329  888  235  — 660  906 

340  537  2 151  649  — 1 811  112 

569  744  2 778  356  3 047  2 211  659 

182  146  586  912  — 404  766 


1 370  000  6 590  017  3 047  5 223  064 


5 809  44  393 

103  780  517  757 

188  409  1 761  721 
445  340  2 439  939 
24  801  100  248 

78  167  186  406 


38  584 
413  977 
1 573  312 
1 994  599 
75  447 
108  239 


9.  Besoldungen. 


10.  Son 


stiger  Verwaltungs- 


aufwand. 


Bautzen  i 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Landess. 

50 

1 070 
500 

2 282 

3 902 

7 339 
47  028 
198  645 
235  205 
69  021 

557  238 

— 

7 339 
46  978 
197  575 
234  705 
66  739 

553  336 

1 321 
36  034 

1 301 

2 256 
22  416 

63  328 

7 422 

59  978 
62  535 
77  076 

60  740 

267  751 

97 

121 

376 

594 

6 101 
24  041 
61  355 
74  820 
38  700 

205  017 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Plauen 

, 1 800 
450 

362 
26  913 
172  305 
218  264 

22  768 

23  144 

— 

362 
26  913 
172  305 
218  264 
20  968 
22  694 

1 835 

30  166 

20  159 

1 282 
30  622 
27  043 
59  652 
41  477 
2 545 

— 

447 
456 
27  043 
59  652 
21  318 
2 545 

144 


Tabelle  nach  Vordruck  6 (Fortsetzung). 


Name  der 
Kreisbaupt- 
maiinsclial't 
bzw.  d.  Stadt 

•S  3 

a 

, M. 

1 

i a 

CO  o 

eg 

M. 

Über- 

schuß 

^ Fehl- 
betrag 

:a 

.2  i 

mm 

M. 

ÖQ 

P ^ 
< cS 

M. 

Über- 

schuß 

1 tc 

JS  t-i 

M. 

1 1 

0 

3 

4 

5 

o 

3 

4 

O 

11.  Armenanlagen. 

12.  Zuschuß  a.  d.  Stadtkasse. 

Bautzen 

37  269 

— 

37  269 

— 

16  186 

— 

16  186 

— 

Chemnitz 

128  334 

— 

123  334 

— 

234  722 

— 

234 

722 

— 

Dresden 

146  317 

175 

146  142 

— 

1 653  668 

— 

1 653  668 

— 

Leipzig 

67  499 

— 

67  499 

— 

1 810  624 

57 

1 810  567 

— 

Zwickau 

91  275 

5 127 

91  275 

5 127 

167  207 

— 

167 

207 

— 

Landeas. 

465  694 

5 302 

465  519 

5 127 

3 882  407 

57 

3 882  350 

— 

Bautzen 

15  246 



15  246 



— 

Chemnitz 

— 

— 

— 

— 

165  967 

— 

165  967 

— 

Dresden 

— 

— 

— 

— 

1 586  164 

— 

1 586  164 

— 

Leipzig 

— 

— 

— 

— 

1 759  399 

— 

1 759  399 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

46  493 

— 

46  493 

Flauen 

55  101 

— 

55  101 

— 

' 1 

— 

— 

Bautzen 

13.  Zusch.  a.  anderen  i 
9 562  20  500  9 562 

kassen. 
20  500 

14.  Sonstiges. 
1 609  254  1 355 

I 

Chemnitz 

3 502 

1 619 

2 653 

770 

5 697 

5 863 

2 355 

2 521 

Dresden 

10  182 

815 

10  182 

815 

33  732  17  565 

18  686 

2 519 

Leipzig 

7 536 

6 024 

2 502 

990 

739  964  805  984 

21  705 

87  725 

Zwickau 

1 875 

355 

1 520 

— 

847 

4 438 

844 

4 435 

Landess. 

32  667 

29  313 

26  419 

23  075 

781  849  834  104 

44  945 

97  200 

Bautzen 



20  189 

..  -- 

20  189 





Chemnitz 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Dresden 

— 

— 

— 

— 

12  444 

— 

12  444 

— 

Leipzig 

— 

— 

— 

— 

737  033  799  603 

20  512 

83  082 

Zwickau 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Plauen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen  1 — 14. 

Die  Mehrausgabe  ist 

gedeckt 

Xame  der 
Kreisbaujit- 

Ein- 

Aus- 

Über- 

Fehl- 

worden  durct 

a)  einen  bei  b)  Überwei- 

c)  in  frühe-- 

iiiannschaft 

nahmen 

gaben 

schuß 

betrag 

Beginn  d.  J. 

aung  eines  Be- 

ren  Jaliren 

bzw.  d.btadt 

M. 

M. 

ii. 

M. 

vorhandenen 

Karaen- 

träges  aus  den 
Sparkassen- 

aufgesparte 

Stiftungs- 

1 

•) 

3 

4 

5 

bestand 

M. 

Überschüssen 

M. 

zinsen 

M. 

Bautzen 

240784 

244422 

166825 

170463 

34  299 

— 

— 

19  175 

Chemnitz 

1045292 

1035118 

750601 

740427 

758 

2 641 

t 

1 700 

Dresden 

2497  334 

2 473  496 

2103720 

2079882 

65  048 

730 

608 

Leipzig 

3 993  766 

3992425 

2625912 

2 624  571 

35  131 

8 025 

1 839 

Zwickau 

834  230 

772691 

591472 

529933 

19  548 

- 

— 

46  589 

Laudess. 

8611406 

8518152 

6 238  530 

614527G 

154  784 

11  396 

71  911 

Bautzen 

62  823 

66  642 

55  763 

59  582 

27  915 

— 

— 

Chemnitz 

575292 

575292 

441346 

441346 

— 

- 

— 

— 

Dresden 

1961069 

1961069 

1 772660 

1 772  660 

— 

- 

— 

— 

Leipzig 

3561872 

3561872 

2355597 

2 355  597 

— 

— 

— 

Zwickau 

171303 

171483 

117734 

117914 

180 

- 

— 

— 

Plauen 

263969 

213901 

185337 

135269 

— 

- 

— 

— j 
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Tabelle  nach  Vordruck  7. 


Übersicht  Uber  die  Eiiiiiahmeii  und  Ausgaben  der  Schulgemeinden  im 

Recbnungsjahre  1900. 


Name  der 
Kreishaupt- 

c 

1 

•3  i 

2 " 

.*  ca 
^ - 

1 tc 
7^ 

..M  1— 

1 o 

•S  g 

, c 

oQ  o:i 

s 2 ‘ 

1 ^ 

mannsch. 

.r:  ü 

1 

X C?  ' 

oc 

bzw.  der 

a 

1 

Stadt 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1 

1 

0 

3 

4 

^ 1 

2 

3,  1 

_ ^ I 

5 

1.  Grundbesitz 

2.  Kapi 

talien 

• 

Bautzen 

1 154 

2 042 

318  1 

1206 

6135 

81 

6 054 

— 

Chemnitz  i 

24848 

34076 

6 662 

15  890 

18678 

640 

18038 

1000 

Dresden 

28298 

209122 

1430  1 

182254 

56295 

17093 

40  202 

Leipzig 

Zwickau 

4 924 

15049 

1842 

11967 

9 559 

5277 

9 282 

5 000 

14  459 

21  188 

5 347 

12076 

6 3.36 

816 

5 520 

— 

Landess. 

73  683 

281477 

15  599 

223393 

97  003 

23  907 

79096 

6 000 

Bautzen 

513 

487 

26 

— 

2 321 

— 

2321 

— 

Chemnitz 

5 709 

— 

5 709 

— 

10464 

— ■ 

10464 

■ — 

Dresden 

20567 

174216 

— 

153649 

17563 

13878 

3 685 

— 

Leipzig 

— 

— 

— 

— 

1560 

— 

1560 

— 

Zwickau 

5363 

4 345 

1018 

— 

— 

— 

Plauen 

75 

1978 

— 

1903 

237 

— 

237 

~ *• 

3.  Sch 

ul  den. 

a)  Verzinsung. 

b)  TU 

gong. 

Bautzen  ' 

500 

56677 

— 

56177 

— 

35  293 

— 

35  293 

Chemnitz 

142675 



142675 

10000 

92  293 

— 

82  293 

Dresden 

' 2 497 

375644 

— 

373147 

1048 

187  566 

— 

186518 

Leipzig 

488 

164847 

— 

164359 

1428 

89491 

— 

88  063 

Zwickau 

917 

264943 

33 

264  059 

3612 

78863 

— 

75251 

Landeas. 

4 402 

1004  786 

33 

1000417 

16088 

483  506 

— 

467418 

Bautzen 

14547 

14547 

— 

15719 

— 

15719 

Chemnitz 

- 

29  716 

— 

29716 

— 

21066 

— 

21066 

Dresden 

— 

200272 

— 

200  272 

— 

86475 

— 

86  485 

Leipzig 

Zwickau 

— 

76  994 

76994 

25  760 

— 

25  760 

Plauen 

— 

2 548 

— 

2548 

— 

— 

“ 

4.  Beso 

Idungen 

und  sonstiger 

5.  Au 

f w a n d 

für  In 

V e n t a r 

Pe  r s 0 n a 1 a u f w a n d. 

u 

nd  Leh 

r mittel. 

Bautzen 

110566 

803475 

692909 

135 

19  735 

1 — 

19  600 

Chemnitz 

254  661 

3 561290 

— 

3 306  629 

3260 

114264 

— 

111004 

Dresden 

593  001 

5883432 

6 666 

5297097 

1645 

98  694 

— 

97  049 

Leipzig 

597 137 

6 928  924 

— 

6331787 

932 

122197 

— 

121  265 

, Zwickau 

399  799 

3 246  057 

10  662 

2 856920 

1616 

83  399 

— 

81783 

Landess. 

1 955 164 

20423178 

17  328 

18  485  342 

7 588 

4.38  289 

1 

430  701 

Bautzen 

19556 

204369 

184813 

— 

4935 

— 

4 935 

Chemnitz 

2 055428 

— 

2055  428 

— 

81430 

— 

81430 

1 Dresden 

377986 

4 373  490 

— 

3995504 

— 

63642 

— 

63  642 

Leipzig 

383  273 

5 105  566 

— 

4 722  293 

— 

86  208 

1 

86  2(18 

Zwickau 

57  077 

616471 

— 

559  394 

— 

8 304 

— 

8304 

' Plauen 

' 66953 

795634 

— 

728681 

— 

37  230 

1 ' 

37  230 

Liebers:  Die  Finanzen 


Name  der 
Kreishaupt- 
mannschaft 
hzw.  d.  Stadt 

Ein- 

^ nahmen 

1 

0) 

' bc 

M. 

Über- 

schuß 

^ Fehl- 
betrag 

Kin- 

nahmen 

\ « 

CO  O 

c ^ 

^ tt 

M. 

M. 

1 

2 

yi. 

1 

3 1 

4 

5 1 

2 

3 

4 

5 

1 

7.  Sonstiger  sachlicher  Auf- 

! 

6.  Mietzinsen  für  Schul- 
' räume. 

wand  {^einschl.  Heizung,  Beleuch- 
tung, Reinigung  u.  Unterhaltung 
der  Gebäude). 

Bautzen  i 

, 788 

2 305 

788 

2305 

1728 

69299 

— 

67571 

Chemnitz  ; 

6376 

402  697: 

5 420 

401741 

‘J817 

37‘jy78 

— 

370161 

Dresden  ! 

5812 

736  900; 

4935 

736  023 

14  388 

353903 

— 

339515 

Leipzig 

32  746 

62221 

27  453 

56  928 

4 443 

634075 

— 

629632 

Zwickau 

' 11165 

252211 

3961  i 

245007 

29  623 

361372 

4 253 

336002 

Landesa. 

56887 

1456334 

42557 

1442004 

59999 

1798627 

4 253 

1742  881 

Bautzen 

_ 

1675 

1675 

34  L 

22  642- 

— 

22  301 

Chemnitz 

321185 

— 

321185 

589 

237169 

— 

236580 

Dresden 



728078 

— 

728078 

5902 

222904! 

— 

217002 

Leipzig 

23564 

5073 

18491 

— 

— 

469  496' 

— 

469496 

Zwickau 

— 

1400 

— 

1400 

— 

77  960 

— 

77960 

Plauen 

5 276 

157  687 

— 

152411 

13476 

112587 

_ 

99111 

S.Gesundheitspflegef.  Schul- 
kinder (einschl.  Schulärzte). 

9.  l^e 

gat-  und  Stiftungs- 
zinsen. 

Bautzen 

31 

: 1 398 

i 

1398 

18113 

3407 

14  706 

— 

Chemnitz 

1717 

23031 

j 

21314 

18053 

7 804 

10263 

14 

Dresden 

11 

5400 

1 

5 389 

7857 

3629 

4 229 

1 

Leipzig 

167 

17370 

1 

17203  1 

38071 

7 953 

30149 

31 

Zwickau 

654 

15351 

46 

14743 

9046 

2421 

6625 

— 

Landess. 

2 580 

62  550 

77 

, 60047 

91140 

; 25214 

65  972 

46 

Bautzen 

1266 

1266 

3332 

1 1 247 

2085 

— 

Chemnitz 

1 — 

12887 

— 

12  887 

1364 

1364 

— 

Dresden 

' — . 

— 

— 

— 

530 

— 

' 530 

— 

Leipzig 

— 

14250 

— 

14250 

22429 

22429 

— 

Zwickau 

2621 

— 

2621 

— 

1 . 

— 

1 — 

Plauen 

5337 

— 

5337 

91 

— 

91 

■ 

1 

i 

10.  Überwiesene  Grundsteuer. 

11.  Schulgeld. 

Bautzen 

34958 

174 

34784 

— 

193113 

812 

192301 

Chemnitz : 

141860 

384 

141476 

— 

704958 

847 

704111 

Dresden 

352974 

15  409 

337565 

— 

1185158 

298 

1184860 

Leipzig 

468823 

— 

468823 

— 

1021620 

26 

1021594 

Zwickau 

96897 

32 

96  865 

— 

726830 

2 004 

724826 

Landess. 

1095512 

15999 

1079513 

— 

3831C79 

3 987 

3827692 

Bautzen 

7 880 

7 880 

- — 

54963 

— 

54  963 

Chemnitz 

74  984 

— 

74  984 

— 

376430 

— 

376430 

Dresden 

284239 

14130 

270109 

818076 

— 

818076 

Leipzig 

396024 

— 

396024 

— 

658308 

— 

658  308 

Zwickau 

17319 

— 

17319 

— 

128306 

— 

128  306 

Plauen 

23183 

— 

23183 

— 

225868 

— 

225868 

CP  CL  c3  Ä 

C?  «-  ® — J 

'S 


e 

c3 


ö O s ^ 

SJ 


0 

, 0 

.s  s 

( 

t 

1 c 1 

iL  =3 

1 ^ 

s 

. 

■ ä 

QQ  O)  1 

s Xi 

0 

' C5 

X J- 

a a 

03  4P 

a 

^ cc 
^ bc  ' 

Cä 

S 

< cö 

bc 

• 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

2 


a 


1*^.  öonsrige  ueuunren  unu 

13.  Besitz wechselabff 

ötraigeider. 

Bautzen 

1 351  672 

829 

150 

30  833 

38 

30  795 

Chemnitz 

5 374  1 816 

4 206 

648 

59  145 

215 

58  930 

Dresden 

2 411  1 025 

2 284 

898 

301  032 

12  467 

288  565 

Leipzig 

5 738  1 011 

5 440 

713 

51  263 

51  263 

Zwickau 

4 897  1 736 

4 705 

1 544 

160  505 

169 

160  336 

Landess. 

19  771  6 260 

17  464 

3 953 

602  778 

12  889 

589  889 

Bautzen 

405  392 

13 



7 007 

— 

7 007 

Chemnitz! 

2 405  — 

2 405 

— 

23  862 

— 

23  862 

Dresden 

— 

— 

— 

240  920 

12  467 

228  453 

Leipzig 

3 277  — 

3 277 

— 

— 

— 

Zwickau 

585  — 

585 

— 

32  316 

— 

32  316 

Plauen  ' 

964  — 

964 

— 

89  157 

— 

89  157 

1 

14.  Sonstige  indirekte 
Steuern. 


Hautzen 

1 287  . 



287 

— 

491  094 

— 

491  094 

— 

Chemnitz 

, 729 

, 83 

729 

83 

3 063  773 

56  000 

2 997  773 

— 

Dresden 

1 

1 258 

258 

5 886  446 

167  085 

5 719  361 

— 

Leipzig 

. . 

475 

475 

880  641 

— 

880  641 

— 

Zwickau 

1 593 

827 

1 593 

827 

1 657  854 

246 

1 657  854 

246 

Landess. 

2 609 

1 643 

2 609 

1 643 

11  969  808 

223  331 

11  746  723 

246 

Hautzen 

( 

1 

- 



184  088 

— 

184  088 

Chemnitz 

! 

— 

— 

2 333  835 

56  000 

2 277  835: 

Dresden 



— 

— 

— 

4 773  863 

167  085 

4 606  778' 

— 

Leipzig  1 

— 

— 

1 

- — 

— 1 

' — 

— 

— 

Zwickau  j 

— 

— 

— 

— 

459  453 

— 

459  453 

Plauen  ’ 

— 

1 

i 

1 

711  910 

— 

711910 

! — 

15.  Schulanlagen. 


16.  Zuschuß  aus  der 

1 17.  Fortbildungsschule. 

i 

Stadtkasse. 

Bautzen  ' 

133  194 



133  194 



13  964 

20  629 

39 

0 704 

Chemnitz 

453  436 

. — 

453  436 

— 

32  720 

121  163 

1 571 

90  014 

Dresden  i 

133  136 

74  360 

130  409 

71  633 

43  286 

137  805 

— 

94  519 

Leipzig 

5 119  166 

970 

5 118  196 

— 

20  279 

230  128 

408 

210  257 

Zwickau 

916  888 

— 

916  888 

— 

94  245 

123  506 

1 980 

31  241 

Landess.  1 

6 755  820 

75  330 

6 752  123 

71  633 

204  494 

633  231 

3 998 

432  735 

Bautzen 

j 

1 



1 052 

i 3 555 

— 

2 503 

Chemnitz 

1 — 

- 

— 

— 

7 807 

1 70  147 

— 

62  34U 

Dresden 

1 367 

73  000 

— 

71  633 

17  130 

86  793 

— 

69  663 

Leipzig 

4 580  479 



4 580  479 

— 

1 357 

175  097 

— 

173  740 

Zwickau  ‘ 

— 

— 

— 

482 

11  446 

— 

10  964 

Plauen 





— 

— 

66  695 

66  695 

— 

— 

10* 
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Tabelle  nach  Vordruck  7 (Fortsetzung). 


Name  der 
Kreishaupt- 
mannschaft 
bzw.  d.  Stadt 

Ein- 

nahmen 

1 c > 

oc  ® 

= 'S 

ä 1 

M.  ' 

1 

o ^ 

'S  i 

•t— ' oc 

i 

M. 

^ Ci 
Sh 

M. 

ä 

ä a 

«'S  ' 

O i 
M. 

1 

1 

30  CJ  1 

^ fcß 

M. 

^ ja 

M. 

, Öß  1 

-fl  Sh 

M. 

1 

2 1 

3 

4 

2 

3 

4 

5 

18.  Staatsbeihilfe  zur 
Lehrerbesoldung. 

19.  Sonstiges. 

Bautzen 

1 558 



1 558 

— 

4 657 

4 975 

1 645 

1 963 

Chemnitz 

185  852 

185  852 

— 

61  976 

27  033 

54  152 

19  209 

Dresden 

18  499 

13  499 

— 

59  811 

145  867 

26  886 

113  442 

Leipzig 

97  655 

— 

97  655 

— 

84  478 

284  234 

34  740 

234  496 

Zwickau 

57  247 

— 

57  247 

— 

35  104 

34  775 

9 102 

8 773 

Laudess. 

: 355  811 

— 

355  811 

— 

245  526 

496  884 

126  525 

377  883 

Bautzen 

_ 



— 

— 

— 

676 

1 

676 

Chemnitz 

167  968 

— 

167  968 

— 

— 

— 

— 

Dresden 

1 

— 

— 

— 

8 204 

113  514 

— 

105  310 

Leipzig 

Zwickau 

— 

- - 

44  407 

258  988 

[ — 

214  581 

■ ■-  - 

— 

1 

— 

1 303 

8 137 

1 086 

2 920 

Plauen 

1 

1 

12  267 

12  267 

1 

=s  g ^ 

e ® 

32  “ ert 

:z; 


Zusammen  1 — 19. 


a; 


OJ 


tS  a ^ ;; 

^ !! 


Ein- 

nahmen 

M. 


Aus- 

gaben 

M. 


Über- 

schuß 

M. 


Fehl- 

betrag 

M 


Hierüber: 

Kassenbe-  Überwei- 
stand  bei  sung  aus  cl. 

Beginn  Übersch.  d 
des  J ahres  Sparkasse 


1 

1 

1 2 : 

3 

4 

5 1 

, i 

M. 

Bautzen 

Chemnitz 

Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

Laudess. 

1 044  159 
5 047  233 
8 688  105 
8 439  558 
4 229  287 

27  448  342 

1 021  012 
4 966  289 
8 425  957 
8 564  248 
4 489  916 

27  467  422 

908  423 
4 642  619 
7 760  891 
7 747  486 
3 667  843 

24  727  262 

885  276 
4 561  675 
7 498  743 
7 872  176 
3 928  472 

24  746  342 

127  578 
925  284 
153  797 
108  277 
248  773 

1 558  709 

5 305 
91  915 
45  033 
464  781 
301  919 

908  953 

Bautzen 

281  458 

271  510 

j 258  888 

248  435 

68  526 

— 

Chemnitz 

8 005  417 

2 886  392 

2 989  657 

2 820  632 

889  110 

1 

Dresden 

6 566  347 

6 329  954 

5 927  631 

5 691  238 

— 

Leipzig 

6 114  678 

6 114  678 

i 5 680  568 

5 680  568 

— 

250  000 

Zwickau 

702  204 

828  438 

640  083 

766  317 

120  429 

1 109  750 

Plauen 

1 216  152 

1 191  963 

1 1 051  410 

1 027  221 

— 

'• 

I 
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Gemeinde 


Amtshauptmannschaft 


Kiinigreicli  Sachsen. 


Vermögeiis-  und  Recliimiigsi'ibersiclit 


auf  das  Jahr  19 


(wenn  das  Kechnungsjabr  nicht  das  Kalenderjahr  umfaßt,  ist  anzugehen) 


auf  die  Zeit  vom 


19  bis 


19 


1 

•%> 


Iiihaltsvcrzeicluiis: 

Vordruck  1.  Vermögensverzeicbnis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres. 
I.  Aktiven.  1.  Politische  Gemeinde. 

2 Vermögt-nsverzeichnis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres. 
I Aktiven.  2.  Ortsarmenverband. 

3.  Vermögensverzeichnis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres. 

I.  Aktiven.  3.  Schulgemeinde. 

4.  Vermöi^ensverzeichnis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres. 

II.  Schulden. 

5.  Übersicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Laufe  des  Jahres. 

I.  Politische  Gemeinde. 

6.  Übersicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Laufe  des  Jahres. 

II.  Ortsarmenverband. 

7.  Übersicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Laufe  des  Jahres. 

III.  Schulgemeinde. 

Anmerkung.  Die  Vordrucke  1-7  dürfen  nicht  zusammengeheftet  werden. 
Die  Kichtic^keit  der  in  die  Vordrucke  1-7  eingetragenen  Angaben  wird 


1» 


17 


bestätigt: 


(Unterschrift) 


I! 


130 


H ünigreidi  Sachsen. 


Erläuterungen 

zur  Ausfüllung  der  Vermögens-  und  Reclinnngsübersicliten. 

Allgemeine». 

Wenn  bei  der  Ausfüllung  der  Vermögens-  und  Rechnungsübersichten  Zweifel 
e itstehen,  so  empfiehlt  es  sich,  vor  Fertigstellung  der  iJbersicbten  bei  dem  König- 
l::hen  Statistischen  Landesamte  in  Dresden-Neustadt,  Ritterstraße  14,  anzufrageo. 

Gemeindebehörden,  die  Änderungen  an  den  Vordrucken  wünschen,  wollen 
diese  mit  Begründung  dazu  dem  Statistischen  Lande^amte  mitteilen. 

Die  neuen  Vordrucke  weisen  gegenüber  denjenigen  vom  Jahre  1908  mehrere, 

j doch  nicht  sachliche  Änderungen  auf. 

Die  Angaben  über  Flächen  und  Geldbeträge  sind  abgerundet  einzustellen, 
n imentlich  sind  bei  letzteren  die  Pfennige  auf  volle  Mark  abzurunden. 

Die  Bezeichnung  ,, Grundbesitz“  soll  nicht  nur  unbebaute  Ländereieu  ein- 
L ^greifen,  sie  ist  ebenso  wie  die  Bezeichnung  „Grundstück“  ganz  allgemein,  also 
s twohl  für  bebautes  wie  unbebautes  Land  angewendet. 

Zu  Vordruck  1. 

Das  Vermögensverzeichnis  — Vordruck  1 — hat  nicht  die  Unterscheidung 
V )n  Stammvermögen  und  freiem  Vermögen  zur  Grundlage,  sondern  es  bezweckt 
v)r  allem  die  Kenntnis  über  den  wirtschaftlichen  Charakter  der  Vermögensbe- 
s andteile.  In  Spalte  6 und  7 des  Verzeichnisses  ist  jedoch  anzugeben,  welche 
I eträge  des  aufgeführten  Vermögens  zum  Stammvermögen  bzw.  zum  freien  \ er- 

I lögen  gehören.  , ..  u 

In  Spalte  5 gehören  alle  Rücklage-,  Erneuerungs-  und  Erweiterungsgelder 

c er  Gemeindeonternehmungen,  ferner  diejenigen  Bestände,  die  der  Neuherstellung, 
(er  Erweiterung  usw.  von  Gebämlen,  der  Vervollständigung  usw.  von  Gemeinde- 
t inrichtungen  dienen.  Wenn  allgemeine  Rücklagestöcke,  die  sich  nicht  unter  die 
€ inzelnen  Positionen  einstellen  lassen,  geführt  werden,  so  sind  sie  unter  näherer 

1 ezeichnung  bei  d einzusetzen.  . 

Anteile  an  gemeinschaftlichem  Besitz  (Verband^-unternehmungen,  wie  Elek- 
t izitätswerke  usw.)  sind  gleichfalls  ziffernmäßig  und  zwar  nach  dem  Buchwerte 
2U  bewerten.  Es  ist  anzugeben,  an  welchen  Unternehmungen  der  Gemeinde  ein 

sicher  Anteil  zusteht.  Angaben  von  Namen  und  Ort  ist  nötig.  Bei  noch  m der 

Herstellung  begriffenen  Unternehmungen  usw.  ist  als  Gesamtwert  der  am  Schlüsse 
( es  betreffenden  Rechnungsjahres  festgestellte  Buchwert  eiuzustellen.  Unter  Buch- 
irert  wird  die  Summe  aller  gemachten  Aufwendungen  verstanden.  Noch  nicht 
iillige  oder  noch  geschuldete  Beträge,  die  aber  se.hon  Verwendung  gefunden 

1 aben,  sind  mit  einzurechnen.  • -i 

Zu  a.  Die  Unternehmungen  und  Anstalten  sind  als  Ganzes  in  ihrem  Ge- 

i amtwerte  einzustellen,  also  einschließlich  des  \V  ert;es  von  dem  dazugehöiigon 
Grundbesitz,  Inventar,  Mobiliar,  der  Apparate,  Maschinen  usw,  ^ t,  u 

Zu  b.  Ist  es  im  Interesse  der  Klarheit  oder  mit  Rücksicht  auf  die  Kec^h- 

j ung  der  Gemeinde  dienlich,  so  können  zu  7 noch  mehrere  Unterabteilungen  ein- 
gesetzt werden.  Volksschulgrundstücke  sind  nur  dann  aufzuführeri,  wenn  sie  wirk- 

ich  der  politischen  Gemeinde  gehören.  ^ i*  • e u ^ 

Zu  c.  Hier  sind  diejenigen  Kapitalien  nicht  mit  einzusetzen,  die  in  opalte  5 

gesondert  erscheinen.  , 

Zu  d.  Hier  sind  alle  etwa  sonst  vorhandenen  \ ermögenshestande  autzutuhren, 

lie  nicht  unter  a— c gehören  (z.  B.  Beamtenpensionslbnds,  Unterstützungskassen, 

)enkmalsfonds  usw.).  .. 

Zu  e.  Hier  sind  die  außerhalb  des  eigentlichen  Gemeindevermogeiis  stehen- 

len  aber  von  der  Gemeinde  verwalteten  Gelder  aufzuführen.  Der  Begiin  ,,btif- 
ung“  ist  nicht  identisch  mit  „Legat“  oder  ermächtuis“.  Es  sind  hier  nur 
•echtsfähige  Stiftungen  gemeint,  die  von  den  Gememdehehörden  verwaltet  wer- 
fen und  die  in  bezug  auf  das  Vermögen  selbständige  Rechtspersönlichkeit  be- 


it sitzen  Bei  Legaten  oder  Vermächtnissen  geht  das  zugewendete  ^ermogen  meist 

in  das  Kio^entum  der  Gemeinde  über  und  hat  demnach  unter  a—d  zu  erscheinen. 
^ Bezuksvermögen  ist  nur  von  den  fünf  eximierten  btadten  einzusetzen. 

Zn  Vordruck  Ä und  3. 

Wenn  im  Berichtsjahre  der  Ortsarmenverband  oder  die  Schulgeuieinde  noch 
andere  politische  Gemeinden  oder  Teile  von  solchen  umfaßte,  oder  wo  nicht  das 
iTanze  Gebiet  der  politischen  Gemeinde  zu  ihnen  gehört,  ist  dies  im  Kopf  der 
I,  Vordrucke  2 und  3 hinter  den  Worten  „Der  Bezirk  umfaßt“ anzugeheu. 

Zu  Vordruck  4. 

In  diesem  Vordruck  sind  sämtliche  Schulden  nachzuweisen. 

Zu  A (Seite  2 und  3).  ln  Spalte  4 ist  bei  Anleihen  der  ganz®  ^ 

* schließlich  der  noch  nicht  hegebeneii  Anteile  einzusetzen,  in  hpalte  8 jedoch  nur, 

sowe'in  g Schulden  nach  ihrem  Charakter  als  Anleihe,  Darlehen, 

Hypothek  Bestkaiifgeld,  Ausgabereste  usw.  zu  kennzeichneu  und  der  Gläubiger 
' namhaft  zu  machen  Anleihe  ist  nicht  mit  Darlehen  zu  verwechsele  Anleihen 

sind  nur  solche  Schulden,  über  die  Teilschuldverschreihungen  ausgegeben  worden 

me  eIS' bfi  rSee  „ad.  de.„  .Iahe  der  . Sch„Ida„t„ahj.e 

(Spalte  2)  zu  erfolgen.  Im  Fall  eines  Mehrbedarfs  au  Raum  sind  zwischen  der 

■2  und  3.  Seite  Einlagebogen  einzufügen.  i i». 

7u  B (Seite  1 und  4).  Hier  soll  Auskunft  über  die  Scliuldenhewegung  de» 

Berichtsjahres  gegeben  werden.  Es  sind  deshalb  unter  I die  Betrage  anzugebem, 
die  der  ^Gemeinde  aus  den  im  Laufe  des  .l  ahres  neu  auf  genonimeuen  Schulden 
^ oder  aus  deu  noch  vorhandenen  Beständen  früherer  Anleihen  usw.  zur  ^erfiigun„ 

”^'’*^’5H?htVu^ berücksichtigen  sind  hierbei  die  hei  dem  Ankauf  von  Grundstücken 
ühernomuieuen  Hypotheken  oder  schuldig  gebliebene  Kautgelder,  da  hier  durch 
die  Schuldaufnahme  der  Gemeinde  keine  Barmittel  zutiießeu  und  deshalb  ihnen 
e von  einer  Verwendung  wie  bei  den  übrigen  Schulden  nicht  die  Rode  sein  kann. 

Die  Einträcre  unter  II  (1.  Seite  des  Vordrucks)  sollen  nur  zum  Aachweis 
dienen  für  welche  Zwecke  die  Neuaufnahmen  und  Restbestande  von  I verwendet 
worden  sind,  während  die  buch-  und  kassenmäßige  ^ errechnuug  in  den  3 or- 

drucken  5 bzw.  6 oder  7 zu  erfolgen  hat.  c.  i i o j 

Unter  B III  soll  eine  Vergleichung  des  Schuldenstandes  vom  Schluß  des  vor- 

hercrehenden  Rechnungsjahres  und  dem  des  Berichtsjahres  gegeben  werden.  Es 
S Ser  anzugeben  unter  1 der  Stand  der  Schulden  am  Schlüsse  des  vorher- 
gehendeu  Bechnungsjahres,  unter  2 die  iin  Laufe  des 

Anleihen  und  sonstigen  neu  aufgenomnienen  Darlehen  (S.  1.  BI  2 a und  b)  unter 
3 die  im  Berichtsjahre  neu  aufgeuommenen  bzw.  übernommenen  Hypotheken, 
Restkaufgelder  usw.  (S.  2 Sp.  8),  unter  4 die  Summe 

ordentlichen  wie  außerordentlichen,  entsprechend  den  dort  gemachten  \ erwei- 

suugen  und  unter  5 die  hiernach  am  Schlüsse  des  ,'  YSu^c  ^ 

Schuldsumme.  (Übereinstimmend  mit  den  bchhißsummen  aut  b.  - Sp.8  bei  a,  b u.c.) 
üX  C sind  nach  dem  Stand  vom  Schluß  des  Berichtsjahres  die  Summen 

♦ der  Schulden  anzugeheu,  die  für  die  einzelnen  Unternehmungen  verwendet  wor- 
den sind,  sowie  die  auf  den  Grundstücken  der  Gemeinden  eingetragenen  Hypotheken. 

Zu  Vordruck  5 bis  7. 

^ In  der  Abteilung  „Ordentliche  Einnahmen  und  Ausgaben“  ist  ^^e  1 

der  Gegenstand  einzusetzen,  den  die  Eiunahmeu  und  Ausgaben  betreffen.  Bei 
ieder  Unterabteilung  sind  die  wichtigsten  dorthin  gehörigen  txegenstande  vor- 
iedrucLt  Finden  steh  außerdem  noch  andere  oder  macht  das  Rechnungswesen 
der  Gemeinde  für  die  Beantwortung  noch  eine  genauere  Unterscheidung  «nM  ^ 
Gegenstände  notwendig,  so  ist  der  betreüende  \ordruck  zu  ergänzen.  .Umvich- 
tiirfre  im  betreffenden  Vordruck  nicht  vorgesehene  Einnahmen  und  Ausgaben 
können  hei  der  betreffenden  Stelle  unter  „Sonstiges“  in  einem  Betrag  zusammen- 

gefaßt  werden. 

1^ 


In  den  Spalten  2 und  3 sind  sämtliche  bei  dem  Gegenstand  wirklich  er- 
5 ielten  Einnahmen  und  Ausgaben  (Brutto)  anzu^eben.  Die  Staatsbeiträj^e  sind  bei 
) enjenigen  Gegenständen,  für  die  sie  zugewendet  werden,  z.  B.  in  Vordruck  5l 
lei  den  höheren  und  Fachschulen  verschiedener  Art,  in  Vordruck  7 Nr.  4 bei 
Desoldungeu  usw.  unter  den  Einnahmen  einzustellen.  In  den  ISpalten  4 a bis  5 ist 
1 er  Unterschied  zwischen  beiden  als  t'berschuß  oder  Fehlbetrag  einzusetzen,  nur 
l ei  den  Unternehmungen  in  Vordruck  ö unter  a ist  nicht  das  kassenmäßige, 
sondern  das  bilanzmäßige  Ergebnis  in  Spalte  4 a bis  5 einzutragen.  Der 
' lintrag  in  diesen  Spalten  muß  ilemnach  hier  nicht  gleich  dem  Unterschied 
: wischen  den  Einträgen  in  Spalte  2 und  3 sein,  sondern  bildet  einen  selbstän- 
iigen  Posten. 

Die  Spalten  und  7 betretfen  diejenigen  Posten,  die  in  den  Gemeinderech- 
mngen  an  verschiedenen  Stellen  mehrmals  erscheinen.  Diese  sollen  besonders 
lervorgehoben  werden,  damit  der  wirkliche  Umfang  des  Haushaltes  im  ganzen 
ind  bei  den  einzelnen  Gegenständen  erkannt  w'erden  kann.  Ohne  eine  solche 
lusscheidung  der  durchlaufenden  Posten  ist  dies  nicht  möglich.  Denn  w^enn  z.  B. 
on  dem  Gas-werk  ein  Beitrag  zur  Besoldung  der  städtischen  Beamten,  die  seine 
jeschäfte  mitführeu,  an  die  bei  der  allgemeinen  Verwaltung  geführte  Kasse  ge- 
eistet  wird,  so  ist  die  Summe  dieses  Beitrags  in  den  beim  „Gaswerk“  aufzu- 
Ührenden  Ausgaben,  außerdem  aber  in  denjenigen  Einnahmen  und  Ausgaben 
uit  enthalten,  die  bei  dem  Gegenstand  „AllgemeimT  Verwaltungsaufwand,  Be- 
■oldungen“  einzusetzen  sind.  Es  erscheint  also  dieser  von  der  Gemeinde  tatsäch- 
ich  nur  einmal  verausgabte  Betrag  zweimal  in  der  Ausgabe  und  einmal  in  der 
'Annahme,  so  daß  zwar  bei  der  Gegenüberstellung  der  Einnahme-  und  Ausgabe- 
)Osten  der  Unterschied  gleich  ist  der  wirklichen  Ausgabe,  die  Gesamtsummen 
luf  beiden  Seiten  aber  ein  falsches  Bild  hinsichtlich  der  Höhe  des  gesamten 
Budgets  bieten. 

Die  Hervorhebung  dieser  mehrfach  gebuchten  Posten  und  damit  die  ge- 
lauere  Berechnung  der  Höhe  des  Budgets  sollen  die  Spalten  6 uml  7 ermöglichen, 
rlier  sollen  bei  jedem  Gegenstand  diejenigen  in  dea  Einnahmen  und  Ausgaben 
mthaltenen  Beträge  angegeben  werden,  die  bei  einem  anderen  'Gegenstand  der 
-iemeinderechnung  nochmals  verbucht  werden  mit  einem  Hinweis  in  S[>alte  8, 
A'o  dies  geschehen  ist.  In  dem  oben  angeführten  Beispiel  würde  also  der  in  den 
Bruttoausgaben  des  Gaswerks  mit  enthaltene  Beitrag  zur  Besoldung  der  städti- 
schen Beamten  noch  einmal  in  Spalte  7 hervorzuheleu  sein.  Da  er  weiterhin  in 
len  Bruttoeinnahmen  (Spalte  2)  des  Gegenstandes  c „Allgemeiner  Verwalt ungs- 
lufwand,  Besoldungen“  erscheint,  so  ist  er  auch  dort  durch  einen  w'eiteren  Ein- 
:rag  in  Spalte  6 als  durchlaufender  Posten  zu  charakterisieren.  Zur  Erläuterung 
für  die  Art  der  Eintragung  sei  das  obige  Beispiel  folgendermaßen  ausgefübrt: 

Angenommen  das  Gaswerk  habe  IIOOOOU  M.  Einnahme,  900  oOO  M.  Ausgabe 
(darunter  10  000  M.  Besoldungsbeitrag  an  die  Kasse  der  allgemeinen  Verwaltung), 
und  einen  bilanzmäßigen  Überschuß  von  200  000  M.  Die  Besoldungsausgabeu  be- 
tragen bei  der  allgemeinen  Verwaltung  100  000  M.  Die  Einträge  im  Verzeichni» 
würden  folgendermaßen  vorzunehmeu  sein: 


a) 

e) 


Spalte  1.  Spalte  'l.  Spalte  3.  Spalte  1.  Spalte  5.  Spalte  6.  Spalte  7. 


Gegenstand, 
rnteruehmungen  und  An- 

M. 

M. 

M. 

u. 

M. 

M. 

zu  Sp.  7 : 
Vordr.  5.  e.  1. 

stalten,  l.  Gaswerk  . . . 

1 100  000 

1)00  000 

200  OOO 

— • 

— 

10  000 

Allgemeiner  Verwaltuugs- 

90  000 

10  000 

zu  8j).  6 : 

aufwand 

10  000 

100  000 

— 

Vordr.  5.  a.  4. 

Hieraus  geht  denn  hervor,  daß  von  den  Ausgaben  des  Gasw'erkes  10  000  M. 
an  eine  andere  städtische  Kasseiuibteilung  abgegeben  -werden,  daß  ferner  die  Ein- 
nahmen, die  bei  dem  Gegenstand  „Allgemeiner  Verwaltungsaufwand,  Besoldungen“ 
verbucht  sind,  von  einer  anderen  städtischen  Kassenabteilung  kommen,  also  auch 
unter  den  100  000  M.  Ausgaben  lOOOOM.  nur  durchlaufender  Posten  sind  und 
deshalb  der  tatsächliche  Aufwand,  der  bei  der  allgemeinen  Verwaltung  für  Be- 
soldungen zu  machen  ist,  nur  90  000  M.  beträgt. 

In  gleicher  Weise  sind  zu  behandeln  die  von  einzelnen  Gemeindeunter- 
nehmungeu  usw.  an  das  Schuldenkonto  gezahlten  Beträge  für  Verzinsung  und 
TiK^un<^  der  Schulden,  ihre  Beiträge  zu  Staatssteuern,  ferner  die  von  einzelnen 
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"f  Reclmangen  abzugebenden  Beträge  für  Beleuchtung  an  das  Gas-  oder  Elektrizi- 

tätswerk, für  Wasser  an  das  Wasserwerk,  die  Zahlungen  der  Schulgemeinde  an 
die  politische  Gemeinde  für  Miete  der  Schulgebäude  nsw. 

Streng  zu  scheiden  von  derartigen  Zahlungen  und  Beiträgen,  die  nur  ein 
Entgelt  füi^  bestimmte  Leistungen  und  Aufwendungen  darstellen,  sind  diejenigen 
BetidU'^e  die  ans  den  Überschüssen  eines  Kontos  einem  anderen  zugewendet 
werden/  lediglich  zu  dem  Zweck,  den  dort  vorhandenen  Fehlbedarf  zu  decken  und 
den  Ai/sgleicli  der  Rechnung  herbeizuführen.  Wenn  also  z.  B aus  dem  Uberschuß 
T des  Gaswerks  Beträge  zur  Deckung  des  allgemeinen  Verwaltungsautwaudes  ver- 

I wendet  werden,  so  haben  diese  Beträge  weder  bei  dem  Gaswerk  als  Ausgabe, 

noch  bei  den  anderen  Konten  als  Einnahmen  zu  erscheinen,  sondern  die  Art  ihrer 
‘ Verwendung  ist  nur  bei  den  Unternehmungen  (Vordruck  5 a)  in  Spalte  4 b an- 

• zugeben.  Die  Gesamtsumme  der  Spalten  0 und  7 in  den  ^ ordrncken  5,  6 und  7 

muß  sich  demnach  gegenseitig  decken.  _ . . , . 

Im  einzelnen  ist  bei  der  Aufstellung  des  Vonlnieks  u tolgeudes  zu  beachten 

1.  Ordentliclie  Einualimen  und  Ausgaben. 

a)  Unternehmungen  und  Anstalten. 

Es  sind  die  kassenmäßigen  Einnahmen  und  Ausgaben  des  abgeschlossenen 
Rechnungsjahres,  für  das  das  Verzeichnis  aufgestellt  wird,  einznsetzen.  Zu  den 
Einnahmen  sind  vor  allem  auch  die  Zinsen  der  lÜicklage  (Reservefonds)  zu  rechnen. 
In  Spalte  4 a ist  der  bilanzmäßige  Überschuß  einzusetzen,  in  Spalte  4 b dasjenige, 
was  von  dem  Überschuß  nach  Abzug  derjenigen  Beträge,  die  den  Zwecken  des 
Unternehmens  durch  Zuführung  zum  Rücklage-  oder  Erneueruugsstock  usw.  wie- 
der dienstbar  gemacht  werden,  der  Gemeinde  zur  ^ erwendung  lür  ihre  eigenen 
^ oder  für  sonstige  gemeinnützige  Zwecke  verbleibt. 

b)  Grundbesitz. 

Einzurechneu  sind  hier  die  Einnahmen  aus  Jagd  und  ^Fischerei.  I nter  die 
Ausgaben  sind  aufzunchmen  alle  Aufwendungen  tür  die  Lnterbaltung  der  Ge- 
^ bäude,  die  Grundsteuern,  Landeskulturrentea  usw.  sowie  die  Zinsen  für  die  Hypo- 

theken und  Restkaufgelder.  Sollte  die  A erteiluug  dieser  Ausgaben  aut  die  iiu 
1 Verzeichnis  aufgeführten  Arten  des  Grundbesitzes  nicht  oder  nur  mit  Schwierig- 

' keilen  möglich  sein,  so  ist  sie  zu  unterlassen  und  die  Gesamthöbe  dieser  Aus- 

gaben als  besonderer  Gegenstand  (Nr.  8 usw.)  anzugeben.  Die  Summe  der  Hypo- 
thekenzinsen hat  unter  d aa  2 nochmals  zu  erscheinen. 

c)  Kapitalien. 

Es  sind  nur  die  Erträgnisse  von  Kapitalien  (Zinsen,  Renten  usw.),  nicht 
Kapitalzahlungen  selbst,  einznsetzen.  ■ 

* d)  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden. 

Verzinsung  und  Tilgung  sind  getrennt  zu  halten. 

Zu  berücksichtigen  sind  hier  sämtliche  Schulden  der  politischen  Gemeinde, 
auch  diejenigen,  die  in  der  Kecliuungsführung  der  Gemeinden  nicht  in  dem  all- 
gemeinen Schuldzinsenkonto  geführt  und  von  einzelnen  Rechnungen  (Gaswerk  usw.) 
direkt  verzinst  werden.  Die  Beiträge,  die  von  derartigen  Unternehmungen  oder 
^ sonstigen  Rechnungen  zur  Verzinsung  und  Tilgung  geleistet  werden,  sind  hier 

als  Einnahmen  einzusetzen,  und  es  ist  ihre  Herkunft  aus  anderen  Gemeindorech- 
nungen  durch  den  Eintrag  in  Spalte  ß kenntlich  zu  machen.  Die  Zinsen  für  Hypo- 
theken und  Restkuufgelder  für  Grundstücke  sind  gleichfalls  im  vollen  Betrage 
^ hier  aufzuführen.  Soweit  sie  schon  unter  b unter  den  Ausgaben  erschienen  sind, 

sind  sie  hier  auch  unter  die  Einnahmen  in  Spalte  2 und  0 einzusetzen.  Unter  bb 
sind  nur  die  Tilgungsbeträge  einzusetzen,  die  aus  laufenden  ordentlichen  Mitteln 
bestritten  zu  werden  ptlegeu,  also  insbesondere  Annuitäten. 

e)  Allgemeiner  Verwaltungsaufwand. 

1—3  Besoldungen  usw.  Hier  ist  nur  der  Aufwand  für  diejenigen  Beamten  usw. 
aufzuführen,  die  im  Interesse  der  allgemeinen  Verwaltung  angestellt  sind.^  Aut- 
wand  für  Beamte,  die  nur  für  einzelne  Unternehmungen  oder  besondere  Aufgaben 


l 


I 


( 


t 
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jätig  sind,  ist  bei  den  betreffenden  Gegenständen  unter  die  Ausgaben  zu  bringen. 
So  fallen  die  Besoldungen  für  die  Beamten  des  Gaswerks,  Wasserwerks  usw. 
inter  die  Ausgaben  jener  Unternehmungen,  ferner  fdr  die  Beamten,  denen  z.  B. 
lusschließlich  die  Unterhaltung  und  Reinigung  der  Straßen  obliegt,  unter  die 
Ausgaben  dieses  Gegenstandes.  Soweit  eine  Trennung  nicht  möglich  ist,  ist  der 
gesamte  Personalaufwand  hier  voll  anzugeben. 

Bei  den  Steuern  aller  Art  sind  die  von  der  Gemeinde  zu  zahlenden  Staats- 
and Bezirkssteuem  als  Ausgaben  einzusetzen;  unter  die  Einnahmen  aber  ist  das- 
jenige zu  bringen,  was  von  anderen  Konten  dazu  beigetragen  wird. 

Falls,  wie  dies  in  kleineren  Gemeinden  vielleiiht  eintreten  kann,  die  Aus- 
mheidung  der  unter  f — h aufgefühxten  Gegenstände  nicht  angängig  sein  sollte, 
ünd  die  entsprechenden  Einnahmen  und  Ausgaben  mit  unter  den  allgemeinen 
V'er^valtungsaufwand  zu  bringen.  Es  ist  dies  dann  aber  ausdrücklich  zu  bemerken. 

f)  Polizeiaufwand. 

Wo  Sicherbeits-  und  Wohlfahrtspolizei  getrennt  gehalten  werden,  sind  die 
aetretfenden  Aufwendungen  unter  aa  und  bb  getrennt  einzusetzen,  anderenfalls 
anter  aa  einheitlich  unter  Streichung  des  Gegenstandes  bb. 

g)  Gemeinnützige  und  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Gemeinnützige  und  Wohlfahrtseinrichtungen  sind  hierunter  besonders  zu 
behandeln. 

i)  Straßen  und  Plätze. 

Hier  ist  der  gesamte  Aufwand  für  Neuherstellung,  Unterhaltung,  Reinigung 
ind  Beleuchtung  einzusetzen.  Außerordentliche,  nicht  aus  laufenden  Mitteln  ge- 
leckte Aufwendungen  gehören  nicht  hierher. 

m)  Gemeindesteuern. 

Unter  den  Einnahmen  sind  aufzutühren  die  Ist  Beträge  der  im  Rechnungs- 
ahr erhobenen  Steuern  einschließlich  der  eingegangenen  Reste  aus  früheren 
fahren,  jedoch  ohne  Abzug  von  Erhebungskosten.  Die  Erhebungskosten  sind,  so- 
veit  sie  nachweisbar,  in  Spalte  3 einzutragen.  Sow»üt  Erhebungskosten  nur  für 
nehrere  Steuerarten  zusammen  (z.  B.  für  die  direkten  Steuern)  festgestellt  werden 
cönnen,  sind  sie  an  geeigneter  Stelle  in  Spalte  3 mit  entsprechender  Anmerkung 
dnzutragen. 

Soweit  die  Steuern  für  den  Armenverband,  die  Schulgemeinde  und  die 
^irchengemeinde  mit  erhoben  werden  (Zentralkasse),  sind  sie  hier  als  Einnahme, 
.ugleich  aber  auch  als  Ausgabe,  und  zwar  in  Spalte  3 und  7 einzusetzen.  Ist  in 
ler  Summe  der  direkten  Armen-,  Schul-  und  Kirchen anlagen  eine  Trennung  nach 
len  einzelnen  Steiierartcn  nicht  durchführbar,  so  ist  in  der  Ausgabe  nur  die  Ge- 
amtsurame  der  an  jene  Verbände  abgegebenen  Anlagen  auzugeben. 

Auch  soweit  indirekte  für  den  Armenverband  usw.  erhobene  Abgaben  (z.  H. 
iesitzwechselabgaben)  durch  die  Kasse  der  politischen  Gemeinde  gehen,  ist  in 
gleicher  Weise  zu  verfahren. 

Im  übrigen  sind  hier  unter  „Ausgaben**  keine  Angaben  über  die  \erwen- 
lung  der  Steuern  zu  machen;  wenn  also  z.  B.  Steuern  zur  Deckung  eines  Fehl- 
)etrags  bei  einem  bestimmten  Gegenstand  der  politischen  Gemeinde  erhoben 
ind  verwendet  werden,  ist  auf  diese  Verwendung  keine  Rücksicht  zu  nehmen; 
I.  h.  sie  sind  weder  hier  als  Ausgabe,  noch  bei  dem  anderen  Gegen- 
tand  als  Einnahme  ein  zutrage  u. 

2.  Außerorrtexitlitdie  Ausgaben  und  deren  Deekuiigsmittel. 

Unter  die  außerordentlichen  Ausgaben  sind  diejenigen  zu  rechnen,  die  aus 
■’ermögensbeständen  oder  Anleihen  gedeckt  werden.  Die  Deckungsmittel  sind  mit 
. .nzugeben.  L ater  außerordentlicher  Schuldentilgung  kann  auch  unter  Umständen 
• iiue  bloße  Schuldenbewegung  mit  verstanden  werden,  z.  ß.  die  Verwandlung  einer 
licht  fundierten  Schuld  in  fundierte,  die  Abstoßung  kleinerer  Schulden  durch 
Aufnahme  größerer  usw. 

Auf  Vordruck  6 und  7 finden  die  vorstehenden  Bemerkungen  zu  5 sinn- 
, jemäße  Anwendung. 
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Gemeinde 


Amtshauptmannschaft 


Königreich  Sachsen. 

Vordruck  I. 


\ ppiuögeusvcrzeicliiiis  n<ich  dom  Stando  vom  Sclilusso  dos  .lalipos  19 


I.  Aktiven. 

1.  Politische  Gomeiude. 


Gegenstand 

(wegen  anteiligen  Besitzes 
und  unvollendeter  bzw. 
noch  in  der  Herstellung 
begriffener  Unternehmun- 
gen usw.  s.  die  Erläute- 
rungen) 


a)  Intcrnelunungen  und 
Anstalten 

(hierzu  gehöriger  Grundbesitz 
ist  hier,  nicht  unter  b einzu-  , 
stellen) : ' 

1.  Straßenbahnen.  . . . | 

2.  Elektrizitätswerk  . . 

3.  Gaswerk 

4.  Wasserwerk 

5.  Bäder 

6.  Vieh-  und  Schlachthof 

7.  Marstall 

8.  Beerdigungsanstalt.  , 

y.  Leihaustalt 

10.  Markthallen 

11.  Abdeckerei 

(Fleischzersetzungaaustalt) 

12.  Krankenhäuser  . . . 

13.  Theater 

14.  Museen 

15.  Bibliotheken  .... 

16.  Bergwerke 

17.  Steinbrüche 

18.  Fabriken  (welche  Art?) 

19.  Ziegeleien 

20.  Spark. -Rücklagebest. . 


Flächen- 
inhalt des 
Grund- 
eigentums 

(die  Ar  nur 
mit  einer 
Dezimal- 
stelle) 


1 o. 

V o o 

2 - cj 
© £ aa 

> 0 ^ 
rz  X <S3 

s ic'-' 
P 


Gesamtwert*)  4 g .2 
(einschl.  Gruudbe-  § a ^ 
flitz,  Inventar,  Mo-  ^ S S 
biliar , Apparate,  g 2 
Maschinen  usw.,  g ® 2 
ausBchl.  der  in  Sp.5  S | 
einzuflteUenden 
Rücklage-,  Kr-  ^ 

aeuerungs-  usw.  2 ^ 
Bestände)  2 5^  ^ 

M 3h  S 


Vom  Ge- 
samtwerte 
(Sp.4)  ist 


e üD  ® tz) 
.2“  o ^ 

3 I £ 's 


6.  7.  , 8. 


zusammen  a 


*)  In  Spaltes  ist  anzugeben,  welcher  Wert  (Anschaffungs-,  Zeit-,  Kurs-,  Verkehrs- oder  Ertrags- 
wert) in  Spalte  4 angegeben  ist. 


2 


Li 


Gegenstand 

(■  Fegen  anteiligen  Besitzes 
u ad  unvollendeter  bzw. 
n 3ch  in  der  Herstellung 
t egrifiFener  ünternehmun- 
U8W.  s.  die  Erläute- 


Flächen- 
inhalt  des 
Grund- 


o 


eigentums 


gän 


rungen) 


(die  Ar  nur 
mit  einer 
Dezimal- 
stelle) 


V O) 

t S'S 
g S:i 

^ 0 Xi 
00  0) 


Q ® rK 

«S 

W 0 

u 


ha 


a 


1. 


2. 


M. 

3. 


Gesamtwert*) 

(einschl.  Grundbe- 
sitz, Inventar,  Mo- 
biliar, Apparate, 
Maschinen  usw., 
ausschl.  der  in  Sp.5 
einzustellenden 
Rücklage-,  Er- 
neuerungrt-  usw. 

Bestände) 

M. 


’iÄ'O 
C£  o fl 

H «5  *« 

P f=l  fl 

® .£  .5 

fl  OD 

1-.ä  I 

® ® 

QC  (D  M 

.2  P3 .2 

^ ® (i. 


4. 


5. 


1))  Grundbesitz 

(1  ier  ist  nicht  mit  einzustellen 
d r Grundbesitz , der  zu  a [Un- 
t€  rnehmungen  usw.]  und  zu  e 2 b 
[ Jtittungsgrundbesitz]  gehört): 


3 

4 


Geschlossene  Güter 


Forsten  (selbständige)  . 

Teiche  (selbständige)  . 

Schulgrundstücke , die 
d.  politischen  Gemeinde 
gehören,  und  zwar: 

a)  Volksschulgrund- 
stücke   


b)  . . 

c)  . . 

5.  Kasernen 


6 Posterrundstücke 


Sonstiger  bebauter  wie 
unbebauter  Grundbesitz 
(einschließlich  Verwaltungs- 
gebäude, Rathaus,  Bauplätze, 
Beider,  Wiesen  usw.)  .... 


zusammen  b 


Vom 

samt 

(Sp.4 


. fl 

i <3i 

B 00 
§ B 

GQ  ® 
> 


M. 


6. 


*)  In  Spalte  8 ist  anzugehen,  welcher  Wert  (Anschaffungs-,  Zeit*,  Kurs-,  Verkehrs-  oder  Ertrags- 
VT  rt)  in  Spalte  4 angegeben  ist. 
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3 — 


J 


Gegenstand 

(wegen  anteiligen  Besitzes , 
und  unvollendeter  bzw, ; 
noch  in  der  Herstellung 
begriffener  Unternehmun- ; 
gen  usw.  s.  die  Erlaute- 
rungen) 

(*)  Kapitalien: 

1.  Wertpapiere 

2.  Hypotheken 

3.  Bank-  und  Sparkassen- 

einlagen (ausschl.  Spar- 
kassenrücklagebestände) . . 

4.  Sonstige  Forderungen 

und  Außenstände  (einschl. 
Beste) 

5.  Barbestände  am  Jahres- 
schlüsse   


Flächen- 
inhalt des 
Grund- 
eigentums 

I (die  Ar  nur 
; mit  einer 
I Dezimal- 
stelle) 


ha 


a 


2. 


Gesamtwert*) 
(einschl.  Grundbe- 
sitz, Inventar,  Mo- 
biliar, Apparate, 
Maschinen  usw., 
au88chl.de  r in  Sp.5 
einzustellen'ten 
Rücklage-,  Er- 
neuerungs- UiW. 

Bestände) 

M. 


® -fl  ^ 

2 .S 

fl  5 * 
p fl  fl 
® 2 .2 

r-5 

fl  s ® 

*^'0  0 
Wag 
-aa  fl 
i.  — * 
® « ® 

^ 

2 ^ 


Vom  Ge- 
samtwerte 
(Sp.4)  ist 


2 e 


4. 


M.  M. 
6.  7. 


8. 


I 

zusammen  c , — i — , — 


d)  Sonstige  Vermiigens- 
bestände  . . . . 

(in  einer  Summe) 


*)  In  Spalte  8 ist  auzugeben,  welcher  Wert  (Ansohaffungs-,  Zeit-,  Kurs-,  \ erkehrs- oder  Ertrags- 
wert') in  Spalte  4 angegeben  ist. 


.1^ 


r 


\ ’ 

I 


1)8 


4 — 


Gegenstand  I 

I 

(■V  egen  anteiligen  Besitzes  ' 
u]  id  unvollendeter  bzw.  I 
n«  ch  in  der  Herstellung  ‘ 
b(  griffener  ünternehmun- 
g*  n U8W.  8.  die  Erläute- 
rungen) 


1. 


Flächen-  | 
Inhalt  des  I 
Grund-  j 
eigentums  | 

(die  Ar  nur  ■ 
mit  einer 
Bezimal- 
atelle)  i 

ha  _[  a_|_ 

2.  I 


V c o 

■ga'S 

® S »j 
^ 'S 

o>  o 


äo 

a 

d 

M 


M. 

3. 


Gesamtwert 

ec  ® ö 

Vom  Ge- 

(einschl. Grundbe- 

1  fl  5 « 

' S fl 

samtwerte 

c 

sitz,  Inyentar,  Mo- 
biliar, Apparate, 
Maschineu  usw., 

Z:  fl 

© ® .2 

i (Sp.4)  ist 

' S 'fl  © 

1 2 ^ 

1 fl  © QO 

ö 

\ fl 
© ' 

bc 

a 

ausschl.  der  in  Sp.5 

i nd  fl 

, ßä  fl  M 

1 o 

s ^ 

: m ^ 

.5 

einzustellenden 

1 ,•*'  :o3  fl 

M 

S 'S 

'S  £ 1 

0> 

Rücklage  , Er-  ! 

® « © 
ec  © b I 

S B 

: 2 S 
1 C ® 

a 

neuerungs*  usw.  | 

fl  02  © 
^ 

03  © 

! > ' 

CQ 

Bestände)  1 

M. 

iJ 

M. 

M.  ' 

4.  1 

i 

5. 

6.  ! 

7.  ; 

8. 

Zusammenstellung. 

I 

' ] 

a)  Unternehmungen  und  j j 

Anstalten  

b)  Grundbesitz  . . . . 

c)  Kapitalien — — 

d)  Sonstige  Vermögensbe- 
stände   — 


Summe  von  a bis  d " 

i] 

1 1 
I ! 

I i 

I 

j)  Vermögensbestände,  j 
di(  nicht  im  Eigentume  I 
de*  politischen  Gemeinde 
stehen: 

1.  Bezirksvermögen  (nurTon  j 

den  eximierten  Städten  ein-  i 
zusteUen) i 

I 

2.  Stiftungen:  j 

1)  Kapital  .....  j 

b)  Grundbesitz  (ist  nicht ; 
auch  unter  b einzusteUen)  -I, 


zusammen  e ij 


Gesamtsumme  ü 


I 
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Gemeinde... 


Amtshauptmannschaft.. 


Königreich  Sachsen. 

Vordruck  *4. 


Vermögensverzeichnis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres  19 

I.  Aktiven. 

2.  Ortsarmenverhaiid. 

Der  Bezirk  umfaßt  


1 

Gegenstand 

(wegen  unvollendeter  bzw. 
noch  im  Bau  befindlicher 
Unternehmungen  s.  d.  Er- 
läuterungen zu  Vordruck  1) 

Flächeninhalt 
des  Grund- 
eigentums 
( (die  Ar  nur  mit 
einer  Dezimal- 
stelle) 

ha  1 a 

Brandver- 
sicherungs- 
summe 
der  Gebäude 

M. 

Gesamtwert 
einschl.  In- 
ventar, Mobi- 
liar,Apparate, 
Maschinen 
usw. 

M. 

Bemerkungen 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

a)  Grundbesitz: 

1.  Geschlossene  Güter  . . 

2,  Forsten  (selbständige)  . 

3,  Teiche  (selbständige)  . 

4,  Armenhaus  u.  sonstiger 
bebauter  wie  unbebau- 
ter Grundbesitz.  . . . j 

zusammen  a i 

1 

h)  Kapitalien: 

1.  Wertpapiere  . . . . t 

. . 

• • • • • 



2.  Hvnotheken 

3.  Bank-  und  Sparkassen-  ' 
einlaffen 

• « • * • * • 

CJ 

4.  Sonstige  Forderungen 
u.  Außenstände  (einschl. 
Reste) 

1 

i 

5.  Barbestände  am  Jahres- 
schlüsse   

1 

zusammen  b 1 

c)  Sonstige  Venuögens- 
hestiinde : 

1 

■ 

Summe  a — c 
d)  Stiftungen 

(Tgl.  in  den  Erläuterungen  das 
zu  Vordruck  1 unter  e Gesagte) 

. . . 

1 

1 

1 

I 

Gesamtsumme 

1 

t 

1 

Königreieh  Sachsen 


Amtshauptmannschaft 


Gemeinde 


Königreich  Sachsen 


Amtshauptmannschaft 


Gemeinde 


Vordruck  4 


Vermögensverzeiclmis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres  19 

I.  Aktiven. 

3.  Schuljyemeinde. 

Der  Bezirk  umfaßt  


Vermögensverzeichnis  nach  dem  Stande  vom  Schlüsse  des  Jahres  19 


II.  Schulden. 

(A.  Schuldenstand  s.  S.  2/3.) 

B.  Schuldenbewegung  im  Laufe  des  Jahres 


Flächeninhalt 
des  Grund- 
eigentums 

(die  Ar  nur  mit 
einer  Dezimal- 
stelle) 


Gesamtwert 

einschl.  Inven- 
tar, Mobiliar 
Apparate,  Ma- 
schinen usw. 


Gegenstand 

(wegen  unvollendeter  bzw. 
noch  im  Bau  befindlicher 
Unternehmungen  s.  d.  Er- 
läuterung zu  Vordruck  1) 


Brand  Ver- 
sicherungs- 
summe 
der  Gebäude 


Orts- 

armen- 

verband 


Schul- 

gemeinde 


Politische 

Gemeinde 


Am  Beginne  des  Jahres  vorhan- 
dene, nicht  verwendete  Bestände 
aus  begebenen  Anleihen  und  auf- 
genommenen Darlehen 


a)  Grundbesitz: 

1.  Geschlossene  Güter  . . 

2,  Forsten  (selbständige)  . 
■3.  Teiche  (selbständige)  . 

4.  Schulgrundstücke  und 
sonstiger  bebauter  wie 
unbebauter  Grundbesitz 


2.  Im  Laufe  des  Jahres  wurden: 

a)  an  Anleihen  begeben  . . . . 

b)  sonstige  Darlehen  aufgenommen 

(Schulden,  z.  B.  übernommene  Hypo- 
theken, die  nicht  verwendbares  Kapital 
erbringen,  sind  hier  nicht  einzustellen) 


zusammen  a 


h)  Kapitalien: 

1.  Wertpapiere 

2.  Hypotheken 

3.  Bank-  und  Sparkassen- 
einlagen   

4.  Sonstige  Forderungen 

u.  Außenstände  (einschl. 
Reste) 

5.  Barbestände  am  Jahres- 
schlüsse   


zusammen 


II.  Davon  sind  verwendet  worden  für 


1.  Unternehmungen  und  An- 
stalten {Neuanlegung,  E^ei 
teruug,  Erneuerung) 


zusammen  b 


2.  Ankauf  von  Grundbesitz 


c)  Sonstige  \ ermögensbe 

stände 

d)  Scliullelien 

e)  Kircliscliullehen  . . 


3.  Volksschulbauten.  . . . 

4.  Sonstige  Bauten  .... 

5.  Außerordentliche  Schulden 

tilgung 


Summe  a — e 


f)  Stiftungen 

(vgl.  in  den  Erläuterungen  das 
zu  Vordruck  1 unter  e Gesagte) 


zusammen 


Gesamtsumme 


(Fortsetzung  von  B auf  der  4.  Seite.) 


liiebers:  Die  Finanzen 


Bemerkungen 


Orts- 

armen- 

verband 


Schul- 

gemeinde 


Politische 

Gemeinde 


III.  1.  Stand  der  Schulden  am  Schlüsse 
des  vorhergehenden  Rechnungs- 
jahres   

2.  Neuaufnahmen  im  Laufe  des 
Jahres  (S.  1.  B.  I.  2.  a und  b)  . 

3.  Im  Laufe  des  Jahres  neu  auf- 

genommene bzw.  übernommene 
Hypotheken,  Restkaufgelder,  Aus- 
gabereste usw 


zusammen 


4.  Davon  wurden  getilgt 

(ordentliche  — b.  Vordruck  5,  1.  d.  bb 
1 u.  2 Sp.  3 bzw.  Vordruck  6,  1.  3 b 
Sp.  3 bzw.  Vordruck  7,  1.  3 b.  Sp.  3 — 
und  außerordentliche  Tilgung  — s.  Vor- 
druck 5,  S.  9 unter  2.  5.  bzw.Vordruck  6, 
S.  2 unter  2.  1.  bzw.  Vordruck  7,  S.  2 
unter  2.  1.) 

5.  Bleibt  Bestand  der  Schulden  am 

Ende  des  Rechnungsjahres  (über- 
einstimmend mit  den  Summen 
bei  a,  b und  c in  Sp.  8 unter  A 
auf  S.  2.) 


Tilgungsquote  H 


Zinsfuß 


Ursprünglicher 
Betrag  (einschl. 
der  nicht  bege- 
benen Anteile) 


Jahr  der  Beendigung 
der  Tilgung 


Jahr  der  Aufnahme 


C.  Von  den  insgesamt  vorhandenen  Schulden  waren  nach  dem  Stande  vom 

Schlüsse  des  Jahres: 


1.  auf  Unternehmungen  verwendet 

a)  Elektrizitätswerk . . . . , 

b)  Gaswerk 

c)  Wasserwerk 


zusammen 


2.  auf  Grundstücken  hypothekarisch 
eingetragen  (soweit  nicht  bei  C.  1. 
schon  eingerechnet) 


Königreich  Sachsen 


Amtshauptmannschaft, 


Gemeinde 


Vordruck  5 


Unter  den 
Einn.  | Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nochmals 
verrechnet  wer- 
den, in  Höhe  von 


Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten , bei 
welchen  die  in  Spalte  6 
und  7 eingesetzten  Beträge 
bereits  verrechnet  worden 
sind,  z.  B.  zu  Spalte  6:  s. 
Vordruck  5,  1.  a4  Spalte  7; 
zu  Spalte  7:  s.  Vordruck  5, 
1.  el.  Spalte  6). 


Gegenstand 

(Konto) 


Übersicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Rechnungsjahre  19 


I.  Politische  Gemeinde. 

1.  Ordentliche  Einnahmen  und  Ausgaben. 

(Hierunter  sind  die  Bruttoeinnahmen  und  Bruttoausgaben  zu  verstehen.) 


b)  Grundbesitz 

(mit  Ausnahme  des  unter  a 
entfallenen) : 

1.  Geschlossene  Güter  . . 

2.  Forsten 

3.  Teiche 

4.  Schulgrundstücke,  die 
der  politisch.  Gemeinde 
gehören,  und  zwar: 

a)  Volksschul  - Grund- 
stücke   


Betriebs- 

überschuß 

(bilanzmäßig) 

^ der  für 
^ Gemeinde- 
§ oder  Bon- 
stige 
Zwecke 
^2  verwend- 
i bar  ist 


Unter  den 
Einn.  j Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nochmals 
verrechnet  wer-  | 
den,  in  Höhe  von 


Gegenstand 

(Konto") 


a)  Unterneliniungen  und 
Anstalten: 

1.  Sparkasse 

2.  Straßenbahnen  .... 

3.  Elektrizitätswerk.  . . 

4.  Gaswerk 

5.  Wasserwerk 

6.  Bäder 

7.  Vieh-  und  Schlachthof 

8.  Marstall 

9.  Beerdigungsanstalt  . . 

10.  Leihanstalt 

11.  Markthallen 

12.  Abdeckerei 

(Fleischzersetzungsanßtalt) 

13.  Krankenhäuser.  . . . 

14.  Theater 

15.  Museen 

16.  Bibliotheken 

17.  Bergwerke 

18.  Steinbrüche 

19.  Fabriken  (welche  Art?) 

20.  Ziegeleien 


5.  Kasernen 

6.  Postgrundstücke  . . . 

7.  Sonstiger  bebauter  wie 
unbebauter  Grundbesitz 

(emschließUch  Verwaltungs- 
gebäude, Kathaus,  Bauplätze, 
Felder,  Wiesen  usw.) . . . . 


zusammen  b 


c)  Kapitalien:*) 

Nur  die  Erträgnisse  von  Kapi- 
taUen,  nicht  Kapitalzahlungen, 
sind  hier  einzusetzeu. 

1.  Wertpapiere 

2.  Hypotheken 

Bank-  und  Sparkassen- 
einlagen   

4 . Sonstige  Forderungen 
und  Außenstände  (ein- 
schließlich Reste) . . . 


zusammen  c i] . . . | | | • 

*)  In  dieser  Abteilung  sollen  Ausgabeposten 
genommen  wird,  daß  sämtliche  Einnahmen  dieser  A 
andernfalls  sind  etwaige  Ausgabeposten  als  durct 
noch  zum  Ausdruck  zu  bringen  ist. 


zusammen  a 


166 


— 3 — 


1 

Gegenstand 

(Konto) 

(D 

s ; 

A \ 
cö 

a 

•iH 

H 

M. 

§ 

1 

CD 

< 

M. 

g Überschuß 

g Fehlbetrag 

Unter  den 

Einn.  Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nochmals 
verrechnet  wer-  j 
den,  in  Höhe  von 

1 M.  1 M.  i 

Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten , bei 
welchen  die  in  Spalte  6 
und  7 eingesetzten  Beträge 
bereits  verrechnet  worden 
sind,  z.  B.  zu  Spalte  6:  8. 
Vordruck  5,  1.  a4.  Spalte  7; 
zu  Spalte  7:  s.  Vordruck  5, 
1.  el.  Spalte  6.) 

1. 

2-  1 

3. 

4. 

6. 

6. 

1 7. 

8. 

<l)  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Schulden: 

(eiuschl.  des  zu  leistenden  Ver- 
waltUDgsaufwands) 

aa)  Verzinsung: 

1.  Anleihen  und  tilgbare 
Darlehen 

1 

1 1 
1 

f 

2.  Hypotheken  und  Rest- 
kauf'gelder  für  Grund- 
stücke   i 

1 

! 

j 

1 

% 

3.  Sonstige  Schulden  . , ' 

i i 

1 

1 

1 

zusammen  aa 

bb)  Tilgung: 

1.  Anleihen  und  tilgbare 
Darlehen  ...  . . 

1 

I 

1 1 

1 

1 

1 

i 

1 

2.  Sonstige  Schulden  . . 

1 

zusammen  bb  j 

1 

t 

1 

zusammen  d 

i 

e)  Allgemeiner  Verwal-  ! 
tuugsaiifwand: 

1.  BeRoldmiorAn 

Zu  Spalte  3:  Wenn  diese 
Summe  mit  der  in  Vordruck 
4 bei  A.  zus.  a.  Spalte  7 nicht 
übereinstimmt,  ist  der  Grund 
anzugeben. 

1 

1 

2 Pensionen  . . 

3.  Sonstiger  Personalauf- 

wand 

4.  SachlicherAufwand(ein- 
schließl.  Miete,  Beleuch- 

tnnfy.  Heivnnor  ^^sw^ 

5.  Gebühren,  Sporteln  und 
Strafgelder 

1 

6.  Entschädigung  für  Be- 
sorgung staatlicher  Ge- 
schäfte(  V ereinnahmung 

von  Stfinern  nsw^  ! 

1 

j 

7.  Versicherungsbeiträge 
aller  Art 

i 

1 

i 

1 

B Standesamt 

1 • ' • 1 • • • 1 i 

) 

I 


Seitenbetrag  von  e 
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Gegenstand 

(Konto) 


— 

4 

^ i 
0) 

a 1 

fl  , 
o , 

ca  ■ 
fl  ; 

^ i 

! 

1 

1 

bo  ' 

cö 

-Ö  1 

d 

O 

o3  ' 

; bc  1 

M ; 

^ 1 

CD  I 

O 1 

fl 

pq 

fl  ' 
< 

■ ^ 

: O 

. 

M. 

M. 

' M. 

M. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Unter  den 
Einn.  | Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nocbmals 
errechnet  wer- 
den, in  Höhe  von 


Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten , bei 
welchen  die  in  Spalte  6 
und  7 eingesetzten  Beträge 
bereits  verrechnet  worden 
sind,  z.  B.  zu  Spalte  6;  s- 
Vordruck  5,  l.  a4.  Spalte  7; 
zu  Spalte  7:  s.  Vordruck  5, 
1.  e 1.  Spalte  6). 


Übertrag  von  e 

9,  zu  zahlende  Steuern 
' aller  Art  (z.  B.  Grund- 
steuer,Brandkasse,  von 
Unternehmungen  usw . ) 

10.  Militärwesen 

11.  Märkte(ausschl.Markt- 
hallen) 

12.  . . . 

13.  . . . 

14.  . . . 


f)  Polizeiaufwand: 

aa)  Sicherheitspolizei: 

1.  Besoldungen  . 

2.  Pensionen 

3.  Sonstiger  Personalauf- 
wand (einschl.  Beklei- 
dung) . . 

4.  Sachlicher  Aufwand 
(einschl.  Arrestaten  und 
Transporte) 

5.  Gebühren,  Sporteln, 
Strafgelder . 

0 


bb)  Wohlfahrtspolizei: 

1.  Besoldungen  und  sonsti- 
ger Personalaufwand  . 

2.  Sachlicher  Aufwand 

3.  . . . 

4.  . . . 
ö.  • . ■ 

zusammen  bb 
zusammen  f 


<D 

s 

bc 

Unter  den 
Einn.  i Ausg. 

Bemerkungen 

B 

A 

n 

(Angabe  der  Konten,  bei 
welchen  die  in  Spalte  $ 

A 

Ü 

o;> 

sind  Beträte,  die 

eg 

bO 

QQ 

auf  anderen  Kon- 

und 7 eingesetzten  Beträge 

0 

00 

o> 

3 

ten  (bei  anderen 

bereits  verrechnet  worden 

< 

Kassen)  nochmals 

sind,  z.  B.  zu  Spalte  6:  s. 

pq 

verrechnet  wer- 

Vordruck 5, 1.  a4.  Spalte  7; 

den,  in  Höhe  von 

zu  Spalte  7:  s.  Vordruck  6, 

M. 

M. 

M. 

M, 

M.  M. 

1.  el.  Spalte  6.) 

2. 

3. 

4. 

5. 

6.  i 7. 

8. 

g)  Oemeinnützige  und 

WohUalirtseinrichtungen: 

1.  Waisen-  und  Versorg- 
häuser   

i 

2.  Krankenfürsorge  außer- 
halb der  Krankenhäuser 

3.  Beiträge  zu  wohltäti- 

gen und  gemeinnützi- 
gen Zwecken 

4.  Arbeitsnachweis  , , . 

5 


7 

8 


zusammen  g 

h)  Feuerlöschwesen : i 

1.  Personalaufwand  (ein-  i 
schließlich  Bekleidung)  | 

2.  Inventar j 

3.  Sonstiger  sachlicher  | 

Aufwand i 

I 

4.  Mobiliar-  und  Immobi-  i 
liarversicherung.  . . . i 

I 

5 i 


zusammen  h || 


170 


171 


— 7 


Gegenstand 

(Konto) 

, 1 

i ä 

ll  B 

r fd 

li  a 

\ ^ 

i 

;M. 

S Ausgaben 

S Überschuß  i 

» 1 

bü 

cä 

u 

•*3 

<D 

s 

M. 

Unter  den 
Einn.  Ausg. 

sind  Beträge,  die 
1 auf  anderen  £on- 
; ten  (bei  anderen 
1 Kassen)  nochmals 
1 verrechnet  wer- 
I den,  in  Höhe  von 

M.  M. 

Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten , bei 
welchen  die  in  Spalte  6 
1 und  7 eingetzten  Beträge 
( bereits  verrechnet  worden 
I sind,  z.  B.  zu  Spalte  6:  s. 

! Vordruck  5,  1.  a4.  Spalte  7; 
zu  Spalte  7 : s.  Vordruck  5, 
1.  e 1.  Spalte  6.) 

1. 

1 2- 

3. 

i 4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

m)  Gemeindesteuern: 
aailndirekteAbgaben: 
1 Biersteuer 

1 

1 

Lustbarkeitsabgaben  . 
8.  Besitzwecbselabgaben  . 
4 

■ 

[ 

1 

5 

i.  . . 

zusammen  aa 

bb)  Direkte  Steuern: 

1.  Gemeinde -Einkommen- 
steuer . ...... 

2.  Gemeinde -Grundsteuer 

3.  Kopfsteuer 

4.  Umsatzsteuer  vom  Groß- 
betrieb im  Kleinhandel 

5.  Gewerbesteuer  vom 
Schankbetrieb  im 
Branntweinhandel  . . 

' 

I 

1 

6.  Wanderlagersteuer  . . 

1 

1 

o 

7 

i 

1 

i 

8 

i 

, . . ' 

1 

i 

i 

zusammen  bb 

1 

[ 

[ 

I 

. . . 

zusammen  m 

i 

1 

i 

— 8 — 

Zusammenstellung. 


1 

, 1 

Gegenstand 

(Konto) 

S Einnahmen 

o 

P ' 
o3 
bß 
m 

< :! 
M.i 

Ö 1 

O 1 

03 

.Q  , 

M.': 

^ Fehlbetrag 

Unter  den 
Einn.  Ausg. 

Und  Beträge,  die  , 
luf  anderen  Kon-  ' 
ten  (bei  anderen 
fassen)  nochmals 
verrechnet  wer-  I 
den,  in  Höhe  von 

M.  1 M._:_ 

Bemerkungen 

Angabe  der  Konten , bei 
ivelchen  die  in  Spalte  6 
und  7 eingesetzten  Beträge 
bereits  verrechnet  worden 
sind,  z.  B.  zu  Spalte  6t  s. 
Vordruck  5,  1.  a4.  Spalte  7; 
zu  Spalte  7:  s.  Vordruck  5, 
1.  e 1.  Spalte  6.) 

1. 

2.  1 

3. 

1 

5. 

6.  , 

7.  , 

8. 

a)  Unternehmungen  und 
Anstalten 

1 

j 

1 

1 

1 

» • • ! 

i 

• • » 

• • • • • • 

1 

1 

1 

b)  Grundbesitz 

• • • 

c)  Kapitalien 

d)  Verzinsung  u.  Tilgung 

• • • 

• • • 

der  Schulden 

e)  Allgemeiner  Yerwal- 

• • • 

» • 0 : 

1 

1 

i 

tungsautwand  .... 

• • • 

• • • 

f ) Polizeiaulwand  .... 

g)  Gemeinnützigen. Wohl- 

• • • 

# • • 

tahrtseinrichtungen  . . 

h)  Feuerlöschwesen  . . . 

i)  Straßen,  Plätze  und 

• • • 

• • • 

• • • 

• • • 

. • • 

... 

• • • 

• • • 

Brücken  

k)  Brunnen,  Denkmäler 

• • • 

. 

1 

• • • 

1 

usw 

1)  Höhere  und  Fachschu- 

• • • 

f 

len 

m)  Gemeindesteuern  , . . 

• • • 
• • i 

• • ' 

a • • 

• # • 
• • 

• • • 

1 

zusammen  b — m 

• • • 

• • 

i • • • 

i 

1 

l 

Gesamtsumme 

1 1 

1 

• • 

1 

• • 

V 

1 

1 

1 

nommen  sind. 


I 


f 
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2.  Außerordentliche  Ausgaben  und  deren  Deckungsmittel. 


Ausgaben 

M. 

Die  Mittel  dazu 

j sind  entnommen  worden  aus: 

1.  Neuherstellung  und  Erweite- 
rung von 

a)  Unternehmungen 

aa)  Gaswerk 

1 

bb) 

cc) 

dd) 

b)  Gebäuden 

2.  Fluß-  und  Bachregelungen . . 

3.  Grundstücksankäufe 

4.  Ausgeliehene  Hypotheken  und 
sonstige  Gelder.  . 

4 

5.  Außerordentliche  Schuldentil- 
gung (in  Vordruck  4,  S.  4 bei 
III.  4 Sp.  2 mit  nachweisen)  , 

• 

6 

7 

zusammen  i 

I 
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Amtshauptmannschaft 


Königreich  Sachsen. 

Vordruck  6« 


Übersicht  über  die  Einnahmen  nnd  Ansgaben  im  Rechnnngsjahre  19 

(Hierunter  sind  die  Brutto-Einnahmen  und  Brutto-Ausgaben  zu  verstehen.) 


II,  Ortsarmenverband. 

1.  Ordentliche  Einnahmen  und  Ausgaben. 


Gegensta  ad 
(Konto) 


p I 5 
rS  i <1 


M.  M. 


Unter  den 
Einn.  | Ausg. 

Bind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nochmals 
verrechnet  wer- 
den, in  Höhe  von 


M.  M. 


Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten, bei 
welchen  die  in  Spalte  6 
und  7 eingesetzten  Be- 
träge bereits  verrech- 
net worden  sind,  z.  B. 
zu  Spalte  6 : siehe  Vor- 
druck 5, 1 m.  bb,  1. 
Spalte  7.) 


2.  3.  4.  I ö. 


1.  Grundbesitz 

2.  Kapitalien 

3.  Schulden: 

a)  Verzinsung  . . • | 

b)  Tilgung 

4.  Gebühren  und  Straf- 

gelder (einschl.  Jagd-  und 
Angelkarten) I 

ö.  Freiwillige  Beiträge  . 
6.  Legat-  und  Stiftungs-  | 


zinsen 


7.  Indirekte  Steuern,  als : || 

a)  Besitzwechselab- 

gaben  

b)  Lustbarkeitsab- 
gaben   

c)  Hundesteuer  . . j. 

8.  Schankgewerbe-Steuer  ii 

u.  Abgabe  vom  Bräunt-  j| 
weinhandel |- 

9.  Armenunterstützungen  ii 

aller  Art  einschließlich  l| 
Erstattung  von  und  an  j 
andere  Armenverbände  j 
(Unterstützungs  - Wohnsitz- 
Gesetz)  

10.  Besoldungen 

11.  Sonstiger  Verwaltungs- 


aufwand 


Seitenbetrag 
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I 


I 

I 


t 


\ 


I 


I 


! 

Gegenstand 

(Konto) 

^ Einnahmen 

g Ausgaben  i 

ca  ' 

o 

m 

u 

o 

Xi 

0 
; M. 

. - . 1 

g Fehlbetrag 

Unter  den 
Einn.  Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nochmals  i 
verrechnet  wer- 
den, in  Höhe  von 

1 

M.  ' M. 

Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten,  bei 
welchen  die  in  Spalte  0 
und  7 eingesetzten  Be- 
träge bereits  verrech- 
net worden  sind,  z.  B. 
zu  Spalte  6 : siehe  Vor- 
druck 5, 1 m.  bb.  1. 
Spalte  7.) 

1. 

2. 

3. 

! 4. 

1 5. 

i 6.  i 7. 

; 8. 

Übertrag 


12.  Armenanlagen  . . . 

13.  Zuschuß  aus  der  Stadt- 
kasse   

14.  Zuschuß  aus  anderen 
Kassen,  und  zwar: 


zusammen 


Die  nach  Abzug  des  Überschußbetrags  (Spalte  4)  vom  Fehl- 
beträge (Spalte  5)  sich  ergebende  Mehrausgabe  von 

ist  gedeckt  worden  durch 

a)  einen  bei  Beginn  des  Jahres  vorhandenen  Kassenbestand  . . 

b)  Übei*wei8ung  eines  Betrags  aus  den  Sparkassenüberschüssen  . 

c)  


M. 

M. 

M. 

M. 


2,  Außerordentliche  Ausgaben  und  deren  üeckungsiuittel. 


Ausgaben 

M. 

Die  Mittel  dazu 
sind  entnommen  worden  aus: 

1.  Außerordentliche  Schuld entil-  i 
gung  (in  Vordruck  4,  S.  4 bei 
III.  4.  Spaltes  mit  nachweisen)  ' 

9 

j 

1 

1 

^ . \ 

1 

1 

t 

1 

1 

1 

) 

1 

zusammen 


Königreich  Sachsen 

Vordruck  7 


Amtshauptmannschaft 


Gemeinde 


Übersicht  über  die  Einuahmen  und  Ausgaben  im  Rechnung 

(Hierunter  sind  die  Brutto-Einnahmen  und  Brutto-Ausgaben  zu 

III,  Schulgemeinde. 

1.  Ordentliche  Einuahmen  und  Ausgaben. 


Unter  den 
Einn.  Ausg. 

sind  Beträge,  die 
auf  anderen  Kon- 
ten (bei  anderen 
Kassen)  nochmals 
verrechnet  wer- 
den, in  Höhe  von 


Bemerkungen 

( ÄJagabe  der  Konten,  bei 
welchen  die  in  Spftlte  6 
und  7 eingesetzten  Be- 
träge bereits  verrech- 
net worden  sind,  z.  B. 
zu  Spalte  6:  siehe  Vor- 
druck 5,1  m.  bb.  1. 
Spalte  7.) 


1.  Grundbesitz 

2.  Kapitalien 

3.  Schulden: 

a)  Verzinsung.  . . 

b)  Tilgung  . . . . i 

4.  Besoldungen  und  son- 

stigerPersonalaufwand 

5.  Aufwand  für  Inventar 
und  Lehrmittel  . . . 

6.  Mietzinsen  für  Schul- 
räume   

7.  Sonstiger  sachlicher 

Aufwand  (einschl.  Hei- 
zung, Beleuchtung,  Bei- 
nigung  und  Unterhaltung 
der  Gebäude) 

8.  Gesundheitspflege  für 

Schulkinder  (einschließ- 
lich Schulärzte)  . . . . 

9.  Legat-  und  Stiftungs- 

zinsen 

10.  Überwiesene  Grund- 
steuer   

11.  Schulgeld 

12.  Sonstige  Gebühren  so- 
wie Strafgelder  . . 
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Gegenstand 

(Konto) 

^ Einnahmen 

d 
1 o 

cS 

bO 

CO 

d 

M. 

S Überschuß 

* I 

g Fehlbetrag 

Unte 

Einn. 

sind  Be 
auf  and« 
ten  (bei 
Kai^sen) 
yerrech 
den,  in 

M. 

r den 
Ausg. 

trAge,  die 
2ren  Kon- 
anderen 
nochmals 
net  wer- 
Hbhe  von 

|_  M. 

Bemerkungen 

(Angabe  der  Konten,  bei 
welchen  die  in  Spalte  6 
und  7 eingesetzten  Be- 
träge bereits  verrech- 
net worden  sind,  e.  B. 
zu  Spalte  6 : siehe  Vor- 
druck 5,  1.  m.  bb.  1. 
Spalte  7.) 

1. 

1 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

Übertrag 

13.  Besitzwechselabgaben 

14.  Sonstige  indirekte 

Steuern 

• ••  9 

i 

1 

1 

1 . . . . 

1 

15.  Schulanlagen  .... 

16.  Zuschuß  aus  der  Stadt- 
kasse   

17.  Fortbildungsschule . . 

18 

19 

zusammen 

j 

Eassenbestand  bei  Beginn  des  Jahres  19  ...  . M, 

Überweisung  aus  den  Überschüssen  der  Sparkasse  .....  M. 


2.  Außerordentliche  Ausgaben  und  deren  Deckungsmittel. 


Ausgaben 

M. 

Die  Mittel  dazu  sind  ent- 
nommen worden  aus: 

1.  Neubau  von  Schulen 

1 

2.  Außerordentliche  Schuldentilgung  (in 
Vordruck  4,  S.  4 bei  III.  4.  Spalte  4 
mit  nachweisen).  . . , 

3 

zusammen 

1 

Lebenslanf. 

Ich,  Friedrich  August  Adolf  Liebers,  ev.-luth.  Konfession,  wurde 
am  24.  April  1887  in  Leipzig  als  Sohn  des  damaligen  Bureauassistenten 
im  Königlichen  Kreissteuerrätlichen  Amte  Franz  Emil  Liebers  geboren. 
Von  Ostern  1893  bis  Ende  Juni  1895  besuchte  ich  zunächst  ein  Jahr 
lang  die  Volksschule  in  Leipzig -Volkmarsdorf,  dann  die  Höhere  (I.) 
Bürgerschule  in  Leipzig.  Hierauf  genoß  ich  in  Dresden  ly^  Jahre  in 
der  IX.  Bürgerschule  und  von  Ostern  1897  bis  Michaelis  1898  im  Annen- 
realgymnasium  Unterricht.  Zu  letzterem  Zeitpunkte  trat  ich  in  das  Real- 
gymnasium zu  Freiberg  über,  welches  ich  Ostern  1907  mit  dem  Reife- 
zeugnis verließ.  Der  wiederholte  Wechsel  der  Schule  war  veranlaßt 
durch  die  Versetzungen  meines  Vaters.  Nach  dem  Abgänge  vom  Real- 
gymnasium zu  Freiberg  bezog  ich  die  Universität  Leipzig,  wo  ich  mich 
besonders  staatswissenscbaftli eben,  statistischen  und  geographischen  Stu- 
dien widmete.  Im  Oktober  1907  legte  ich  bei  dem  Königlichen  Steno- 
graphischen Landesamte  die  staatliche  Stenographielehrerprüfung  ab, 
und  im  Landtage  1907/08  bin  ich  während  der  Etatberatungen  als  Hilfs- 
stenograph tätig  gewesen. 

Während  meiner  Studienzeit  an  der  Universität  Leipzig  besuchte 
ich  die  Vorlesungen  der  Herren  Professoren  Binding,  Brandenburg, 
Bücher,  Doren,  Eulenburg,  Friedrich,  Häpe,  Hasse,  Heinze,  Kötzschke, 
Lamprecht,  Partsch,  Plenge,  Schmid,  Stieda,  Weule,  Wundt,  im  Winter- 
semester 1908/09  und  im  Sommersemester  1909  allerdings  infolge  einer 
Nervenerkrankung  nur  unregelmäßig.  Vom  dritten  Studiensemester  ab 
bin  ich  Mitglied  der  Vereinigten  Staatswissenschaftlichen  Seminare  ge- 
wesen und  habe  daselbst  an  den  Übungen  der  Herren  Professor  Dr. 
Schmid  (Abteilung  für  Statistik  und  Verwaltungslehre),  Professor  Dr. 
Plenge  (theoretische  und  praktische  Abteilung)  und  Handelslehrer  Dr. 
Pape  (Abteilung  für  Buchführung  und  für  Bankbetrieb)  teilgenommen. 
Auch  beteiligte  ich  mich  an  den  Übungen  des  Herrn  Geheimen  Hofrat 
Professor  Dr.  Partsch  im  Geographischen  Seminar. 

Außer  den  genannten  Herren  Professoren  bin  ich  noch  dem  König- 
lichen Statistischen  Landesamte  zu  Dresden,  insbesondere  dessen  Direktor 
Herrn  Geheimen  Regierungsrat  Dr.  Würzburger,  für  gütige  Aushän- 
digung des  Zahlenmaterials  zu  den  dieser  Arbeit  beigefügten  Tabellen, 
sowie  den  Herren  Kreishauptmann  a.  D.  Wirkl.  Geh.  Rat  von  W^elck, 
Exzellenz,  Geheimen  Regierungsrat  Professor  Dr.  Häpe,  Sekretär  Gatsche 
an  der  Königlichen  Kreishauptmannschaft  Leipzig  und  Stadthauptbuch- 
halter Kunze  in  Leipzig  für  gefällige  Überlassung  von  Akten  und  son- 
stigen Unterlagen  sowie  für  Auskunftserteilung  in  verschiedenen  ver- 
waltungstechnischen Fragen  zu  großem  Dank  verpflichtet.  Ganz  beson- 
ders sei  aber  Herrn  Professor  Dr.  Schmid,  bei  dem  ich  während  fünf 
Semestern  das  Amt  des  Famulus  zu  verwalten  die  Ehre  hatte  und  von 
dem  ich  die  erste  Anregung  zu  dieser  Arbeit  empflng,  der  ihr  aber  auch 
wohlwollende  Förderung  zuteil  werden  ließ,  an  dieser  Stelle  mein  ehr- 
erbietigster Dank  dargebracht. 
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